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Vorbemerkungen 

zum  ersten  Band. 


Nach  Fertigstellung  des  Manuskripts  und  Übernahme  desselben 
durch  den  Verlag  verzögerte  sich  infolge  ausserhalb  der  Sache  gelegener 
Umstände  die  Drucklegung  der  Arbeit.  Um  nun  mit  der  Herausgabe 
nicht  noch  länger  — bis  zum  erfolgten  Druck  des  Ganzen  — zuwarten 
zu  müssen,  haben  sich  Verfasser  und  Verlag  entschlossen,  vorläufig  den 
ersten  Band  der  Arbeit  abgesondert  erscheinen  zu  lassen.  Der  zweite, 
ungefähr  gleich  starke,  Band  befindet  sich  bereits  im  Druck.  Leider 
war  es  infolge  der  erwähnten  Momente  dem  Verfasser  nicht  möglich, 
die  inzwischen  erschienenen  Arbeiten  von  Ehinger-Kimmig  und  Polag 
in  seinen  Darlegungen  noch  zu  berücksichtigen. 

Ausführliche  Vorbemerkungen  behält  der  Verfasser  sich  für  die 
Herausgabe  des  zweiten  Bandes  vor.  Betreffs  der  Anordnung  des 
Ganzen  aber  möchten  einige  Worte  schon  hier  am  Platze  sein. 

Enthält  der  erste  Band  die  eingehenden  Untersuchungen  über  die 
Gründe  der  Strafbarkeit  unseres  Verbrechens  und  über  das  Wesen  der 
Tat,  so  soll  der  zweite  Band  die  Erörterungen  über  Subjekt  und  Objekt 
der  Tat,  Arten  und  Mittel  ihrer  Verübung,  Versuch,  Teilnahme  und 
die  sonstigen  hiehergehörigen  Fragen  bringen. 

Die  verschiedene  Ausdehnung  der  einzelnen  Gebiete  bringt  eine 
mitunter  auffallend  verschiedene  Ausdehnung  auch  der  sie  behandelnden 
Teile,  Kapitel  usw.  mit  sich.  Der  Verfasser  glaubte  jedoch  im  Inter- 
esse der  übersichtlichen  Zusammenstellung  innerlich  zusammengehöriger 
Darlegungen  diesen  Formfehler  ebenso  in  Kauf  nehmen  zu  sollen,  wie 
die  sich  aus  der  gewählten  Anordnung  des  historischen  Stoffs  ergeben- 
den, S.  19/20  dieses  Bandes  besprochenen,  Mängel. 
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Eine  eingehende  Erörterung  betreffs  der  in  dieser  Arbeit  ausser 
Betracht  gelassenen  Bewirkung  einer  Fehl-  oder  Frühgeburt  oder 
Perforation  des  lebenden  Kindes  infolge  ärztlicher  Indikation  soll  in 
einer  selbständigen  Abhandlung  folgen. 

Wien,  am  10.  September  1910. 


Der  Verfasser. 
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Rein,  Das  Criminalrecht  der  Römer  von  Romulus  bis  auf  Justinianus.  1844. 

R i v i e r c , Frankreich.  In  „Die  Strafgesetzgebung  der  Gegenwart  in  rechtsverglei- 
chender Darstellung“.  I.  Band,  1894. 

v.  Rosen  Kathinka,  Deutsche  Frauen  in  die  Front!  1910. 

v.  Rosen  Kathinka,  Über  den  moralischen  Schwachsinn  des  Weibes.  II.  Aufl. 
1904.  (Zitiert:  K.  v.  Rosen,  Weib.) 

Rosenberg  Emil,  Die  Wirkung  des  § 1708  b.  G.-B.  In  „Deutsche  Juristeu- 
zeitung“.  VIH.  Bd.,  1903. 

Rosshirt,  Lehrbuch  des  Kriminalrechts  nach  den  Quellen  des  gemeinen  deutschen 
Rechts.  1821. 

Rotering,  Die  chirurgische  Operation,  insbesondere  die  Perforation,  als  Ausnahme 
von  der  Norm.  In  Go  lt  dämm  er ’s  „Archiv  für  Strafrecht“.  Bd.  XXX,  1882. 

Rubo,  Kommentar  über  das  Strafgesetzbuch  für  das  deutsche  Reich.  1879. 

Riidorff,  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  IV.  Aufl.  von  Stenglein,  1892. 

Runge,  Lehrbuch  der  Geburtshilfe.  V.  Aufl.,  1899. 

Sanders,  Handwörterbuch  der  deutschen  Sprache.  II.  Aufl.,  1878. 

Schanz,  Geschichte  der  römischen  Literatur  bis  zum  Gesetzgebungswerk  des 
Kaisors  Justinian.  III.  Teil.  II.  Aufl.,  1905. 

Scheffczyk,  Die  primären  und  die  Dauererfolge  der  künstlichen  Frühgeburt  bei 
engem  Becken.  In  „Archiv  für  Gynäkologie“.  Bd.  LXXV,  1905. 

Schneickert,  Das  Verbrechen  der  Abtreibung  und  die  Reform  des  Strafrechts. 
In  Gross’  „Archiv“.  Bd.  XVIII,  1905. 

Schmoller,  Grundriss  der  allgemeinen  Volkswirtschaftslehre.  I.  Teil.  IV.— A I. 
Aufl.,  1901. 

Scho  eil,  Legis  duodecim  tabularum  reliquiae.  1866. 

Schopenhauer,  Die  beidon  Grundproblemo  der  Ethik.  II.  Über  das  Fundament 
der  Moral.  II.  Aufl.,  1860.  (Zitiert:  Schopenhauer,  Moral.) 

Schopenhauer,  Metaphysik  der  Geschlechtsliebe.  Ausgabe  Berlin  ohne  Jahreszahl. 

Schopenhauer,  Parerga  und  Paralipomena.  III.  Aufl.,  1874.  (Zitiert:  Schopen- 
hauer, Parerga). 
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Schröter  Johann  Christian  Konrad,  Vermischte  juristische  Abhandlungen. 
II.  Band,  1786. 

Schütze,  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts.  II.  Aufl.,  1874. 

Schultzenstein,  Das  Abtreibungs  verbrechen  in  Frankreich.  In  „Zeitschrift  für 
vergleichende  Rechtswissenschaft“.  Bd.  XVII.,  1905. 

Schultzenstein,  Die  Beseitigung  des  keimenden  Lebens.  In  „Gesetz  und  Recht.“ 
VH.  Jahrgang,  1906.  (Zitiert:  Schultzenstoin,  Beseitigung.) 

Schuster  Ernst,  Grossbritannien.  In  „Die  Strafgesetzgebung  der  Gegenwart  in 
rechtsvergleichender  Darstellung“.  I.  Band,  1894. 

Schu wicht,  Über  die  Zulässigkeit  des  Kaiserschnitts.  In  Stark’s  „Archiv  für  die 
Geburtshilfe“.  Bd.  V,  zweites  Stück,  1793. 

v.  Schwarze,  Kommentar  zum  Strafgesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich.  V.  Aull., 
1884. 

Seignette,  Code  musulman  par  Khalil8)  1878. 

Servin,  Über  die  peinliche  Gesetzgebung.  Aus  dem  Französischen  übersetzt  und 
mit  Anmerkungen  begleitet  von  Grüner.  1786. 

Siegert,  Die  Unkeuschheit.  Ohne  Jahreszahl. 

Simons,  Leerboek  van  het  Hederlandsclie  Strafrecht.  II.  Deel.  1907. 

Sippel,  Über  die  Berechtigung  der  Vernichtung  des  kindlichen  Lehens  zur  Rettung 
der  Mutter.  1902. 

Sontag,  Besprechung  von  Hugo  Meyer ’s  Lehrbuch  des  deutschen  Strafrechts. 
In  „Kritische  Vierteljahresschrift  für  Gesetzgebung  und  Rechtswissenschaft“. 
Bd.  XIX,  1877. 

Spangenberg,  Über  das  Verbrechen  der  Abtreibung  der  Leibesfrucht.  In  „Heues 
Archiv  des  Krhninalrechts“.  Bd.  H,  1818. 

Stammler,  Darstellung  der  strafrechtlichen  Bedeutung  des  Hotstandes.  1878. 

Stammler,  Über  die  Methode  der  geschichtlichen  Rechtstheorie.  In  „Festgabe 
zu  Bernhard  Windscbeid’s  50-jähr.  Doktorjubiläum“.  1880.  (Zitiert:  Stamm- 
ler, Methode.) 

Stark  Job.  Christ.,  Beantwortung  eines  Briefes  über  eine  der  wichtigsten  und 
delikatesten  Fragen  in  der  Geburtshilfe.  In  Stark’s  „Archiv  für  die  Geburts- 
hilfe“. Bd.  II,  viertes  Stück,  1790. 

Stein  B.,  Der  künstliche  Abortus  im  Lichte  des  Strafgesetzes.  Ohne  Jahreszahl. 

Stenglein,  Kommentar  über  das  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Bayern. 
H.  Band,  1862.  (Zitiert:  Stenglein,  Kommentar.) 

Stenglein,  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Bayern  vom  10.  Hov.  1861. 
1869. 

Stephen,  A digost  of  the  criminal  law.  VI.  Auflage,  1904. 

v.  Sterneck,  Zur  Frage  der  Abtreibung.  In  Gross’  „Archiv“.  Bd.  XXII,  1905. 

Stohhe,  Geschichte  der  deutschen  Rechtsquellen.  I.  Abteilung  1860;  H.  Abteilung 
1864. 

S t o o s 8 , Die  Grundzüge  des  schweizerischen  Strafrechts.  II.  Bd.,  1893.  (Zitiert: 
S t o o s s , Schweiz.) 


®)  14-  Jahrhundert  nach  Christi  Geburt. 
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Strassmann  P.,  Das  Loben  vor  der  Geburt.  Vortrag  vor  der  medizinischen  Ab- 
teilung der  Berliner  freien  Studentenschaft  1902.  Sonderabdruck  aus  . . . ? 

St  ras  s mann,  Referat:  Gorichtsärztliche  Wünsche  mit  Rücksicht  auf  die  bevor- 
stehende Neubearbeitung  der  Strafgesetzgebung  für  das  Deutsche  Reich.  Son- 
derabdruck aus  dom  offiziellen  Berichte  der  dritten  Hauptversammlung  des 
deutschen  Medizinalbeamtenvereines.  1905  (?).  (Zitiert:  Strassmann,  Wünsche.) 

Gräfin  von  Streitberg,  Das  Recht  zur  Beseitigung  keimenden  Lebens.  Ohne 
Jahreszahl. 

Sturmfels  Käthe,  Krank  am  Weibe.  1909. 

Teich  mann,  Über  die  Berechtigung  zur  Vernichtung  des  kindlichen  Lebens  im 
Falle  einer  Psychose  der  Mutter,  jln  „Juristisch-psychiatrische  Grenzfragen“. 
Bd.  III,  Heft  6/7.  1906. 

Temme,  Glossen  zum  Strafgesetzbuche  für  die  Preussischen  Staaten.  1853.  (Zitiert: 
Temme,  Glossen.) 

Temme,  Lehrbuch  des  gemeinen  deutschen  Strafrechts.  1876. 

Temme,  Lehrbuch  des  Preussischen  Strafrechts.  1853.  (Zitiert:  Temme,  preus- 
sisches  Strafrecht.) 

Tertullianus,  Qu.  S.  Fl.,  Apologeticus  adversus  gentes.  Nach  M i g n e ’ s Patrologiae 
cursus  completus,  Series  Latina.  Tomus  I,  Parisiis,  1879.  (1878?) 

Tertullianus,  Qu.  S.  Fl.,  Apologeticus  adversus  gentes.  Ausgabe  Paris  (Guillard), 
1545. 

Tliomsen,  Das  Deutsche  Strafrecht.  Besonderer  Teil.  1907. 

Tiburtius  Franziska,  Drin.,  Was  einer  deutschen  Ärztin  im  Orient  passieren 
kann.  In  „Die  Frau“.  I.  Jahrg.,  1906. 

Tittmann,  Handbuch  der  Strafrechtswissenschaft  und  der  deutschen  .Strafgesetz- 
kunde. II.  Teil,  1807. 

Treitner,  Die  Taufe  im  Mutterleibe  mittelst  dor  Hohlnadel.  In  „Theologisch- 
praktische Quartalschrift“.  LXI.  Jahrg.  1908. 

Wach  en  feld,  Strafrecht.  In  v.  Holt  z endo  rff- Ko  hie  r’s  Enzyklopädie  der 
Rechtswissenschaft.  II.  Bd.,  VI.  Auf!.,  1904. 

Wächtor  Karl  Georg,  Lehrbuch  des  Römisch-Teutschen  Strafrechts.  H.  Teil, 
1826. 

v.  Wächter  K.  G.,  Über  den  Thatbostand  des  Verbrechens  der  Kindosabtreibung. 
In  „Der  Gerichtssaal“  (Stuttgart).  Bd.  XXIX,  1877.  (Zitiert:  v.  Wächter, 
Tatbestand.) 

v.  Wächter  Karl  Georg,  Deutsches  Strafrecht.  Vorlesungen.  Herausgegeben 
von  0.  v.  Wächtor.  1881.  (Zitiert : v.  Wächt  er  , Vorlesungen.) 

Wahl,  Der  Koran  oder  das  Gesetz  der  Moslemen  durch  Muhamined  den  Sohn 
Abdallahs.  1828. 

Wassorschleben,  Die  Bussordnungen  der  abendländischen  Kirche.  1851. 

Weigand,  Deutsches  Wörterbuch.  II.  Band,  IV.  Aufi.,  1882. 

Weinberg,  Die  Vernichtung  des  keimenden  Lebons.  In  dor  Zeitschrift  „Mutter- 
schutz“. Bd.  I.  1905. 

Weiniuger,  Gedanken  über  Geschlechtsprobleme.  Herausgegeben  von  Otto 
Saudek.  (Zitiert:  Weininger,  Probleme.) 
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Weis  Ludwig',  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Königreich  Bayern.  II.  Band,  1865. 

W e t z e r und  AV  o 1 1 e , Kirchenlexikon.  II.  Auflage,  begonnen  von  Hergenrötlier, 
fortgesetzt  von  Kaulen.  12  Bändo,  1882  bis  1901.  (Zitiert:  Wetzer- Welte.) 

Wharton,  A treatise  on  criminal  law.  I.  Band,  X.  Auf!.,  1896. 

Wilda,  Das  Strafrecht  der  Germanen.  1842. 

Wilhelm  Eugen,  Die  Abtreibung  und  das  Recht  des  Arztes  zur  Vernichtung  der 
Leibesfrucht.  In  „Sexualprobleme“.  1909. 

Wittels,  Das  grösste  Verbrechen  des  Strafgesetzes.  In  „Die  Fackel“.  Bd.  VIII, 
1907,  Xr.  219  (unter  dem  Pseudonym  „Avicenna“). 

Wittels,  Die  sexuelle  Not.  1909.  Zitiert:  Wittels,  Not.) 

v.  Zeiller,  Beitrag  zur  Beantwortung  der  Frage,  ob  im  Falle  der  Geburt,  wenn 
das  Kind  nicht  geboren  werden  kann,  die  vom  Geburtshelfer  vorgenommene 
Perforation  des  noch  lebenden  Kindes  als  Tötung  zu  betrachten  sei.  In  Wag- 
ners „Zeitschrift  für  österreichische  Rechtsgelehrsamkeit“.  Jahrg.  1825. 

Zeitschrift  für  Gerichtspraxis  und  Rechtswissenschaft  in  Bayern,  herausgegeben 
von  Stenglein.  VIII.  Band,  1869.  (Zitiert:  Stenglein’s  Zeitschrift.) 

Ziegler  Franz  Viktor,  Die  Teilnahme  an  einem  Verbrechen  nach  P.  G.  0. 
Art.  148.  1845. 

Zürcher,  Zwei  Volksinitiativen  im  Kanton  Zürich  für  und  gegen  die  Abolition. 
In  „Archiv  für  Sozialwissenschaft  und  Sozialpolitik“.  XX.  Band,  1905. 


B.  Motive. 

Motive  zum  französischen  Code  penal  1810. 

Revision  des  Entwurfs  des  Strafgesetzbuchs  von  1843  (Preussen),  II.  Band,  1845.  Motive. 
Motive  zum  preussischen  St.-G.-B.  1851. 

Motive,  1867,  zum  österreichischen  Entwürfe  1867  eines  St.-G.-B. 

Motive  zum  Entwurf  III,  1870,  des  St.-G.-B.  für  den  Norddeutschen  Bund. 

Motive,  1888,  zum  Entwürfe  des  deutschen  b.  G.-B.,  IV.  Band. 

Motive,  1895,  zum  Entwürfe  des  russischen  St.-G.-B. 

Erläuternde  Bemerkungen  zum  Vorentwurf  eines  österreichischen  Strafgesetzbuches 
vom  September  1909  und  zum  Vorentwurfe  des  Einführungsgesetzes.  1910. 
(Zitiert:  Österr.  Erläuterungen.) 


C.  Beratungsprotokolle. 

Beratungsprotokolle  der  zur  Revision  des  (preussischen)  Strafrechts  ernannten 
Kommission  des  Staatsrats.  II.  Teü,  1841,  enthaltend  die  Protokolle  der  Jahre 
1839/1840. 

D.  Entscheidungen. 

I.  Die  Entscheidungen  des  österr.  Obersten  Gerichts-  und  Kassationshofes  sind 
zitiert: 

1.  Nach  der  von  Dr.  R.  Nowak  1876  begründeten  Sammlung  unter  Angabe  von 
Datum  und  Zahl  der  Entscheidung,  Band  und  Ordnungsnummor  der  Sammlung;  die 
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in  dor  „ Neuen  Folge“  der  Sammlung  (1900 — 1908)  enthaltenen  mit  dem  Zusatze 
„N.  F.“  ; 

2.  nach  der  auf  Veranstaltung  Dr.  Jul.  GHaser’a  von  Adler,  Krall  und  v.  Walther 
herausgegebenen  „Sammlung  strafrechtlicher  Entscheidungen  des  Obersten  Gerichts, 
und  Kassationshofs,“  1873  tf. ; ebenso,  mit  Beisetzung  des  Wortes  „Glaser“. 

II.  Die  Entscheidungen  des  Deutschen  Reichsgerichtes  in  Strafsachen  sind 
zitiert: 

1.  Nach  der  Sammlung  „Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Strafsachen“, 
Leipzig,  1880  bis  1908;  unter  Angabe  von  Datum  der  Entscheidung,  Band-  und 
Seitenzahl9)  der  Sammlung; 

2.  nach  der  Sammlung  „Rechtsprechung  des  Deutschen  Reichsgerichts  in  Straf- 
sachen“, München  und  Leipzig,  1879  bis  1888;  ebenso,  mit  Beisetzung  des  Wortes 
„Rechtsprechung“. 

III.  Anderen  Gerichtsentscheidungen  sind  die  Stellen  beigesetzt,  an  welchen 
ich  sie  zitiert  fand. 

9)  Ich  habe  diese  zumeist  übliche  Bezeichnung  beibehalten,  da  viele  Entscheidungen 
schon  unter  diesen  Zahlen  bekannt  sind.  Sonst  hätte  ich  die  Bezeichnung  naoh  der  Ordnungs- 
nummer des  Bandes  vorgezogen. 


II.  Gesetze,  andere  Rechtsquellen 
und  Entwürfe. 


Altertum. 

Code  pönal,  1904. 

Ägypten. 

Amtliche  Übersetzung  ins  Französische, 
1907. 

Codigo  penal,  1886. 

Argentinien. 

Ley  de  reformas  (Nr.  4189),  1903. 

Proyecto  de  codigo  penal,  1904. 

Babylonien. 

Gesetz  des  Hammurabi,  etwa  2250  vor  Ausgabe  von  D.  H.  Müller,  1903. 


Christus. 

Code  penal,  1867. 

Belgien. 

Brasilien. 

Codigo  penal,  1890. 

Ausgabe  von  Autran,  Y.  Auf!.,  1904. 
Freundlichst ins  Deutsche  übertragen 
vom  brasilianischen  Konsul  Herrn  Paul 
Th.  Fritz  in  Berlin. 

Strafgesetzbuch,  1896. 

Bulgarien. 

Deutsch  von  Krüger,  1897,  und  von 
Toichmann,  1897. 

Codigo  penal,  1889. 

Chile. 

Deutsche  Übersetzung  von  Hartwig, 
1900,  und  Urtext. 

Ta-Tsing-Lü-Li,  1727. 

China. 

Nach  Krebs,  1899. 

Codigo  penal,  1880. 

Costa  Rica. 

Nach  Eisenmann,  1899. 
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Dänemark. 

Strafgesetzbuch,  1866.  Deutsch  von  Bittl,  1901. 

Deutschland. 


Lex  Alamannorum  (628 — 638). 

Leges  Anglicao  (871 — 901). 

Lex  Bajuvariorum  (7.  Jahrh.). 

Friesen. 

Langobarden. 

Edictus  Rotbari  (643). 

Lex  Ripuariorum. 

Lex  Salica  (6.  Jahrh.). 

Lex  Visigothorum. 

* 

Fränkische  Kapitularien  (8.  u.  9.  Jahrh.). 
Sachsenspiegel  (1215 — 1235). 


Schwabenspiegel  (1273 — 1283) , Land- 
rechtsbuch. 

C.  C.  Bambergensis,  1507, 

C.  C.  Brandenburgica,  1516, 

C.  C.  Carolina,  Projekt  I.,  1521, 

Projekt  II.,  1529, 
Halsgerichtsordnung  1532. 

Hessen.  Verordnung  1554. 

Sachsen.  IV.  Konstitution  des  Kurfürsten 
August,  1572. 

Lübeck.  Statuta  und  Stadtrecht. 

Mühlhausen.  Statuta  und  Willkühr  der 
Reiches  Stadt  Mühlhausen,  1692. 

Preussen.  Edikt  des  Grossen  Kurfürsten 
vom  30.  1.  1686. 

Preussen  und  Brandenburg.  Ordnung, 
wornach  [die  Hebammen  sich  zu  ver- 
halten haben,  vom  30.  8.  1693. 

Kurpfalz.  Churfürstlicher  Pfaltz  bey 

Rhein  Ernewert  und  Verbessertes 

Land-Recht,  Weinheim  1700. 


Nach  Osenbrüggen,  Alamann.  Straf- 
recht, S.  228. 

Nach  Lewin,  S.  77. 

Nach  Lewin,  S.  74. 

Nach  Wilda,  S.  721/722. 

Nach  Lewin,  S.  73  und  Köhler, 
Statuten  S.  334. 

Nach  Köhler,  Statuten  8.  334. 

Nach  Lewin,  S.  73. 

Ausgabe  von  Behrend,  1874. 

Nach  Lewin,  S.  75. 


Nach  der  Ausgabe  von  Boretius,  1883 
und  1890. 

Auffs  newe  vbersehen,  mit  Summariis  und 
newen  Additionen  (etz.  etz.)  durch  den 
hochgelahrten  Herrn  ChristoffZobel 
Leipzig,  1595. 

Ausgabe  von  Gen  gier,  II.  Auf!.,  1875. 


Ausgabe  von  Zoepfl,  II.  Aufl.,  1876. 


Nach  v.  Fabrice-Weber,  S.  125. 
Nach  Carpzov,  S.  1303. 

Auffs  neue  wiederumb  gedrucket  1680. 


Nach  Mylius,  C.  C.  Magd.,  VI.  Teil, 
S.  85/86. 

Nach  Mylius,  V.  Teil,  IV.  Abteilung, 
I.  Kapitel,  S.  54 — 59. 
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Preussen.  Edikt  König  Friedrich  Wil- 
helm’s  I.  vom  22.  11.  1723. 

Preussen.  Ordinationes  medicae  Bo- 
russicae. 

Kursächsisches  Mandat  vom  14.  10.  1744. 

Bayern.  Codex  iuris  Bavarici  crimi- 
nalis  1751. 

Kurhessische  Medizinalordnung  vom  10. 


Nach  Mylius,  II.  Teil, 
S.  133/134. 

Nach  Löwin,  S.  80. 


Nach  Lewin,  S.  81. 


III.  Abteilung, 


7.  1830. 


* 


* 


* 


Die  Partikular- Strafgesetzbücher  für: 
Baden,  1845. 

Bayern,  1813. 

1861. 

Braunschweig,  1840. 

Hamburg,  1869. 

Hannover,  1840. 

Hessen,  1841. 

Lübeck,  1863. 

Nassau,  1849. 


Oldenburg,  1814. 

Preussen,  allgem.  Landrecht  1794. 
Entwurf  1830. 


Sachsen, 


* 1845. 

Strafgesetzbuch  1851. 
Entwurf  1816. 


Strafgesetzbuch  1838. 


yt 

•n 


1855. 

1868. 


Sachsen-Altenburg,  Strafgesetzbuch  1841. 
Sachsen  - Koburg  - Gotha,  Strafgesetzbuch 
1850. 

Thüringen.  Strafgesetzbuch  für  die  thü- 
ring’schen  Staaten  1850  bezw.  1851 
und  1852. 

"Württemberg,  Strafgesetzbuch  1839. 


Mit  Ausnahme  der  Strafausmasse  sowie 
der  Titel-  und  Artikelnummem  wört- 
lich gleich  wie  Hessen  1841. 


Mit  den  gleichen  Artikelnummern  wörtlich 
gleich  wie  Sachsen  1855. 


* 


* 


* 


Strafgesetzbuch  für  den  Norddeutschen 
Bund,  1870. 
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Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich, 
1871. 

Vorentwurf  zu  einem  Deutschen  Straf- 
gesetzbuch, 1909. 

* 

Strafprozessordnung,  1877. 

Bürgerliches  Gesetzbuch,  1896. 
Dienstanweisung  für  die  Hebammen  im 
Königreich  Preussen,  1904. 


Ecuador. 

Codigo  penal,  1873,  in  der  Fassung  von  Den  neuen  Codigo  penal  von  1906  zu 
1890.  erhalten,  war  mir  trotz  mehrfacher  Be- 

mühung nicht  möglich. 


Fleta  (Ende  des  13.  Jahrhunderts). 
Common  law. 

Ellenborough  act,  1803. 

OfFences  against  the  person  act,  1861. 
Verschiedene  Gesetze  und  acts. 

Entwürfe : 

Criminal  Code  (Indictable  Offences)  Bill 
(Bill  117),  1879. 

Criminal  Code  (Indictable  Offences)  Bill, 
as  amended  in  committee  (Bill  170)  1879. 
Criminal  Code  (No.  2)  BiU  (Bill  47)  1880. 


England. 

Nach  Lewin,  S.  77. 

Nach  Disney-Gundry  und  Stephen. 


Mit  den  gleichen  sections-Nummern  wört- 
lich gleich  der  Bill  117. 


Strafgesetzbuch,  1889. 


Coustumes. 

Edikte. 

Code  pönal,  1791. 
* * 1810. 


Altertum. 

Iloivinoq  vo/ioi;,  1834. 


Finnland. 

Deutsch  von  Oeghvist,  1891. 
Frankreich. 

Nach  Schultzenstein. 


Griechenland. 

Amtliche  Übersetzung  ins  Deutsche, 
1834. 


Code  pönal,  1873. 


Haiti. 
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Vorentwurf,  1899. 
Entwurf,  1903. 
Strafgesetzbuch,  1907. 

Japan. 

Deutsch  von  Assataro  Okada,  1899. 
Deutsch  von  Lönholm,  1903. 

Englisch  von  Lönholm,  1907. 

„Graugans“,  1258 — 1271. 

Island. 

Hin  forna  lögbök  Islendinga  sem  nefnist 
Gragäs.  Codex  juris  Islandorum  anti- 
quissimus,  qui  nominatur  Gräg&s.  Ab 
J.  F.  G.  Schlegel  conscripta.  Pars  II. 
Havniae,  1829. 

Italien. 

Statuten,  12. — 16.  Jahrhunders.  Nach  Köhler,  Statuten. 


Codice  penale,  1859. 
» » 1889. 

Ausgabe  von  Crivellari,  1889. 

Bibel. 

Jüdisches  Recht. 

Vulgata,  Ratisbonae  1883. 

Deutsch  von  Martin  Luther,  Ausgabe 
Frankfurt  1765. 

Code  criminel,  1892. 

Kanada. 

Corpus  iuris  canonici. 

Kanonisches  Recht. 

Ausgabe  Rieht e r - Fri  edb  erg  , 1879 
und  1881. 

Bussordnungen,  Bullen  etz. 

Codigo  penal,  1890. 

Kolumbia. 

Kongostaat 

Code  penal,  1880,  in  der  Fassung  von  1896.  Ausgabe  von  Louwora,  1905. 


Code  pönal,  1879. 
Strafgesetzbuch,  1847. 

Luxemburg. 

Mit  den  gleichen  Artikelnummern  wört- 
lich gleich  wie  Belgien  1867. 

Massachussets. 

Nach  Mittermaier,  „Versuch“,  S.  45. 

Strafgesetzbuch,  1847. 
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Strafgesetzbuch,  1871. 

Mexiko. 

Deutsche  Ausgabe  der  „Zeitschrift  für  die 
gesamte  Strafrechtswissenschaft“,  1894. 

Koran. 

Mohammedanisches  Hecht. 

Deutsche  Ausgabe  von  Wahl,  1828. 

Code  musulman  de  Khalil  (14.  Jahrh.).  Seignette  1878. 


Code  pönal,  1874. 

Monaco. 

In  unserer  Materie  gleichlautend  dem 
französischen  Code  pönal  1810. 

Strafgesetzbuch,  1906. 

Montenegro. 

Freundlichst  ins  Deutsche  übertragen  vom 
Hauptmann-Auditor  Herrn  M i s d r a g 
Atsch imowitsch  aus  Belgrad. 

Criminal  code,  1893. 

Neuseeland. 

Nach  Buresch  S.  307,  und  Radbruch 
S.  169. 

Newgork. 

Penal  code  of  the  state  of  New  York,  1881.  Ausgabe  von  Parker,  1904. 


Strafgesetzbuch,  1809. 
Strafgesetzbuch,  1881. 

Niederlande. 

Nach  v.  Fabrice- Weber  S.  26. 
Deutsch  von  Teichmann,  1881. 

Gesetz  vom  18.  2.  1897. 

Nordamerika  ( TJ . S.). 

Nach  Rothe  („Zeitschrift  für  die  ge- 
samte Strafrechtswissenschaft“,  Bd.  26, 

1906,  S.  577). 

Entwurf  (Report  of  the  Commission  to 
reviso  and  codify  the  criminal  and 
penal  laws  of  the  united  States),  1901. 


Strafgesetzbuch,  1842. 

Norwegen. 

Deutsch  von  Thaulow,  1843. 

Allgemeines  bürgerliches  Strafgesetz,  1902.  Deutsch  von  Rosenfeld  und  Urb  ye, 1904 

Österreich. 

Landtsordnung  der  fürstlichen  Grafschaft 
Tirol,  26.  4.  1532. 

Nowe  peinliche  Landtgerichtsordnung  in 
Oesterreich  u.  d.  Enns  Ferdinand’s  III., 

30.  12.  1656. 
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.Neue  Landgerichtsordnuug  für  Oberöster- 
reich Leopold’s  I.,  14.  8.  1675. 

Neue  peiuliche  Halsgerichtsordnung  Jo- 
sefs I.,  16.  7.  1707. 

Constitutio  criminalis  Theresiana,  31.  12. 


1768. 

Reformvorschläge  dor  Kompilationskoni- 
mission, 1781. 

Entwurf  Keess,  1781. 

Revidierter  Entwurf  Keess,  1783. 

Entwurf  Keess-Sonnenfels,  12.  3.  1783. 
Bericht  der  Kompilationskommission,  31. 
1.  1785. 

Allgemeines  Gesetz  über  Yerbrechen,  und 
derselben  Bestrafung  (Josef  II.),  13. 
1.  1787. 

I.  Entwurf  Haan,  12.  1.  1793. 

Derselbe  Entwurf  nach  der  Änderung 
durch  die  Beratungskommission  am  9. 
3.  1793. 

H.  Entwurf  Haan,  4.  1.  1794. 
Strafgesetzbuch  für  Westgallizien,  1796. 
Beschlüsse  der  Beratungskommission,  1802. 
Strafgesetzbuch,  3.  9.  1803. 
Strafgesetzbuch,  27.  5.  1852. 

Entwurf,  1867. 

Entwurf,  1891. 

Dienstesvorschriften  für  Hebammen.  Ver- 
ordnung vom  10.  9.  1897. 

Yorentwurf  zu  einem  Strafgesetzbuch,  1909. 
Gesetz,  betreffend  die  Abwehr  und  Til- 
gung von  Tierseuchen,  vom  6.  8.  1909. 
Strafprozessordnung,  23.  5.  1873. 

* 

Bürgerliches  Gesetzbuch,  1812. 


Nach  Hoegel  S.  148  und  149. 
Nach  Hoegel  S.  155. 

Nach  Hoegel  S.  168. 

Nach  Hoegel  S.  168. 

Nach  Hoegel  S.  181  und  182. 


Nach  Hoegel  S.  193  und  194. 

Nach  Hoegel  S.  199. 

Nach  Hoegel  S.  202. 

Nach  Hoegel  S.  221. 


* 


* 


Indian  penal  code,  1860. 


Ostindien. 

Ausgabe  von  Mayne,  1896. 


Cödigo  penal,  1880. 


Paraguay. 


Parsisches  Recht. 

Zend-Avesta  (etwa  600  v.  Chr.)  Deutsche  Ausgabe  v.Kleuker,  1776/1777; 

englische  Ausgabe  von  Darmesteter, 
1880  und  1883. 
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C6digo  penal  del  Peru,  1862. 


Peru. 


Strafgesetzbuch,  1886. 


Penal  code,  1899. 


Portugal. 

Deutsch  von  Zander,  1903. 
Queensland. 


Römisches  Recht. 


Leges  regiae  (715—672  v.  Chr.  ?). 

Lex  duodecim  tabularum.  451  v.  Chr. 
Institutionum  et  regularum  iuris  Romani 
syntagma. 

Corpus  iuris  civilis. 


Nach  Lewin  S.  55. 

Ausgabe  von  Schoell,  1866. 

Ausgabe  von  Gneist,  II.  Auf!.,  1880. 
Ausgabe  der  Fratres  Kriegelii,  XVI. 
Aufl.,  ohne  Jahreszahl. 


Rumänien. 


Codul  penal,  1864,  mit  Abänderung  von 
1867.  (Die  weiteren  Abänderungen 
haben  auf  unsere  Frage  keinen  Bezug.) 


Ausgabe  von  Ilamangiu  und  Sotir, 
1903,  freundlichst  ins  Doutsche  über- 
tragen von  Herrn  Dr.  phil.  Deme- 
trius Gusti  aus  Jassy. 


Russland. 


Strafgesetzbuch,  1649. 

Allgem.  Gesetzbuch,  1842. 

Gesetzbuch  der  Kriminal-  u.  Korrektions- 
strafen, 1845. 

Gesetzbuch  der  Kriminal-  u.  Korrektions- 
strafen, 1866. 

Strafgesetzbuch,  1903. 


Gutalagh  (Rechtsbuch  der  Insel  Gothland, 
11.  oder  Anfang  des  12.  Jahrh.). 
Wostgothländisches  Gesetzbuch  (12.  Jahr- 
hundert). 

Ostgothländisches  Gesetzbuch  (13.  Jahr- 
hundert). 

Uplandisches  Gesetzbuch  (13.  Jahrh.). 
Strafgesetzbuch,  1864. 


Nach  Horch  S.  33/34. 

Nach  Horch  S.  34. 

„Nach  dem  Russischen  Originale  übersetzt 
in  der  Zweiten  Abtheilung  Seiner  Kaiser- 
lichen Majestät  Eigener  Kanzellei“,  1846. 

Ebenso,  1866. 

Französisch  von  E b er  lin , 1906 ; D eutsch 
von  Bernstein,  1908. 


Nach  W i 1 d a S.  46. 


Nach  Wilda  S.  26/27. 

Amtliche  Übersetzung  ins  Französische, 
1866. 


Schweden. 
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Schweiz. 


Die  Partikular-Strafgesetzbüchor  für: 


Aargau, 

1857. 

Appenzell-Ausserrhoden, 

1878. 

Appenzell-Innerrhoden, 

1899. 

Bern, 

1866. 

Basel, 

1846. 

Basel-Stadt, 

1872. 

Basel-Land, 

1873. 

Freiburg, 

1868. 

Genf, 

1874. 

Glarus, 

1867/1868. 

Graubünden, 

1851. 

Luzern, 

1906. 

Neuenburg, 

1891. 

Obwalden, 

1864. 

St.  Gallen, 

1885. 

Schaffhausen, 

1859. 

Schwyz, 

1881. 

Solothurn, 

1885. 

Tessin, 

1873. 

Thurgau, 

1868. 

Waadt, 

1843. 

Wallis, 

1858. 

Zug, 

1876. 

Zürich, 

1871, 

in  der  Ausgabe  von  1897. 


Nach  Temme,  preuss.  Strafrecht  S.  813. 

Einschliesslich  der  Paragraphen-Nummern 
wörtlich  gleich  wie  B a s e 1 - S t a d t 1872. 


Ausgabe  von  Benz-Zürcher,  m.  Aufl., 
1898. 


Yorentwurf  zu  einem  Schweizerischen 
Strafgesetzbuch,  1903. 

Yorentwurf  zu  einem  Schweizerischen 
Strafgesetzbuch,  1908. 

* * 

* 

Zivilgesetzbuch,  1907. 

San  Marino. 

Codice  penale,  1865. 

Schottland. 

Common  law.  Nach  Macdonald. 


Cödigo  penal,  1870. 


Spanien. 
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Sudan  penal  code,  1899. 

Sudan. 

Mit  unbedeutender  stilistischer  Ände- 
rung betreffs  der  Strafmasse  und  Ver- 
schiedenheit der  sections-Nummern 
wörtlich  gleichlautend  dem  Indian 
penal  code  v.  J.  1860. 

Ponal  code,  1895. 

Texas. 

Ausgabe  von  White,  1897. 

Neue  Criminalordnung,  1786. 

Toskana. 

Nach  Lewin  S.  82. 

Strafgesetzbuch,  1858. 

Türkei. 

Französisch  von  Aristachi  Bey,  1874. 

Strafgesetzbuch,  1878. 

Ungarn. 

Amtliche  Übersetzung  ins  Deutsche, 
1878. 

Cödigo  penal,  1889. 

Uruguay. 

Ausgabe  von  Ar6chaga,  II.  Auf!.,  1900. 
Venezuela. 

Cödigo  penal,  1904. 

Victoria 

Ponal  code,  1890. 

Penal  code,  1851. 

Virginia. 

Nach  Mittermaier,  „Versuch“,  S.  45. 
Westaustralien. 

Penal  Code,  1902. 


Einleitung. 


„Die  schwierigen  Fragen  werden  nicht 
dadurch  erledigt,  dass  man  sie  verheim- 
licht oder  ihnen  aus  dem  Wege  geht,  und 
doch  versuchen  viele,  die  brennendsten 
sozialen  Fragen  in  derselben  Weise  zu 
lösen  wie  ein  Kind,  das  durch  Schliessen 
der  Augen  dem  drohenden  Hunde  zu  ent- 
gehen glaubt.“  Mantegazza. 


§ 1. 

„Unbestreitbar  waren  wenige  Fragen  fast  zu  allen  Zeiten  so  aktuell, 
wenige  von  so  tief  einschneidender  Bedeutung  für  den  Einzelnen  wie 
für  die  Gesamtheit  (wie  die  Frage  nach  den  Rechtsfolgen  des  ausser- 
ehelichen  Verkehrs).“  Diese  Worte,  mit  denen  ich  die  Erörterung  in 
meiner  Arbeit  über  die  Pflichten  des  ausserehelichen  Konkumbenten 
einleitete,  haben  in  noch  grösserem  Masse  Geltung  für  das  Thema  der 
Fruchtabtreibung.  Zu  allen  Zeiten,  von  denen  wir  Kenntnis  haben, 
und  an  allen  Orten  wurde  und  wird  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht 
vorgenommen. 

Aber,  wie  Liepmann  S.  207  hervorhebt,  hat  „keine  einzige  Hand- 
lung auch  nur  innerhalb  einer  bestimmten  sozialen  Gemeinschaft  allge- 
mein und  unter  allen  Umständen  als  Verbrechen  gegolten“.  Auch  für 
unser  Thema  gilt  dieser  Satz.  So  gleichmässig  alle  Völker  und  Zeiten 
die  Abtreibung  geübt  haben  und  üben,  so  gänzlich  verschieden  finden 
wir  diese  beurteilt. 

Dies  hebt  Schneickert  S.  118  in  scharfer  Gegenüberstellung  hervor: 
„Es  ist  ganz  sonderbar,  wie  eine  menschliche  Gepflogenheit  in  einem 
Zeitalter  als  Kapitalverbrechen,  in  einem  andern  Zeitalter  als  leichtes 
Vergehen  betrachtet  werden  konnte,  wie  sie  bei  dem  einen  Volk  als 
schwere  Verfehlung,  bei  dem  andern  als  normale  und  daher  straflose 
Naturerscheinung,  bei  dem  einen  Volk  als  Verletzung  des  öffentlichen 
Rechtes,  bei  dem  andern  als  reine  Privatsache  angesehen  werden  kann.“ 
Ich  möchte  diesen  Worten  noch  die  Konstatierung  beifügen,  dass  nach 

t.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung.  1 
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der  Ansicht  mancher  Völker  und  Zeiten  die  Abtreibung  auch  als  ein 
verdienstvolles  und  lobenswertes  Beginnen  sich  darstellte. 

Dass  selbst  strenge,  ja  unmenschlich  grausame  Strafen  die  Vor- 
nahme der  Abtreibung  in  ausgedehntem  Masstabe  nicht  verhindern 
können,  ist  allbekannt.  Sind  doch  je  nach  Lage  des  Falles  die  ver- 
schiedensten Gründe  für  ihre  Vornahme  vorhanden.  Ich  werde  auf 
dieselben  zurückkommen.  Aber  die  staatliche  Gewalt  kann  auch  eine 
Tat  nicht  bestrafen,  bevor  diese  entdeckt  ist.  Und  die  Wahrscheinlich- 
keit der  Entdeckung  ist  hier  von  vorneherein  eine  geringe.  Der  die 
Abtreibung  verursachende  Zustand  ist  bei  ihrer  rechtzeitigen  Vornahme 
nur  1 bis  2 oder  3 Personen  bekannt,  die  Alle  Ursache  haben,  über 
diese  zu  schweigen ; und  nach  aussen  hin  kann  der  Zustand,  wenn 
rechtzeitig  und  sachverständig  eingegriffen  wird,  nicht  von  selbst  bekannt 
werden.  Auch  die  Tat  selbst  wird  vor  fremder  Kenntnis  sorgfältig 
gehütet.  Eine  sichtbare  Schädigung  durch  die  Tat  existiert  regelmässig 
nicht,  überhaupt  kein  „Beschädigter“  im  Sinne  des  Strafgesetzes, 

— soferne  nicht  der  „rächende“  Staat  sich  selbst  oder  die  menschliche 
Gesellschaft  als  solchen  betrachtet.  Es  werden  folglich  auch  nur  selten 
Anzeigen  über  solche  Taten  von  privater  Seite  erstattet.  Wodurch  soll 
die  Tat  zur  Kenntnis  der  Behörde  gelangen,  wenn  kein  unglücklicher 

— das  Wort  ist  ohne  jeden  versteckten  Beigeschmack  zu  verstehen  — 
Zufall  mitspielt? 

Dem  entspricht  denn  auch  das  Resultat.  Eine  Statistik  über  alle 
wirklich  vorgenommenen  Abtreibungen  existiert  selbstverständlich  eben- 
sowenig, wie  die  so  gerne  in  mündlichen  Debatten  „verwendete“  Sta- 
tistik der  (wirklichen)  unehelichen  Väter.  Aber  jeder  weiss,  dass  die 
Abtreibung  in  sehr  grossem  Umfange  betrieben  wird.  Man  weiss  sogar 
in  zahlreichen  Fällen  die  Personen,  die  sich  mit  ihrer  Ausübung  befassen. 
Und  doch,  welches  ist  das  Ergebnis  ? 

Lewin  S.  7 konstatiert  die  „unumstössliche  Tatsache,  dass  jährlich 

tausende  von  Fruchtabtreibungen unentdeckt  begangen  werden,“ 

und  S.  21  ff.,  auf  die  ich  hiemit  verweise,  folgen  bei  ihm  interessante 
Zahlen  darüber.1)  v.  Fabrice-  Weber  S.  7 wieder  entnehme  ich  folgende 
Betrachtung:  „Eine  amtliche  Nachforschung  ergab,  dass  in  Konstantinopel 
mindestens  300  kriminelle  Abtreibungen  monatlich  statthaben.  Von  wie 
vielen  Fällen  weiss  man  nichts!“ 

1)  Z.  B.  folgendo  Schätzungen:  Newyork  80,000  Fälle  pro  Jahr  (S.  23),  Kal- 
kutta 12,000  Fälle  pro  Jahr  (S.  41). 
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Um  sich  einen  Begriff  von  dem  Umfange  der  WcAtentdeckungen 
zu  machen,  wolle  man  sich  die  Ziffern  vergegenwärtigen,  welche  Hausner 
gibt.  Danach  wurde  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht  entdeckt: 


In 

Österreich 

in 

7 

Fällen  jährlich, 

T) 

England 

7? 

35 

77 

77 

77 

Preussen 

77 

21 

77 

77 

n 

Frankreich 

77 

20 

n 

77 

i) 

Bayern 

77 

20 

77 

77 

n 

Hannover 

77 

12 

77 

77 

77 

Spanien 

77 

11 

77 

77 

77 

Sachsen 

77 

8 

77 

77 

77 

Württemberg 

77 

5 

77 

77 

Man  erwäge  dabei  z.  B.  betreffs  der  sieben  jährlich  in  Österreich 
entdeckten  Fälle  nur  allein  — abgesehen  von  allem  andern  — die  Zahl 
der  einschlägigen  Inserate  in  den  Zeitungen. 

Ich  weiss  allerdings  nicht,  auf  welches  Jahr  sich  die  Hausner' sehe 
Statistik  bezieht.* 2)  Die  für  England  gegebene  Zahl  stimmt  für  keines 
der  Jahre  von  1870 — 1905  und  erst  recht  nicht  für  den  Durchschnitt 
der  im  folgenden  Paragraphen  ersichtlichen  englischen  Statistik.  Aller- 
dings ist  „entdecken“  und  „anklagen“  nicht  dasselbe,  ebensowenig  wie 
„Fälle“  und  „Personen“. 


§ 2. 

Für  das  Deutsche  Reich  sind  die  Zahlen  der  von  den  Zivilstraf- 
gerichten Yerurteilten  von  den  Jahren  1882— 1908  laut  Reichskriminal- 
statistik 3)  die  folgenden.  Ich  füge  denselben  die  Zahlen  der  strafmün- 
digen Zivilbevölkerung  bei. 


z)  Sie  ist  bei  Lewin  S.  22,  bei  Montier  S.  14,  bei  ScJineickert  S.  116/117  und 

noch  bei  Anderen  wiedergegeben,  doch  fehlt  bei  Allen  der  Zusatz  einer  Jahreszahl. 

3)  Yom  Jahre  1902  ab  spezifiziert  die  Reichskriminalstatistik  in  drei  Rubriken 
nach  den  Paragraphen  des  Reichs-Strafgesetzbuches,  wobei,  der  Anschauung  des 
Deutschen  Reichsgerichtes  (siehe  darüber  unten  S.  182)  folgend,  die  Abtreibung  als 
„Tötung  der  Leibesfrucht“  verzeichnet  erscheint.  Für  das  Jahr  1908  sind  die  Zahlen 
der  jugendlichen  Yerurteilten  besonders  angegeben. 
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Jahr 

Verurteilte 

Personen 

wegen 

Abtreibung 

(§§  218-220) 

Verurtei 
Tötung  der 
Leibesfrucht 
durch  die 
Schwangere 
oder  mit  Ein- 
willigung der 
Schwangeren 
durch  Dritte 
(§  218) 

te  Personen 

Beihilfe  zur 
Tötung  der 
Leibesfrucht 
gegen  Entgelt 

(§  219) 

wegen : 

Tötung  der 
Leibesfrucht 
ohne  Wissen 
und  Willen  der 
Schwangeren 
durch  Dritte 
(§  220) 

StrafmUndige 

Zivil- 

bevölkerung 

1882 

191 

31,927,189 

1883 

167 

34,046,955 

1884 

258 

32,316,364 

1885 

243 

32,679,037 

1886 

226 

32,955,130 

1887 

226 

33,450,776 

1888 

216 

33,993,079 

1889 

268 

34,517,681 

1890 

243 

34,795,167 

1891 

287 

35,127,192 

1892 

330 

35,507,137 

1893 

313 

35,851,022 

1894 

402 

36,357,551 

1895 

361 

36,736,118 

1896 

403 

37,206,743 

1897 

458 

37,858,569 

1898 

376 

38,567,443 

1899 

395 

39,223,644 

1900 

411 

39,589,516 

1901 

457 

40,053,278 

1902 

521 

35 

2 

40,766,961 

1903 

546 

27 

2 

41,462,059 

1904 

600 

33 

1 

42,161,498 

1905 

532 

15 

2 

42,635,255 

1906 

578 

29 

2 

43,414,650 

1907 

636 

17 

3 

? 

1908 

773 

25 

1 

? 

darunter 

kein  Jugend- 

kein  Jugend- 

57  Jugendliche 

licher 

Hoher 

5 


Die  Tabelle  ergibt,  dass  während  der  27  Jahre  von  1882  bis  1908 
die  Zahl  der  Verurteilungen  wegen  Abtreibung  auf  mehr  als  das  Vier- 
fache angewachsen  ist.  Die  Zunahme  erfolgt  absolut  unregelmässig. 
Ziemlich  häufige  Abnahme  wechselt  mit  mehr  oder  minder  starker  Zu- 
nahme; von  1901  auf  1902  ist  eine  Zunahme  um  101,  von  1907  auf 
1908  um  143  Fälle  zu  verzeichnen.  Konstant  bleibt  die  Zahl  von  1886 
auf  1887.  Die  strafmündige  Bevölkerung  ist  im  gleichen  Zeitraum  von 
27  Jahren  nur  um  etwa  ein  Drittel  gewachsen. 

Für  den  Sprengel  des  Züricher  Obergerichtes  sind  die  Zahlen 
folgende : 


Jahr 


1870 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

1880 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 
9 

1890 

1 

2 

3 

4 

5 

6 


Wohnbevölkerung 
des  Kantons  Zürich 


284,786  (Volkszählung  1870) 


317,574  (Volkszählung  1880) 


337,183  (Volkszählung  1888) 


Wegen  Ab- 
treibung ver- 
urteilte Pers. 


4 

3 

2 

3 

2 

1 

2 


1 

4 

12 

1 

2 

2 

1 


7 

17 


2 
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Jahr 

Wohnbevölkerung 
des  Kantons  Zürich 

Wegen  Ab- 
treibung ver- 
urteilte Pers. 

1897 

8 

5 

27 

9 

19 

1900 

430,356  (Volkszählung  1900) 

8 

1 

5 

2 

9 

3 

4 

4 

7 

5 

2 

6 

2 

7 

9 

8 

9 

52 

5 

Für  England  und  Wales  ergeben  sich  folgende  Ziffern: 


Einwohnerzahl 

Wegen  Abtreibung 

Jahr 

(„existimated  popu- 
lation“) 

angeklagt 

verurteilt 

1870 

22,457,366 

12 

3 

1 

22,760,359 

8 

3 

2 

23,067,835 

2 

1 

3 

23,356,414 

14 

12 

4 

23,648,609 

2 

1 

5 

23,944,459 

6 

3 

6 

24,244,010 

4 

— 

7 

24,547,309 

3 

1 

8 

24,854,397 

11 

5 

9 

25,165,336 

3 

3 

1880 

25,480,161 

10 

4 

1 

26,055,406 

9 

6 

2 

26,406,820 

2 

— 

3 

26,762,974 

15 

7 

4 

27,132,449 

6 

4 

5 

27,499,041 

12 

7 

6 

27,870,586 

13 

8 

7 

28,247,151 

9 

9 

7 


Einwohnerzahl 

Wegen  Abtreibung 

Jahr 

(„existimated  popu- 
lation“) 

angeklagt 

verurteilt 

1888 

28,628,804 

17 

11 

9 

28,448,239 

24 

13 

1890 

28,763,673 

9 

3 

1 

29,082,585 

7 

7 

2 

29,405,054 

6 

5 

3 

29,731,100 

22 

12 

4 

30,104,201 

9 

7 

5 

30,451,528 

21 

10 

6 

30,802,858 

7 

3 

7 

31,158,245 

13 

7 

8 

31,517,725 

15 

9 

9 

31,881,365 

12 

7 

1900 

32,249,187 

8 

5 

1 

32,621,263 

6 

3 

2 

32,997,626 

13 

8 

3 

33,378,338 

15 

11 

4 

33,763,484 

14 

10 

5 

34,152,977 

14 

7 

§ 3. 

Prinzing  S.  577  gibt  Zahlen  der  Verurteilungen  in  Deutschland 
und  drei  Bezirken  Deutschlands  auf  je  10,000  strafmündige  Zivilpersonen 
für  einen  Zeitraum  von  15  Jahren.  Sie  lauten: 


1883—1887 

1888-1892 

1893—1897 

in  B erlin 

0,18 

0,28 

0,53 

im  Rcg.-Bez.  Potsdam  ... 

0,08 

0,07 

0,18 

im  Reg.-Bez.  Frankfurt . 

0,08 

0,02 

0,08 

in  ganz  Deutschland  ... 

0,07 

0,08 

0,11 

Es  ist  übrigens,  wie  schon  gesagt,  klar,  dass  man  von  der  Zahl 
der  erfolgten  Anklagen  oder  Bestrafungen  absolut  keinen  Schluss  auf 
die  Zahl  der  wirklich  vorgekommenen  Fälle  ziehen  kann.  Aschaffen- 
burg S.  136  meint  mit  Recht,  „dass  die  Zahl  der  Verurteilungen  in 
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gar  keinem  Verhältnis  zur  Häufigkeit  des  Deliktes  steht“ ; die  Statistik 
zeige  „nur  die  grössere  oder  geringere  Geschicklichkeit,  mit  der  die 
Fruchtabtreibung  verheimlicht  wird“.  4) 

Dies  scheint  mir  auch  aus  den  ausserordentlich  grossen  Sprüngen  sich 
zu  ergeben,  die  die  Ziffern  der  Statistik  nach  Entdeckung  grosser  Abtreiber 
machen.  So  erklärt  sich  die  ausser  Vergleich  grosse  Zahl  (52 !)  für  das 
Jahr  1908  in  der  Zürcher  Statistik  dadurch,  dass  die  Behörde  einigen 
besonders  tätigen  Abtreibern  auf  die  Spur  gekommen  war.  Wenn  nun 
auch  einzelne  Angeklagte  gewiss  wegen  weit  zurückliegender  Fakten 
verurteilt  wurden,  so  ist  doch  nicht  zu  bezweifeln,  dass  der  weitaus 
grössere  Teil,  selbst  von  Verjährungen  abgesehen,  längere  Zeit  nach 
der  Tat  nicht  mehr  eruiert  wurde. 

Selbstverständlich  werden  von  den  zur  Kenntnis  der  Behörde 
gelangten  Fakten  nicht  alle  angeklagt,  und  von  den  Angeklagten  werden 
nicht  alle  auch  verurteilt,  wie  schon  die  vorstehende  englische  Statistik  zeigt. 

In  Bayern  diesseits  des  Rheins  waren  laut  v.  labrice-  Weber  S.  45 
in  den  Jahren  1854 — 1861  675  Untersuchungen  wegen  Abtreibung 
eingeleitet;  davon  gelangten  bloss  vier  Fälle  zur  Anklage,  und  von 
diesen  endigte  der  eine  mit  Freispruch. 

Der  Deutschen  Reichskriminalstatistik  für  das  Jahr  1901  (1904) 
sind  folgende  Daten  zu  entnehmen : 


Lustrum 

Zahl  der 
abgeurteilten 
Abtreibungen 

Verurteilungen 

Frei- 

sprechungen 

1882—1886 

1,099 

839 

260 

1887—1891 

1124 

900 

224 

1892—1896 

1727 

1337 

390 

1897—1901 

2033 

1565 

468 

5983 

4641 

1342 

*)  Danach  würde  die  Geschicklichkeit  z.  B.  in  Newyork  eine  sehr  bedeutende 
sein.  Nach  Lewin  S.  23  werden  die  Abtreibungen  daselbst  auf  jährlich  80,000  ge- 
schätzt, wovon  nur  1 Promille  zur  Kenntnis  der  Behörde  gelangt.  Auch  aus  folgender 
von  Guttzeit  S.  31  mitgeteilten  Tatsache  lässt  sich  ein  diesbezüglicher  Schluss  ziehen: 
In  Bayern  kam  in  den  60er  Jahren  durchschnittlich  eine  von  154,000  geschlechts- 
reifen  Frauen  wegen  Abtreibung  auf  die  Anklagebank,  wegen  Kindsmord  eine  von 
ungefähr  57,000 ; ist  es  möglich,  anzunehmen,  dass  Kindsmord  um  so  viel  häufiger 
gewesen  sei,  als  Abtreibung? 
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Unter  je  tausend  Handlungen,  wegen  deren  Verurteilung  odei 
Freisprechung  erfolgte,  waren  Handlungen,  wegen  deren  aut  Frei- 
sprechung erkannt  wurde : 


1882—1886 

1887-1891 

1892-1896 

1897-1901 

Abtreibungen  

237 

199 

226 

230 

Yerbrecben  und  Yergeben 
gegen  Reicbsgesetze 
überhaupt 

143 

150 

172 

179 

Die  hier  aus  der  Statistik  gezogenen  Daten  zeigen  uns  ein  sehr 
bedeutendes  Anwachsen  der  absoluten  Zahl  der  Strafverhandlungen  wegen 
Abtreibung:  Im  4.  Lustrum  fanden  fast  doppelt  so  viele  statt,  wie  im 
ersten.  Das  Verhältnis  der  Freisprechungen  zu  der  Gesamtzahl  der 
Anklagen  blieb  ziemlich  konstant. 

Die  2.  Tabelle  zeigt  das  Verhältnis  der  Freisprüche  auf  je  1000 
angeklagte  Handlungen.  Hier  bemerken  wir  betreffs  der  Abtreibung 
von  dem  ersten  auf  das  zweite  Lustrum  eine  ziemlich  bedeutende  Ab- 
nahme der  Freisprüche,  dann  wieder  ein  konstantes  Steigen,  das  aber 
die  Ziffer  des  ersten  Lustrums  nicht  erreicht,  während  die  gleichen  Ver- 
hältnisziffern betreffs  der  Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Reichsgesetze 
überhaupt  eine  kontinuierliche  Zunahme  zeigen.  Auch  ist  aus  der 
Tabelle  zu  entnehmen,  um  wie  bedeutend  mehr  Freisprechungen  von 
Anklagen  wegen  Abtreibung  als  von  Anklagen  wegen  anderer  Ver- 
brechen und  Vergehen  erfolgten. 

Leider  sind  die  einschlägigen  Daten  betreffs  der  Kindestötung  (§217 
Reichs-St.-G.-B.)  in  der  Reichskriminalstatistik  nicht  angegeben. 

Lewin  S.  26  gibt  eine  Tabelle  der  von  1826  bis  1900  in  Frankreich 
wegen  Abtreibung  Angeklagten.  Auch  sie  enthält  die  Zahlen  nach 
J ahrfünften : 


Jahrfünft 

Zahl 

Jahrfünft 

Zahl 

Jahrfünft 

Zahl 

1 

1826—30 

12 

6 

1851—55 

88 

11 

1876—80 

54 

2 

1831—35 

14 

7 

1856  -60 

79 

12 

1881  — 85 

52 

3 

1836—40 

22 

8 

1861  — 65 

62 

13 

1886—90 

58 

4 

1841- -45 

40 

9 

1866—70 

45 

14 

1891—95 

102 

5 

1846—50 

48 

10 

1871—75 

54 

15 

1896—1900 

65 

10 


Insbesondre  gilt  das  oben  Gesagte  — dass  von  den  zur  Kenntnis 
der  Behörde  gelangten  Fällen  nicht  alle  auch  angeklagt  werden  — für 
die  romanischen  Länder. 

Sind  doch,  wie  Schultzenstein  S.  391  mit  Beziehung  auf  Frankreich 
so  bezeichnend  sagt,  „die  Geschworenengerichte  ja  stets  den  natürlichen 
Gefühlen  weit  eher  freien  Lauf  zu  lassen“  geneigt.  Daraus  resultiert 
selbstverständlich  grosse  Vorsicht  in  der  Auswahl  der  zur  Anklage  zu 
bringenden  Fälle. 

Ich  entnehme  den  Zusammenstellungen  Schultzenstein' s S.  392  und 
393  folgende  für  Frankreich  geltende  Ziffern: 


Jahr 

Affaires  laissees 

Affaires 

sans  poursuite 

poursuivies 

1872 

179 

20 

1882 

248 

22 

1891 

339 

26 

Jahr 

Angeklagte 

Verurteilte 

Männer 

Frauen 

Summe 

1899 

8 

52 

60 

23 

1900 

9 

64 

73 

28 

1901 

3 

60 

63 

26 

Es  wäre  demnach  eine  kühne  Folgerung,  wenn  man  aus  der  Zahl 
der  erfolgten  Bestrafungen  oder  auch  nur  Anklagen  schliessen  wollte, 
dass  z.  B.  in  Deutschland  mehr  Abtreibungen  erfolgen,  als  in  Frankreich.* * * *  5) 
Aber  auch  die  gegenteilige  Folgerung6)  kann  ich  nicht  ziehen. 

6)  So  laut  Schultzenstein  S.  390  Lewin  S.  26:  1882 — 1901  in  Deutschland  6231 

Anklagen,  in  Frankreich  nur  1377.  Lew  in  zieht  aber  auch  diese  Folgerung  gar 

nicht;  im  Gegenteil,  er  bemerkt  1.  c.  ausdrücklich:  „Ich  bin  weit  entfernt  davon,  an- 

zunehmen, dass  dieses  die  Folge  eines  selteneren  Vorkommens  des  Verbrechens  ist, 

sondern  meine,  dass  es  nur  ein  Zeichen  grösserer  Kunst  des  Verheimlicliens  darstellt. 

6)  Laut  Klotz- Forest  S.  159  tut  dies  Ploss  und  zieht  daraus  den  Schluss,  die 
Moralität  Deutschlands  sei  derjenigen  Frankreichs  überlegen.  Klotz-Forest  ereifert 
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Nicht  unterlassen  möchte  ich  es,  darauf  hinzuweisen,  dass  auch  die 
schon  mehrfach  konstatierte  Zunahme  der  Totgeburten  kaum  ausser 
jedem  Zusammenhänge  mit  der  Anwendung  von  Abortivmitteln  steht. 

Auch  über  den  Umstand  wurden  Beobachtungen  gemacht,  in  welchem 
Zeitpunkte  der  Schwangerschaft  die  meisten  kriminellen  Abtreibungen 
bewerkstelligt  werden.  Ich  gebe  von  den  diesbezüglichen  Mitteilungen 
hier  die  von  Schultzenstein  S.  398,  welcher  unter  Bezugnahme  auf 
Tcirdieu  und  Brouardel  folgende  Ziffern  aufstellt.  Yon  141  Abtreibungen 
fanden  statt: 

in  den  ersten  drei  Monaten  der  Schwangerschaft  . 45 

im  3.  bis  6.  Monat  der  Schwangerschaft  ....  67 
nach  dem  6.  Monat  der  Schwangerschaft  ....  29 

Selbstverständlich  beweisen  solche  Berechnungen  nichts,  da  sie  nur 
die  entdeckten  Fälle  berücksichtigen  können.  Am  ungefährlichsten  ist 
die  Abtreibung  in  den  ersten  zwei  Monaten  der  Gravidität  zu  bewirken. 
Gewiss  finden  auch  die  meisten  Abtreibungen  in  dieser  Zeit  statt  und 
werden  wegen  des  Mangels  schlimmer  Folgen  nicht  entdeckt,  entziehen 
sich  also  der  Statistik. 


§ 4. 

In  manchen  Ländern  steht  man  auf  dem  Standpunkte  der  Zulässig- 
keit der  Abtreibung  wenigstens  durch  die  Schwangere  selbst,  und  zwar 
ohne  Einschränkung.  In  anderen  Ländern  wird  die  Abtreibung  erst  von 
einem  gewissen  Zeitpunkte  der  Schwangerschaft  an  sehr  streng  bestraft, 
und  der  nordamerikanische  Entwurf  1901  sieht  überhaupt  die  Bestrafung 
erst  für  die  Zeit  after  quickening  vor.  In  manchen  Ländern  ist  die 
Abtreibung  zwar  nicht  gestattet  aber  doch  faktisch  geduldet.  Über 
alle  diese  Punkte  wird  noch  zu  sprechen  sein. 

Eine  Reihe  von  aussereuropäischen  Yölkern,  einschliesslich  der 
Naturvölker,  welche  die  Abtreibung  gestatten,  ist  bei  Schneickert  S.  111 
bis  116  aufgezählt.  Mehrere  Autoren  — so  Bloch  S.  769  — nennen 

sich  darüber  („Floss  est  simplement  ridicule  . . .“)  und  findet:  „Au  cas,  oft  il  serait 
prouve  que  la  moyenne  des  avortements  füt  moins  öleveo  qu’en  France,  on  deduirait 
simplement  que  les  Allemandes  sont  moins  instruites  que  les  autres  des  moyens  abor- 
tifs.  Mais  cela  meme  n’est  pas  prouve,  au  contraire.“  Ich  verstehe  diese  Richtung 
von  Klotz-Forest’s  Polemik  nicht  ganz,  da  er  doch  die  Abtreibung  gar  nicht  als  „un 
crime  veritable“  ansieht  (S.  186)  und  beifällig  Darricarrere  zitiert  (S.  235),  nach 
welchem  die  Abtreibung  „etait  souvent  un  devoir  de  primordiale  honnetete“. 
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unter  diesen  Völkern  kurzweg  den  „Orient*.  Jedenfalls  ist,  soweit  es 
sich  um  gesetzliche  Vorschriften  handelt,  die  Türkei  darunter  nur  be- 
dingt einzubeziehen. 

Auch  bei  anerkannten  Kulturvölkern  finden  wir  die  Anschauung 
von  der  Zulässigkeit  der  Abtreibung,  wenn  auch  ohne  gesetzliche  Sanktion. 

„In  allen  grossen  Städten  der  Vereinigten  Staaten  existieren  eigene 
Anstalten,  in  denen  Mädchen  und  Frauen  eine  frühzeitige  Entbindung 
bewerkstelligen  können ; das  hierauf  bezügliche  Annoncenwesen  ist  dort 
stark  entwickelt.  Auch  im  privaten  Verkehr  gilt  die  Abtreibung  nicht 
als  etwas  Unmoralisches,  man  spricht  ganz  ungezwungen  von  seinem 
Vorhaben“  ( Schneickert  S.  116).  Ähnliches  teilt  Schneickert  auch  über 
Städte  Kaliforniens  und  gewisse  grosse  Städte  Europas , insbesondere 
Frankreichs ,* * 7)  Schwedens  und  Italiens  mit.  Besonders  werden  Paris8) 
und  Neapel 9)  genannt,  in  welchen  die  Abtreibungen  „ganz  handwerks- 
mässig1,  zum  Teil  in  besonderen  „Instituten“,  vorgenoinmen  werden 
('S.  116  und  117).  Montier  S.  16  wieder  hebt  Norivegen  besonders 
hervor. 

In  Paris  soll  es  „vollkommen  eingerichtete  Abortieranstalten  geben, 
in  welche  auch  Frauen  von  auswärts,  ja  selbst  aus  weiter  Ferne  kommen 
(Lewin  S.  22).  Diese  Anstalten  haben  unter  den  Toilettenhändlerinnen 
routinierte  „Zubringerinnen“,  deren  Tätigkeit  Montier  S.  19  beschreibt. 

Noch  zwei  besonders  prägnante  Zitate  aus  Schneickert  S.  115  mögen 
hier  Platz  finden : „In  Algier  betreiben  Jüdinnen  in  Butiken  an  öffent- 
lichen Plätzen  diese  Praxis.“  10)  „Auf  den  Kanarischen  Inseln  treiben 
alte  Weiber  neben  der  Kuppelei  das  Geschäft  der  Abtreibung  ganz 
ungestraft.  “ 

Montier  erzählt  S.  11,  dass  in  Pondicliery  die  Abtreibung  eine 
Spezialität  der  Wäscherinnen  sei. 

1)  Freilich  muss  man  nicht  glauben,  dass  jene  Praktiken  dort  mit  Zustimmung 

der  Behörden  geübt  werden.  Gerade  bezüglich  Frankreichs  konstatiert  Schneickert , 

dass  die  Untersuchungen  wegen  gewerbsmässiger  Abtreibung  sich  dort  erheblich  mehren. 

8)  in  Paris  wurde  im  Sommer  1906  wieder  ein  derartiges  Institut  unter  grossem 
Aufsehen  aufgehoben. 

9)  „ Ziino  dit  dans  sa  medecine  ldgale,  qu’il  existe  ä Naples  des  maisons  d’accou- 
cliement,  oü  l’ayortement  est  pratiquö  et  oü  l’on  a trouve  dans  d’elögantes  vitrines 
des  collections  de  foetus,  conservös  dans  l’alcool,  figurant  comrne  reclame  et  pour 
montrer  la  pratique  de  cette  coupable  industrie“  ( Montier  S.  15/16). 

10)  Dasselbe  erzählt  Montier  S.  11  von  Konstantinopel. 
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Laut  Schultzenstein  S.  408  wird  bei  gewissen  Naturvölkern,  bei- 
spielsweise auf  den  Tarni-Inseln  (?),  eine  gelungene  Abtreibung  durch 
ein  Freudenmahl  gefeiert. 

■v.  Fabrice-  Weber  erzählen  S.  6 von  Persien,  dass  dort  „die  Sache 
ziemlich  publik  betrieben“  werde,  und  konstatieren  ferner  S.  7 : „In 
allen  moslemischen  Ländern  gibt  es  öffentliche  Anstalten,  wo  sich  die 
Frauen  die  Leibesfrucht  abtreiben  lassen.  In  Konstantinopel  selbst 
findet  man  auch  mehrere  solche  Anstalten,  welche  von  der  Regierung 
geschützt  oder  doch  geduldet  werden,  und  man  kann  türkische  Frauen 
in  Menge  dorthin  eilen  sehen.“ 

Doch,  am  offensten  von  allen  Kulturländern  scheint  die  Abtreibung 
wohl  in  den  Yereinigten  Staaten  Nordamerikas  betrieben  zu  werden. 

Lewin  S.  23  teilt  mit:  „Eine  gerichtliche  Untersuchung  ergab, 

dass  in  Newyork  mindestens  200  Personen  das  Abtreiben  der  Frucht 
berufsmässig  betreiben,  und  zwar  mit  Yorwissen  der  Polizei.  Ein  «Abor- 
tionist» musste  innerhalb  6 Wochen  fast  3000  Dollars  Schweigegelder 
bezahlen.“  Montier  S.  14  meint,  in  den  Yereinigten  Staaten  Nord- 
amerikas sei  die  Fruchtabtreibung  „une  veritable  institution,  qui  ne 
prend  meme  plus  la  peine  de  se  cacher“.  Nach  ihm  S.  15  bringen 
amerikanische  Zeitungen  höchst  unverhüllte  Annoncen  in  dieser  Rich- 
tung. 11) 

Auch  Lombroso-Ferrero  erzählen  S.  466:  „In  den  Vereinigten 
Staaten  ist  der  Abort  ein  spezifisch  lokales  Gelegenheits  verbrechen,  das 
vor  der  öffentlichen  Meinung  nicht  mehr  als  strafbar  gilt.  Man  findet 
überall  an  den  Mauern  und  in  den  Zeitungen  Reklamen  von  Instituten 
für  diesen  Zweck ; vor  kurzer  Zeit  Hess  ein  Arzt  sein  Institut  den 
Damen  auf  der  Strasse  durch  Verteilung  von  Zetteln  anpreisen.  In 
diesem  Lande,  wo  die  Frau  immer  mehr  an  der  Berufsarbeit  und  an 
den  Geschäften  teilniramt,  wozu  die  Entwicklung  des  Kapitalismus  drängt, 
ist  die  Mutterschaft  oft  ein  soziales  Unheil  und  der  Abort  fast  eine 
Notwendigkeit;  die  öffentliche  Meinung  richtet  ihr  Urteil  nach  dieser 
Lage  der  Dinge.“ 

„Die  öffentliche  Meinung  in  Nordamerika  erkennt  das  Verbreche- 
rische der  dort  unglaublich  häufigen  Abtreibungen  durchaus  nicht  an; 

n)  «On  y vanto  notamment  des  pilules  trös  bonnes  pour  le  sang  en  faisaut 
remarquer  ingenüment  que,  si  on  forgait  la  dose  chez  une  femme  enceinte,  on  risquerait 
de  la  faire  avorter“.  — Ygl.  übrigens  über  das  Annoncenwesen  Gross. 
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vielbeschäftigte  Ärzte  fürchten,  wie  Störer  bemerkt,  den  Verlust  ihrer 
Praxis,  wenn  sie  sich  dagegen  auflehnen  wollten  ( v . Holtzendorff  S.  457). 

Von  historischem  Interesse  sind  die  einschlägigen  Zustände  im 
römischen  Kaiserreich,  über  die  wir  z.  B.  bei  Horch  S.  4 lesen : 

„ die  erschreckende  Überhandnahme  des  Verbrechens  zu  Anfang 

der  römischen  Kaiserzeit,  die  sich  in  zahlreichen  Aussprüchen  damaliger 
Schriftsteller  12)  widerspiegelt  und  zur  Genüge  die  Straflosigkeit  der  mit 
schamloser  Offenheit  vorgenommenen  Handlungen  dokumentierte.“  13) 

Nun,  „schamloser  Offenheit“  im  Betriebe  solcher  Anstalten  und  bei 
Verübung  solcher  Handlungen  werden  wir  selbstverständlich  nicht  das 
Wort  reden.  Doch  dies  beweist  nichts  für  die  Strafwürdigkeit  aller 
vorgenommenen  Handlungen.  Wir  perhorreszieren  „schamlose  Offen- 
heit“ auch  beim  Betriebe  von  Bordellen  und  legen  Bedürfnisanstalten 
versteckt  an ; es  ist  uns  nicht  angenehm,  gewisse  notwendige  Gebrauchs- 
gegenstände in  Auslagen  zu  sehen  oder  darauf  bezügliche  Inserate  zu 
lesen.  Wir  verbergen  auch  den  geschlechtlichen  Verkehr  selbst.  Damit 
aber  ist  noch  nicht  gesagt,  dass  der  Gebrauch  solcher  Dinge  oder  dass 
solche  Handlungen  verboten  oder  strafwürdig  wären.  Durch  die  Heran- 
ziehung von  Übertreibungen  werden  hingegen  stets  Behauptungen  von 
vorneherein  in  ein  schiefes  Licht  gebracht. 

§ 5. 

Die  Gründe,  aus  den  abgetrieben  wird,  sind  nach  Ort,  Zeit  und 
Verhältnissen  verschieden.  Wir  wollen  sie  im  Folgenden  etwas  näher 
betrachten. 

Schneickert  gibt  S.  112 — 115  darüber  eine  Zusammenstellung,  der 
ich  in  gedrängter  Kürze  die  folgenden  Punkte  entnehme.  Danach 
werden  Abtreibungen  vorgenommen: 

Aus  Eitelkeit  der  Frauen,  um  die  Jugendfrische  länger  zu  bewahren 
und  gewisse  Reize  länger  zu  erhalten  (z.  B.  damit  die  mammae  nicht 
schlaff  und  welk  werden). 

12)  Diese  Aussprücho  sind  bereits  so  zahlreicbemalo  in  Schriften  über  die  Ab- 
treibung wiedergegeben  worden,  dass  eine  neuerliche  Wiedergabe  gewiss  entfallen 
kann. 

18)  Ygl.  darüber  auch  Montier  (Essai  S.  17),  nach  welchem  „les  Sagae  ...... 

avaient  la  spöcialitö  des  avortements.  Cependant  parfois  les  nourrices  leur  faisaient 
concurrence“.  „Les  plus  ricbos  patriciennes  donnaient  l’exemple,  et  on  en  parlait  au 
thöätre  comme  d’une  chose  4 la  mode.“ 
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Aus  Sinnlichkeit  der  Frauen,  um  nicht  vom  coitus  ausgeschlossen 
zu  sein,  der  während  der  Schwangerschaft  auf  das  Strengste  verboten 
oder  nicht  üblich  ist.  (Dies  bezieht  sich  auf  die  Babar-Inseln , auf  Per- 
sien und  mehrere  südamerikanische  Stämme.) 

Um  den  Mann  zu  ärgern,  wenn  die  Frau  auf  ihn  wegen  ver- 
meintlicher Untreue  eifersüchtig  ist.  (Viti- Inseln .) 

Um  sich  länger  in  begünstigter  Stellung  zu  behaupten,  „da  die 
Yomehmen  ihre  Konkubinen  nach  der  ersten  oder  zweiten  Entbindung 
in  den  Ruhestand  zu  versetzen  pflegen“.  ( Brunei  auf  Borneo .) 

Um  das  werdende  Kind  dem  Joche  der  Fremdenherrschaft  zu 
entziehen.  (Die  unter  dem  Joch  der  Spanier  lebenden  Eingeborenen 
von  Amerika.) 

Bei  illegitimer  Schwangerschaft,  um  der  Schande  zu  entgehen. 

Bei  illegitimer  Schwangerschaft,  da  die  Täter  verpflichtet  sind, 
ihre  Töchter  aufzuhängen,  wenn  sie  unverheiratet  schwanger  werden. 
( Massaua .) 

Bei  legitimer  Schwangerschaft,  um  dem  Gespötte  zu  entgehen,  dem 
kinderreiche  Frauen  ausgesetzt  sind.  (Viti-lnseln.) 

Um  den  Beschwerden  der  Entbindung  zu  entgehen.  (Serbien.) 

Um  der  Mühe  des  Säugens  und  der  Aufziehung  der  Kinder  zu  ent- 
gehen. 

Um  der  Gefahr  zu  entgehen,  welche  der  Mutter  durch  die  Geburt 
eines  zu  grossen  Kindes  erwächst.  (Mehrere  nordamerikanische  Indianer- 
stämme.) 

Um  den  Entbehrungen  und  Qualen  zu  entgehen,  welche  den  Frauen 
bei  Schwangerschaft  und  Geburt  von  den  Ihrigen  auferlegt  werden. 
(Ozeanien.) 

Wegen  der  Überbürdung  mit  Arbeit. 

Wegen  der  Unfruchtbarkeit  des  Bodens  und  der  daraus  erwachsen- 
den Nahrungssorgen.  ( Gilberts- Inseln .) 

Auch  sonst  aus  ökonomischen  Gründen  (Zweikinder-  und  selbst  Ein- 
kinder-System). 

Soweit  die  Aufzählung  Schneickert’ s.  Sie  erhebt  nicht  Anspruch  auf 
Vollständigkeit.  Auch  ist  das  von  ihm  genannte  Geltungsgebiet  gewisser 
Ansichten  und  Gebräuche  weder  räumlich  noch  zeitlich  vollständig. 

So  findet  sich  die  Ausschliessung  schwangerer  Frauen  vom  coitus 
schon  im  Zend-Avesta  („Der  Parsen  bürgerliche  und  gottesdienstliche 
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Gebräuche“,  VII,  VIII;  KleuJcer  S.  232),  u.  z.  gilt  dort  das  Verbot, 
sobald  das  Weib  4 Monate  und  10  Tage  schwanger  ist. 

Auch  war  der  geschlechtliche  Verkehr  mit  einer  stillenden  Frau 
nach  dem  Zend-Avesta  verboten. 14) 

Und  schon  im  alten  Rom  gab  es  Frauen,  die  sich  die  Frucht  ab- 
trieben,  um  den  Mann  dadurch  zu  ärgern. 15) 

Aus  den  Darlegungen  v.  Fabrice-  Weber’*  S.  6 möchte  ich  diese 
Gründe  um  einen  recht  plausiblen  vermehren : „Die  Mohammedaner 
wollen  keine  unehelichen  Kinder  sehen,  und  der  Tod  würde  einer  unehe- 
lich Gebärenden  gewiss  sein.  Man  sucht  sich  daher  vor  der  drohenden 
Hinrichtung  zu  sichern.  — Wenn  in  Persien  ein  unverheiratetes  Mädchen, 
eine  Witwe  oder  eine  Geschiedene  gebären  sollte,  so  wäre  ihr  der  Tod 
gewiss.“ 

Aus  Ovid  (Fastorum  lib.  I,  vers.  619 — 626)  ist  als  Grund  zur 
Abtreibung  Eitelkeit  und  Bequemlichkeit  der  römischen  Frauen  in 
einer  besonderen  Richtung  ersichtlich.  Priester  und  Frauen  hatten  eine 
besondere  Art  von  Staatswagen  — carpentum  — zu  ihrer  Verfügung. 
Als  diese  den  Frauen  von  ihren  Männern  verweigert  wurden,  beschlossen 
jene  einen  regelrechten  Gebärstreik ; durch  Entziehung  der  Nachkommen- 
schaft sollten  die  Männer  bestraft  bezw.  das  Versagte  von  ihnen  erpresst 
werden ; dazu  diente  die  Massenabtreibung. 16) 

14)  Vendidfid,  XY.  Pargard:  „ wer  mit  einer  Frau  geheimen  Umgang 

hält,  die  ein  Kind  an  der  Brust  hat,  und  deren  Milch  dadurch  so  oder  so  verderbt 
wird,  der  begeht  tanafur“  ( Kleulcer , II.  Teil,  S.  365).  „Tanafur“  ist  eine  Sünde,  die 
nicht  über  die  Brücke  Tschinvat  (d.  i.  in  das  Paradies  Garodemäna  eingehen)  lässt. 
— Dann  in  „Der  Parsen  bürgerliche  und  gottesdienstliche  Gebräuche“,  V13:  „Wenn 
der  Mann  die  Frau  während  der  Zeit  ihres  Stillens  besucht,  und  das  Kind  stirbt  vor 
dem  vierten  Jahr,  so  sind  Vater  und  Mutter  seines  Todes  schuldig“  ( Kleuker , 
TU.  Teil,  S.  233). 

15)  L.  39  Dig.  de  poen.  48,  19:  „Sed  et  si  qua  visceribus  suis  post  divortium, 
quod  praegnans  fuit,  vim  intulerit,  ne  iam  inimico  marito  filium  procrearet“. 

16)  Die  Stello  lautet: 

„Nam  prius  Ausonias  matres  carpenta  vehebant: 

Haec  quoque  ab  Euandri  dicta  parente  reor. 

Mox  honor  eripitur,  matronaque  destinat  omnis 
Ingratos  nulla  prole  renovare  viros. 

Neve  daret  partus,  ictu  temeraria  caeco 
Visceribus  crescens  excutiebat  onus. 

Corripuisse  patres  ausos  immitia  nuptas, 

Ius  tarnen  exemtum  restituisse  ferunt.“ 
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Guttzeit  S.  16  erzählt  nach  Spencer  St.  John , in  Brunei  (nördl.  Borneo ) 
bleibe  die  Hälfte  der  adeligen  Mädchen  unverheiratet,  weil  sie  „die 
Knechtschaft  der  Ehe  scheuen“.  Da  sie  aber  auf  den  geschlechtlichen 
Verkehr  nicht  verzichten  wollen  und  die  Folgen  desselben  nicht  wün- 
schen, erfolge  Abtreibung. 

Auch  Makarewicz  S.  51 — 53  gibt  uns  Gründe  an,  aus  denen  die 
Fruchtabtreibung  geübt  wird.  Ich  führe  davon  nur  einen  an:  „Auf  der 
Insel  Formosa , welche  von  einer  schon  ziemlich  hoch  entwickelten  Rasse 
bewohnt  war,  war  es  überhaupt  den  Weibern  nicht  erlaubt,  Kinder  vor 
dem  36.  Lebensjahr  zu  haben,  und  die  Priesterinnen  hatten  die  Pflicht, 
durch  Schläge  auf  den  Bauch  der  im  nicht  vorgeschriebenen  Alter 
schwangeren  Frau  die  Fruchtabtreibung  zu  bewirken.“  Er  begründet 
diese  Massnahme  mit  bevölkerungspolitischen  Erwägungen.  Ebenso 
Montier  S.  10  („pour  limiter  la  population  aux  ressources  de  l’ile“)  und 
Schultzenstein  S.  411,  welche  letzteren  meinen,  noch  heutzutage  (?)  dürfe 
dort  kein  Weib  vor  dem  36.  Jahre  ein  Kind  haben. 

Ähnliches  erzählt  Wittels  S.  8 von  den  Guyacurus  am  linken  Ufer 
des  Paraguay,  bei  denen  alle  Frauen  bis  zum  30.  Lebensjahre  ihre 
Früchte  abtreiben;  erst  die  in  den  späteren  Jahren  empfangenen  ziehen 
sie  auf. 

Weitere  eingehende  Daten  sind  z.  B.  bei  Letcin  S.  21  ff.  und  bei 
v.  Fabrice-  Weber  S.  6 ff.  zu  finden. 

Gewiss  gibt  es  noch  andere  Gründe ; z.  B.  erbschieicherische  Machi- 
nationen. Ich  erinnere  an  den  bekannten  Fall  L.  39  Dig.  de  poenis 

48,  19:  „ Milesiam  quandam  mulierem,  quod  ab  heredibus 

secundis  accepta  pecunia  partum  sibi  medicamentis  ipsa  abegisset “ ; 

ferner  an  die  Theresiana , Art.  91,  § 7,  Andertens:  „Da  wer  ein  schwan- 
geres Weib  durch  Geld  dahin  erhandelte,  dass  sie  mit  wirklicher  Ab- 
treibung ihrer  lebendigen  Leibesfrucht  ihme  einen  Zugang  zur  Erbschaft 
machete“.  (Fast  wörtlich  gleich  schon  früher  die  Landgerichts-Ordnung 
Ferdinands  III.  1656  und  Leopolds  I.  1675  in  ihrem  Art.  70  bezw. 
III,  12.) 

Ich  glaube  nicht  fehl  zu  gehen  mit  der  Annahme,  dass  auch  der 
Abeiglaube  schon  häufig  Veranlassung  zur  Abtreibung  gegeben  hat. 

Die  mehrfach  vorfindliche  Behauptung,  die  Häufigkeit  der  Abtrei- 
bung sei  eine  Folge  der  „niederen  Stellung  der  Frau“  (so  z.  B.  Gutt- 
zeit S.  121  und  125,  Stein  S.  9),  entbehrt  hingegen  mit  wenigen  auf 
die  Vergangenheit  oder  wilde  Völker  bezüglichen  Ausnahmen  der  Be- 

V.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung. 
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gründung.  Eher  möchte  das  Gegenteil  ersichtlich  sein.  Alle  Autoren 
sind  darüber  einig,  dass  die  Abtreibung  weitaus  am  meisten  in  Nord- 
amerika blüht.  Und  doch  werden  wohl  selbst  Guttzeit  und  Stein  kaum 
von  einer  „niederen  Stellung“  der  ladies  in  den  United  States  erzählen 
wollen.  Sollte  es  auch  wirklich  möglich  sein,  zu  übersehen,  dass  die 
meisten  Abtreibungen  über  eigenen  Wunsch  der  betreffenden  Schwan- 
geren selbst  vorgenommen  werden  ? ,7) 

Man  vergleiche  auch  Anna  Pappritz'  Bemerkung,  durch  Frei- 
gebung  der  Abtreibung  würde  das  weibliche  Geschlecht  mehr  zu  leiden 
haben  

Auch  der  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  ist  hier 
zu  gedenken.  Sie  kann  aus  Not,  Rachsucht,  Eifersucht,  erbschiei- 
cherischen Wünschen  und  anderen  Gründen  erfolgen. 

Ein  von  Ammianus  Marcellinus  (ich  zitiere  nach  Lewin  S.  19) 
erzählter  Fall  sei  hier  wiedergegeben:  „Zu  derselben  Zeit  war  auch 
Helena , des  Konstantins  Schwester  und  des  Kaisers  Julian  Gemahlin, 
von  vorgespiegelter  Zärtlichkeit  geblendet,  in  Rom  angekommen ; ihr 
stellte  die  Kaiserin  Eusebia , die  unfruchtbar  war,  nach,  und  verleitete 
sie  durch  Tücke,  Gift  zu  nehmen,  das  ihr  nach  jeder  Empfängnis  die 
Frucht  abtrieb“.18) 

Wir  werden  (siehe  unten  §§  65  ff.)  sehen,  dass  über  die  Frage 
Streit  besteht,  ob  nur  in  der  Tötung  der  Frucht  oder  auch  in  ihrer 
„blossen“  Gefährdung  das  Verbrechen  der  Abtreibung  zu  erblicken  sei. 

Ich  erblicke  aus  Gründen,  die  ich  an  der  eben  genannten  Stelle 
ausführlich  darlegen  werde,  das  Verbrechen  auch  in  der  Bewirkung 
einer  Frühgeburt  mit  der  Absicht  und  mit  dem  Erfolge,  dass  das  Kind 
am  Leben  bleibt. 

Auch  für  eine  solche  Handlung  können  mannigfache  Gründe  gegeben 
sein,  die  ich  jedoch  des  Zusammenhanges  halber  in  § 65  besprechen  werde. 

Man  sieht,  es  wird  nicht  leicht  auf  irgendeinem  Gebiete  eine  grössere 
Mannigfaltigkeit  der  Motive  für  dieselbe  Tat  geben,  als  hier.  Sie  be- 

17)  Siehe  die  oben  mitgeteilte  Stelle  aus  Ovid’s  fasti:  „Matronaque  destinat  oxnnis 
ingratos  nulla  prole  renovare  viros.“  Die  streikenden  Damen  scheinen  danach  nicht 
das  Gefühl  eigener  Benachteiligung  durch  den  Streik  gehabt  zu  haben.  — Bei 
Zürcher  S.  331  ist  konstatiert,  dass  das  starke  Anwachsen  der  Abtreibungen  im 
Kanton  Zürich  in  den  Jahren  1891  — 1900  zumeist  darauf  beruhte,  dass  „meistenteils 
verheiratete  Frauen  sich  der  Mühe  und  Sorge  zu  entledigen  trachteten“. 

18)  Nach  Felix  Dahn , „Julian  der  Abtrünnige“,  wäre  diese  Tat  der  Eusebia 
auf  die  Furcht  des  Konstantius  vor  seiner  Entthronung  zurückzuführen. 
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ginnen  bei  der  Eitelkeit  und  Bequemlichkeit,  um  bis  zu  dem  auch  von 
Lewin  S.  7 zugegebenen  „Zwang  eiserner  Notwendigkeit“  19)  aufzu- 
steigen. Für  viele,  viele  Fälle  trifft  gewiss  Schneickert’ s Wort  S.  117 
zu,  die  Abtreibung  sei  manchmal  die  „Folge  einer  Naturnotwendigkeit“. 

Diese  Gründe  werden  meist  gar  nicht,  manchmal  bloss  für  die  Ge- 
meinschaft anerkannt,  manchmal  auch  für  den  Einzelnen.  Und  be- 
kanntlich ging  diese  Anerkennung  bei  manchen  Völkern  so  weit,  dass 
sogar  bereits  geborene  Kinder  getötet  werden  durften  oder  selbst  mussten. 
Diesbezüglich  verweise  ich  auf  Makarewicz  S.  51 — 53,  123,  410. 

§ 6. 

Nicht  so  klar  wie  die  die  Abtreibung  verursachenden  Motive  sind 
jene  Gründe,  welche  den  Staat  zur  Bedrohung  und  Bestrafung  der  Ab- 
treibung bewegen.  Über  diese  Gründe  wird  ausführlich  zu  sprechen  sein. 

Vorweg  möchte  ich  dazu  bemerken,  dass  es  auf  unsere  mehr  oder 
weniger  ausgesprochene  Antipathie  gegen  die  in  Rede  stehende  Hand- 
lung absolut  nicht  ankommt.  Unser  Standpunkt  muss  der  des  Rechtes  sein. 

Dabei  ist  aber  nicht  eine  lex  lata  als  Vorbild  zu  nehmen.  Es 
dürfte  wenige  Rechtswidrigkeiten  geben,  die  nicht  schon  im  Laufe  der 
Zeiten  durch  eine  lex  lata  sanktioniert  wurden. 20)  Unsere  Betrachtung 
wird  also  hauptsächlich  eine  solche  de  lege  ferenda  sein. 

Ebenso  wenig  ist  die  Anschauung  und  Beurteilung  der  Tat  in 
grauer  Vorzeit  für  uns  von  bestimmender  Bedeutung.  Immerhin  wird 
uns  die  Betrachtung  dessen,  was  sich  in  der  Vergangenheit  bewährt 
oder  nicht  bewährt  hat,  manchen  wichtigen  Fingerzeig  geben  können. 
Es  soll  deshalb  eine  vergleichende  Heranziehung  verschiedener  leges 
latae  nicht  fehlen,  und  auch  historische  Rückblicke  werden  Raum  finden. 
Die  genaue  Darlegung  der  geschichtlichen  Entwicklung  aber  möchte 
ich  dem  Rechtshistoriker  überlassen.  Für  unsere  Zwecke  wird  eine 
etwas  gedrängtere  Darstellung  genügen,  die  ich  überdies  nicht  in  con- 
tinuo  der  Arbeit  vorausschicken,  sondern  jeweils  bei  den  einzelnen 
Abschnitten  der  Arbeit  geben  werde,  um  das  sie  betreffende  Material 
übersichtlicher  zusammenzustellen.  Allerdings  werden  sich  daraus  zwei 
störende  Nachteile  ergeben.  Manche  Belegstelle  wird  an  verschiedenen 
Stellen  der  Arbeit  zu  wiederholen  sein,  und  für  manche  Einzelfrage 

19)  Wie  reimt  es  sich  damit,  wenn  Lewin  schon  im  nächsten  Absatz  8.  7 meint, 
das  Gesetz  dürfe  nicht  weiterhin  so  „verhöhnt“  werden? 

2a)  Yergl.  darüber  unten  § 41. 
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wird  es  sich  bei  den  grossen  Lücken  in  den  Quellen  nicht  vermeiden 
lassen,  dass  die  Belege  recht  dürftig  und  lückenhaft  sind ; infolge  welches 
Umstandes  manchmal  durch  Jahrhunderte  getrennte  Quellenstellen  in 
unmittelbare  Nachbarschaft  rücken.  Diese  Nachteile  glaubte  ich  jedoch 
des  angedeuteten  Vorteiles  halber  in  Kauf  nehmen  zu  sollen. 

Einer  ganz  eingehenden  historischen  Darstellung  glaube  ich  über- 
dies in  einer  Arbeit,  die  auf  die  lex  ferenda  ihr  Hauptaugenmerk 
legen  will,  entraten  zu  können.  Dies  umsomehr,  als  bereits  ausführ- 
liche und  gediegene  historische  Darstellungen  existieren.  Bei  dem  mehr 
als  hinreichenden  Umfange  des  Stoffes  wird  eine  diesbezügliche  Ein- 
schränkung doppelt  wünschenswert  sein. 

Andrerseits  ist  die  geschichtliche  Entwicklung  gerade  in  unserer  Frage 
eine  hochinteressante,  da  sie  tiefe  Einblicke  in  die  menschliche  Psyche 
und  Skrupellosigkeit  zulässt.  Und  wenn  ich  auch  Menger' s Worten,  dass 
„die  historische  Rechtsschule  auf  die  Fortentwicklung  von  Staat  und 
Recht  den  verderblichsten  Einfluss  ausgeübt“  habe,  Beifall  zolle,  so 
glaube  ich  doch  andrerseits  behaupten  zu  können,  dass  daran  nicht  die 
Methode  Schuld  war,  sondern  die,  die  sie  in  verfehlter  Weise  übten.21) 

Wenn  ich  im  Folgenden  der  Frage  der  Abtreibung  und  ihrer  Be- 
handlung nähertrete,  so  geschieht  dies  hauptsächlich,  um  den  richtigen 
Standpunkt  für  die  lex  ferenda  zu  gewinnen.  Zu  diesem  Zwecke  werden 
wir  uns  von  vorneherein  vor  extremer  Anschauung  zu  hüten  haben. 
Weder  kann  ich  mich  mit  der  imbedingten  Bestrafung  jeder  Abtreibung 
einverstanden  erklären,  noch  mich  mit  Kamiüa  Jellmek's  Ansicht  be- 
freunden, welche  (S.  85)  ganz  allgemein  sagt:  „ Nicht  darum  handelt 
es  sich  für  uns,  ob  die  Strafe  zu  streng  sei,  sondern  darum,  ob  sie 
gänzlich  abzuschaffen  sei“.  Und  eben  so  wenig  kann  ich  Schultzen- 
stein (Beseitigung  S.  312)  zustimmen,  welcher  meint:  „Eine  künftige 
Reform  habe  (demnach)  nicht  etwa  auf  eine  völlige  Beseitigung  der 
Abtreibungsstrafen  zu  zielen,  sondern  höchstens  auf  eine  Milderung  der 
jetzigen  harten  Bestimmungen“.  Es  möchte  sich  zeigen,  dass  die  Wahr- 
heit auch  hier  nicht  bei  den  Extremen,  sondern  in  der  Mitte  liegt,  und 
dass  uns  nicht  Schablone,  sondern  Differenzierung  nottut. 

21)  Nur  betreffs  dieser  kann  ich  Hitler  (S.  2:  „ dass  ihre  Anschauung  denk- 

notwendig zu  der  Unzulässigkeit  einer  Kritik  positiver  Rechtsnormen  führt“)  beistimmen. 


I.  Teil. 


Die  verbrecherische  Natur  der 
Fruchtabtreibung. 


I.  Kapitel. 

Allgemeines. 

§ 7. 

Den  Darstellungen  der  verschiedenen  Wissenschaften  pflegt  eine 
summarische  Angabe  ihres  Zweckes  vorausgeschickt  zu  werden.  Davon 
macht  das  Strafrecht  keine  Ausnahme. 

Sein  Zweck  ist  der  Schutz  von  Rechtsgütern  («.  Liszt  S.  64/65). 
Dieser  Satz  hat  zunächst  eine  positive  Bedeutung.  Das  Strafrecht  hat 
Rechtsgüter  zu  schützen.  Es  hat  das  Recht  und  die  Pflicht,  dort  ein- 
zugreifen , wo  Rechtsgüter  — rechtlich  geschützte  oder  richtiger : 
Interessen,  auf  deren  Wahrung  Anderen  gegenüber  ein  Recht  besteht  — 
verletzt  oder  gefährdet  werden.  Daraus  aber  ergibt  sich  auch  eine  nega- 
tive Seite  des  Satzes:  Wo  ein  solches  Interesse,  ein  solches  Recht  nicht 
verletzt  oder  gefährdet  ist,  hat  das  Strafrecht  nichts  zu  suchen. 22) 

Diese  bezüglich  des  Ganzen  geltende  Wahrheit  muss  selbstverständ- 
lich ebenso  für  die  einzelnen  Teile  des  Ganzen  Geltung  haben.  Ein 
solcher  Teil  ist  auch  unser  Thema:  Behandlung  der  Fruchtabtreibung. 
Wir  wollen  deshalb  zunächst  das  Thema  von  dem  bezeichneten  Stand- 
punkte aus  betrachten. 

22)  „Tout  ce  qui  ne  nuit  pas  ä autrui  est  licite“  (Klotz-Forest  S.  181).  — „Man 
hat  die  Menschenrechte  dahin  bestimmt:  Jeder  hat  das  Reoht,  alles  das  zu  tun,  wo- 
durch er  keinen  verletzt“  (Schneickert  S.  119). 
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Der  Begriff  des  „Rechtsgutes“  soll  dabei  die  liberalste  Aus- 
legung  finden.  Aber  der  oberste  Grundsatz  für  das  Strafrecht  muss 
der  sein,  dass  es  nur  dort  eingreifen  darf,  wo  irgend  ein  Recht,  das 
heisst  also  das  Recht  eines  Rechtssubjektes,  verletzt  oder  gefährdet, 
wo  irgend  einem  Rechtssubjekte  ein  Unrecht  zugefügt  wird  oder 
werden  soll. 

Wir  werden  deshalb  auch  auf  dem  Gebiete  unserer  Frage  zu  unter- 
suchen haben,  ob  durch  die  in  Rede  stehende  Tat  ein  Unrecht,  eine 
Rechtsverletzung  gegen  irgend  jemanden  begangen  wird.  Dabei  werden 
folgende  Faktoren  in  Betracht  zu  ziehen  sein: 

1.  Das  werdende  Leben  selbst.  Ich  werde  es  der  Kürze  halber 
zumeist  mit  den  Worten  „die  Frucht“  bezeichnen. 

2.  Die  Schwangere. 

3.  Der  Erzeuger  der  Frucht. 

4.  Etwaige  weitere  Interessenten,  darunter  insbesondere 

5.  Der  Staat  (die  Gesellschaft). 

6.  Moral  und  Sittlichkeit. 

Wenn  und  insoweit  ein  Recht  eines  der  sub  1 bis  5 bezeichne- 
ten  Faktoren  durch  eine  Abtreibung  nicht  verletzt  wird,  entfällt  damit 
— wie  schon  der  Name  sagt  — der  Charakter  der  Rechtsverletzung 
und  also  des  Verbrechens.  Von  den  Rechten  der  Genannten  abgesehen 
sind  aber  auch  Moral  und  Sittlichkeit,  soferne  sie  die  Grundlagen  des 
staatlichen  Zusammenlebens  sind,  zu  schützen.  Von  der  Beantwortung 
der  Frage,  ob  und  inwieweit  Verletzung  eines  jener  Rechte  oder  der 
Sittlichkeit  durch  die  Abtreibung  zustande  kommt,  hängt  es  ab,  was  für 
Forderungen  für  ein  künftiges  Strafgesetzbuch  aufzustellen  sind.  Für 
ein  bedingungsloses  Verbot  jeder  Abtreibung  werden  wir  danach  nicht 
eintreten  können. 

Zur  Vermeidung  wirklicher  und  insbesondre  absichtlicher  „Miss- 
verständnisse“ will  ich  vor  dem  Eingehen  in  die  meritorischen  Erörte- 
rungen die  Grundzüge  meiner  Ansicht  hier  kurz  darlegen. 

I.  Die  Fruchtabtreibung  hat  de  lege  ferenda  straflos  zu  bleiben, 
wenn  folgende  Bedingungen  erfüllt  sind: 

1.  Vornahme  innerhalb  einer  gesetzlich  festzulegenden,  nicht  zu 
langen,  aber  auch  nicht  zu  kurzen  Frist  am  Beginne  der  Schwanger- 
schaft. 
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2.  Wenn  bei  ehelicher  Schwangerschaft  die  Gatten,  bei  ausser- 
ehelicher  Schwangerschaft  die  Schwangere  selbst,  damit  ein- 
verstanden sind. 

3.  Wenn  sie  von  sachverständiger  und  der  Behörde  verantwortlicher 
Seite  vorgenommen  wird. 

Inwieferne  von  diesen  Grundsätzen  Ausnahmen  zulässig,  inwieferne 
sie  zu  ergänzen  sind,  wird  an  den  entsprechenden  Stellen  auszuführen 
und  zu  begründen  sein. 

II.  Ist  nicht  allen  diesen  Bedingungen  entsprochen,  so  ist  die  Frucht- 
abtreibung zu  bestrafen.  Und  zwar  ist  das  Strafausmass  im  Binzel- 
falle vom  Richter  unter  tunlichster  Berücksichtigung  aller  Umstände 
innerhalb  eines  vom  Gesetze  möglichst  weit  zu  spannenden  Strafrahmens 
zu  bestimmen. 


II.  Kapitel. 

Die  Frucht. 

§ 8. 

Die  katholische  Kirche  war  es,  welche  die  Auffassung  vertrat  und 
zur  Geltung  brachte,  die  Abtreibung  sei  ein  gegen  die  Frucht  selbst 
gerichtetes  Yerbrechen.  Dabei  fusste  die  Kirche  auf  einem  Ausspruche 
Tertullian’s , ohne  freilich  dessen  volle,  übertriebene  Konsequenz  zu  ziehen. 

Tertullian  ist  bei  seiner  Lehre  bestrebt,  für  seine  Auffassung  eine 
Art  von  Erklärung  zu  geben.  Eine  Beweisführung  allerdings  bleibt  er 
uns  schuldig,  und  die  späteren  Ausführungen  St.  Augustinus’  widerlegen 
noch  viel  weniger  weitgehende  Aufstellungen.  Darüber  werden  im 
Yerlaufe  dieser  Arbeit  nähere  Ausführungen  folgen. 

Die  strafrechtliche  Literatur  macht  sich  die  Sache  zum  Teil  be- 
quemer. In  „Grana“  S.  501  wird  gesagt,  „man  hält  auch  vor  eine 
Todtschlägerin,  welche  die  Frucht  aus  ihrem  Leibe  treibet  oder  in  ihr 
tödtet“.  Gmelin  S.  171  behauptet  einfach,  der  Staat  sei  verpflichtet, 
dem  werdenden  Bürger  „sein  Leben  gegen  unrechtmässige  Gewalt  zu 
schützen.  Es“  (=  das  Yerbrechen  der  Abtreibung)  „muss  also  bestraft 
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werden“.  Eine  Begründung  für  die  behauptete  Pflicht  des  Staates  ver- 
missen wir  völlig,  und  der  mit  „also“  motivierte  Satz  steht  beweislos 
da;  eine  Erscheinung  übrigens,  die  uns  auf  unserm  Gebiete  noch  zahl- 
reichemale begegnen  wird. 

Nicht  über  das  Niveau  der  Phrase  erhebt  sich  Ziegler , wenn  er 
S.  111/112  lehrt:  „Der  Fötalmensch  besitzt  die  Bedingungen  einer 
geistigen  und  leiblichen  Entwicklung ; seine  Bestimmung  ist,  die  Gattung 
des  Menschen  zu  offenbaren  und  eine  Person  zu  werden.  Dieses  alles 
kennt  der  Urheber,  und  so  begeht  er  ein  Verbrechen.“ 

Sonderbar  ist  der  Standpunkt  v.  Feuerbach’s  S.  357/358.  Er  meint: 
„Auch  der  Embryo  ist  ein  Mensch,  und  wenngleich  der  Staat  nicht 
verpflichtet  ist,  ihn  zu  schützen,  so  ist  er  doch  berechtigt,  sich  in  ihm 
einen  künftigen  Bürger  zu  erhalten“.  Dies  scheint  mir  ein  Widerspruch 
in  sich  selbst  zu  sein.  Wäre  der  Embryo  wirklich  ein  Mensch,  so  wäre 
der  Staat  unweigerlich  zu  dessen  Schutz  verpflichtet.  Aber  das  ist,  wie 
v.  Feuerbach  richtig  hervorhebt,  nicht  der  Fall.  Die  Folgerung  ergibt 
sich  von  selbst  und  unausweichlich. 

Übrigens  beachte  man  den  direkten  Widerspruch  v.  Feuerbach’s 
gegen  Gmelin  betreffs  der  Schutzpflicht  des  Staates. 

Der  Pflicht  des  Staates  müsste  ein  Recht  der  Frucht  entsprechen. 
Aber  die  Frucht  im  Mutterleibe  hat  als  solche  kein  Recht.  Also  auch 
nicht  das  Recht,  zum  Rechtssubjekt  auszuwachsen.  Die  Behauptungen 
z.  B.  Heffter’ s S.  207,  „Von  dem  ersten  Augenblicke  seiner  Entstehung 
an  hat  der  Mensch  Anspruch  auf  rechtlichen  Schutz  seiner  Mensch- 
werdung“ 23)  oder  Hälschner’s  (preuss.  Strafrecht,  III,  120),  das  konzi- 
pierte „Kind“  erscheine  „vom  Standpunkte  des  Strafrechtes  aus  als  ein 
Rechtssubjekt,  indem  es  von  dem  Augenblicke  der  Konzeption  an  ihm 
selbst  zukommende  Rechte  auf  seine  Existenz  und  ungehinderte  Ent- 
wickelung zur  Selbständigkeit  des  Lebens  hat,“  stehen  völlig  beweislos 
da.  An  andrer  Stelle  (S.  64/65)  sagt  übrigens  auch  Hälschner  selbst: 
„Die  Abtreibung  vernichtet  also  freilich  nicht  ein  Menschenleben,  aber 
Dasein  und  naturgemässe  Entwickelung  einer  werdenden  Person,  und 
es  bedarf  heute  keiner  Rechtfertigung  dafür,  dass  ihr  strafrechtlicher 
Schutz  gewährt  wird.“  Die  Wendung  „es  bedarf  keiner  Rechtfertigung“ 
ist  wohl  das  unfreiwillige  Zugeständnis  des  Mangels  an  Beweisgründen. 

Diese  Beweislosigkeit  hindert  aber  Heffter  durchaus  nicht  daran, 
seine  Aufstellung  als  Beweis  für  eine  weitere  Behauptung  benützen 


2®)  Man  beachte:  Der  „Mensch“  auf  Schutz  seiner  „Menschwerdung“. 
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zu  wollen.  Dem  Satz  vom  „menschwerdenden  Mensch“  folgt  un- 
vermittelt der  Satz:  „die  Zerstörung  derselben“  (d.  i.  der  Mensch- 

werdung) „ist  demnach  eine  Rechtsverletzung  und  darf  als  Verbrechen 
erklärt  werden.“  — 

Noch  in  neuester  Zeit  wird  der  Gedanke,  das  Strafrecht  wolle 
durch  das  Verbot  der  Abtreibung  die  Frucht  um  ihrer  selbst  willen, 
zur  Wahrung  ihres  eigenen  Rechtes,  schützen,  in  der  Literatur  vertreten. 

Dies  ergibt  sich  nicht  nur  aus  der  Einreihung  unseres  Verbrechens 
im  System  eines  bedeutenden  Teiles  der  Darstellungen,  sondern  es  wird 
auch  ausdrücklich  ausgesprochen.24) 

Nach  Horch’ s Ausführungen  S.  41  „beruht  die  Möglichkeit,  gegen 

den  Fötus  einen  Tötungsvorsatz  zu  richten,  auf  der  Fiktion  des 

Strafgesetzbuches,  wonach  der  Fötus  als  eine  Persönlichkeit  mit  selb- 
ständigem Recht  auf  Leben  erscheint.  Denn  lediglich  auf  Grund  dieser 
Anschauung  bestraft  das  Strafgesetzbuch  die  Schwangere,  die  ihre  Frucht 
selbst  ab  treibt“. 

Am  präzisesten  spricht  sich  in  dieser  Richtung  wohl  Teichmann 
aus,  wenn  er  (S.  100)  meint,  es  sei  „Zweck  der  Strafbestimmungen 
der  Schutz  der  Leibesfrucht  um  ihrer  selbst  willen,  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  etwa  gleichzeitig  in  fremde  Rechte  eingegriffen  wird“. 

Ein  Teil  der  Literatur  hingegen  lehnt  den  Standpunkt  eines  Schutzes 
der  Frucht  um  ihrer  selbst  willen  ab. 

So  sagt  Wachenfeld  S.  297  kurz  und  bündig:  „Die  Frucht  

kann  infolge  ihrer  unselbständigen  Existenz  nicht  Träger  eines  Rechts- 
gutes sein“. 

Hiller  führt  diesen  Gedanken  — die  Frucht  ist  kein  Individuum, 
kein  Rechtssubjekt;  sie  hat  keine  Rechte,  folglich  können  ihre  Rechte 
auch  nicht  verletzt  werden  — S.  91  ff.  folgerichtig  durch. 

Und  Jungmann  S.  18  meint:  „Irrig  ist  die  viel  verbreitete  An- 
schauung, das  Strafgesetzbuch  fasse  den  Fötus  als  eine  Persönlichkeit 
mit  selbständigem  Recht  auf  Leben  auf,  es  fingiere  durch  das  Verbot 
der  Abtreibung  ein  Recht  des  Fötus  auf  Leben ; es  ist  das  eine 
Verwechslung  von  Rechtsgut  und  subjektivem  Recht,  während  doch 


24)  So  z.  B.  Birkmeyer  S.  1161;  Meyer- Allfeld  S.  386;  Oppenheim  S.  257; 
Lew  in  S.  45.  Gegen  letzteren  gut  Hiller  8.  91  ff. 
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nicht  jedes  Rechtsgut  auch  Objekt  von  subjektiven  Rechten  sein 
muss.“  25) 

Wundern  wir  uns  darüber,  dass  die  Literatur  ihre  Behauptungen 
so  oft  ohne  (wirkliche)  Begründung  und  Beweisführung  hinstellt,  so  er- 
scheint uns  dies  andrerseits  bei  gesetzlichen  Verfügungen  selbstver- 
ständlich. Ein  Gesetz  hat  nicht  Begründungen  sondern  Vorschriften 
zu  geben. 

So  dekretiert  denn  auch  das  preussische  Landrecht  (T.  I,  Tit.  1, 
§ 10)  ohne  weiteres:  „Die  allgemeinen  Rechte  der  Menschheit  ge- 
bühren auch  den  noch  ungeborenen  Kindern  schon  von  der  Zeit  ihrer 
Empfängnis“. 

Das  ist  allerdings  ein  Rechtssatz  de  lege  lata.  Aber  einer  von 
jenen,  denen  noch  in  den  §§  41  ff.  dieser  Arbeit  eine  besondere  Be- 
trachtung gewidmet  werden  soll. 

Aus  welchem  Grunde  sollen  die  „allgemeinen  Rechte  der  Mensch- 
heit“ der  Frucht  von  der  Zeit  ihrer  Empfängnis  an  gebühren? 

Gebühren  sie  ihr  des  Körpers  oder  der  Seele  halber?  Beides  ist 
in  der  „Zeit  ihrer  Empfängnis“  noch  gar  nicht  vorhanden.  Betreffs 
des  Körpers  vergleiche  man  das  weiter  unten  Dargelegte , und  die 
Seele  ist  selbst  nach  Anschauung  des  alten  Kirchenrechtes  nicht  von 
der  Zeit  der  Empfängnis  an  vorhanden.  Wodurch  also  sollen  die  be- 
zogenen Bestimmungen  des  preussischen  Landrechtes  und  ähnliche  ge- 
rechtfertigt werden  ? 


25)  Bei  seinen  Betrachtungen  über  die  Frucht  als  Rechtsgut  vermag  ich  aller- 
dings Jungmann  nicht  zu  folgen.  Schon  früher  — S.  6 seiner  Schrift  — hat  er  die 
Behauptung  aufgestollt,  der  Gesetzgeber  habe  die  menschliche  Leibesfrucht  „zu  einem 
Rechtsgut  erhoben“.  S.  18  lässt  er  wenigstens  das  Leben  der  menschlichen  Frucht  „zu 
einem  Rechtsgut  erhoben“  sein,  das  der  Gesetzgeber  „durch  seine  Normen  zu  schützen“ 
sucht.  Aber  S.  38  heisst  es  wieder:  „Yor  allem  sei  hier  nochmals  wiederholt,  dass 
bei  der  Abtreibung  nicht  ein  subjektives  Recht  auf  Leben  verletzt  wird.  Es  kann 
weder  die  Frucht  ein  Rechtssubjekt  sein,  noch  eine  Rechtspersönlichkeit  des  Fötus 
fingiert  werden ; die  Frucht  ist  durch  die  schützenden  Normen  lediglich  zum  Rechtsgut 
erhoben,  und  nicht  jedem  Rechtsgut  entspricht  ein  subjektives  Recht.“  Diesen  Aus- 
führungen gegenüber  möchte  ich  Jungmann  auf  v.  Liszt’ s Darlegung  über  den 
Begriff  des  Rechtsgutes  verweisen;  es  wird  daraus  vielleicht  klar  werden,  ob  die 
Frucht,  ähnlich  wie  dort  die  Leiche,  „als  ein  Rechtsgut  oder  als  ein  subjektives 
Recht  anzusehen  sei“  (v.  Liszt,  Rechtsgut  S.  225).  Kann  ein  „Rechtsgut“  über- 
haupt etwas  Absolutes,  ohne  Beziehung  auf  natürliche  oder  juristische  Personen 
Existierendes  sein,  deren  Rechtsgut  es  ist? 
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§ 9. 

Vielleicht  wollen  sie  ohne  weitere  eigene  Rechtfertigung  ihre  Be- 
gründung dem  römischen  Satze  „Nasciturus  pro  iam  nato  habetur, 
quoties  de  eius  commodo  agitur“  überlassen.26) 

Ich  muss  vorweg  bemerken,  dass  ich  auch  diesem  Rechtssatze 
nicht  mehi-  Beweiskraft  für  unser  Thema  de  lege  ferenda  zuerkennen 
kann  als  sämtlichen  anderen. 

Unter  „nasciturus“  scheint  mir  aber  ausserdem  nur  ein  Wesen 
verstanden  werden  zu  können,  das  wirklich  zur  Menschwerdung  be- 
stimmt ist.  Dies  dürfte  schon  aus  dem  Worte  „nasciturus“  hervorgehen, 
soferne  man  unter  „geboren  werden“  den  normalzeitigen  Austritt 
durch  die  Geburtswege  oder  deren  geburtshiilflichen  Ersatz  versteht. 
Wer  nicht  „geboren  werden“  wird,  ist  kein  nasciturus.  Für  die  zivil- 
rechtlichen  Verhältnisse  wird  nun  der  nasciturus  als  Rechtssubjekt  an- 
gesehen unter  der  Bedingung,  dass  er  auch  ein  solches  wird.  Erfolgt 
seine  — lebende  — Geburt,  so  sind  ihm  seine  Rechte  gewahrt.2') 
Erfolgt  sie  nicht,  so  wird  es  so  gehalten,  als  wäre  er  gar  nie  empfangen 
worden.  Es  wird  also  seine  Rechtspersönlichkeit  nicht  geschaffen,  eigent- 
lich nicht  einmal  fingiert,  sondern  lediglich  antizipiert  für  den  Fall,  dass 
sie  später  wirklich  zustande  kommt. 

Das  Recht  anerkennt  dies  ja  auch  sonst,  indem  es  der  Frucht,  die 
nicht  geboren  wird,  nicht  die  mindeste  Berücksichtigung  zuteil  werden 
lässt.  Es  finden  z.  B.  niemals  Rechtsübertragungen  durch  sie  statt,  während 
doch,  wenn  die  so  oft  behauptete  „Persönlichkeit“  wirklich  schon  ge- 
geben wäre,  die  einfachste  Logik  solche  Übertragungen  auch  durch  ein 
totgeborenes  Kind  zugeben  müsste. 

Auch  das  Strafrecht  kümmert  sich,  abgesehen  von  dem  Falle  der 
Abtreibung,  absolut  nicht  um  die  Leibesfrucht.  Auch  dann  nicht,  wenn 
sie  bestimmt  ist,  als  Rechtssubjekt  zur  Welt  zu  kommen.  Beleidi- 
gungen gegen  die  Frucht  sind  straflos.  Ja,  das  Strafrecht  übersieht 

26)  Ygi_  Abegg  S.  430:  „Der  Grundsatz,  dass  partus  pars  viscerum  mulieris  sei 

kann  sich  (aber)  nicht  geltend  machen,  soferne  der  nasciturus,  welcher  pro  nato 

habetur,  quoties  de  commodo  eius  agitur,  zum  besonderen  Gegenstand  eines  wider- 
rechtlichen Benehmens  gemacht  wird“.  Auch  ßerlich,  YIII,  9,  S.  60,  beruft  sich  auf 
die  Stelle. 

2|)  Gleichgültig  ist  es  dabei  für  uns,  ob  man  dieser  Wahrung  eine  Suspensiv- 
oder Resolutivbedingung  zugrunde  legt. 
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sogar  eine  wirkliche  Pflicht  gegenüber  dem  zum  Geborenwerden  und 
Dasein  bestimmten  Wesen,  indem  es  selbst  Handlungen,  welche  die 
Gesundheit  und  Körperintegrität  dos  künftigen  Menschen  zu  vernichten 
geeignet  sind,  nicht  bedroht. 

Wir  kommen  also  nicht  darüber  hinaus,  dass  die  noch  ungeborene 
Frucht  nicht  Rechtssubjekt  sein,  dass  sie  kein  Recht  — auch  nicht  das 
Recht,  Rechtssubjekt  zu  werden  — haben  kann. 

Sonach  müssen  wir  darauf  verzichten,  die  Yerletzung  des  Rechtes 
der  Frucht  als  das  Sühne  verlangende  Moment  zu  betrachten.  Es  ist 
deshalb  auch  unrichtig,  wenn  Montier  (Essai  S.  13)  findet:  „C’est  contre 
ce  crime,  que  le  legislateur  romain  soucieux  des  interets  du  nasciturus 
aurait  du  tout  d’abord  diriger  ses  efforts.“  Und  dass  wir,  wie  Montier 
ebenfalls  tadelnd  konstatiert,  „ne  trouvons  aucune  disposition  de  ce 
gcnre“,  ist  gar  nicht  verwunderlich.  Die  von  Montier  dafür  vermuteten 
Gründe  allerdings  sind  zum  grössten  Teile  unzureichend. 

Auch  v.  Lilienthal  S.  10  spricht  es  mit  dürren  Worten  aus:  „Als 
Person  kann  eine  Leibesfrucht  nicht  angesehen  werden“. 

Das  bürgerliche  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  sagt  denn 
auch,  u.  z.  in  seinem  § 1 : „Die  Rechtsfähigkeit  des  Menschen  beginnt 
mit  der  Yollendung  der  Geburt“.28)  Diesem  Satze  können  wir  voll- 
kommen beistimmen. 

Etwas  anderes  ist  es,  wenn  man  dem  künftigen  Rechtssubjekte, 
dem  Menschen,  der  aus  der  Frucht  entwickelt  zur  Welt  kommen  soll, 
die  Rechte,  auf  welche  er  natürlichen  Anspruch  haben  wird,  auch  ge- 
setzlich wahrt.  Diese  Fürsorge  wird  durch  den  obigen  Satz  des  Deutschen 
bürgerlichen  Gesetzbuches  nicht  behindert.  Das  Deutsche  bürgerliche 
Gesetzbuch  (man  vergleiche  z.  B.  seinen  § 1716)  Borgt  im  Gegenteil 
manchmal  sehr  eingehend  für  den  nasciturus.  Nur  beschränke  man  diese 
Fürsorge  nicht  auf  die  bis  zu  einem  gewissen  Grad  minder  wichtigen 
Yermögensrechte,  sondern  man  dehne  sie  auch  auf  die  möglichste 
Wahrung  der  sonstigen  Interessen  des  nasciturus  aus. 

Ich  möchte  deshalb  noch  eine  andere  Konsequenz  aus  dem  bezogenen 
Rechtsgrundsatze  ableiten,  die  mir  von  grosser  Wichtigkeit  erscheint, 
aber,  soweit  meine  Kenntnis  reicht,  von  keinem  Gesetze  gezogen 
wurde.  Nicht  nur  in  zivilrechtlicher  Beziehung  sollte  der  nasciturus  für 

28)  Yergl.  Greif  (Guttentag'sche  Gesetzsammlung)  zu  § 1 des  b.  G.-B.  für  das 
Deutsche  Reich:  „Die  Leibesfrucht  ist  kein  Rechtssubjekt;  Pflegschaft  zur  Wahrung 
ihres  künftigen  Unterhalts- Anspruches  daher  unzulässig“. 
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den  Fall  seiner  Geburt  geschützt  werden,  quoties  de  eius  commodo 
agitur.  Andrerseits  kann  die  Sicherung  des  Lebens  selbst,  des  zur  Welt- 
Kommens  allein,  nicht  als  commodum  in  Betracht  gezogen  werden. 

Wichtiger  als  Yermögensvorteile  sind  für  den  nasciturus  gerade 
Glieder,  eine  unverkümmerte  Gesundheit.  In  dieser  Richtung  aber  wird 
für  das  commodum  des  nasciturus  in  keiner  Weise  gesorgt.  Nicht  positiv 
und  nicht  negativ. 

Wenn  auch  schon  zu  Beginn  der  Schwangerschaft  sich  zeigt,  dass 
Krankheit  eines  der  Eltern  oder  andere  Umstände  die  Geburt  eines 
kranken,  siechen  Wesens  mit  aller  Wahrscheinlichkeit  voraussehen  lassen, 
so  muss  das  Kind  erbarmungslos  ausgetragen  und  zur  Welt  gebracht 
werden  — wenn  nicht  die  Natur  barmherziger  ist  als  die  Menschen  und 
vor  allem  als  ein  „humaner“  Gesetzgeber. 

Ferner  lässt  das  Gesetz  es  ruhig  geschehen,  dass  die  Schwangere 
in  jeder  möglichen  Weise  die  Gesundheit  des  künftigen  Kindes  gefährdet, 
dass  sie  Krüppelhaftigkeit  und  Siechtum  desselben  geradezu  wissentlich 
herbeiführt  durch  unvernünftige  Lebensweise,  insbesondere  durch  Tragen 
enger  Schnürleiber,  die  sie  vielleicht  aus  alberner  Eitelkeit  gerade 
wegen  ihrer  Schwangerschaft  und  zur  Verbergung  derselben  anwendet. 
Es  kann  geschehen,  dass  durch  solche  törichte  Handlung  die  Gliedmassen 
der  Frucht  verkrüppeln, 29)  aber  selbst  dass  die  Schwangere  dadurch 
den  vorzeitigen  Abgang  ihrer  Frucht  herbeizieht,30)  eventuell  zu  einer 
Zeit,  wo  diese  bereits  ausserhalb  des  Mutterleibes  lebensfähig  ist,  jedoch 
von  dem  verfrühten  Abgang  schweren  Schaden  an  der  Gesundheit 
nimmt. 

Auf  den  Schutz  gegen  solche  Gefährdungen  hat  das  werdende  Kind, 
der  künftige  Mensch,  der  denken  und  fühlen,  der  Krankheit  und  Elend 
leiblich  und  seelisch  empfinden  wird,  unbedingt  Anspruch.  Hier  handelt 
es  sich  um  ein  commodum  von  einschneidendster  Wichtigkeit,  um  ein 
commodum , von  dem  Glück  oder  Unglück  eines  vielleicht  langen 
Menschenlebens  abhäDgen;  um  eine  wirkliche,  in  keiner  Weise  wegzu- 

29)  Man  vergl.  die  „Krüppelmuttor“  von  Maupassant. 

30)  Ich  muss  dabei  des  § 2 Art.  88  der  Theresiana  gedenken,  welcher  darüber 
spricht,  ob  die  Schwangere  „den  Bauch,  oder  Seiten  stark  gebunden,  gefascht,  .... 
zusammengedruckt“  habe.  Aber  auch  die  Theresiana  spricht  davon  nicht  als  von  einer 
Gefährdung  der  Gesundheit  des  künftigen  Menschen,  sondern  als  von  einer  „Anzeigung 
zur  Nachforschung“  wegen  des  Lasters  der  vorsetzlichen  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht. 
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streitende  Pflicht  der  Erzeuger,  für  die  Frucht  ihres  Tuns,  sofern  diese 
zu  Leben,  Bewusstsein  und  Gefühl  erwachen  soll,  zu  sorgen. 

So  wie  die  Eltern  die  Pflicht  haben,  für  das  geborene  Kind  nicht 
nur  in  materieller  Hinsicht,  sondern  auch  betreffs  seiner  körperlichen 
Entwicklung  und  Sicherheit  zu  sorgen  ( österreichisches  St.-G.-B.  §§  360 
und  376),  u.  z.  für  die  Zukunft  ebenso  wie  für  die  Gegenwart,  so  wird 
auch  nicht  geleugnet  werden  können,  dass  auch  dem  zum  Heranwachsen 
bestimmten  Wesen,  dem  nasciturus,  die  Sorge  für  seine  Zukunft  gebührt. 
In  diesem  Sinne  muss  auch  für  das  Strafrecht  der  nasciturus  pro  iam 
nato  gelten. 

Aber  das  Gesetz  ignoriert  diese  kaum  ernstlich  bestreitbare  Pflicht 
der  Eltern , während  es  mit  schweren  Strafdrohungen  die  Erfüllung 
einer  imaginären  Pflicht,  einer  Pflicht,  die  keiner  von  beiden  Teilen  je 
übernommen  hat,  zu  erzwingen,  rein  theoretisch  konstruierte  liechte  zu 
schützen  sich  bestrebt.  — 

In  den  österreichischen  Dienstesvorschriften  für  Hebammen  vom 
Jahre  1897  habe  ich  eine  Stelle  gefunden,  welche  das  Thema  berührt. 
§ 11,  Abs.  4 sagt:  „Unbewusst  Schwangere  sind  über  ihren  Zustand 
schonend  aufzuklären  und  zu  ermahnen,  sich  so  zu  verhalten,  dass  dem 
Gedeihen  der  Leibesfrucht  kein  Schaden  zugefügt  werde“.  Aber  abgesehen 
davon,  dass  hienach  beivusst  Schwangere  nicht  zu  ermahnen  sind,  fehlt 
jede  Handhabe,  auch  die  Befolgung  der  Ermahnung  zu  erreichen. 

§ io. 

Müssig  wäre  die  eingehende  Erörterung  der  Frage,  worin  denn 
das  „commodum“  bestehen  solle,  das  dem  Kinde  durch  die  Bewahrung 
seines  fötalen  Daseins  als  solchen  zu  wahren  sei. 

Sollen  wir  wirklich  annehmen,  dass  schon  das  zur  Welt-Kommen  ein 
solches  commodum  sei,  dessen  Wahrung  unter  allen  Umständen  im 
Interesse  des  Kindes  liegt?  Darüber  wird  sich  zum  mindesten  streiten 
lassen.  Die  Verteidiger  jener  Ansicht  erheben  sich  nicht  zu  grosser  Höhe 
der  Begründung,  falls  sie  ihre  Ansicht  nicht  gleich  als  Axiom  hin- 
stellen. 

Dafür  genügen  wenige  Beispiele.  Ich  nenne  Berlich,  VIH,  3,  S.  60: 
„llic  autem  agi  de  commodo  partus  nondum  nati  dubitare  non  debemus, 
quoniam  non  parum  interest,  alicuius  mortem  et  necem  vindicari“,  und 
Düntzer  S.  20:  „Da  aber  nun  das  Recht  auf  das  Leben  das  höchste 
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commodum,  das  höchste  F.avorabile  des  nasciturus  ist,  ja  ohne  dieses 
Urrecht  der  Person  von  den  übrigen  ihm  zustehenden  (Erbrechten, 
Sachenrechten)  gar  keine  Rede  sein  könnte,  da  es  sich  ferner  hier 
gerade  um  dieses  Favorabile  handelt 

Ich  glaube  ganz  allgemein  — und  insbesondere  für  die  Fälle,  in 
denen  wohl  die  meisten  Abtreibungen  vorgenommen  werden31)  — das 
Gegenteil  behaupten  zu  können. 

Es  dürfte  nicht  schwer  sein,  zu  entscheiden,  wo  das  grössere 
commodum  liegt:  In  der  schmerzlosen  Entfernung  des  Embryo,  bevor 
er  zu  Bewusstsein  und  Gefühl  erwacht  ist,  oder  in  einem  verzweifelten, 
lebenslänglichen  Ringen  mit  dem  Leben  einerseits,  in  der  oft  qualvollen, 
langsamen,  systematischen  Tötung  des  geborenen,  fühlenden  Rindes 
andrerseits.  Und  es  ist  gewiss  falsch,  wenn  Teichmann  S.  91  sagt:  „Das 
Interesse  des  Kindes  kann  es  niemals  erfordern,  dass  das  eigene  Leben 
des  Kindes  schon  im  Mutterleibe  vernichtet  wird“. 

Der  Einwand,  die  Existenz  sei  Voraussetzung  für  jedes  commodum; 
wolle  man  daher  dieses  wahren,  so  müsse  man  vorerst  jene  schützen, 
ist  ein  lediglich  doktrinärer.  Wo  die  eventuell  voraussetzbaren  dürftigen 
commoda  alle  voraussichtlichen  Widerwärtigkeiten  nicht  annähernd  er- 
reichen, kann  doch  wohl  nur  von  der  Wahrung  eines  einzigen  commodums 
ernstlich  die  Rede  sein : Ersparung  jener  erdrückenden  Widerwärtig- 
keiten. Und  eben  dieses  wahre  und  wichtige  commodum  setzt  Ersparung 
auch  der  Existenz  voraus.  Andrerseits  ist  kaum  zu  leugnen,  dass  für 
den  nicht  Geborenen  der  Entgang  selbst  der  grössten  commoda  kein 
Nachteil  ist,  da  er  ihn  doch  nicht  empfindet,  während  der  einmal  ge- 
borene Mensch  selbst  in  der  glänzendsten  sozialen  und  pekuniären 
Stellung  vor  körperlichen  und  seelischen  Leiden  nie  bewahrt  bleibt. 

Theoretisch  sind  die  meisten  Menschen  so  weit,  einzusehen,  dass 
das  Leben  der  Güter  grösstes  nicht  ist.  Dies  sogar  dort,  wo  es  sich 
um  den  bereits  geborenen,  mit  vollem  Bewusstsein  ausgestatteten  Menschen 
handelt,  der  den  Abschied  vom  Leben  zumeist  mit  Furcht  und  Grauen 
empfindet.  Dort  aber,  wo  es  sich  um  das  Nichterwachen  eines  noch 
bewusst-  und  gefühllosen  Wesens  handelt,  sollte  es  anders  sein?  Und 
ist  es  erlaubt,  zur  Rettung  des  Lebens  oder  der  Gesundheit  der 
Schwangeren  den  schon  ausgebildeten  Fötus  zu  töten,  um  wieviel  eher 

31)  »L0-  yi0  n’est  pas  un  don  assez  precieux  pour  etre  souhaitable  si  c’est  des 
mains  glaciales  et  rüdes  de  l’Assistance  Publique  qu’on  la  doit  recevoir!“  ( Klotz-Forest 
S.  207.) 
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muss  es  erlaubt  sein,  zur  Wahrung  eines  viel  wichtigeren  Gutes  des 
Embryo  selbst  sein  Erwachen  zu  verhindern. 

Hat  „die  Gesellschaft“  ein  Recht,  Eltern,  welche  einsehen,  dass 
für  das  von  ihnen  erzeugte  Wesen  das  Nichterwachen  zum  Leben  vorteil- 
hafter ist,  zu  bestrafen,  weil  sie  ihm  diesen  Vorteil  gewahrt  haben  ? 
/umal  in  Zeiten  und  Ländern,  wo  es  der  Gesellschaft  nie  einfallen 
würde,  für  dieses  Wesen  ein  auch  nur  halbwegs  zureichendes  Opfer  zu 
bringen  ? 


§ 11. 

Auch  eine  Beschädigung  der  Seele  der  im  Mutterleibe  getöteten 
Frucht  wurde  vielfach  angenommen  und  diese  Anschauung  in  Literatur 
wie  Gesetzgebung  vertreten. 

So  schrieb  im  Jahre  1696  Otto  S.  371:  „Dieses  ist  darumben  also 
beständig  wahr , dieweilen  durch  diess  Abtreiben , die  Geburt  nicht 
allein  das  Leben  verleurt,  sondern  wird  auch  dess  heiligen  Tauffs  durch 
seine  Tyrannische  und  Gottlose  Eltern,  beraubet“. 

Es  ist  dieselbe  Fürsorge  für  das  Heil  der  einmal  erschaffenen  Seele, 
die  uns  auch  an  anderen  Stellen  entgegentritt.  Vgl.  z.  B.  Regino  Lib- 
II,  LXII.  (Ex  Poenitentiali.)  De  femina,  cujus  filius  per  neglegentiam 
obierit  non  baptizatus.  „Pariens  femina,  cujus  filius  per  neglegentiam 
non  baptizatus  obierit,  annum  unum  poeniteat,  et  nunquam  sit  sine  aliqua 
poenitentia.  Si  autem  per  neglegentiam  sacerdotis,  require  in  primo 
libello  cap.  CXXIX“.  Die  hier  bezogene  Stelle  lautet:  „Perpendant 
Presbytery,  quanti  discriminis  sit,  animas  innocentium  per  eorum 
neglegentiam  a regno  Dei  excludi.  Si  enim  gaudium  est  in  coelo  super 
uno  peccatore  poenitentiam  agente,  quid  putas,  quanta  ira  et  indignatio 
super  illum  erit,  qui  per  suam  neglegentiam  januas  paradisi  innocentibus 
clausit?  Et  ideo  Presbyteri  summa  diligentia  caveant,  ne  animas,  pro 
quibus  sanguis  Christi  effusus  est,  per  suam  incuriam  a coelesti 
beatitudine  separent.  Sed  si,  quod  absit,  evenerit,  gravi  poenitentiae 
luctu  diebus  vitae  suae  se  submittat  per  cujus  evenerit  neglectum“.  Vgl. 
auch  das  Poenitentiale  des  Beda,  C.  HI,  §§  40 — 42  ( Wasserschieben 
S.  224)  und  des  Pseudo-Beda,  Cap.  XVII  {Wasser schieben  S.  266/267), 
beide  im  ersten  Satze  fast  wörtlich  gleich  wie  Regino ; ferner  das 
fränkische  Poenitentiale  XXXV  Capitulorum,  C.  III,  § 2,  „qui  necant 
filium  suum  ante  baptisinum“  und  C.  IV,  „de  his,  qui  sine  baptismo 
moriuntur“  {Wasser seid eben  S.  507). 
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Im  Jahre  1658  wurde  von  Hieronymus  Florentinus  eine  Schrift 
verfasst,  in  welcher  behauptet  wurde,  dass  die  Taufe  des  Embryo  auch 
dann  notwendig  sei,  wenn  er  kaum  die  Grösse  eines  Gerstenkornes  er- 
reicht hätte.  Die  Schläft  wurde  laut  Schultzenstein  S.  378/379  von  der 
theologischen  Fakultät  in  Paris  wärmstens  empfohlen.82) 

Auch  Lehmkuhl  bezeichnet  an  verschiedenen  Stellen  die  Taufe  des 
Embryo  oder  Fötus  als  unumgänglich  und  ermahnt  mehrfach,  sich  durch 
Zeichen  scheinbar  schon  erfolgten  Todes  nicht  von  der  Taufe  abhalten 
zu  lassen ; nur  die  ipsa  putrefactio  berechtige  zur  Unterlassung.  Jede 
abortierte  Frucht  solle  getauft  werden,  und  die  Geistlichkeit  solle  Frauen 
(matres)  sowohl  als  Hebammen  und  Arzte  dazu  ermahnen  (II,  S.  57 
und  456).  Kann  die  Schwangere  das  Kind  nicht  in  natürlicher  Weise 
gebären,  so  ist  es  zu  extrahieren  und  zu  taufen ; ist  sie  tot,  so  ist 
„uterus  matris  mortuae  calidus  servandus,  os  ejus  aperiendum“,  so  bald 
als  möglich  die  Sektion  zu  machen  und  die  herausbeförderte  Frucht  zu 
taufen  (H,  S.  58). 

In  allerneuester  Zeit  hat  Dr.  med.  Treitner  ein  Taufverfahren 
mittels  Pravazspritze  und  Hohlnadel  empfohlen,  die  durch  die  Bauch- 
decke der  Schwangeren  durch  in  den  Kopf  des  Fötus  einzustechen  ist 
(S.  325),  damit  das  Taufwasser  nicht  an  der  vernix  caseosa  ablaufe  und 
durch  diese  unwirksam  gemacht  werde  (S.  326).  Er  meint  jedoch,  dass 
diese  Prozedur  vor  Mitte  der  Schwangerschaft  kaum  in  Betracht  komme, 
da  vorher  die  Gravidität,  sowie  das  Leben  der  Frucht  nicht  sicher  genug 
feststehen  (S.  328).  — 

Einschlägige  gesetzliche  Bestimmungen  wolle  man  unten  im  Y.  Teile 
nachsehen. 


32)  Den  Gedankengang,  welcher  die  katholische  Kirche  bei  dieser  ihrer  An- 
schauung leitet,  zu  entwickeln,  ist  nicht  meine  Aufgabe.  Doch  mag  eine  kurze  Dar- 
legung nicht  ohne  Interesse  sein,  zumal  die  einzige  gewöhnlich  betreffs  der  Taufe 
zitierte  Stelle  Matthäus  28,  19  nur  vom  Lehren  und  Taufen  der  Völker  spricht,  ein 
Embryo  oder  Fötus  aber  gewiss  nicht  gelehrt  werden  kann.  Zugrunde  liegt  der  obigen 
Anschauung  die  Stelle  Johannes  3,5:  „Was  nicht  wiedergeboren  ist  aus  dem  Wasser 
und  dem  lieiligon  Geiste,  kann  in  das  Reich  Gottes  nicht  eingehen“.  Nun  herrscht 
in  katholischen  Gelchrtenkreisen  längst  die  Ansicht,  der  Embryo  empfange  die  anima 
rationalis  schon  mit  der  Konzeption,  wenn  ihre  Funktionen  auch  noch  bis  lange  nach 
der  Geburt  latent  sind,  und  die  anima  rationalis  sei  ab  origine  mit  der  Erbsünde 
behaftet.  Deshalb  hat  denu  auch  das  Trienter  Konzil  in  seiner  fünften  Sitzung  be- 
schlossen: „Si  quis  parvulo3  recentes  ab  uteris  matrum  baptizandos  negat, 

anathema  sit“.  Grund:  „Ut  in  eis  regenerationo  mundotur,  quod  generatione  contra- 
xerunt".  Das  Wort  „generatio“  heisst  nun  nicht  „Goburt“,  sondern  „Zeugung“,  und 
ein  „parvulus  ab  utero  matris“  ist  wohl  auch  schon  der  Embryo. 

V.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung. 
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III.  Kapitel. 

Die  Schwangere. 

§ 12. 

An  dieser  Stelle  habe  ich  nur  über  jene  Fälle  zu  sprechen,  in 
welchen  die  Schwangere  sich  selbst  oder  in  welchen  ihr  ein  anderer 
mit  ihrer  Einwilligung  die  Frucht  abtreibt.  Ich  sehe  also  hier  von 
anders  gestalteten  Fällen  gänzlich  ab  und  werde  auf  diese  an  andrer 
Stelle  dieser  Arbeit  zu  sprechen  kommen. 

Bezüglich  der  selbst  abtreibenden  Schwangeren  muss  ich  völlig 
Hiller  beipflichten,  welcher  in  folgerichtiger  Ausführung  S.  91  ff.  darlegt, 
die  Abtreibung  der  eigenen  Frucht  durch  die  Schwangere  sei  nichts 
anderes,  als  eine  Verfügung  dieser  über  sich  selbst. 

Eine  solche  Ansicht  gründet  sich  absolut  nicht  nur  auf  „mangelnde 
Kenntnis“,  wie  man  den  römischen  Juristen  wegen  ihrer  Anschauung 
der  Frucht  als  pars  viscerum  matris  so  gerne  und  schon  so  oft  vor- 
geworfen hat.  Wirft  doch  andrerseits  kein  geringerer  Naturkenner  als 
Haeckel  S.  375  dem  Strafrechte  vor,  es  übersehe  „die  physiologische  Tat- 
sache, dass  die  Eizelle  ein  Teil  des  mütterlichen  Körpers  ist,  über  den 
das  Weib  frei  verfügen  kann“.33) 

Wie  Servin  S.  176/177  konstatiert,  hat  gewiss  auch  die  abtreibende 
Schwangere  selbst  die  Empfindung,  „dass  sie,  wenn  sie  ihre  Frucht 
aufopfert,  nichts  tut,  als  dass  sie  über  einen  Teil  ihres  Selbst  etwas 
verordnet“.  Dafür  aber  gilt,  mag  man  sich  selbst  in  Spitzfindigkeiten 
ergehen,  unweigerlich  der  Satz  „volenti  non  fit  iniuria“. 

Es  ist  deshalb  auch  unstichhaltig,  wenn  St.  Basilius  — wie  Lewin 
S.  70  mitteilt  — die  von  ihm  verlangte  unterschiedslose  Bestrafung  der 
Abtreiberinnen  damit  begründet,  „dass  meistens  bei  den  Abtreibungs- 
versuchen auch  die  Mütter  zugrunde  gingen“.  Überdies  ist  die  letztere  Be- 
hauptung unrichtig,  wie  ich  (im  VI.  Teile)  noch  ausführlich  darlegen  werde. 

Auch  Bloch  S.  796  will  die  Strafbarkeit  des  abortus  provocatus 
dadurch  mit  beweisen,  dass  „der  absichtliche  Abort  in  so  vielen  Fällen 
Leben  und  Gesundheit  der  Frauen  gefährdet“. 

33)  Agnes  Bluhm  tritt  in  von  Anna  Pappritz  S.  492  beifällig  zitierter  völlig 
unzulänglicher  Ausführung  für  die  gegenteilige  Ansicht  ein. 
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Doch  es  kann  keinem  Menschen  das  Recht  geleugnet  werden,  ihm 
unangenehm  oder  störend  erscheinende  Vorgänge  (Erscheinungen)  an 
oder  in  seinem  Körper  nach  seinem  Belieben  zu  unterdrücken.  Will  er 
dabei  eine  Gefährdung  seines  Lebens  riskieren,  so  kann  ihm  das  nicht 
verboten  werden.  Und  wenn  man  die  Gefährdung  von  Leben  und 
Gesundheit  zum  Vergnügen  (lebensgefährliche  Bergtouren),  aus  sport- 
lichem Interesse  (man  denke  an  die  mehrere  Tage  dauernden  Rad- 
rennen) oder  infolge  alberner  Wetten  duldet,  um  wieviel  weniger  darf 
man  dagegen  einschreiten  oder  gar  mit  Verbrechensstrafe  einschreiten, 
wenn  sie  zu  so  bitter  ernsten  Zwecken  riskiert  wird,  wie  oft  in  unserem 
Falle. 

Der  Staat  kümmert  sich  ja  auch  um  Selbstgefährdungen  der 
Schwangeren  und  die  Vernichtung  ihrer  Mutterhoffnungen  durch  Leicht- 
sinn, Eitelkeit  und  Vergnügungssucht  ebensowenig,  wie  um  die  Gefähr- 
dung der  Frucht  durch  die  entsprechenden  Handlungen. 

Die  Vorschützung  des  Schutzes  der  Schwangeren  durch  das  Ab- 
treibungsverbot beweist  um  so  weniger,  als  nicht  im  Ernst  geleugnet 
werden  kann,  dass  gerade  die  staatlichen  Strafdrohungen  das  meiste 
und  grösste  Unglück  auf  diesem  Gebiete  verursachen,  wie  ich  an  ent- 
sprechender Stelle  (im  VI.  Teile)  noch  eingehend  zu  zeigen  gedenke. 

Betrachtungen,  wie  die  — übrigens  von  Schultzenstein  (Beseitigung 
S.  312)  wiedergegebene  — von  Marie  Raschke  S.  12,  ob  „die  Frau 
mit  der  Erlangung  der  Herrschaftsgewalt  über  das  ungeborene  Leben 
an  Würde,  Selbstachtung  und  allgemeiner  Wertschätzung  verlieren 
würde  und  dass  damit  jede  zarte  Rücksicht  auf  die  werdende  Mutter 
entfiele“,  oder  von  Weinberg  S.  317,  ob  gerade  das  Gegenteil  der  Fall 
wäre,  sind  für  das  Recht  selbstverständlich  wertlos.  Ebenso  kann  ich 
Bruno  Meyer’s  (S.  411)  Ansicht  nicht  verwertbar  finden,  es  müsse  „einer 
jeden  Frau  das  Recht  zugesprochen  werden,  dass  sie  nur  dem  Manne 
ein  Kind  bringt,  von  dem  sie  es  gerne  hat,  oder  dem  sie  — als  Gattin  — 
dazu  verpflichtet  ist“.  Vom  Falle  der  Gattin  abgesehen,  mutet  schon 
die  Wendung,  das  uneheliche  Kind  werde  „dem  Manne  gebracht“,  sonder- 
bar an.  Geht  das  auch  auf  die  Dirne,  die  sich  den  Vater34)  ausgesucht 
hat?  Und  was  haben  wir  uns  unter  „gerne  haben“  vorzustellen?  Ich 
glaube  annehmen  zu  dürfen,  dass  zur  Abtreibung  ohnedies  lediglich 
jene  Kinder  in  Betracht  kommen,  die  die  Schwangere  nicht  „gerne  hat“. 

34)  Yergl.  v.  Lanz  S.  15:  „Das  famose  österreichische  Gesetz,  wonach  immer  der 
Keichste  der  Vater  ist“. 
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Dor  Mann  kommt  dabei  als  Individuum  kaum  in  Frage.  Das  betreffende 
W eib  kann  den  Schwangerer  sehr  lieben,  die  Schwängerung  aber  nur 
infolge  Versagens  eines  Präventivmittels  eingetreten  sein.  Überdies 
widerspricht  Bruno  Meyer  selbst  seiner  Ansicht  bereits  auf  S.  421, 
wo  er  sagt:  „Hat  aber  der  so  oder  so35)  betriebene  Geschlechtsverkehr, 
wenn  auch  noch  so  sehr  gegen  Wunsch  und  Erwartung,  ein  Leben  er- 
weckt, dann  — müssen  die  * Folgen  » getragen  werden“.  Auch  wenn 
die  Schwangere  sie  nicht  „gerne  bringt“  P 


IV.  Kapitel. 

Der  Erzeuger  der  Frucht. 

§ 13. 

Nicht  das  Recht  des  Mannes  über  Leib  und  Leben  des  Kindes, 
nicht  sein  Recht,  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht  seiner  Gattin  an- 
zubefehlen, wie  es  aus  dem  ius  vitae  ac  necis  — vergl.  L.  10  Cod.  8,  47 
(46)  — des  pater  familias  nach  römischem  Recht  folgte,  ist  hier  zu  be- 
sprechen, sondern  die  Frage  zu  untersuchen,  ob  und  inwieferne  ein 
Mann  das  Recht  darauf  habe,  dass  die  von  ihm  erzeugte  Frucht  nicht 
ohne  seine  Zustimmung  vernichtet  werde.  Dabei  wird  aus  einer  Reihe 
naheliegender  Gründe  zunächst  von  dem  Rechte  des  ehelichen  Vaters, 
d.  h.  des  Gatten  der  Schwangeren,  zu  sprechen  sein. 

Schneickert  meint  S.  132/133:  „Ein  direktes  Recht  (des  Staates) 
auf  Erhaltung  der  ehelichen  Leibesfrucht  leugne  ich  immerhin,  nicht 
aber  ein  indirektes  Recht,  das  darin  besteht,  den  vom  Ehemann  be- 
kundeten Willen  der  Kindererzeugung  nach  jeder  Richtung  zu  schützen“. 
Schneickert  verwechselt  dabei  „indirektes  Recht“  mit  „direkter  Pflicht“ 
des  Staates,  ebenso  wie  er  das  Recht  des  Mannes  mit  einem  imagi- 
nären Rechte  des  Staates  verwechselt.  Gewiss  ist  der  Staat  verpflichtet, 
den  „vom  Ehemanne  bekundeten  Willen“  zu  schützen,  soferne  kein 
Recht  eines  Andern  dem  entgegensteht.36)  Wenn  aber  der  Ehemann 


s*)  D.  h.  mit  oder  ohne  Präventivmittel. 

86)  Darüber  wird  bei  Erörterung  der  Perforationsfrage  zu  sprechen  sein. 


37 


klipp  und  klar  dartut,  dass  er  einen  solchen  Willen  nicht  nur  nicht 
„bekundet“,  sondern  gar  nicht  hat,  ja,  dass  sein  Wille  auf  das  Gegen- 
teil gerichtet  ist,  so  wäre  es  doch  Spiegelfechterei,  von  einem  Schutze 
des  Willens  der  Kindererzeugung  weiterhin  zu  sprechen. 

Völlig  beistimmen  muss  ich  SchneicJcert  jedoch,  wenn  er  S.  133 
fortfährt,  es  müsse  „doch  die  Erhaltung  des  Lebens  der  von  ihm“  (dem 
Ehemann)  „absichtlich  oder  unabsichtlich  in  der  Ehe  erzeugten  Kinder 
gesichert  werden,  so  dass  zunächst  nur  die  eigenmächtige  Abtreibung 
der  Ehefrau  ohne  Einwilligung  des  Ehemannes  strafbar  wäre“.  (Hier 
wird  ein  direktes  Recht  des  Ehemannes  auf  die  Lebenserhaltung  der 
von  ihm  erzeugten  Leibesfrucht  anerkannt.) 

Dieses  Recht  des  Ehemannes  existiert. 37)  Es  ist  ein  essentialer 
Bestandteil  des  Ehevertrages,  zu  dessen  innerstem  Wesen  es  untrenn- 
bar gehört.  Dass  Klage  auf  Erfüllung  und  Exekution  nicht  möglich 
sind,  dürfte  keinen  Beweis  gegen  den  Bestand  dieses  Rechtes  ergeben. 
Auch  das  angebliche  Recht  des  Staates  auf  die  Frucht  ist  ja  weder  klag- 
bar noch  exequierbar. 

Das  Recht  ist  ein  so  tief  im  Ehevertrag  wurzelndes,  dass  das 
kanonische  Recht  sogar  den  Verzicht  auf  das  „bonum  prolis“  als  un- 
gültig behandelt.  Wobei  freilich  wohl  auch  die  Rücksicht  auf  das 
staatliche  Interesse  mitgespielt  haben  mag. 

Dass  für  den  Wunsch  des  Gatten,  das  von  ihm  erzeugte  Kind  aus- 
getragen und,  soweit  dies  vom  menschlichen  Willen  abhängt,  gesund 
zur  Welt  gebracht  zu  sehen,  mannigfache  Gründe  vorliegen  können, 
ist  klar.  Dagegen  unklar,  weshalb  ein  solcher  Wunsch  „heute  eigent- 
lich nur  mehr  theoretisch  erfassbar“  (so  Schneickert  S.  124)  sein  solle. 

Aber  die  Gründe,  die  im  Ehemanne  eventuell  einen  solchen  Wunsch 
entstehen  lassen,  sind  auch  völlig  gleichgültig.  Will  der  Ehemann  „die 
Vaterfreuden“  ( Jungmann  S.  5)  geniessen,  zu  denen  er  den  Grund  ge- 
legt hat  oder  gelegt  zu  haben  glaubt,  so  ist  es  sein  gutes  Recht,  der- 
selben im  regelmässigen  Gang  der  Dinge  teilhaft  zu  werden,  und  diesem 
Rechte  entspringt  die  durch  Eingehung  des  Eheverhältnisses  begründete 
Pflicht  der  Gattin, ü8)  ihm  dieselben  nicht  zu  vereiteln.  Ob  auf  seine 


37)  So  auch  Bruno  Meyer  S.  417 : „.  . . . dass  der  Erzeuger  auch  ein  Recht  auf 
das  Kiud  hat,  so  gut  wie  die  Gemeinschaft.“  Sollte  sein  Recht  übrigens  wirklich 
nicht  grösser  sein? 

88)  So  auch  Bruno  Meyer  S.  417. 
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Verletzung  gerade  Verbrechensstrafe  zu  setzen  sei,  ist  eine  Frage  für  sich. 
Andrerseits  gilt  auch  hier  der  Satz  „volenti  non  fit  iniuria“.  Sobald 
der  Mann  auf  sein  Recht  auf  Erhaltung  der  von  ihm  — wie  ja  an- 
genommen wird  — erzeugten  Frucht  verzichtet,  fällt  auch  die  Pflicht 
des  Staates  weg,  römischer  als  Rom  zu  sein.  Und  will  der  Mann  sein 
Recht  nicht  ausüben,  sträubt  er  sich  im  Einverständnisse  mit  der 
Schwangeren  gegen  die  „Vaterfreuden“,  so  darf  niemand  sie  ihm  auf- 
nötigen, ihn  „zu  seinem  Glück  zwingen“,  geradesowenig,  als  man  ihn 
zur  Erzeugung  des  Kindes  zu  zwingen  berechtigt  gewesen  wäre. 

Es  kann  also,  sobald  Vater  und  Mutter  über  die  Abtreibung  ihrer 
ehelichen  Frucht  einig  sind,  nicht  von  Verletzung  der  Rechte  des 
Mannes  oder  der  Frau  gesprochen  werden. 

Die  Bemerkung  Hrehorowicz’  S.  10,  es  seien  „die  aus  der  Ehe 
erwachsenden  Rechte  unveräusserlich“,39)  kann  doch  wohl  kaum  mehr 
auf  ernstliche  Beachtung  Anspruch  erheben,  als  die  inhaltlich  gleiche 
„ Begründung  “ der  Strafbarkeit  des  Selbstmordversuches. 

Es  könnte  gefragt  werden,  ob  nicht  auch  dem  ausser  ehelichen  Vater 
ein  Recht  auf  Erhaltung  der  von  ihm  gezeugten  Frucht  zustehe.  Ich 
glaube,  dass  ein  solches  Recht40)  praktisch  nicht  gut  denkbar  ist,  da 
es  doch  — abgesehen  von  der  Frage  des  Beweises  der  Vaterschaft  — 
lediglich  durch  ein  ausdrücklich  geschlossenes  pactum  begründet  werden 
könnte.  Liegt  ein  solches  vor,  so  wäre,  soferne  es  nicht  als  ein  Ver- 
trag contra  bonos  mores  ungültig  ist,  allerdings  ein  Anspruch  des  Mannes 
auf  Erhaltung  der  Frucht  theoretisch  begründet.  Ob  durch  dessen  Ver- 
letzung ein  Verbrechen  im  engern  Sinne  begründet  wird,  wäre  Gegen- 
stand der  Untersuchung  von  anderm  Standpunkte  aus  und  gehört  ge- 
wiss nicht  in  den  Rahmen  dieser  Abhandlung. 

39)  Dio  „unveräusserlichen  Rechte“  des  Menschen  sind  nach  Hrehorowicz  zahl- 
reich; S.  8 nennt  er  auch  das  Leben,  die  Gesundheit  und  körperliche  ,Integrität 
als  solche. 

40)  Yergl.  jedoch  Bruno  Meyer  S.  417:  „.  . . dass  auch  ausserhalb^der  Ehen  . ■ • 
wie  sehr  viele  der  unehelichen  Mütter,  so  auch  sehr  viele  Yäter  von  inniger  Fieude 
über  das  erzeugto  Kind  erfüllt  sind“.  Ich  habe  dies  in  einer  ganzen’“Reihe  von 
Fällen  bestätigt  gefunden. 
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Y.  Kapitel. 

Der  Staat. 


1.  Abschnitt. 

Das  Recht  des  Staates. 

§ 14. 

In  diesem  Abschnitte  soll  von  dem  Rechte  des  Staates  proprio 
nomine,  nicht  zur  Behütung  von  Moral  und  Sittlichkeit,  gesprochen 
werden.  Hier  handelt  es  sich  um  die  Frage : Hat  der  Staat  selbst  ein 
Recht  auf  das  konzipierte,  noch  nicht  geborene  Kind,  dergestalt,  dass 
es  wahrer  Gerechtigkeit  entsprechen  kann,  dessen  Austragung  zur 
Pflicht  zu  machen  und  Zuwiderhandlungen  zu  bestrafen?] 

Der  hier  ausgedrückte  Gedanke  eines  Rechtes  des  Staates  auf  das 
noch  ungeborene  Kind  ist  nicht  neu.  Es  ist  derselbe  Gedanke,  den 
schon  Cicero  (vergl.  unten  S.  134)  ausdrückt,  und  der  auch  seither  oft 
vertreten  wurde;  ich  nenne  als  Beispiele  Gtmelin,  v.  Jhering,  Köhler, 
Merkel,  Schultzenstein. 

Dieser  Standpunkt  wurde  mehrfach  mit  grossem  Nachdrucke  ver- 
fochten. Zum  grossen  Teil  wurde  dabei  von  einer  reinen  petitio  prin- 
cipii  ausgegangen,  zum  Teil  finden  wir  recht  abenteuerliche  Begrün- 
dungen. So  wollte  Janouli 41)  einen  Vertrag  fingieren,  „den  jedes  Frauen- 
zimmer, das  in  den  Beischlaf  einwilligt,  mit  dem  Staate  eingeht,  wodurch 
sich  dieselbe  verpflichtet,  die  Last  und  Gefahr  der  Schwangerschaft 
zu  tragen,  jedoch  nur  insofern,  als  die  Gefahr  nicht  eine  unvermeid- 
liche ist“ . :ran 

Heute,  wo  man  auch  den  Rousseau’ sehen  contrat  social  kaum  mehr 
im  Ernst  erwägt,  kann  man  diese  Konstruktion  wohl  nur  mehr  als 
Kuriosum  anführen.  Die  durch  sie  aufgestellte  Regel  ist  ebenso  will- 
kürlich, wie  die  am  Schlüsse  ersichtliche  — übrigens  recht  unklare  — 
Ausnahme.  Dass  der  Staat  von  dem  Stattfinden  des  Beischlafs  im  kon- 
kreten Falle  gar  keine  Ahnung  hat  und  durch  die  dem  Staate  selbst- 


41)  Zitiert  nach  Hrehorowicz  S.  30. 
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verständlich  ebenso  unbekannte  Anwendung  eines  antikonzeptionellen 
Mittels  das  Zustandekommen  eines  Vertrages  verhindert  wird,  gehört 
gewiss  ebenso  wenig  zu  den  Stützen  von  Janouli’ s Ansicht  als  der  Um- 
stand, dass  der  Staat  das  — aussereheliche  — Zustandekommen  solcher 
„Verträge“  verpönt  und  die  Mitwirkung  dazu  als  Kuppelei  bedroht. 

Tatsächlich  wurde  das  einschlägige  „Recht“  des  Staates  von  ver- 
schiedenen Seiten  — insbesondre  betreffs  ehelicher  Früchte  — be- 
hauptet. Aber  nicht  leicht  findet  man  selbst  auf  dem  Gebiete  unseres 
Themas  eine  solche  Unsicherheit  als  beim  Unternehmen  der  Beweis- 
führung über  diesen  Punkt.  Nur  die  üblichen  Ausführungen  über 
Moral  und  Sittlichkeit  dürften  sich  damit  erfolgreich  messen  können. 
Es  macht  fast  den  Eindruck,  als  wären  sich  manche  Schriftsteller  dies- 
bezüglich über  ihre  eigene  Ansicht  nicht  im  Klaren. 

So  verzichten  auch  manche  Autoren  ganz  darauf,  ihre  Behauptung 
zu  beweisen,  und  ziehen  denselben  Modus  vor,  den  wir  schon  bezüglich 
der  angeblichen  Rechte  der  Leibesfrucht  selbst  angewendet  fanden : Auf 
eine  Reihe  von  Sätzen  folgt  unter  Verbindung  mit  „also“,  „daher“  oder 
einem  ähnlichen  Worte  ausserhalb  einer  wirklichen  Schlussfolgerung  der 
Satz,  den  man  gerne  bewiesen  hätte.  Typisch  dafür  sind  die  schon 
einmal  bezogenen  Ausführungen  Gmelin’s,  die  überdies  zwei  Stand- 
punkte ohne  Zusammenhang  verquicken. 

Gmelin  führt  aus:  Dass  die  Abtreibung  ein  Verbrechen  sei,  sei  „wohl 
ausser  allem  Zweifel,  weil  dadurch  ein  künftiger  Bürger  dem  Staate 
entzogen  wird,  und  der  Staat  verbunden  ist,  auch  diesem  sein  Leben 
gegen  unrechtmässige  Gewalt  zu  schützen“.  Man  wird  zugeben,  dass 
die  Folgerung  nicht  zwingend  ist. 

In  dieselbe  Kategorie  gehören  auch  folgende  Worte  JenidV s S.  130: 
Es  werde  „der  Rechtskündige  sich  leicht  überzeugen,  dass  das  Recht 
des  Staates,  sich  in  dem  Embryo  einen  werdenden  Bürger  zu  schützen, 
keinem  gegründeten  Zweifel  unterliege.  Hieraus  erhellet  die  Strafbar- 
keit deB  Verbrechens  der  Abtreibung  der  Leibesfrucht.“  — 

Hrehorovficz  S.  11,  welcher  an  andrer  Stelle  (S.  9)  ein  Recht  des 
Staates  auf  die  Erhaltung  ehelich  konzipierter  Früchte  behauptet,  führt 
hingegen  bezüglich  unehelicher  Früchte  folgendes  aus:  „Die  Existenz 
eines  Rechtes  des  Staates  auf  künftige  Bürger  ist  nicht  bewiesen , auch 
wäre  es  schwierig,  ein  solches  Recht  irgendwie  zu  begründen“. 

Jungmann  fügt  dem  (S.  40)  bei:  „Wir  können  nur  beistimmen, 
wenn  man  derartige  Recht  smonstra  verneint.  “ Das  ist  eine  feste,  klare 
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Sprache,  welche  gegen  das  unsichere  Tasten  mancher  Autoren  wohl- 
tuend absticht.  Leider  beharrt  Jungmaun  selbst  nicht  bei  der  kon- 
sequenten Durchführung  der  eben  geäusserten  Ansicht. 

Von  Jungmann  (S.  39/40)  wird  die  Frage  nach  dem  hier  in  Rede 
stehenden  Rechte  des  Staates  folgendermassen  gestellt:  „Hat  die  Ge- 
samtheit, der  Staat,  ein  so  grosses  Interesse,  dass  keine  Frucht  in  ihrer 
Entwicklung  zum  Menschen  gehemmt  wird  ? Ist  das  auferre  designatum 
rei  publicae  civem  ein  so  grosser  Schaden,  wie  Cicero  in  der  oben 
erwähnten  oratio  pro  Cluentio  Havito  annimmt?“  Und  er  beantwortet 
sie  S.  40:  „Wohl  könnte  dieser  Gesichtspunkt  in  einer  Zeit  der  bedroh- 
lichen Bevölkerungsabnahme,  z.  B.  im  heutigen  Frankreich  und  dem 
Rom  des  Kaiserreiches,  den  Gesetzgeber  zur  Bestrafung  der  Abtreibung 
führen;  aber  bei  uns  in  Deutschland  herrscht  z.  B.  eher  eine  Über- 
völkerung, so  dass  der  Staat  an  der  Frucht  kein  derartiges  Interesse 
haben  kann.  Wenn  aber  ein  solches  vorliegt,  so  wäre  zweifellos  das 
Verbot  der  Abtreibung  dadurch  allein  genügend  gerechtfertigt.“  Ich 
stimme  den  Erwägungen  Jungmann’s  bezüglich  des  Interesses  des 
Staates  ohne  weiteres  bei.  Als  verfehlt  muss  ich  dagegen  die  Behaup- 
tung bezeichnen,  dass  eine  Zuwiderhandlung  gegen  das  Interesse  des 
Staates  auch  schon  ein  Recht  des  Staates  verletze  und  diesem  ein  Recht 
zum  Strafen  gebe. 


§ 15. 

Wäre  ein  solches  Recht  des  Staates  'konstruierbar,  so  würde  sich 
daraus  ergeben,  dass  der  Staat  nicht  erst  die  Grundlegung  zur  Erfül- 
lung seiner  Wünsche  dem  Willen  seiner  Untertanen  anheim  stellen 
sondern  einfach  jedem  Weibe  oder  doch  jeder  verheirateten  Frau  bei 
sonstiger  Strafe  die  Pflicht  auferlegen  würde,  ein  oder  nach  seinem 
Belieben  mehrere  Kinder  auf  die  Welt  zu  bringen.  Und  wenn  v.  Lilienthal 
S.  11  meint:  „Man  kann  ja  wirklich  die  Pflicht  der  Mutter  zur  Aus- 
tragung der  Leibesfrucht  als  eine  Art  militia  betrachten,  die  sie  der 
Gesellschaft  schuldet“,  so  würde  zu  wirklicher  Konsequenz  Aller,  die 
diesen  Standpunkt  einnehmen,  noch  eine  weitere  Forderung  gehören: 
Dass  das  Weib  nicht  nur  zur  Austragung,  sondern  überhaupt  zur  Liefe- 
rung  eines  Kindes  und  folglich  auch  (eventuell  zur  Heirat,)  zur  Emp- 
fängnis und  in  letzter  Linie  zum  coitus  verpflichtet  sei.  Sollte  sie  dazu 
unfähig  sein,  so  müsste  es  dem  Staate  freistehen,  sie  — eventuell  nach 
ärztlicher  Untersuchung  — zur  Zahlung  eines  Ersatzes  in  Geld  zu  ver- 
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halten,  ganz  nach  Analogie  des  Militärdienstes,  der  Assentierung  und 
Militärtaxe. 

Gewiss  könnte  auch  dies  als  eine  neue  Art  von  Blutsteuer  erwogen 
werden.  Auch  könnten  ehelose  Menscheu  und  kinderlose  Gatten  nach 
dem  Muster  der  berüchtigten  lex  Julia  et  Pappia  Poppaea  schikaniert 
und  entrechtet  werden,  welche  die  Ehelosen  und  Kinderlosen  für  ganz 
oder  teilweise  unfähig  erklärte,  ex  testamento  zu  erben,  und  die  danach 
heimfalligen  Erbteile  den  ehelichen  Vätern  zusprach.  Ich  weiss  nicht, 
ob  die  Praxis  nach  diesem  Gesetze  Eheleute,  die  eine  Schar  siecher 
Krüppel  in  die  Welt  gesetzt  hatten,  obendrein  ohne  sie  ernähren  zu 
können,  auf  Kosten  Solcher  belohnte,  die  wegen  Kränklichkeit  oder 
ehrlicher  Strebsamkeit  ihre  Begierden  eindämmten. 

Zu  erwähnen  finde  ich  hier  Guttzeit , der  (S.  243)  eine  „Jung- 
gesellensteuer“ 42)  und  eine  Steuer  für  „gut  gestellte  kinderlose  Ehe- 
paare ‘ wünschen  möchte,  indem  er  gegen  jene  zu  Feld  zieht,  „die  das 
Inslebensetzen  und  Aufziehen  von  Kindern  als  einen  Luxus  betrachten 
und  eine  Pflicht  hiezu  gegen  den  Staat  verleugnen“. 

Eine  weitere  Folgerung  wäre  die,  dass  die  Anwendung  antikon- 
zeptioneller Mittel  bei  Strafe  zu  verbieten  wäre.43)  Es  ist  doch  eine 
gar  zu  abenteuerliche  Konsequenz:  Der  Staat  hat,  sobald  koitiert  wird, 
hypothetisch  Anspruch  auf  ein  Kind,  weil  dies  zu  seinem  Bestände  an- 
geblich notwendig  ist.  Vereitle  ich  die  Realisierung  dieses  Anspruchs 
durch  Anwendung  antikonzeptioneller  Mittel  oder  durch  Abtreibung,  so 
ist  das  Resultat  meiner  gewollten  Tätigkeit  für  den  Staat  und  seinen 
Anspruch  gleich;  aber  im  einen  Falle  bin  ich  straflos,  im  andern  ein 
Verbrecher. 

Ebenso  müsste  die  Selbstunfruchtbarmachung  unter  Strafe  gestellt 
sein,  die  Auswanderung  wäre  zu  verbieten  und  ihr  Versuch  mit  strenger 
Strafe  zu  bedrohen.  Und  ist  die  Abtreibende  ein  „sozialer  Schädling“, 
in  dem  „durch  den  Strafvollzug  ...  die  Motive  zum  sozialen  Verhalten 
zu  kräftigen“  44)  sind,  so  müsste  dasselbe  in  noch  höherem  Masse  von 


42)  Siehe  darüber  „Erwerb“,  Fussnote  2. 

4S)  Ilrehorowicz  meint  S.  9,  die  „Undenkbarkeit  von  Bestrafungen  dieser  Art“ 
liege  „weniger  in  dem  Mangel  eines  Strafbarkeitsgrundes,  als  in  anderen  leicht  zu 
begreifenden  Schwierigkeiten,  die  bei  der  Bestrafung  der  Abtreibung  nicht  vor- 
liegen“. Ich  halte  dies  für  unrichtig. 

44)  So  Löffler  S.  4 über  Verbrecher  im  allgemeinen. 
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denen  gesagt  werden,  die  etwa  durch  die  Ablegung  von  Keuschheits- 
gelübden zeigen,  dass  ihnen  die  Hoffnungen  des  Staates  auf  Nachwuchs 
nicht  von  bestimmender  Wichtigkeit  sind. 

Interesse  einerseits,  Recht  zur  zwangsweisen  Durchsetzung  des 
Interesses  und  Recht  zum  Strafen  andrerseits  sind  aber  eben  nicht 
dasselbe. 45) 

Gewiss  stimme  ich  Engels  vollkommen  zu,  wenn  er  (S.  145)  sagt: 
„Die  Interessen  der  Gesellschaft  gehen  den  Einzelinteressen  absolut 
vor“ ; doch  ist  damit  noch  nicht  gesagt,  dass  die  Interessen  der  Gesell- 
schaft auch  den  Rechten  der  Einzelnen  Vorgehen. 

Man  braucht  absolut  nicht  Anhänger  eines  extremen  Subjektivis- 
mus zu  sein,  um  einzusehen,  „dass  die  Staatsgewalt  Grenzen  habe,  dass 
wir  nicht  einer  schrankenlosen  Allmacht  unterworfene  Staatssklaven 
sind“  ( Jellinek  S.  232).  Mit  vollem  Recht  spricht  JellineTc  S.  320  von 
dem  (im  Altertum  mangelnden)  „klaren  Bewusstsein  eines  positiv-recht- 
lichen Anspruches  auf  eine  Freiheitssphäre  gegenüber  dem  Staate“, 
welche  wohl  ergibt,  „dass  trotz  rechtlicher  Souveränetät  dem  Staate 
Schranken  gezogen46)  sind“. 


45)  "Wer  würde  dabei  nicht  an  Merkel  (Enzyklopädie  S.  21)  denken:  „Man 
stellt  das  gesamte  Recht  (entweder)  einseitig  unter  den  Gesichtspunkt  der  Zweck- 
mässigkeit und  lehnt  denjenigen  der  Gerechtigkeit  vollständig  ab“  Aber  abge- 

sehen davon,  dass  das,  was  staatliche  Machthaber  oder  wissenschaftliche  Richtungen 
für  zweckmässig  halten,  nicht  immer  auch  zweckmässig  ist,  gilt  diesbezüglich  ein  anderes 
"Wort  Merkel’ v>  (ibidem),  dass  „die  Ungerechtigkeit  einer  Massregel  imabhängig  von 
allen  Zweckmässigkeitserwägungen  unser  Missfallen  erregt“,  und  es  würde  solchen 
Strömungen  gegenüber  wieder  akut  werden,  was  v.  Bar  S.  242  über  die  Zeit  des 
preussischen  Landrechts  sagt : „Es  kam  bei  solchen  Yerirrungen  praktisch  darauf  an, 
das  Recht  aus  der  völligen  Auflösung  in  Nützlichkeitsrücksichten  für  den  ein- 
zelnen Fall  zu  retten.“ 

40)  Wir  sind  denn  doch  heutzutage  über  die  Ansicht  hinaus,  die  Joh.  Clir. 
Stark  S.  32  und  33  entwickelt,  derzufolge  „wir  uns  nicht  im  Freyheits-  und  Natur- 
Stand  betrachten,  wo  jeder  Herr  über  sein  eigenes  Lehen  ist,  sondern  wo  wir  in  den 
Yorhältnissen  als  Untertanen  mit  einem  unumschränkten  Landesherrn  stehen“,  welcher, 
„besonders  wenn  ihm  in  seinen  Landen  das  Recht  einem  Bürger  das  Leben  zu 
schenken  und  zu  nehmen  (ius  vitae  et  necis),“  zusteht,  sogar  berechtigt  sein  sollte, 
eine  Schwangere  zur  Unterwerfung  unter  den  Kaiserschnitt  zu  zwingen.  Solche 
Ansichten  mögen  in  die  Zeit  eines  Nero  passen.  Für  die  Gegenwart  sind  sie  un- 
möglich. Es  würde  sich  aus  ihnen  das  „Recht“  des  Staates  ergeben,  seine  Interessen 
in  jeder  zum  Ziel  führenden  Weise  durchzusetzon,  ohne  jede  Rücksicht  auf  die  Rechte 
seiner  Bürger. 
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Die  Frage,  wo  diese  Schranke  zu  ziehen  sei,  kann  allerdings  — 
wie  so  viele  Fragen  nach  den  zu  ziehenden  Grenzen  — nicht  allgemein- 
gültig beantwortet  werden.  Doch  scheint  mir  das  wahllose  Verbot  jeder 
Abtreibung  unter  Strafdrohung  schon  ziemlich  weit  hinter  dieser  Grenze 
zu  liegen. 


2.  Abschnitt. 

Eheliche  Kinder. 

§ 16. 

Mehrere  Autoren  wollen  zwar  die  Abtreibung  unehelich  konzipierter 
Früchte  zulassen,  die  Abtreibung  ehelich  empfangener  jedocn  bei  schwerer 
Strafe  verbieten.  Diese  Ansicht  wird  gewöhnlich  ebenfalls  durch  ein 
angebliches  Recht  des  Staates  auf  ehelich  konzipierte  Friiche  zu  stützen 
gesucht. 

Eine  Pflicht  der  Eheleute,  Kinder  zu  erzeugen , wird  — ausser  von 
Guttzeit  S.  243  — meines  Wissens  allerdings  nicht  direkt  behauptet* 
Schon  dies  ergibt  die  Unstichhaltigkeit  der  Ansicht.  Hätte  der  Staat 
ein  Recht  auf  Kinderheferung  durch  die  Gatten,  so  würde  er  dasselbe 
auch  geltend  machen ; die  Eheleute  müssten  Kinder  zeugen,  und  nur  im 
Falle  erwiesener  absoluter  oder  relativer  Unfähigkeit  dazu  gäbe  es  Dis- 
pens von  dieser  Pflicht,  etwa  gegen  Zahlung  einer  entsprechenden  Er- 
satzsteuer. Überhaupt  wäre  alles  das  speziell  zwischen  Ehegatten  bei 
Strafe  zu  fordern  bezw.  zu  verbieten,  was  bereits  im  vorigen  Para- 
graphen betreffs  Unverehelichter  erwähnt  wurde. 

Es  geschieht  nichts  von  alledem.  Das  Kirchenrecht  gestattet  und 
anerkennt  sogar  Keuschheitsgelübde  der  Ehegatten. 47)  Verschiedene 
Bussordnungen  befehlen  zeitweise  Enthaltung  vom  Beischlaf  au.  Eine 
Ehefrau,  die  an  einem  Leiden  erkrankt,  welches  die  Empfängnis  ver- 
hindert oder  den  vorzeitigen  Abgang  jeder  Frucht  bewirkt,  ist  durch- 
aus nicht  verpflichtet,  sich  davon  — auch  wro  dies  möglich  wäre  — heilen 
zu  lassen.  Und  betreffs  des  impedimentum  impotentiae  wolle  man  die 
österreichische  Allerhöchste  Entschliessung  vom  25.  2.  1837 48)  ver- 
gleichen: „Das  im  § 60  erwähnte  Unvermögen,  die  eheliche  Pflicht  zu 

4")  Yergl.  jedoch  Fussnote  66. 

48)  v.  Winiwarter , Handbuch  der  Gesetze,  I,  S.  173;  bezogen  nach  Mauz, 
18.  Aufl.,  1906,  S.  43,  zu  § 60  b.  G.-B. 
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leisten,  bezieht  sich  einzig  auf  die  fleischliche  Beiwohnung,  abgesehen 
von  der  Frage,  ob  die  Zeugung  von  Kindern  erfolgen  könne  oder  nicht“. 

Man  begnügt  sich  also  mit  der  Behauptung  einer  von  den  Ehe- 
leuten übernommenen  Pflicht  gegen  den  Staat,  soweit  es  von  ihnen  ab- 
hängt, die  von  ihnen  erzeugten  Kinder  auch  auf  die  Welt  gelangen 
zu  lassen.  Die  Übernahme  einer  solchen  Pflicht  wird  jedoch  trotz 
grosser  Bemühungen  nicht  einmal  plausibel  gemacht. 

Kurz  erinnert  sei  liier  an  die  von  Janouli  über  den  Beischlaf  über- 
haupt aufgestellte  Fiktion  (vergl.  oben  S.  39),  die  man  selbstverständlich 
erst  recht  auf  den  ehelichen  Beischlaf  anwenden  könnte.  Aber  auch 
hier  braucht  sie  keine  ernstliche  Widerlegung. 

Schneickert  S.  132  meint,  nachdem  er  die  Straflosigkeit  der  Ab- 
treibung seitens  einer  unehelich  Geschwängerten  (und  folglich  auch  die 
Beihülfe  dazu,  — wovon  er  aber  die  gewerbsmässige  Handlung  ausge- 
nommen wissen  will)  für  wünschenswert  erklärt  hat:  „Etwas  anders 

scheint  mir  die  Sache  bei  den  ehelichen  Schwangerschaften  zu  liegen. 
Die  Ehe  ist  ja  eine  gewisse  zu  schützende  Grundlage  des  Staates. 
Wenn  auch  diejenigen,  die  eine  Ehe  eingehen,  dem  Staate  damit  nicht 
versprechen  wollen,  für  den  sicheren  Bestand  des  Staates  durch  Er- 
zeugung von  Untertanen  zu  sorgen,  so  wird  der  Staat  aber  dennoch 
gerade  auf  solche  Verbindungen  alle  seine  Hoffnungen  auf  Erhaltung 
seines  Bestandes  setzen  müssen,  sie  daher  begünstigen  und  weitgehend 
schützen.“ 

Es  ist  ersichtlich,  dass  die  Behauptung  des  ersten  Satzes  durch  die 
ihm  folgenden  Ausführungen  in  keiner  Weise  begründet  wird.  Dass 
die  Ehe  „eine  gewisse  zu  schützende  Grundlage  des  Staates“  ist,  beweist 
für  die  Frage  nichts.  Und  dass  der  Staat  auf  solche  Verbindungen 
Hoffnungen  setzt,  begründet  sicher  kein  Recht  für  ihn.  Er  würde  sonst 
die  Erfüllung  seiner  Hoffnungen  gewiss  eben  so  wenig  dem  persön- 
lichen Willen  der  Eheleute  überlassen,  als  er  die  Zahlung  von  Geld- 
und  Blutsteuern  dem  Willen  der  Staatsbürger  überlässt. 

Auch  Industrie  und  Handel  sind  gewisse  zu  schützende  Grundlagen 
des  Staates,  der  auf  sie  Hoffnungen  setzt.  Ist  deshalb  ein  inländischer 
I abrikant,  der  einen  im  Auslande  sehr  gesuchten  Artikel  erzeugt,  straf- 
bar , wenn  er  Erzeugung  und  Export  unterlässt  ? Kann  er  zu  Er- 
zeugung und  Export  gezwungen  werden?  Und  doch  schiene  mir  eine 
solche  Pflicht  noch  eher  konstruierbar  als  die  in  Rede  stehende  Pflicht 
der  Eheleute. 
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§ 17- 

Doi  Ansicht  Schneickert  & S.  132,  dass  der  Abtreibung  seitens  der 
unverheirateten  Schwangeren  überhaupt  kein  Recht  eines  Dritten  ent- 
gegensteht, stimme  ich,  unter  Aufrechthaltung  der  oben  (S.  22/23)  aufge- 
stellten 1 rämissen,  ohne  weiteres  zu.  Aber  in  logischer  Folgerung  muss 
ich  sagen,  dass  der  Abtreibung  seitens  der  verheirateten  Schwangeren 
dann  auch  nur  das  Recht  des  Ehemannes  entgegensteht.  Ein  anderer 
Unterschied  zwischen  beiden  Fällen  ist  nicht  gegeben. 

Schneickert  folgert  auch  völlig  richtig,  dass  „zunächst  nur  die  eigen- 
mächtige Abtreibung  der  Ehefrau  ohne  Einwilligung  des  Mannes  straf- 
bar wäre“,  fährt  aber  sogleich  S.  133  fort:  „Diese  Einschränkung  könnte 
aber  leicht  verhängnisvolle  Zustände  in  einem  Yolk  herbeiführen,  so 
dass,  wenn  wir  die  Abtreibung  durch  die  Schwangere  selbst  für  straflos 
erklärt  wissen  wollen,  sich  dies  ausschliesslich  auf  die  unehelichen 
Schwangerschaften  beziehen  kann.“  Sohin  konstatiert  Schneickert 
noch,  dass  „für  solche  Fälle“  (nämlich  uneheliche  Schwangerschaften) 
„viel  schwerer  wiegende  ethische  und  soziale  Gründe  in  Betracht 
kommen“. 

Ich  kann  diesen  Ausführungen  zum  Teil  — aber  eben  auch  nur 
zum  Teil  — zustimmen.  Doch  auch  die  aus  ihnen  zu  ziehende  Schluss- 
folgerung ergibt  keine  Begründung  der  gegen  meine  Ansicht  sprechenden 
Behauptung.  Ein  eventuelles  Interesse  des  Staates  habe  ich  von  Anfang 
an  zugegeben.  Für  ein  Recht  des  Staates  aber  hat  Schneickert  keinen 
Beweis  erbracht.  Im  Gegenteil ! Denn  dem  Rechte  des  Staates  müssten 
die  oben  gezeigten  Pflichten  der  Eheleute  entsprechen;  Schneickert 
selbst  aber  sagt  S.  133:  „Die  Kindererzeugung  ist  für  den  Ehemann 
keine  Staatsbürger-  oder  Untertanenpflicht“. 

Ilrehorowicz  S.  9 ist  der  Ansicht,  der  Staat  habe  ein  doppeltes 
Recht,  in  Fällen  der  Abtreibung  einer  ehelich  erzeugten  Frucht  stra- 
fend einzuschreiten : „Einmal  ist  er  berechtigt  und  verpflichtet,  die 
Heiligkeit  der  Ehe  als  eines  zu  seiner  Existenz  notwendigen  Institutes 
zu  wahren;  es  erwachsen  aber  auch  aus  der  Geburt  eines  in  der  Ehe 
erzeugten  Kindes  für  die  Eltern  und  für  Dritte  nicht  nur  Rechte , die 
der  Staat  zu  gewährleisten  hat,  sondern  auch  Pflichten,  deren  Erfüllung 
und  Achtung  er  von  einem  jeden  fordern  kann.  Es  ist  daher“  (daher  ? !) 
„eine  der  ersten  und  am  wenigsten  zu  bezweifelnden  Pflichten,  die  Ge- 
burt eines  in  der  Ehe  erzeugten  Kindes  nicht  zu  verhindern.  Es  wird 
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daher“  (?!)  „clie  Abtreibung  einer  in  der  Ehe  konzipierten  Leibesfrucht 
immer  strafbar  sein,  mag  sie  von  der  Schwangeren  selbst  oder  von 
einem  andern  mit  oder  ohne  ihre  Einwilligung  vorgenommen  worden 
sein.“  Jungmann  S.  39  bemerkt  dazu  treffend : „Dieses  doppelte  Recht 
des  Staates  ist  äusserst  unklar;  auch  scheint  uns,  dass  die  Abtreibung 
der  Frucht  mit  der  Heiligkeit  der  Ehe  nichts  zu  tun  hat.  Ebenso- 
wenig lässt  sich  aus  den  durch  die  Geburt  eines  Kindes  für  die  Eltern 
entstehenden  Pflichten  eine  weitere  Pflicht  konstruieren,  die  Geburt  nicht 
zu  verhindern.“ 

In  der  Tat  könnte  sich  die  besondere  Pflicht  von  Ehegatten,  die 
Geburt  erzeugter  Kinder  nicht  zu  verhindern,  nur  als  eine  Art  auf  die 
Ehe  gesetzter  Luxussteuer  erklären  lassen.  Jedenfalls  wäre  die  un- 
günstigere Behandlung  von  Ehegatten  praktisch  eine  Prämie  für  den 
ausserehelichen  Verkehr. 

Koch  möchte  ich  erwähnen,  dass  Kamilla  Jellinek  S.  86  von  ihrem 
Standpunkte  aus  dazu  gelangt,  die  — unbedingte  — Straflosigkeit  der 
Abtreibung  nicht  nur  bei  ausserehelichen,  sondern  auch  bei  ehelichen 
Schwangerschaften  zu  vertreten. 

Es  ist  kaum  noch  notwendig,  zu  betonen,  dass  auch  ich  in  allen 
meinen  Ausführungen  prinzipiell  auf  dem  Standpunkte  völlig  gleichen 
Rechtes  bei  ehelichen  wie  bei  unehelichen  Schwangerschaften  stehe. 
Dies  ergibt  sich  aus  den  von  mir  angenommenen  Gründen  der  Straf- 
barkeit der  Abtreibung.49) 

Wenn  wir  die  mehrfach  vorgeschlagene  Unterscheidung  in  der 
Behandlung  der  Abtreibung  ehelicher  und  der  Abtreibung  unehelicher 
Früchte  annehmen,  so  würde  sich  eine  ganze  Reihe  schwer  zn  ent- 
scheidender Fragen  ergeben.  Ich  will  nur  wenige  davon  andeuten. 
Hach  Schwängerung  der  dem  Schwängerer  angetrauten  Frau  ergibt  sich 
z.  L.  der  Verdacht,  dass  die  Ehe  nichtig  sei;  die  Klärung  des  Ver- 
hältnisses kann  Monate  in  Anspruch  nehmen.  Zwei  Personen,  welche 
im  Konkubinat  gelebt  haben,  heiraten ; nach  Abschluss  der  Ehe  wird 
die  Schwangerschaft  der  Frau  entdeckt,  doch  ist  nicht  zu  ermitteln, 
ob  die  Schwängerung  vor  oder  nach  der  Trauung  erfolgt  ist.  Diese 
Fragen  Hessen  sich  leicht  vermehren. 


49)  Vergl.  unten  § 36. 
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3.  Abschnitt. 

Die  Gesellschaft  und  das  Individuum. 

§ 18. 

Seit  Rousseau  und  Schlözer  sind  wir  gewöhnt,  zwischen  Staat  und 
Gesellschaft  zu  unterscheiden.  Rousseau  hat  schon  Staat  und  Gesell- 
schaft in  Gegensatz  zueinander  gestellt.  Diese  Unterscheidung  fand 
auch  bei  der  Erörterung  unseres  Themas  Berücksichtigung. 

Aber  ebenso  wie  auf  anderen  Gebieten  ergibt  sich  auch  in  unserer 
Frage  die  Wahrheit,  „dass  eine  strenge  Scheidung  und  Gegenüber- 
stellung von  Staat  und  Gesellschaft  unmöglich  ist.  Der  Staat  selbst 
ist  vielmehr  eine  der  Gesellschafts/onwew“  50)  ( Jellinek  S.  93).  „Zwei- 
felsohne kann  Staat  nichts  anderes  als  die  gesamte  zum  Staate  ver- 
einigte Personenmehrheit,  die  Gesamtheit  der  Staatsangehörigen,  be- 
deuten. Denn  Staat  ist  eben  der  Sammelname  für  alle  Staatsange- 
hörigen“ ( Rehrn , Staatslehre  S.  151).  Ebenso  kann  man  sagen,  „dass 
der  Staat  Vertreter  der  Gemeininteressen  des  Volkes“  ( Jellinek  S.  95) 
— in  diesem  Sinne  also  wieder  der  Gesellschaft  — sei.  Wenn  also 
z.  B.  Schultzenstein  S.  416  meint:  „Schutzobjekt  ist  (nicht  der  Fötus, 
nicht  ein  Einzelmensch),  nicht  der  Staat,  sondern  die  Gesellschaft“,  so 
ist  dieser  Unterscheidung  für  unsere  Frage  lediglich  theoretische  Be- 
deutung beizumessen. 

Andere  Autoren  machen  denn  auch  eine  solche  Gegenüberstellung 
nicht.  Sie  stellen  Staat  und  Gesellschaft  gleich  oder  bezeichnen  ein- 
fach das  Interesse  des  Staates  oder  der  Gesellschaft  als  das  zu  schützende 
Rechtsgut. 

Welches  ist  nun  das  Interesse  des  Staates  oder  der  Gesellschaft, 
das  zum  Verbot  der  Abtreibung  unter  Strafandrohung  führen  soll? 

Schultzenstein  S.  416  findet  das  Strafbarkeitsmoment  in  einem  „Ver- 
stoss  gegen  die  Kulturordnung“,  in  der  „Gefährdung  eines  planmässigen 
Kulturlebens“.  Er  scheint  mir  damit  hauptsächlich  die  Gefährdung  der 
Menge  des  Nachwuchses,  des  „Populationsinteresses“  also,  im  Auge  zu 
haben,  trotzdem  er  an  verschiedenen  Stellen  auch  andere  Interessen 
aufzählt,  die  durch  die  Abtreibung  gefährdet  seien.  51) 

5°)  Yergl.  übrigens  über  Gesellschaft  und  Staat  auch  Engels  S.  106. 

51)  Die  S.  415/416  und  in  „Beseitigung“  S.  311  wörtlich  gleich  \on  Schultzen- 
stein aufgezählten  Interessen  der  Gesellschaft  sind  teils  zur  Begründung  eines  Rechtes 
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Ihm  zunächst  möchte  ich  Horch  nennen,  welcher  die  Strafdrohungen 
gegen  die  Abtreibung  folgendermassen  begründet:  „Das  fötale  Leben“) 
soll  vor  der  unberechtigten  Einwirkung  Dritter  sichergestellt  und  der 
schlummernde  Lebenskeim  in  seiner  Entwicklung  zu  einer  für  den 
Staat  und  die  bürgerliche  Gesellschaft  bedeutsamen  Existenz  nicht  gestört 
werden.  Deshalb  wird  jeder  bewusst  widerrechtliche  Angriff  gegen 
dieses  eigentümliche  Leben  als  Tötungsverbrechen  unter  selbständige 
Strafe  gestellt“  (S.  36).  Diese  Ausführung  scheint  mir  den  Gedanken 
des  Populationsinteresses  mit  Deutlichkeit  zum  Ausdruck  zu  bringen. 

Ebenso  Thomsen  S.  335,  der  ganz  allgemein  das  „Interesse  der 
menschlichen  Gesellschaft“  als  das  Entscheidende  bezeichnet. 

Auch  v.  Jhering  steht  auf  diesem  Standpunkte,  wenn  er  (S.  503) 
ausführt:  „Zwecksubjekt  bei  der  Kindesabtreibung  ist  also  nicht  das 
Kind,  sondern  die  Gesellschaft;  das  Strafwürdige  besteht  darin,  dass 
sie  eine  Gefährdung  des  Nachwuchses  enthält,  welcher  letztere  zu  den 
Lebensbedingungen  der  Gesellschaft  gehört“. 

Ganz  ausdrücklich  hebt  Radbruch  S.  160  hervor  das  „Rechts- 
gut  der  Gesamtheit,  die  an  dem  Leben  der  Leibesfrucht  zwar  nicht, 
wie  man  gewollt  hat,  ein  Gesittungsinteresse,  wohl  aber  ein  populatio- 
nistisches  Interesse  nimmt,“  und  auch  Köhler  (Einführung  S.  226)  meint: 
„In  Zukunft  wird  man  wohl  nur  den  ersteren,  populationistischen  Ge- 
sichtspunkt walten  lassen“. 

Andere  Autoren  sind  anderer  Ansicht.  Merkel  S.  309  z.  B.  behauptet, 
dass  der  Schutz  der  Frucht  „sich  (nicht  auf  ein  Interesse  des  Gefährdeten, 
sondern)  auf  ein  Gesittungsinteresse  der  Gesellschaft  bezieht“,  während 
Meyer-Allfeld  S.  386  die  „Rücksicht  auf  das  Interesse  der  bürgerlichen 


derselben  auf  die  konzipierte  Frucht  ungeeignet,  teils  willkürlich  und  selbst  falsch. 
(Z.  B.  „dass  diejenigen,  welche  abtreiben,  den  Egoismus,  die  Bequemlichkeit,  die 
Genussucht  fördern,  weniger  schaffen,  als  diejenigen,  die  nicht  abtreiben,  Binder 
haben  und  noch  für  diese  sorgen  müssen,  und  im  Volke  jene  grosse  Tugend,  die 
erschöpfende  Aufopferung  für  den  Nachwuchs,  die  Anstrengung  der  ganzen  Nation 
für  ihre  Zukunft,  vermindern“.) 

5-)  Ähnlich  Oppenheim  S.  257,  der  — unter  Zustimmung  Meyer- Allfeld' s 8.  386  — 
„das  Leben  der  menschlichen  Frucht,  bezw.  ihr  naturgemässes  intrauterinales  Dasein“ 
als  Schutzobjokt  bei  der  Bestrafung  des  Verbrechens  der  Abtreibung  bezeichnet. 
Auch  Hälschner  S.  64  sei  hier  erwähnt : „Die  Abtreibung  vernichtet  (also  freilich 
kein  Menschenleben,  aber)  Dasein  und  naturgemässe  Entwicklung  einer  werdenden 
Person.“ 

t.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung.  4 


50 


Gesellschaft“  als  Grund  für  die  Strafbarkeit  der  Abtreibung  ablehnen, 
wenn  sie  auch  meinen,  dass  dieser  Gesichtspunkt  „mittelbar  freilich, 
wie  bei  allen  Delikten,  in  Betracht  kommt“. 

§ 19. 

Aber  wird  das  Interesse  der  Gesellschaft  so  sehr  entscheidend  ge- 
funden, so  möchte  sich  in  logischer  Folgerung  auch  die  Rücksichts- 
würdigkeit der  Interessen  der  Gesellschafts^ee/er  ergeben.  Es  geht 
nicht  an,  den  Menschen  bloss  als  „das  kostbarste  Kapital  des  Staates“ 
zu  betrachten ; vielmehr  sind  er  und  seine  Mitmenschen  selbst  der  Staat. 
Ist  doch  auch  „die  Entwicklung  eines  Ganzen  (ist)  stets  durch  die  Ent- 
wicklung seiner  Glieder  bedingt“  (Jellinek  S.  246).  Und  „das  Wohl 
des  Staates  ist  nur  eine  Summe  des  Wohles  der  Einzelnen“,  wie 
v.  Sterneck  S.  74  hervorhebt.  Seinen  Zusatz:  „Keineswegs  aber  folgt 
aus  der  technischen  Unmöglichkeit  einer  vollkommenen  Berücksichtigung 
der  Individualinteressen  die  Existenz  eines  höhern  Rechtssubjektes,  das 
etwa  Staat  genannt  werden  will“  muss  ich  allerdings  dahin  einschränken, 
dass  die  erwähnte  Unmöglichkeit  nicht  zur  „Unterdrückung  und  Aus- 
beutung“ Einzelner  zur  Erreichung  wirklichen  oder  eingebildeten  Vor- 
teiles „der  herrschenden  Klasse“  (Engels  S.  143)  führen  sollte.  Ist  wirk- 
lich „für  jeden,  der  sich  nicht  ausserhalb  der  Gesellschaft  stellen  will, 
Hingabe  an  deu  Staat  sittliche  Notwendigkeit“  (. Jellinek  S.  257),  so 
möchte  doch  auch  vollkommen  den  Worten  Merkel' a (Enzyklopädie  S.  160) 
beizustimmen  sein  über  „...  die  moderne  Anschauung...,  dass  der  Mensch 
nicht  berufen  ist,  im  Bürger  aufzugehen ;“  und  andrerseits  glaube  ich 
behaupten  zu  können,  es  sei  mindestens  ebenso  „sittliche  Notwendigkeit“ 
für  den  Staat  und  die  Gesellschaft,  nicht  ihren  Vorteil  durch  die  Ver- 
elendung der  Einzelnen  zu  erkaufen,  die  sich  ja  gar  nicht  ausserhalb 
der  Gesellschaft  stellen  können. 

Es  ist  also  auch  unrichtig,  dass  „der  ganz  profane  Gesichtspunkt 
der  Lebenserhaltung  der  Gesellschaft  vollkommen  ausreicht“,  die  Be- 
strafung der  Abtreibung  zu  erklären  (so  v.  Jhering  S.  455)  beziehungs- 
weise zu  rechtfertigen.  Es  muss  immer  wieder  betont  werden : Strafen 
darf  der  Staat  nur  dort,  wo  ein  Recht  verletzt  wurde.  Sein  Interesse  mit 
dem  einfachen  „Recht“  des  Stärkeren  mittels  Strafdrohungen  durch  das 
Unglück  zahlreicher  Staatsbürger  zu  fördern,  dem  eingebildeten  Wohl 
künftiger  Generationen  Glück  und  Ehre  gegenwärtig  Lebender  zu  opfern, 
entspricht  diesem  Satze  nicht. 
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Mag  also  Schultzenstein  (Beseitigung  S.  311)  noch  so  eindringlich 
ausrufen:  „Die  Abtreibung  ist  ja  keine  blosse  Privatsache.  Verhindert 
sie  doch  Geburten ! Diese  mögen  aber  für  den  Einzelnen  manchmal 
gleichgültig  sein,  für  die  Gesamtheit  sind  sie  es  nicht,“  so  folgt  daraus 
doch  nichts  für  ein  Strafrecht  des  Staates  gegen  die  Abtreibung  aus 
dem  Gesichtspunkte  des  Bevölkerungsinteresses. 

Ich  zweifle,  dass  Schultzenstein  ein  Recht  des  Staates  auf  Zwangs- 
kopulation, auf  Zwangszeugung  — selbst  in  der  Ehe  — zugeben  und 
vertreten  würde.  Und  doch  ist  auch  das  Ehelosbleiben,  das  Nichtzeugen 
„keine  blosse  Privatsache,  verhindert  es  doch  Geburten!“  Trotzdem  bin 
ich  voll  überzeugt,  dass  Schultzenstein  für  ein  Gesetz,  nach  welchem 
„jede  kinderlose  Ehe  als  zwecklos  und  den  Staatsgrundsätzen  wider- 
sprechend aufgehoben“  würde  (Düntzer  S.  24),  nicht  zu  haben  wäre. 
Ebenso  — trotzdem  die  Auswanderung  von  demselben  Standpunkte  aus 
betrachtet  werden  muss  — würde  Schultzenstein  gewiss  auch  Gesetze 
wie  das  Edikt  des  Grossen  Kurfürsten  vom  30.  1.  1686,  „dass  niemand 
ohne  gnädigste  special  permission  in  fremde  Lande  reisen  soll“  ( Mylius , 
C.  C.  Magdeburg.,  VI.  Teil,  S.  85/86)  als  für  heute  unmöglich  erkennen. 

Auch  ergäbe  sich  aus  Anschauungen  wie  den  hier  bekämpften  die 
merkwürdige  Folge,  dass  je  nach  dem  jeweiligen  Bevölkerungsstande 
dieselbe  Handlung  in  verschiedenen  Staaten  oder  selbst  in  verschiedenen 
Provinzen  desselben  Staates  verbrecherisch  oder  verdienstlich  wäre ; 
und  vielleicht  würden  wir  auf  den  Standpunkt  gelangen,  den  z.  B.  § 64 
des  österreichischen  Tierseuchengesetzes  einnimmt : Dass  die  Strafbarkeit 
der  Abtreibung  von  vorausgegangenen  Verordnungen  der  politischen 
Behörde  abhienge,  die  natürlich  selbst  in  verschiedenen  Provinzen  des- 
selben Staates  verschieden  sein  könnten. 

§ 20. 

„Nach  heutiger  Anschauung  besteht  für  das  einzelne  Individuum 
keine  Rechtspfiicht,  sich  im  Interesse  der  Allgemeinheit  zu  erhalten. 
Sind  Selbstmord  und  Selbstverstümmelung  rechtlich  irrelevante  Hand- 
lungen, (dann  ist  es  um  so  mehr  die  Vernachlässigung  des  eigenen 
Krankheitszustandes)“  {Finger  S.  411). 

Diesen  Worten  ist  völlig  beizupflichten.  Mir  scheint  aber  aus  dem 
Umstande,  dass  der  Staatsbürger  sogar  sich  selbst,  einen  eventuell  völlig 
ausgewachsenen,  leistungsfähigen  Menschen,  dem  Staate  nicht  zu  er- 
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halten  verpflichtet  ist53),  mit  Klarheit  hervorzugehen,  dass  er  um  so 
weniger  dazu  verhalten  werden  kann,  dem  Staate  einen  Teil  seines  Selbst 
(vergl.  Hackel  S.  375;  oben  S.  34)  mit  Aufopferung  seiner  eigenen  Wünsche, 
vielleicht  seiner  Lebensbedingungen,  zu  erhalten  — dies  auch  dann,  wenn 
dieser  Teil  ein  im  Entstehen  begriffener  zukünftiger  Mensch,  sozusagen 
eine  spes  ist  — oder  gar  sein  Selbst  noch  zu  vermehren.  Die  Erhaltung 
oder  Vermehrung  ohne  eine  solche  Aufopferung  wird  ja  ohnehin  für 
unser  Thema  niemals  in  Frage  kommen.  Denn  wo  die  Wünsche  der 
Eltern  der  Geburt  des  Kindes  nicht  entgegenstehen,  dort  werden  sie 
diese  auch  nicht  durch  Abtreibung  verhindern. 

Und  wenn  Seroin  S.  177  meint,  die  abtreibende  Schwangere  „stehe 
in  dem  Wahne,  ...dass  die  Gesellschaft  nicht  das  Recht  habe,  ihr  über 
eine  Fruchtbarkeit  Rechnung  abzufordern,  die  sie  ihr  nicht  empfahl“, 
so  können  wir  deshalb  diese  Schwangere  noch  nicht  für  einen  Auswurf 
der  Gesellschaft  erklären. 

Es  ist  auch  unberechtigt,  wenn  Frau  Anna  Fischer- Dückelmann 
(nach  Guttzeit  S.  209)  ausruft:  „Nicht  der  etwaige  Wunsch  der  Eltern 
sei  massgebend  hinsichtlich  Beseitigung  der  Schwangerschaft,  sondern 
einzig  und  allein  der  körperliche  Zustand  der  Mutter.“  Der  körperliche 
Zustand  der  „Mutter“,  recte  der  Schwangeren,  wird  unter  Umständen 
zur  „indizierten  Perforation“  Anlass  geben.  Von  diesem  Falle  abgesehen 
ist  ausser  der  Einhaltung  der  festzusetzenden  Zeitgrenze  und  der  ent- 
sprechenden Kautelen  de  lege  ferenda  einzig  und  allein  der  Wunsch  der 
Eltern  massgebend. 

Kann  man  wirklich  von  normalen  Menschen  verlangen,  dass  sie 
„im  Staatsbürger  aufgehen“  und  zum  alleinigen  — obendrein  problema- 
tischen — Nutzen  der  „Gesellschaft“  ihr  Dasein  durch  die  Geburt  und 
Aufziehung  von  Kindern  (durch  Verminderung  der  Arbeitskraft  des 
einen  Teils,  Vermehrung  des  Bedarfs  der  Familie)  unerträglicher  ge- 
stalten ? Kann  man  es  auch  nur  halbwegs  gewissenhaften  Menschen  zu- 
muten, Kindern  das  Dasein  zu  geben,  um  sie  einem  ungewissen  Schick- 
sale, vielleicht  dem  Elend,  zu  überantworten? 

Gewiss  war  es  edel  und  gross  von  Marcus  Curtius , dass  er  sich 
zur  Rettung  der  „Gesellschaft“  in  den  Abgrund  stürzte.  Aber  dass  die 
Nichtselbstaufopferung  unsittlich  gewesen  wäre,  kann  niemand  behaupten, 

M)  Yergl.  auch  Schopenhauer,  Parerga,  II.  Band,  Kap.  13,  § 158,  dass  „offenbar 
Jeder  auf  Nichts  in  der  Welt  ein  so  unbestreitbares  Recht  hat,  wie  auf  seine  eigene 
Person  und  Leben“. 
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und  nie  hätte  die  Gesellschaft  das  Hecht,  solche  Opfer  bei  sonstigei 
Y erbrechensstrafe  zu  fordern.  Man  kann  sich  nicht  darüber  wundern, 
wenn  sich  das  Rechtsgefühl  des  Yolkes  mit  solchen  Forderungen  nicht 
in  Einklang  bringen  lässt. 

Lebt  doch  auch  das  Yolk  in  dem  Glauben,  die  Abtreibung  werde 
wegen  des  „getöteten  Kindes“  bestraft,  und  selbst  das  versteht  es  für 
die  erste  Zeit  der  Schwangerschaft  nicht. 

Doch  — versteht  das  Volle  diesen  Standpunkt  nicht,  so  versteht  ihn 
gewiss  die  „Gesellschaft“.  Sie  hat  nach  ihrer  Auffassung  ein  Recht.  Sie 
fordert  das  werdende  Geschöpf.  Sie  fordert  es  für  sich,  für  ihren  Yorteil. 

Mit  Entrüstung  sagt  Montier  S.  94  über  jene  Bürger,  welche  die 
Frucht  des  geschlechtlichen  Yerkehrs  vernichten:  „L’egoisme  passe  devant 
tout  sentiment  d’interet  social“.  Der  Staat  wünscht  Kinder,  folglich 
darf  man  sie  ihm  auch  nicht  vorenthalten. 

Das  Kind  wird  also  geboren,  aus  „sentiment  d’interet  social“.  „Tu 
l’as  voulu,  Georges  Dandin.“  Hier  hast  Du  es!  Aber  was  lesen  wir  in 
derselben  Schrift  Montier' $ S.  29  ? Er  tadelt  es  heftig,  wenn  die  Eltern 
des  Kindes  dieses  nun  der  Gesellschaft,  die  seinen  Besitz  gewünscht 

hat,  auch  zur  Erhaltung  übergeben  wollen Er  gibt  zustimmend  die 

Worte  de  Gerando’s  wieder,  welcher  über  die  „tours“  tadelnd  meinte,  die- 
selben seien  eine  Einladung  an  die  Erzeuger  der  Kinder,  „de  se  debarasser 
du  soin  d’elever  ses  enfants  pour  en  donner  la  Charge  ä la  societe“. 

Nun,  wenn  Austragung  und  Geburt  des  Kindes  nur  auf  Wunsch  der 
Gesellschaft,  für  diese  und  zu  ihrem  Vorteil  erfolgten,  wenn  sie  beides 
bei  sonstiger  schwerer  Strafe  erzwungen  hat,  so  ist  wahrhaft  nicht  ein- 
zusehen, warum  die  Eltern  so  verächtlich  sein  sollten,  wenn  sie  meinen, 
dass  nun  die  Gesellschaft  dieses  für  sie  ausgetragene  und  geborene  — 
die  Kosten  für  dies  alles  tragen  ohnehin  die  Eltern  — Kind  auch  auf 
ihre  Rechnung  übernehmen  solle.  Die  einfachste  Logik  ergibt  unab- 
weisbar diese  Pflicht  der  Gesellschaft.  Will  diese  zur  Erreichung  des 
„planmässigen  Kulturlebens“  Nachwuchs,  von  dem  sie  sich  Förderung 
desselben  erwartet,  so  ist  es  nicht  mehr  als  billig,  dass  sie  auch  die  Kosten 
dafür  auf  sich  nehme,  wo  die  Last  für  die  Eltern  eine  zu  grosse  wäre. 

Danach  hatte  denn  auch  „die  grosse  Revolution  die  Sorge 

für  die  « enfants  naturels  de  la  patrie » als  « une  dette  sacree  de  la 
nation  » erklärt“  ( Reicher  S.  13). 

Heute  hat  die  Gesellschaft  sich  weit  von  dieser  Einsicht  entfernt. 
Freilich  pflegt  sie  ganz  ausserordentlich  vornehm  zu  sein,  wo  sie  es 
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auf  Kosten  eines  Anderen  sein  kann  54).  Sie  teilt  diese  Eigenschaft  mit 
vielen  Privaten,  vor  denen  sie  aber  das  Schwert  des  Strafgesetzes  voraus 
hat.  Wo  sie  selbst  helfend  einzugreifen  hat,  bemerkt  man  von  der 
Vornehmheit  manchmal  betrübend  weniger.  55) 

„Werfen  wir  einen  Blick  in  die  soziale  Lage  eines  legitimer,  das 
heisst  elterlicher,  Fürsorge  entbehrenden  Kindes,  so  sehen  wir  das  an- 
gebliche Interesse  des  Staates  bedenklich  herabgesunken,  namentlich 
wenn  die  Realisierung  dieses  angeblichen  Interesses  verlangt  wird“ 
(Schneickert  S.  123). 


Anhang. 


Besondere  Fragen. 

I. 

§ 21. 

Die  Ansichten  über  die  Vorteilhaftigkeit  einer  stark  zunehmenden  oder 
nicht  zunehmenden  Bevölkerung  waren  zu  verschiedenen  Zeiten  verschieden. 
Plato  und  Aristoteles  waren  der  Ansicht,  die  Zahl  der  Kinder  sei  für  jeden 
Fall  festzusetzen,  auch  ein  Maximalaltor  der  Erzeuger  zu  bestimmen,  und 
darüber  hinaus  erzeugte  Früchte  dürften  nicht  ausgetragen  werden.  Die  über 
jene  Zahl  oder  nach  Überschreitung  dieses  Alters  erzeugten  Früchte  seien  im 
Interesse  des  Staates  abzutreiben.56)  Auf  Malthus  und  seine  Lehre  sowie 
auf  den  Neu- Malthusianismus  brauche  ich  gewiss  nur  kurz  hinzuweisen.  Von 

64)  Yergl.  die  entsprechenden  Ausführungen  in  meinen  „Pflichten“  S.  106. 

55)  Man  denke  an  Stempel-  und  Zählgeldpflicht  in  kleinen  Waisendepots.  Übri- 
gens soll  — der  „Ostdeutschen  Rundschau“  (Wien,  28.  10.  1909,  S.  5)  zufolge  — Ende 
des  17.  Jahrhunderts  in  England  sogar  eine  Geburtensteuer  bestanden  haben,  die  selbst 
die  Familie  des  kleinsten  Arbeiters  nicht  verschonte. 

B6)  Plato,  lloktxeta,  Cap.  V,  9.  Edit.  Schnoider,  II,  S.  90,  Z.  45 — 49 : „.  . . xal  xavxa 
y g dg  advxct  diay.ekevaai.uvot  HQodvuelaOa.i  tidkioxa  uiv  ugd‘  elg  cpcög  exepepetv 
xugua  ugde  ye  fV,  edv  yivgxat , edv  de  rt  ßtdagxat  ovxo)  xtdevat,  cog  our.  ovagg 
TQoepgg  to)  ToiovTo\u  — Aristoteles,  politicorum  libri  octo  super3tites , IV,  14. 
Edit.  Schneider,  I,  309,  Edit.  Susemihl,  I,  S.  470— 472:  „/Zept  dt  dnodeoeo)g  xal  rpocpgg 
T'öv  yevouevo)v  ’eaxo)  vogog  ugdlv  aexgntonevov  xpeepetv,  dtd  dt  rtkgdog  xexvcov, 
edv  g xd£tg  xäv  edvdv  xeoku g /ugdtv,  dnoxideadat  xcäv  ytyvogevcov  • conto  dat  yan 
det  xgg  xexvoTtotiag  xo  rtkgdog.  ‘Edv  dt  xtat  ytyvgxai  Jiapa  xavxa  avvdvaadevxo)v 
vplv  ui'odgotv  eyycveodat  xal  £ ogv,  euaoteXo Seit  del  xgv  agßko)Otv ' xo  yap  oatov 
y.al  xo  ag  dicoptouevov  xg  aiadgaet  xal  xcö  iggv  ’eaxat.“ 
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andrer  Seite  wird  die  entgegengesetzte  Ansicht  verfochten,  aber  noch  heute 
herrscht  durchaus  keine  Einstimmigkeit  über  diesen  Punkt. 

Es  braucht  übrigens  kaum  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  dass  durch 
das  Verbot  der  Abtreibung  vielfach  gerade  jenen  Kreisen  die  grösste  Vermeh- 
rung erwächst,  an  deren  Vermehrung  der  Staat  das  geringste  Interesse  hat. 

Doch  sozialpolitische  Erwägungen  in  dieser  Richtung  können  hier  entfallen. 
Ihre  enorme  Wichtigkeit  wird  dadurch  nicht  angezweifelt,  wohl  aber  dürfen 
wir  „nicht  vergessen,  dass  wir  nicht  nur  Sozialpolitik,  sondern  in  erster  Linie 
Gerechtigkeit  pflegen  müssen“.57)  Und  „ohne  durchschimmerndes  Rechtsgefühl 
gibt  es  keine  Politik  im  höheren  Sinne“;58)  dasselbe  gilt  von  der  Sozialpolitik. 

Ihr  Interesse  an  Zunahme  der  Bevölkerung  zu  wahren,  wenn  sie  an  die 
Nützlichkeit  einer  solchen  glaubt,  kann  niemand  der  Gesellschaft  verdenken. 
Sie  möge  dasselbe  in  jeder  zulässigen  Weise  fördern  — etwa  durch  Gewäh- 
rung von  Steuernachlässen  (wie  dies  z.  B.  auch  in  Österreich  und  Deutschland 
bei  grösserer  Kinderzahl  vorgesehen  ist)  oder  selbst  Prämien  für  die  Erzeugung 
vieler  Kinder.  Über  die  Zweckdienlichkeit  letzterer  Massregel  werden  aller- 
dings Zweifel  möglich  sein.  Zum  mindesten  müssten  derlei  Vergünstigungen 
auf  gesunde  Kinder  eingeschränkt  werden , was  zu  den  unhaltbarsten  Kon- 
sequenzen führen  würde. 

Eine  Gesetzgebung  wie  die  eben  angedeutete  wäre  übrigens  nichts  Neues. 
Man  denke  an  das  ius  liberorum  der  Römer  mit  seinen  zahlreichen  Benefizien. 

Infolge  des  oben  Gesagten  kann  ich  es  auch  unterlassen,  hier  die  Worte 
Köhler' s (Versuch  S.  21):  „Ist  es  nicht  eine  schwere  Gefahr  für  die  Gesell- 
schaft, wenn  es  üblich  wird,  dass  die  unzüchtigen  Frauenspersonen  jeweils, 
wenn  sie  nicht  zur  Zeit  ihre  Periode  haben,  Abortivmittel  nehmen?“  oder  die 
Ausführungen  Wittels'  S.  9 — 11,  welche  in  den  Worten  gipfeln:  „Es  ist  also 
zu  sagen,  dass  die  Fruchtabtreibung  die  Bevölkerungszunahme  durchaus  nicht 
in  dem  hohen  Grade  schädigt,  wie  man  gewöhnlich  behauptet,  weil  die  wider- 
willig geborenen  Kinder  mit  mehr  oder  weniger  Nachhülfe  zu  sterben  pflegen,“ 
auf  ihre  Richtigkeit  zu  untersuchen. 

Immerhin  möchte  eine  kurze  Bemerkung  zu  dem  Köhler' sehen  Ausspruche 
gestattet  sein.  Er  bezeichnet  jene  Frauenspersonen  als  „unzüchtig“.  Darin 
liegt  ein  Tadel,  und  dieser  Tadel  enthält  — wie  jeder  Tadel  überhaupt  — 
den  Wunsch  der  Änderung,  Besserung.  Ich  glaube  also  Kohler’s  Wunsch 
dahin  deuten  zu  dürfen,  dass  jene  Frauenspersonen  „züchtig“  seien.  Dann 
würden  sie  aber  gar  nicht  in  die  Hoffnung  kommen,  und  — die  „schwere 
Gefahr  für  die  Gesellschaft“  wäre  in  ganz  genau  demselben  oder  eigentlich 
in  noch  grösserem  Masse  gegeben,  wie  wenn  sie  zwar  in  die  Hoffnung  ge- 
kommen wären,  jedoch  Abortivmittel  nehmen  würden.  Wie  will  Köhler  über 
dieses  Dilemma  hinauskommen? 

B7)  „Pflichten“  S.  85. 

58)  Berliner  „Deutsche  Zeitung“  vom  4.  4.  1908. 
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Aus  dem  gezeigten  Grunde  entfallen  auch  Erörterungen  über  alle  anderen 
einschlägigen  Stellen  der  Literatur69)  und  die  hieher  gehörigen  sonstigen 
Punkte.60)  Bloss  eine  erst  kürzlich  durch  die  Presse  gegangene  Meldung  aus 
Nordamerika  sei  als  besonders  illustrativ  hier  noch  verzeichnet:  „Nach  der 
letzten  Volkszählung  beträgt  die  Einwohnerzahl  von  Gross-Neicyork  4,766,883. 
Das  bedeutet  eino  Zunahme  von  1,329,681  gegen  den  Bevölkerungsstand  vom 
Jahre  1900“  („Neues  Wiener  Abendblatt“  vom  2.  9.  1910,  S.  4).  Man  denke: 
An  der  Stätte  des  grössten  Blüliens  der  Fruchtabtreibung  (vergl.  oben  S.  12 — 14 
und  Fussnote  4)  hat  eine  einzige  Stadt,  in  der  jährlich  etwa  80,000  Ab- 

80)  Vergl.  z.  B.  v.  Jhering  S.  455,  welcher  meint,  die  menschliche  Gesellschaft 
würde  durch  die  Abtreibung  in  ihrer  Lebensbedingung  erschüttert:  „Die  Gesellschaft 
kann  nicht  bestehen,  wenn  der  Nachwuchs  bedroht  ist“ ; oder  Köhler  (Einführung 
S.  226):  „Ein  häufiges,  ja  gewohnheitliches  Abtreiben  kann  zu  schweren  Schäden  der 
Bevölkerung  führen;  es  kann  die  Bevölkerungsziffer  dauernd  herabdrücken.“  Diesen 
Stimmen  Hessen  sich  viele  andere  beifügen.  Andrerseits  sei  Buttenstedt  S.  21  be- 
zogen: „In  nicht  ganz  einem  Jahrhundert  (dem  abgelaufenen)  hat  sich  die  Bevölke- 
rung des  Deutschen  Reiches  — trotz  aller  Kriege  und  Pestilenz“  (und  Abtreibungen, 
füge  ich  bei)  — „ums  Doppelte  vermehrt.  Wenn  dies  so  fortgeht,  dann  hat  Deutsch- 
land — trotz  Auswanderung,  Krieg  und  Seuchen  — Ende  1900  112  Millionen  Menschen, 
Ende  2000  224,  Ende  2100  448,  Ende  2200  896  und  im  Jahre  2250  1344  Millionen 
Köpfe,  und  da  Deutschland  nur  540,000  Quadratkilometer  Fläche  besitzt,  hierin  aber 
Seen,  Flüsse,  Sümpfe,  Wege  und  Ortschaften  eingerechnet  sind,  so  kommen  nicht 
mehr  auf  jeden  Kopf  als  etwa  300  Quadratmeter  Erdoberfläche,  das  ist  so  viel  Land, 
als  ein  kleiner  Tanzsaal  bedeckt . . . .“  Was  Buttenstedt  über  Kriege  und  Epidemien 
sagt,  gilt  für  vergangene  Zeiten  noch  viel  mehr.  Dazu  vergegenwärtige  man  sich  das 
Wüten  der  „Justiz“  zu  Zeiten,  wo  die  Todesstrafe  die  poena  ordinaria  war  und  einzelne 
Richter  allein  Tausende  von  Todesurteilen  fällten  ( Carpzov  laut  Berner  S.  17  allein 
20,000,  während  Torquemada  von  1483 — 1498  8800  Menschen  lebendig  verbrennen 
liess),  die  verstümmelnden  Strafen  gewiss  zahlreiche  Todesopfer  forderten  und  das 
Kerkerfieber  in  den  Gefängnissen  Tausende  hinraftte. 

®°)  Nach  einer  Schätzung  des  Wiener  Magistrates  vermehrt  sich  die  Wiener 
Bevölkerung  durchschnittlich  per  Tag  um  116  Menschen.  Die  Zahlen  der  Selbstmorde 
in  Wien  sind  nach  dem  statistischen  Jahrbuch  der  Stadt  Wien: 


Jahr 

Selbstmorde 

überhaupt 

Selbstmorde  aus  Not  und 
wegen  missl.Yermögens- 
und  Erwerbsverhältnisse 

1901 

576 

132 

1902 

529 

107 

1903 

504 

108 

1904 

521 

127 

1905 

526 

103 

Nach  Degener  S.  XVIII  und  LXIV  hat  die  Bevölkerung  des  Deutschen  Reiches  von 
1871  bis  1905  um  19,580,486  zugenommen;  die  Zahl  der  Selbstmorde  im  Jahre  1906 
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treibungen  stattfinden  sollen,  binnen  10  Jahren  einen  Bevölkerungszuwachs 
von  1,329,681  Seelen! 

Jedenfalls  muss  ich  Hiller  beipflichten,  wenn  er  S.  99  sagt:  „Ein  Inter- 
esse also,  von  dem  man  gar  nicht  weiss,  oh  es  eigentlich  besteht  oder  nicht, 
kann  unmöglich  rechtlich  geschützt  werden,“  und : „Spräche  es  doch  jeder  Kultur 
Hohn,  letzte  Dinge  in  den  Dienst  ökonomischer  Zwecke  zu  stellen;  die  höchst 
persönliche  Frage  der  Elternpsyche,  oh  sie  eine  neue  Bewusstheit  in  den 
Kosmos  setzen  soll,  mit  dem  Apercu  etwa  zu  beantworten,  dass  ein  starker 
Landarbeitermangel  herrsche ! “ 

Übrigens  ist  die  Stellung  der  modernen  Gesellschaft  in  solchen  Fragen, 
wenigstens  was  «weheliche  Geburten  anbelangt,  eine  nicht  ganz  folgerichtige. 
Das  Zustandekommen  unehelicher  Kohabitationen  wird  durch  Strafdrohungen 
gegen  jene,  die  dazu  „Unter schleif“  geben,  verfolgt,  und  nicht  verfehlt,  der- 
artige Verhältnisse  mit  Ausdruck  als  unmoralisch  und  unsittlich  zu  brand- 
marken. Die  Bestrebungen  zur  Eüidämmung  der  „Unzucht“  gehen  häufig 
einerseits  ins  Lächerliche,  andrerseits  ins  Brutale.61)  Auch  höchst  moderne 
Gesetzgebungen  verlieren  in  dieser  Richtung  oft  genug  den  Boden  von  Recht, 
Billigkeit  und  selbst  Logik.  Aber  die  Früchte  der  Unsittlichkeit  will  die  Ge- 
sellschaft sich  nicht  entgehen  lassen  und  wacht  sorgsam  darüber,  dass  ihr 
keine  entzogen  werde.62) 

„Ein  echter  deutscher  Mann  mag  keinen  Franzen  leiden, 

Doch  ihre  Weine  trinkt  er  gern,“ 
oder  kürzer:  „Non  ölet.“ 

Köhler  hält  es,  wie  wir  eben  — S.  55  — sahen,  für  eine  schwere  Ge- 
fährdung der  Gesellschaft,  wenn  „die  unzüchtigen  Frauenspersonen“  abtreiben. 
Damit  ist  die  „Unzucht“  als  berechtigte  Hoffnung  des  Staates  erklärt  . . . 

n. 

§ 22. 

Schneickert  erörtert  S.  120  die  Frage,  ob  der  Staat  mit  dem  Verbot  der 
Abtreibung  etwa  ein  Recht  auf  Ableistung  der  Wehrpflicht  geltend  mache. 
Auch  hier  kommen  wir  zu  einem  negativen  Ergebnis.  Den  Anspruch  auf  die 

betrug  15,453.  „Es  fragt  sich  auch,  ob  nicht  für  individuelles  Glück  und  soziales 
ohlergehen  die  Malthus' sehe  Theorie,  von  der  immer  noch  der  sichere  Beweis  fehlt, 
dass  sie  unrichtig  ist,  ihre  Berechtigung  hat“  ( Wilhelm  S.  324). 

61)  «In  Mannheim  kletterte  neulich  ein  Hauswirt  mit  einem  requirierten  Schutz- 
mann die  Stiege  hinan,  um  in  das  Zimmer  seines  Mieters  einzudringen,  weil  seine 
Decke  ungewohnter  Weise  den  Tritt  zweier  Menschen  hören  liess;  da  konnte  ja  ein 
Mädel  anzutreffen  sein !“  ( Hessen  S.  30). 

6-)  Vergl.  Handl  8.  14:  „.  . . . ebensowenig  wünschenswert  als  die  Yerminderunn- 
der  Geburten,  mögen  sie  ehelich  oder  unehelich  sein.“ 
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Person  des  Wehr-pflichtigen  macht  der  Staat  keineswegs  von  der  Geburt  des 
Wehrpflichtigen  an,  sondern  nur  während  der  Dauer  des  Wehrpflichtalters 
des  Betreffenden  geltend.  „Es  wäre  daher  ganz  unsinnig,  zu  behaupten,  der 
Staat  habe  ein  Recht  oder  ein  Interesse  an  der  Erhaltung  des  Lebens  des 
nasciturus  wegen  der  ihm  abzuleistenden  Militärpflicht,  deshalb  schütze  er  den 
Fötus  und  bedrohe  seine  Zerstörung  mit  Strafe.  Wäre  dies  der  Fall,  dann 
müsste  er  die  Abtreibung  oder  Tötung  eines  Fötus  weiblichen  Geschlechtes 
für  straflos  erklären  oder  doch  zum  allermindesten  milder  bestrafen,  als  die 
Abtreibung  eines  männlichen  Fötus“  ( Schneickert  ibidem). 

Letzterer  Schluss  scheint  mir  allerdings  nicht  zwingend.  Denn  kommt 
die  männliche  Frucht  als  eventueller  künftiger  Soldat  in  Betracht,  so  kann 
ebenso  gut  die  weibliche  als  eventuelle  künftige  Soldatenmwtter  geschützt 
werden.  Und  da  ein  Weib  auch  die  Mutter  mehrerer  Soldaten  werden  kann 
— die  mögliche  mehrfache  Vaterschaft  eines  Mannes  kann  damit  selbstver- 
ständlich nicht  auf  eine  Stufe  gestellt  werden  — , so  wäre  gerade  von  diesem 
Standpunkte  aus  die  weibliche  Frucht  durch  höhere  Strafdrohung  zu  schützen, 
wie  dies  ja  auch  tatsächlich  nach  der  lex  Alamannorum  (Redaktion  unter 
Dagobert  I.,  628 — 638,  Cap.  XCIV)  schon  der  Fall  war:  „Si  quis  mulieri 
prignanti  aborsum  fecerit,  ita  ut  jam  cognuscere  possit,  utrum  vir  an  femina 
fuissit : si  vir  debuit  esse  cum  XII  solidis  conponat;  si  autem  femina  cum  XXIV. 63) 
Si  neutrum  cognuscere  potest  nec  dum  formatus  fuit  in  liniamenta  corporis, 
cum  XII  solidis  conponat.“ 

Man  vergleiche  auch  lex  Salica,  Tit.  24,  §§  5 — 7,  wonach  das  Wergeid 
einer  Frau  zwischen  dem  Eintritte  ihrer  Mannbarkeit  und  dem  Alter  von 
60  Jahren  mit  600,  vor  und  beziehungsweise  nach  jenen  Grenzen  aber  nur 
mit  200  sol.  bestimmt  ist. 

Dass  eine  solche  Unterscheidung  im  Strafausmasse  oder  in  der  Quali- 
fizierung der  Tat  selbst  nichts  anderes  als  eine  geradezu  auf  den  Gipfel  ge- 
triebene Erfolghaftung  wäre,  für  welche  wohl  keinerlei  Rechtfertigung  ge- 
funden werden  könnte,  ist  klar.  Ernstlich  kann  heutzutage  an  eine  derartige 
Bestimmung  in  keiner  Weise  gedacht  werden.  Ausserdem  lässt  sich  in  der 
ersten  Zeit  der  Schwangerschaft  — etwa  bis  zum  3.  Monat  — das  Geschlecht 
eines  Embryo  gar  nicht  erkennen. 

Wohl  aber  müsste  mau  aus  der  von  Schneickert  erwogenen  Prämisse 
etwas  anderes  folgern : Dass  die  Abtreibung  der  Frucht  einer  Ausländerin 
straflos  wäre  oder  seihst  noch  mit  Prämien  belohnt  werden  könnte.  Ähn- 
liches gälte  für  Zeiten  rücksichtsloser  Nationalisierungsbestreh ungen. 

M)  Montier  S.  38  liebt  den  sonderbaren  Gegensatz  hervor,  dass  bei  den  Ala- 
mannen die  Abtreibung  der  weiblichen  Frucht  strenger  bedroht  war,  „contrairement 
k la  g(5n6ralite  des  peuples  barbares,  qui  pratiquaient  surtout  l’infanticido  des  filles“. 
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An  diesen  Folgerungen  ändert  sich  wenig,  wenn  wir  kurzweg  von  einem 
„Populationsinteresse“  des  Staates  oder  von  seinem  Interesse  an  der  Pro 
duktion  von  künftigen  Steuerzahlern  sprechen.  Höchstens  könnte  man  daran 
denken,  dass  dann  die  Abtreihung  der  Früchte  armer  Leute  von  der  Strafbar- 
keit ausgenommen  werden  könnte,  woferne  nicht  der  Gedanke  vorherrscht, 
dass  auch  ein  Kind  armer  Leute  zu  Vermögen  oder  doch  grösserem  Verdienst 
gelangen  kann. 

Wir  haben  hier  denselben  Gedanken,  welcher  zum  Verbot  und  zur  Be- 
drohung so  mancher  anderen  Handlungen  geführt  hat,  die  sich  lediglich  als 
Handlungen  gegen  den  Täter  selbst  oder  gegen  einen  Anderen  mit  dessen  Ein- 
willigung und  selbst  als  gegen  niemand  gerichtet  darstellen.  So  zum  Ver- 
bot (und  zur  symbolischen  Bestrafung)  des  Selbstmordes,  zur  Bestrafung  des 
Selbstmordversuches;  zur  Bestrafung  der  Unfruchtbarmachung  und  Selbst- 
unfruchtbarmachung ; zur  Bestrafung  der  Konzeptions  Verhütung,  ja  selbst  der 
Herstellung  und  des  Verkaufs  antikonzeptioneller  Mittel;  zur  Bestrafung  der 
Selbstverletzung  oder  Selbstverstümmelung  in  der  Absicht,  der  Wehrpflicht 
zu  entgehen.64)  und  der  anderen  Delikte  gegen  die  Wehrmacht  des  Staates.65) 

Derselbe  Gedanke  hat  wohl  auch  zur  Ungültigerklärung  des  Verzichtes 
auf  das  bonum  prolis  geführt,  und  die  Ungültigkeit,  ja  Strafbarkeit  eines  vor 
der  Ehe  abgelegten  Keuschheitsgelübdes66)  nach  kanonischem,  Rechte  hat 
wohl  die  gleiche  Erwägung  zum  Grunde. 

Doch  ist,  sobald  man  diesen  Standpunkt  einnimmt,  gar  nicht  zu  ver- 
kennen, dass  die  Abtreibung  eigentlich  als  eine  Art  von  Steuerhinterziehung 
behandelt  werden  müsste,  gerade  so  wie  auch  Militärschwindler  und  der,  der 
sich  behufs  Vermeidung  des  Militärdienstes  selbst  verstümmelt,  konsequenter- 
weise wegen  Steuerhinterziehung  oder  Beihülfe  dazu  bestraft  werden  müssten. 

Ich  meine,  dass  Bestimmungen  wie  den  oben  bezogenen  gegenüber  der 
Hinweis  auf  das  Wort  Köhler' s (Unterlassung)  genügt:  „Es  gehört  zu  den 
bedeutendsten  Aufgaben  der  Rechtsordnung,  wie  einer  jeden  Ordnung,  sich 
innerhalb  gewisser  Schranken  zu  halten  — auch  hier  zeigt  sich  erst  in  der 
Beschränkung  der  Meister“. 

Nicht  stichhaltig  ist  auch  Schultzenstein' s Einwand  (Beseitigung  S.  311): 
„Wer  kann  bei  einem  abgetriebenen  Kinde  Voraussagen,  wie  seine  geistige 
Entwicklung  vor  sich  gegangen  wäre,  und  ob  nicht  die  Welt  eines  Goethe, 

M)  Vergl.  übrigens  Guttzeit  S.  188,  welcher  allen  Ernstes  erwägt,  ob  nicht  die  Ab- 
treibung als  Selbstbeschädigung  „an  der  Frau,  die  der  Gesamtheit  gesunde  Kinder 
schuldig  ist“,  bestraft  werden  könnte. 

65)  Vergl.  auch  v.  Lilienthal  S.  11  (oben  S.  41). 

6G)  Vergl.  das  Poenitentiale  Merseburgense , C.  139  (bei  Wasserschieben  S.  405): 
„Si  quis  vel  si  quae  virginitatem  promittit  et  postea  adjuugitur  uxori,  non  diniittat 
eam,  sed  frangenda  sunt  vota  stulta  et  III  annos  poeniteat.“ 
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eines  Beethoven,  eines  Bismarck  beraubt  wurde!“67)  Wir  wissen  dies  auch 
dann  nicht,  wenn  zwei  Menschen,  die  sich  innig  lieben,  nicht  zur  Ehe  oder 
doch  zur  Zeugung  von  Kindern  gelangen,68)  ebenso  wenig  als  wir  beurteilen 
können,  ob  nicht  der  Welt  durch  eine  Abtreibung  ein  Ephialtes,  Judas  oder 
Torquemada  erspart  wird. 


VI.  Kapitel. 

Andere  Berechtigte. 

§ 23. 

Mit  den  aufgezählten  physischen  und  juristischen  Personen  dürfte 
der  Kreis  Jener  erschöpft  sein,  betreffs  welcher  von  einem  Recht  auf 
die  Nichthinderung  der  Geburt  des  empfangenen  Kindes  gesprochen 
werden  kann.  Andere  Personen  werden  dafür  nicht  in  Betracht  kommen. 

Allerdings  ist  es  gewiss,  dass  auch  andere  Personen  ein  Interesse 
an  der  Geburt  des  Kindes  haben  — man  denke  an  Erbsan wärter69)  — 
können;  aber  einem  Interesse  braucht,  selbst  wenn  „Hoffnungen  darauf 
gesetzt“  werden,  noch  kein  Recht  zu  entsprechen,  wie  wir  bereits  ge- 
sehen haben.  Und  wie  wäre  es,  „wenn  jeder  dafür  bestraft  werden 
sollte,  dass  er  irgend  etwas  nicht  erfüllt  hat,  «woran  einem  Dritten 
liegt» ! Dies  käme  einer  Pönalisierung  des  gesamten  Daseins  gleich“, 
wie  Hiller  S.  96  treffend  bemerkt.  Es  ist  hierüber  dasselbe  zu  sagen, 
was  ich  betreffs  des  Rechtes  des  Staates  gesagt  habe. 

Fast  wie  eine  Blasphemie  mutet  es  Einen  heutzutage  an,  wenn  man 
in  der  Bulle  Papst  Sixtus’  V.  vom  Jahr  1588  unter  den  Gründen  für  die 
Bestrafung  der  Abtreibung  angegeben  findet:  „Die  Beleidigung  Gottes, 
der  von  einem  Geschöpf  weniger  angebetet  wird“  (laut  Lewin  S.  60). 

67)  Daran  anklingend  Anna  Pappritz  S.  496:  „Unheilbar  Kranke,  Krüppel^ 
Idioten  haben  aber  entschieden  ein  geringeres  Anrecht“  (? !)  „aufs  Leben,  wie  das 
werdende  Kind,  von  dem  man  nie  wissen  kann,  ob  es  nicht  eine  Zierde,  ein  Be* 
glücker  der  Menschheit  werden  wird“. 

6S)  Yergl.  Schopenhauer  IV,  44. 

C9)  Man  erinnere  sich  der  bereits  zitierten  L.  39  Dig.  de  poenis,  48,  19,  welche 
den  Fall  erzählt,  dass  eine  Frau  „ab  lieredibus  secundis  accepta  pecunia“  sich  die 
Frucht  abgetriebon  hatte.  In  diesem  Fallo  wären  die  heredes  primi  die  Interessenten 
am  natürlichen  Verlauf  der  Schwangerschaft  gewesen. 
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Als  ob  ein  allmächtiger  Schöpfer  des  Himmels  und  der  Erde  irdischer 
Strafdrohungen  zur  Durchsetzung  seines  Willens  bedürfte  ! 

Nicht  viel  weniger  unbegreiflich  erschiene  es  uns  heute,  das  Wort 
„Du  sollst  mit  Schmerzen  Kinder  gebären“  als  massgebend  zu  be- 
zeichnen. 

* * 

* 

Ich  wende  mich  nunmehr  einem  Faktor  zu,  der  von  grossem  Ein- 
flüsse auf  die  Betrachtung  der  Frage  ist:  Den  vom  Standpunkte  der 
Sittlichkeit  aus  aufzustellenden  Forderungen.  Da  die  Strafwürdigkeit 
jeder  Abtreibung  durch  Verletzung  eines  Rechtes  der  bisher  betrachteten 
Personen  nicht  bewiesen  werden  kann,  suchte  man  dafür  eine  andere 
Rechtfertigung,  und  nachdem  dehnbare  und  nach  Ort  und  Zeit  ebenso 
wie  nach  subjektiver  Anschauung  wechselnde  Begriffe  für  derlei  Medi- 
tationen stets  am  geeignetsten  sind,  verfiel  man  darauf,  dass  durch  das 
Verbot  der  Abtreibung  die  Sittlichkeit  geschützt  werden  solle.70) 


VII.  Kapitel. 

Die  Sittlichkeit. 


1.  Abschnitt. 

Allgemeine  Erörterung. 

§ 24. 

Es  wird  gewiss  nicht  als  meine  Aufgabe  erklärt  werden,  in  dieser 
Arbeit  auseinanderzusetzen,  was  unter  „Sittlichkeit“  zu  verstehen  sei. 
Zur  Präzisierung  meines  Standpunktes  in  der  folgenden  Darlegung 
genügt  die  Feststellung,  dass  bei  Erörterung  unseres  Themas  unter  dem 
Worte  „Sittlichkeit“  zumeist  nicht  die  Sittlichkeit  im  weiteren  Sinne 
verstanden  wird,  als  deren  Verletzung  sich  jedes  Unrecht,  also  z.  B. 

70)  In  dieser  Kategorie  lässt  sich  ja  Alles  unterbringen.  Ich  weise  darauf 
hin,  dass  bei  Hammurdbi  die  Aufzählung  der  Sittliclikeitsverbrechon  „mit  der  Frau 

die  ihren  Ehemann  eines  anderen  Mannsbildes  wegen  ermorden  lässt“  (Müller  S 198)' 
begannt.  '* 
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auch  Mord,  Raub,  Diebstahl  darstellt.  Gewiss  ist  in  diesem  Sinne  auch 
die  strafwürdige  Abtreibung  eine  Verletzung  der  Sittlichkeit.  Wer 
wollte  aber  leugnen,  dass  man  in  unserer  Frage  unter  „Sittlichkeit“ 
meist  ein  ganz  spezielles,  eng  umschriebenes  anderes  Gebiet  versteht. 
Auch  SchneicJcert,  einer  der  Vertreter  der  „Sittlichkeits“ -Theorie  in 
unsrer  Frage,  stellt  (S.  122)  die  Begriffe  einander  entgegen  mit  den 
Worten:  „Dass  das  Verbrechen  der  Abtreibung  eigentlich  in  die  Kate- 
gorie der  Sittlichkeitsdelikte  gehört  und  nicht  in  diejenige  das  Leben 
gefährdender  Handlungen “ 

Einige  Autoren  freilich  sehen  in  der  Abtreibung  eine  Verletzung 
der  Sittlichkeit  im  erstbezeichneten  Sinne,  wegen  der  Vernichtung  eines 
menschlichen  Lebens  also.  Doch  nehmen  sie  die  Vernichtung  eines 
solchen,  Verletzung  der  Sittlichkeit  also,  schon  vom  ersten  Momente 
nach  der  Konzeption  an.  Die  Richtigkeit  dieser  Annahme  ist  zu  be- 
streiten, wie  im  Zuge  dieser  Arbeit  (vergl.  unten  § 59)  noch  dargelegt 
werden  wird. 

Da  die  Ansichten  darüber,  was  moralisch  und  sittlich  sei,  nach  Ort 
und  Zeit  wechseln  und,  sowie  „keine  einzige  Handlung  auch  nur  inner- 
halb einer  bestimmten  sozialen  Gemeinschaft  allgemein  und  unter  allen 
Umständen  als  Verbrechen  gegolten  hat“  ( Liepmann  S.  207),  auch 
keine  Handlung  überall  und  immer  für  unmoralisch  gehalten  wurde,71) 
so  wird  es  zum  mindesten  vorsichtig  sein,  wenn  wir  nicht  alles  das, 
was  heute  als  moralisch  oder  unmoralisch  gilt,  auch  unbesehen  so 
qualifizieren.  Es  ist  klar,  dass  wir  sonst  blind  auf  dem  Standpunkte 
des  „Akrochronismus“  („d.  i.  der  unselige  Wahn  jedes  Zeitalters,  dass 
es  das  höchste  sei“ ; Gumplowicz , Sinnestäuschungen  S.  2)  stünden. 
Eher  möchte  ich  in  dieser  Beziehung  im  Hinblicke  auf  unsere  Zeit  eine 
Erwägung  über  Lord  Wotton’s  72)  Wort  nicht  ganz  absolut  ablehnen : „Ich 
habe  die  Überzeugung,  dass  jeder  kultivierte  Mensch,  der  die  Ansichten 
seiner  Zeit  annimmt,  damit  eines  der  schwersten  Sittlichkeitsverbrechen 
begeht“. 

Bei  einer  ganzen  Reihe  von  Schriftstellern  lesen  wir,  dass  auf 
niederer  Kulturstufe  die  Abtreibung  gestattet  war,  und  vermissen  dabei 
auch  meist  nicht  den  selbstzufriedenen  Hinweis  darauf,  dass  wir  hoch 

71)  So  selbst  der  Mord.  Man  denke  an  die  allbekannten  Menschenopfer  oder  an 
die  Tötung  arbeitsunfähiger  alter  Personen  bei  gewissen  Negerstämmen  (vergl.  Holub, 
II.  Band,  S.  336). 

72)  Oskar  Wilde , „The  picture  of  Dorian  Gray“. 
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über  diesen  Zuständen  stehen  und  jetzt  erst  die  richtige  Moral  haben. 
Dass  dies  kein  Beweis  für  die  Verwerflichkeit  jeder  Abtreibung  sondern 
nur  einer  für  das  Herrschen  des  „Akrochronismus c ist,  scheint  dabei 
übersehen  zu  werden. 

Wir  haben  heute  eine  andere  Ansicht  als  unsere  Vorfahren.  Flugs 
sind  wir  dabei,  diese  unsere  Ansicht  als  die  höchste  Stufe  der  Er- 
kenntnis oder  doch  als  höheren  sittlichen  Masstab  auszurufen.  Auch 
dann,  wenn  wir  in  Wirklichkeit  weit  tiefer  stehen  als  unsere  Vor- 
fahren. 

Wenn  dann  unsere  Nachkommen  — die  dritte  Generation  — 
wieder  den  Standpunkt  der  ersten  Generation  erreicht  haben,  dann 
rufen  sie  aus:  Unbegreiflich,  wie  unsere  Vorfahren  verblendet  waren ! 
Sie  hätten  doch  von  ihren  Vorfahren  lernen  können,  die  bereits  höher 
gestanden  waren  als  sie. 

Usw.  ins  Endlose. 

Wie  wir  gehört  haben,  haben  auch  höchst  gebildete  Philosophen 
des  Altertums,  Männer,  deren  edles,  ethisches  Empfinden  und  Denken 
noch  heute  als  bewunderungswürdiges  Muster  anerkannt  sind,  die  Ab- 
treibung nicht  nur  als  ein  zu  duldendes  Übel  angesehen  sondern  direkt 
empfohlen.  Es  genügt  hier  die  Erinnerung  an  Plato  und  Aristoteles 
(vergl.  oben  S.  54).  Auch  ist  es  „freilich  auffallend,  dass  fast  alle  ge- 
sitteten Nationen  der  Vorzeit  (und  auch  mehrere  jetzt  lebende  wilde 
Nationen)  das  Abtreiben  der  Kinder  als  etwas  Gleichgültiges  angesehen 
haben,  da  es  doch  wenigstens  nach  der  christlichen  Moral  strafbar  ist“ 
(Franck-Fahner  S.  133). 

Dasselbe  gilt  heutzutage  von  der  öffentlichen  Meinung  Nordamerika ’s. 

Ich  meine,  dass  man  dieses  Empfinden  hochgebildeter,  hochedler 
Männer  und  selbst  der  römischen  Juristen 73)  nicht  ohne  weiteres  mit 
den  gedankenlosen  Instinkten  der  Masse  auf  gleiche  Stufe  stellen  darf, 
die  fast  stets  nur  nach  dem  Äusserlichen  urteilt  und  dann  von  „sitt- 
lichem Urteil“  sprechen  will.  Ob  also  gerade  jede  Abtreibung  „une 
profondeur  d’immoralite  et  une  absence  de  conscience  sur  cette  matiere, 
qui  etonne  et  decourage“  zeigt,  wie  Montier  S.  17  in  seiner  Disser- 
tation lehrt,  mag  dahingestellt  bleiben. 

73)  »Nicht  nur  rohon  Naturvölkern,  sondern  auch  höchst  gebildeten  Philosophen 
des  klassischen  Altertums,  sogar  den  römischen  Juristen,  erscheint  Abtreibimg  der 
Leibesfrucht  als  vollkommen  rechtmässig“  ( v . Holtzendorff  S.  455/456). 
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§ 25. 

Gewiss  spielten  in  unserer  wie  in  vielen  anderen  Moralfragen  uti- 
litäre  Erwägungen  eine  einflussreiche  Rolle. 

Wir  haben  oben  — S.  17  — gehört,  dass  auf  der  Insel  Formosa 
aus  bevölkerungs-  bezw.  nahrungspolitischen  Gründen  kein  Weib  vor 
dem  36.  Jahre  ein  Kind  haben  durfte.  Charakteristisch  erscheint  mir 
dabei,  dass  die  aus  ganz  profan  weltlichen  Gründen  vorgeschriebene 
Abtreibung  dort  von  Priesterinnen  „dans  les  temples  religieux  du  pays“ 
{Montier  S.  10)  vorgenommen  wurde.74) 

Wir  finden  auch  sonst  Belege  dafür,  dass  Gebote  der  Nützlichkeit, 
um  ihnen  grösseren  Nachdruck  zu  geben,  als  Forderungen  der  Moral 
erklärt  wurden,75)  ähnlich  wie  Moses  hygienische  Vorschriften  in  das 
Gewand  religiöser  Anordnungen  kleidete ; während  andrerseits  dem 
Menschen  die  Förderung  seines  Nutzens  schon  von  selbst  als  die  höchste 
Moral  erschien. 

Für  diese  Wahrheit  ist  das  Thema  „Fruchtabtreibung“  ein  inter- 
essanter Beleg.  Wo  man  Übervölkerung  fürchtet,  ist  die  Abtreibung 
eine  erlaubte,  ja  verdienstvolle  Tat;  wo  hingegen  die  Abnahme  der 
Bevölkerung  gefürchtet  wird,  ist  die  Abtreibung  ein  Verbrechen  und 
eine  vom  moralischen  Standpunkte  aus  zu  verwerfende  Handlung.  Dies 
gilt  selbst  für  kleine  Kreise.76)  Es  zeigt  sich  klar,  wie  die  Anschauung 

74)  Vergl.  auch  Makarewicz  S.  156  über  primitive  Völker : „Die  Religion  macht 
die  Fruchtabtreibung  zur  Pflicht,  wo  die  Übervölkerung  droht,  es  bilden  sich  unter 
solchen  Umständen  religiöse  Genossenschaften  unter  dem  Protektorate  von  Göttern, 
welche  die  Schonung  des  Lebens  der  Kinder  als  unsittlich,  verbrecherisch  halten .“ 

75)  „Nicht  anders  verhält  es  sich  mit  der  weiblichen  Ehre  und  Keuschheit.  — 
Der  Wert  der  Keuschheit  soll  daraus  entstanden  sein,  dass  die  Frauen  in  primitiveren 
Zuständen  die  Kinder  länger  stillten  als  jetzt,  und  dass  dies  für  deren  Gedeihen  beim 
Mangel  anderer  rationeller  Ernährung  durchaus  erforderlich  war.  Erneuter  Beischlaf 
nahm  ihnen  die  Fähigkeit  dazu,  so  dass  während  der  Stillungszeit  dieser  selbst  bei 
den  wildesten  Völkern  aufs  schärfste  verboten  ist.  Welchen  Einfluss  die  Nützlichkeit 
auf  die  sittliche  Qualität  ausübt,  kann  man  in  gewissen  Bezirken  nahe  den  Gross- 
städten sehen,  wo  die  Mädchen  geradezu  zur  Unkeuschheit  erzogen  werden,  und  ein 
nicht  verführtes  Mädchen  beinahe  als  nicht  moralisch  angesehen  wird,  weil  die 
Mädchen,  wenn  sie  ein  Kind  haben,  als  sehr  gesuchte  Ammen  nach  den  Städten 
gehen,  von  dort  mit  vielem  Gelde  zurückkommen  und  so  eine  unentbehrliche  Quelle 
des  Wohlstandes  für  die  Gegend  werden“  ( Makarewicz ). 

76)  „Charakteristisch  ist  die  Motivierung  des  Verbotes  der  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht in  Slavonien.  Während , wird  das  Verbot  in  Slavonien  damit  begründe^ 

«weil  die  Hauskommunion  durch  die  Abtreibung  Arbeitskräfte  verliex-en  würde»“ 
{Makarewicz  S.  207). 
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über  Moral  von  der  Würdigung  der  Utilität  abhängt.  Natürlich  ent- 
wickelt sich  dieser  Umschwung  der  Anschauung  aber  nicht  in  wenigen 
Jahren.  „Auf  diesem  sozial-utilitären  Standpunkte  steht  die  moderne 
Rechtsentwicklung“  ( Makaremcz  S.  207). 

Es  muss  auch  auffallen,  dass  für  die  Sittlichkeit  und  Moral  ganz 
bedeutend  abträglichere  Handlungen  straflos  bleiben  oder  doch  unver- 
hältnismässig milder  bestraft  werden,  und  es  ist  diesbezüglich  an 
Sclmeickert  zu  erinnern,  welcher  meint  (S.  119),  dass  es  „noch  andere, 
die  menschliche  Moral  alterierende  Gepflogenheiten  (gibt),  bei  deren 
Yerbot  die  gute  Absicht  und  die  Gerechtigkeit  des  Staates  nicht  offen- 
kundig zutage  tritt“,  und  (S.  122),  „dass  der  Staat  ziemlich  planlos 
die  Immoralität  seiner  Untertanen  bekämpft“.77) 

Auch  kann  nicht  von  der  Hand  gewiesen  werden,  dass  gewisse 
von  den  Gesetzgebungen  in  unsrer  Frage  aufgestellte  Unterschiede 
für  den  Schutz  der  Sittlichkeit  ohne  Bedeutung  sind;  ebenso,  dass  nur 
ein  rein  subjektiver  Standpunkt  dieser  Intention  entspräche.  Einen 
solchen  finden  wir  nun  allerdings  bei  jenen  Gesetzen,  welche  mit  der 
„Zurückschiebung  des  Tatbestandes  in  das  Stadium  des  Yersuchs“  — ■ 
siehe  darüber  §§  93  ff.  dieses  Buches  — arbeiten.  Doch  wollen  diese 
Gesetze  damit  lediglich  eine  Erleichterung  des  Beweises  schaffen, 
durchaus  aber  nicht  das  Prinzip  des  Schutzes  der  Sittlichkeit  durch  die 
Bedrohung  des  Yersuches  der  Abtreibung  zum  Ausdruck  bringen. 

§ 26. 

Sonderbar  ist  es,  was  für  Kriterien  man  mitunter  betreffs  der  Be- 
griffe „Sittlichkeit“  und  „Moral“  aufgestellt  findet. 

Meist  werden  diese  Begriffe  recht  willkürlich  und  einseitig,  in  einer 
dem  wahren  Wesen  der  Moral  eigentlich  fremden  Weise  aufgefasst  und 
wü'd  ganz  übersehen,  dass  von  wahrer  Moral  viel  Ernsteres  gefordert  wird. 
Wahre  Moral  ohne  Barmherzigkeit  ist  eine  contradictio  in  adiecto. 
Nicht  umsonst  hat  Christus  die  Barmherzigkeit  mit  grösstem  Nachdruck 

77)  „Dass  sich  der  Staat  gleichwohl  nicht  zur  Aufgabe  gemacht  hat,  die  natio- 
nale Moral  systematisch  zu  stärken  und  zu  fördern,  können  wir  aus  der  strengeren 
oder  milderen  Beurteilung  unsittlicher  Gepflogenheiten  der  Menschen  scliliessen.  Er 
bestraft  die  Doppelehe  streng,  während  er  den  Ehebruch  aus  eigener  Initiative  gar 

nicht  bestraft  Im  § 175  St.-G.-B.  wird  unter  anderem  die  Päderastie  mit 

Strafe  bedroht,  während  die  ganz  gleich  zu  beurteilende  Tribadie  straflos  bleibt“ 
(Schneickert  S.  121). 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung’. 
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betont,  und  betreffs  der  Gesetze  sagt  Bossuet , dass  die  Barmherzigkeit 
ihr  innerster  Kern  sei. 78) 

Bei  Besprechung  unseres  Themas  habe  ich  jedoch  die  Barmherzig- 
keit höchstens  zur  Verteidigung  der  Nothilfe  angerufen  gesehen,  und 
auch  da  nur  vereinzelt  und  nebenbei.  Doch  dies  ist  — trotz  der  immer- 
hin ziemlich  beträchtlichen  Zahl  der  mir  bekannt  gewordenen  Autoren  — 
wahrscheinlich  ebenso  Zufall  wie  der  Umstand,  dass  zu  Betrachtungen 
über  Moral  überwiegend  das  Thema  des  Beischlafs  Anlass  gibt,  wäh- 
rend vielleicht  manch’  anderes  Thema  dafür  wichtiger  wäre. 

Dabei  habe  ich  geradezu  abenteuerliche  Aufstellungen  gefunden. 
So  betrachtet  Hrehoroivicz  S.  12  „die  Schwangerschaft  als  die  von  der 
Natur  selbst  gesetzte  Strafe  des  fleischlichen  Umganges“.  Damit  macht 
er  sich  einer  schweren  Lästerung  der  Natur  schuldig,  die  einerseits  den 
Beischlaf  vom  Menschen  fordert , ihn  aber  andrerseits  — weshalb  ? ! — 
bestrafen  soll ; und  die  obendrein  die  am  meisten  sexuellen  Verkehr 
pflegenden  Prostituierten  zumeist  mit  der  „Strafe“  verschont. 

Es  müsste  ferner  doch  erkannt  werden,  dass  die  blosse  natur- 
gemässe  Befriedigung  der  Sinnlichkeit  — soferne  dadurch  kein  Ärgernis 
gegeben  und  niemand  geschädigt  wird  — zum  mindesten  weniger  un- 
moralisch ist,  als  die  Erzeugung  und  das  in  die  Welt-Setzen  eines 
unehelichen  Kindes  oder  eines  Kindes,  dem  man  nicht  die  Mittel  zur 
Befriedigung  seiner  notwendigen  Bedürfnisse  bieten  kann.  Denn  unmora- 
lisch und  unsittlich  an  sich  kann  nicht  in  erster  Linie  das  sein,  wodurch 
niemandes  Recht  verletzt,  niemandes  Behagen  gestört,  niemand  geschä- 
digt wird,  was  im  Gegenteil  unter  Umständen  sogar  gesteigertes  Wohl- 
befinden, gesteigerte  Arbeitskraft 79)  nach  sich  zieht,  dessen  Unterlassung 
in  vielen  Fällen  sogar  selbst  schwere  Erkrankungen  zeitigt.80) 

Gewiss,  Beischlaf  ohne  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit,  bezw. 
ohne  dass  dieser  Rechnung  getragen  wird,81)  ist  unmoralisch.  Aber 
dies  ist  kein  Spezifikum  des  Beischlafs ; es  gilt  für  jede  Handlung. 

78)  Yergl.  auch  Schopenhauer,  Moral  S.  236:  „Denn  gränzenloses  Mitleid  mit 
allen  lebenden  Wesen  ist  der  festeste  und  sicherste  Bürge  für  das  sittliche  Wohl- 

verhalten  und  bedarf  keiner  Kasuistik  Hingogen  versuche  man  einmal  zu 

sagen : « Dieser  Mensch  ist  tugendhaft,  aber  er  kennt  kein  Mitleid»  ; so  wird 

der  Widerspruch  fühlbar.“ 

79)  Yergl.  die  Ausführungen  Erb' s über  diesen  Punkt. 

80)  Yergl.  Debay-Hauff  8.  174  ff.;  Erb  S.  4 ff. ; v.  Laue,  Problem  8.6;  Wittels, 
Not  8.  59;  Ferdy  S.  9 und  die  dort  Zitierten. 

81)  Ich  habe  in  meinen  „Pflichten“  8.  50  den  Gebrauch  antikonzeptioneller 
Mittel  im  gegebenen  Falle  als  wünschenswert  bezeichnet.  Handl  8.  14  wirft  mir 
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Das  wirklich  und  hauptsächlich  Unmoralische  liegt  darin,  jemanden 
zu  schädigen.  Eine  solche  Schädigung  liegt  gegebenenfalls  in  der  Zeugung 
und  Geburt  eines  Kindes.  Nach  Puchta  und  Anderen  soll  die  uneheliche 
Zeugung  sogar  ein  Delikt  sein. 82) 

Aber  gerade  dann  müsste  vom  Standpunkte  der  Kriminalpolitik 
aus  die  tätige  Reue,  die  Abwendung  des  Erfolges,  Straflosigkeit  des 
Deliktes  begründen  und  umsomehr  selbst  straflos  sein.  Jedenfalls  ist 
es  ein  allgemein  anerkannter  und  auch  innerlich  richtiger  Grundsatz, 
dass  die  Gutmachung  der  Folgen  einer  üblen  Tat  sittlich  ist,  soferne 
dadurch  nicht  ein  Recht  geschädigt  wird. 

§ 27. 

Dabei  bedenke  man:  Hier  ein  lebendes,  fühlendes,  dem  Elend 
preisgegebenes  Wesen,  dort  ein  Keim,  den  man  — eventuell  zu  seinem 
eigenen  Besten  — daran  hindert,  ein  fühlendes  Wesen  zu  werden. 
Diese  Hinderung  erfolgt  vielleicht  aus  tiefem  Mitleid  und  wahrer  Barm- 
herzigkeit ; was  aber  bekanntlich  zahlreiche  Autoren  und  selbst  Gesetze 
nicht  daran  hinderte,  stets  die  „Grausamkeit“  83)  der  in  Verzweiflung 
abtreibenden  Schwangeren  hervorzuheben  und  — wohl  aus  richtig  ver- 
standener Barmherzigkeit?  — die  bestialischesten  „Bestrafungen“  der- 
selben auszuklügeln.  Und  doch:  Wo  ist  der  richtigere  Moralbegriff: 
Bei  den  Eltern,  die  dem  werdenden  Kinde  das  Dasein  voll  Elend 
ersparen  wollen,  oder  bei  der  menschlichen  Gesellschaft,  die  erbarmungs- 
los den  künftigen  Menschen  fordert,  um  sich  so  einen  — eventuellen  — 
Nutzen  mit  dessen  Elend  zu  erkaufen  ? Hier  Mitleid  — dort  Egoismus. 84) 

Freilich,  wir  sprechen  die  kleinen  Worte  „ein  Dasein  voll  Elend“ 
leicht  und  fliessend  aus,85)  manche  von  uns  empfinden  dabei  vielleicht 

dies  vor,  weil  er  eine  „verantwortungslose  Befriedigung  des  Geschlechtstriebes“ 
unethisch  findet.  Ich  stimme  ihm  in  diesem  Satze  zu,  glaube  aber,  dass  er  damit 
gerade  die  Nichtigkeit  meiner  Ansicht  beweist.  Nur  möchte  ich  das  Gefühl  der 
Verantwortlichkeit  wirksam  wissen,  bevor  es  zu  spät  ist.  Ist  einmal  das  Kind  da, 
für  das  man  nicht  sorgen  kann,  dann  nützt  das  Verantwortlichkeitsgefühl  nichts  mehr. 
Und  gerade  darin  besteht  das  wahre  Verantwortlichkeitsgefühl,  dass  man  ein  solches 
„zu  spät“  vermeidet.  Auch  Anna  Pappritz'  (S.  495)  Vorstellung  vom  „Verant- 
wortungsgefühl“ ist  eine  rein  theoretische. 

82)  Vergl.  meine  „Pflichten“  S.  109. 

83)  Vergl.  z.  B.  Schröter  8.  433:  „Ausserdem  finden  wir  auch,  dass  Mütter, 
welche  gegen  ihre  eigene  Frucht  sich  so  grausam  bezeigten,  sehr  hart  und  grausam 
bestrafet  werden  sollten.“ 

Vergl.  Schopenhauer  — Über  das  Fundament  der  Moral. 

“)  «Wir  ertragen  sehr  leicht  die  schwersten  Leiden,  welche  Andere  erdulden“, 
ironisiert  Larochefoucauld. 
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sogar  einen  kleinen  Schauer  von  Teilnahme.  Was  dieselben  täglich, 
stündlich,  ja  jeden  Augenblick  für  den  Betroffenen  in  immer  neuer 
Qual  bedeuten,  darüber  pflegen  wir  uns  wenig  Gedanken  zu  machen. 

Es  dürfte  nach  dem  eben  Entwickelten  unschwer  sein,  zu  ent- 
scheiden, wo  in  so  vielen  Fällen  das  wirkliche  „Wüten“  ( v . Fabrice- 
Weber  S.  1)  liegt,  und  was  wir  von  der  Ereiferung  darüber  zu  halten 
haben,  „wie  leichtfertig  von  jeher  mit  dem  kostbaren  Gute  des  Menschen- 
lebens umgegangen  wurde“  ( v . Fabrice- Weber  ibidem).  Freilich,  dass 
es  viele  Fälle  gibt,  auf  welche  die  Worte  zutreffen,  soll  durchaus  nicht 
in  Abrede  gestellt  werden. 

Wie  schon  konstatiert,  ist  es  statthaft,  zur  Erhaltung  des  Lebens 
(oder  der  Gesundheit)  der  Schwangeren  die  Abtreibung  vorzunehmen. 
Ist  es  nun  sittlich  zulässig,  das  Leben  der  Frucht  dem  Wohle  eines 
(anderen)  Menschen  zu  opfern,  um  wie  viel  weniger  kann  es  unsittlich 
sein,  das  Leben  der  Frucht  ihrem  eigenen  Besten  nachzusetzen? 

Theoretisch  sind  heute  die  meisten  Gebildeten  so  weit,  Schiller' s 
Wort,  dass  das  Leben  nicht  der  Güter  höchstes  ist,  als  wahr  anzu- 
erkennen. Praktisch  steht  der  grösste  Teil  der  Literatur86)  doch  auf 
anderem  Standpunkte. 

Man  denke  an  das  spätere  Schicksal  der  gewiss  meisten  von  den 
aus  Furcht  vor  dem  Strafgesetze  widerwillig  ausgetragenen  und  geborenen 
Kindern,  und  das,  was  wir  als  eine  Forderung  der  „Humanität“  und 
„Moral“  preisen  hören,  wird  uns  in  bedeutend  anderem  Licht  erscheinen. 

Es  war  ein  richtiger  Grundgedanke  der  Spartaner  und  anderer 
Völker  des  Altertums,  der  auch  ernsten  humanitären  Erwägungen  ent- 
spräche, kranken  und  krüppelhaften  Kindern  das  Leben  zu  ersparen. 
Die  Ausführung  des  Gedankens  — Aussetzung  des  schon  geborenen 
Kindes  — freilich  entsprach  ganz  den  damaligen  rohen  Anschauungen ; 
ein  feineres  Gefühl  wird  sie  niemals  billigen  können ; 87)  ebenso  wie 

86)  Freilich  wird  dies  nicht  immer  so  unverblümt  ausgesprochen  wie  von  Bopp 
S.  116  betreffs  des  Kindsmordes:  „Beraubung  des  Gutes,  das  als  das  höchste  ange- 
sehen wird,  Beraubung  des  Lebens“.  Ich  möchte  bezüglich  dieser  Frage  auf  meine 
Ausführungen  § 10  verweisen. 

87)  Es  berührt  deshalb  sehr  sonderbar,  wenn  zur  Zeit  des  Lactantiut  die  Christen 
ein  frommes  Werk  zu  tun  glaubten,  wenn  sie  ihre  Kinder  nicht  töteten,  sondern 
„nur“  aussetzten  ( Lewin  S.  16).  Yergl.  übrigens  Penta  (laut  Näcke  S.  71):  „In  der 
modernen  Gesellschaft  tritt  an  Stelle  dos  Kindesmordes  das  Aussetzen  der  Kinder  in 
das  Findelhaus,  was  aber  kaum  besser  ist,  da  sie  doch  meistens  zum  Tode,  Gefängnis 
usw.  verdammt  sind“. 
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Gesetze,  welche  die  grausame  Tötung88)  solcher  unglücklichen  Kinder 
anordneten,  sich  seihst  richten. 

Anders  ist  es  bei  der  Abtreibung,  bei  welcher  nicht  ein  in  unserem 
Sinne  lebendes  Wesen  getötet  oder  einem  ungewissen  Schicksal  preis- 
gegeben, sondern  demselben  das  Leben  von  vornherein  erspart  wird. 
Und  selbst  da  wollen  wir  der  dem  menschlichen  Leben  gebührenden 
Rücksicht  dadurch  Rechnung  tragen,  dass  wir  seine  Präkludierung  nur 
bis  zu  einer  gewissen,  eng  bemessenen  Frist  zulassen. 

Obendrein  soll  die  „unmoralische“  Handlung  nach  der  zurzeit 
herrschenden  Ansicht  nicht  mit  Rücksicht  auf  das  werdende  Menschen- 
kind unmoralisch  sein. 

Nicht  ein  Äquivalent  mit  gemildeter  Talion  für  das  werdende 
Menschenkind  — „Seele  um  Seele“  — soll  die  Strafe  sein,  nicht  der 
„getötete  Mensch“  soll  gesühnt  werden;  nein,  „Populationsinteresse“, 
„planmässiges  Kulturleben“,  „Gesittungsinteresse“  sollen  geschützt  werden, 
wie  wir  bereits  oben  § 18  gesehen  haben.  Ich  glaube  nicht,  dass  selbst 
unsere  Kirchenväter  und  das  kanonische  Recht  jemals  die  Nichtberück- 
sichtigung dieses  Standpunktes  „unmoralisch“  oder  „inhuman“  gefunden 
hätten.  Mit  solcher  Argumentation  haben  weder  Moral  noch  Humanität 
einen  Berührungspunkt. 


Anhang. 


Der  Staat. 

§ 28. 

Da  der  Staat  der  Hüter  von  Moral  und  Sittlichkeit  sein  soll,  so  möchte 
ich  auch  kurz  auf  das  Verhältnis  des  Staates  zu  diesen  in  einigen  Fällen 
hinweisen. 

Zunächst  auf  die  Moral  des  Staates  selbst.  Dabei  habe  ich  allerdings 
nicht  wie  Jungmann  (vergl.  unten  S.  73)  das  gegenwärtige  christliche  Deutsch- 
land im  Auge,  wohl  aber  zum  Teil  christliche  und  auch  deutsche  Staats- 
wesen und  ihr  Walten  auf  Erden,  zum  Teil  selbst  in  Zeiten,  in  denen  von 
„christlicher  Moral“  ein  ganz  Erkleckliches  geredet  wurde. 

Es  wäre  gewiss  ein  Verkennen  der  geschichtlichen  Entwicklung,  wollte 
man  dem  Könige  Chindasvint,  der  (i lex  Visigolhorum  642)  für  Abtreibung  die 

8)  Man  sehe  bei  v.  Fab  nee-  Ti  eher  S 2 und  4:  Verhungern-  oder  erfrieren- 
lassen  oder  den  Hunden  vorwerfen.  Vergl.  auch  den  Molochdienst  der  Ammoniter; 
näheres  darüber  bei  Erdmann  S.  475  imd  787—789. 
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Strafe  der  Blendung  festsetzte,  diese  noch  tausend  Jahre  nach  ihm  voll- 
streckte „Strafe“  zum  besonderen  Vorwurf  machen.  Aber  bezeichnend  für 
den  Geist  der  Gesittung,  den  Chindasvint  hier  im  Gegensätze  zu  seinen 
„minder  gesitteten“  Vorgängern  zum  Ausdruck  brachte,  erscheint  mir  die 
Bestimmung  immerhin.  Ist  der  Herrscher  beziehungsweise  Staat  „mora- 
lischer“, der  die  Abtreibung  in  der  ersten  Zeit  der  Schwangerschaft  — soferne 
dabei  niemandes  Recht  verletzt  wird  — straflos  lässt,  oder  der,  der  sie  mit 
Blendung  der  Abtreibenden  „bestraft“  ? 

Doch  wir  können  uns  ganz  bedeutend  der  Gegenwart  nähern,  ohne  den 
interessanten  Vergleich  aufgeben  zu  müssen.  Man  denke  an  das  an  andrer 
Stelle  zu  besprechende  Edikt  Heinrichs  II.,  des  „Trös-Chretien  Roi“  von 
Frankreich,  vom  Jahre  1556,  an  die  martervollen  Hinrichtungen  der  Ab- 
treiberinnen in  christlichen  deutschen  Landen  — Deutschland,  Österreich, 
Schweiz  — , und  dann  frage  man  sich:  Ist  die  Frau,  die  in  äusserster 
Bedrängnis  zur  Abtreibung  eines  vor  wenig  Wochen  empfangenen  Embryo 
geschritten  ist,  wirklich  „unmoralischer“  als  der  Staat,  der  sie  zur  Strafe  mit 
der  Dornenhecke  um  den  Leib  und  dem  Luftrohr  „im  Maul“  unter  möglichst 
langer  Erhaltung  ihres  Lehens  und  ihrer  unsagbaren  Qualen  lebendig  be- 
graben sterben  lässt? 

Hatte  ein  Staat  überhaupt  das  Recht,  sich  als  Hüter  von  Moral  und 
Sittlichkeit  aufzuspielen,  der  Verbrechen  an  seinen  wehrlosen  Untertanen  be- 
ging — teils  durch  seine  Einrichtungen89)  und  gesetzlichen  Verfügungen90), 
teils  durch  Genehmigung  der  „Urteile“  der  von  ihm  angestellten  Richter91)  und 
deren  Vollstreckung  durch  die  Knechte,  mit  welchen  er  die  scheusslichsten 
Scheusslichkeiten  seiner  verkommensten  Untertanen  noch  masslos  übertraf? 

Und  noch  nicht  lange  ist  es  her,  dass  man  recht  eigentümliche  Begriffe 
des  Staates  über  die  Moralität  seiner  zur  Aufrechterhaltung  der  Moral  ge- 

89)  Man  denke  an  das  mittelalterliche  Gefängniswesen  (siehe  die  gründlichen 
Darstellungen  bei  Krohne  und  Dreyer),  an  die  Tortur  (siehe  bei  Byioff  und  Knapp) 
und  ähnliches. 

90)  Man  vergegenwärtige  sich  die  verstümmelnden  „Strafen“,  die  raffiniert 
martervollen  Hinrichtungen.  Siehe  Dreyer,  insbes.  S.  12,  26,  34,  46,  47,  49,  Be)  - 
mann  S.  484;  Osenbrüggen  S.  777;  Osenbrüggen,  Rechtsaltertümer  S.  34  und  35; 
Knapp  S.  59  und  72. 

91)  Diese  Verbrecher  von  amtswegen,  „deren  Stolz  die  Zahl  ihrer  Todesurteüe, 
deren  Kunst  die  möglichst  rasche  Erpressung  eines  sogenannten  Geständnisses  bildete“ 
{Byloff  S.  20),  sassen  zwar  unerbittlich  zu  Gericht  über  die  „bosshafftigen“  Weiber, 
die  in  ihrer  Herzens-  oder  materiellen  Not  ein  noch  gar  nicht  oder  kaum  erst  ge- 
borenes Kind  rasch  und  schmerzlos  vernichteten,  um  ihm  dabei  auch  jede  unnötige 
Qual  im  Leben  zu  ersparen,  erblickten  aber  die  hehre  Aufgabe  ihres  eigenen  Be- 
rufes in  der  Ausklügelung  der  raffiniertesten  Bestialitäten,  die  ihre  perverse  Phantasie 
sie  finden  liess. 
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troffenen  Anordnungen  fand.  Noch  das  preussische  allgemeine  Ldndrecht 
von  1794  ist  ein  Beispiel  dafür.  Der  aussereheliche  Schwangerer  (ja  selbst 
der  blosse  aussereheliche  Konkumbont)  ist  danach  verpflichtet,  bei  der  Obrig- 
keit die  „gehörige  Anzoige“  zu  machen.  Hat  die  Geschwängerte  „sich  eines 
vorsätzlichen  Kindermordes  schuldig  oder  verdächtig  gemacht,  und  wird  ihr 
deswegen  Todes-  oder  lebenswierige  Zuchthausstrafe  zuerkannt,  so  trifft 
ihn,  wenn  er  auch  nur  an  der  Verheimlichung  der  Schwangerschaft  und 
Geburt  durch  Verleitung  dazu  oder  tätigen  Beistand  teilgenommen  hat  . . . 
eine  zehnjährige  Festungsstrafe ; auch  wird  er  der  Vollstreckung  des  Todes- 
urteils an  der  Geschwächten  leizuwohnen  genötiget “ (E.  F.  Klein  S.  277/278). 
Letztere  Monstrosität  bestimmt  das  preussische  Landrecht  im  H.  Teil,  XX.  Titel, 
§ 979.92) 

Ein  zweiter  Punkt  bezieht  sich  jedoch  auch  auf  das  gegenwärtige  Deutsch- 
land und  die  anderen  Kulturstaaten.  Dabei  wollen  wir  fingieren,  dass  das 
landesüblich  als  „Moral“  Bezeichnete  auch  wirklich  Moral  sei. 

Der  Staat  kann  seine  Forderungen  nach  der  von  ihm  vorgeschriebenen 
Moral  seiner  Angehörigen  gerechterweise  doch  nur  solange  aufrecht  erhalten, 
als  er  dem  Staatsbürger  auch  die  Möglichkeit  gibt,  sich  naturgemäss  zu  ent- 
falten, bei  Fleiss  und  gutem  Willen  eine  menschenwürdige  Existenz  und  die 
Befriedigung  der  notwendigsten  Bedürfnisse  zu  erlangen. 

Es  kann  nicht  geleugnet  werden,  dass  die  Fürsorge  des  Staates  dem 
Menschen,  auch  dem  Strebsamen,  Fleissigen,  in  ungezählten  Fällen  nicht  die 
Möglichkeit  gibt,  im  entsprechenden  Alter  zu  heiraten98)  oder  eine  Familie 
zu  erhalten.  Die  ewigen,  unverrückbaren  Forderungen  der  Natur  bestehen 
trotzdem;  sie  haben  sich  dem  „planmässigen  Kulturleben  der  Gesellschaft“ 
nicht  angepasst.  Sorgt  der  Staat  wenigstens  ausreichend  dafür,  dass  den  un- 
ehelichen Eltern  Schande,  dem  Kinde  Geringschätzung,  den  ehelichen  Eltern 


92)  Ich  kann  aus  dieser  ebensowenig  wie  aus  verschiedenen  anderen  Bestim- 
mungen des  preuss.  Landrechtes  entnehmen,  dass  dieses  sich  zur  „Konsequenz  der 
christlichen  Sittlichkeit  erhoben  hat“,  wie  Bornemann  (zitiert  nach  Stolle , H.  Abt. 
S.  470)  meint. 

93)  Es  mag  mehr  als  nur  historisches  Interesse  bieten,  hier  einen  Vergleich  mit 
dem  Schtvabenspiegel  zu  machen.  Sein  Art.  48  erlaubt  dem  „iungelinc“  mit  14,  der 
„iuncfrowe“  mit  12  Jahren  die  Ehe  selbst  gegen  den  Willen  des  Vaters.  Eine  Straf- 
drohung gegen  Abtreibung  kennt  der  Schwabenspiegel  nicht.  — Vgl.  auch  Zend- 
Avesta,  „Der  Parsen  bürgerliche  und  gottesdienstliche  Gebrauche“,  VII,  VI:  „Hat 
ein  Mädgen  das  Alter,  so  kann  sie  sich  vor  ihren  Vater  oder  Bruder,  oder  wer  für  sie 
sorgen  muss,  stellen  und  einen  Mann  fodern.  Hören  die  Eltern  sie  nicht,  so  machen 
sio  sich  des  grössten  Vergehens  schuldig“  ( Kleuker , III.  Teil,  S.  227).  „Das  Alter“ 
dos  Mädchens  ist  13  Jahre,  oder  — wenn  sie  schon  „ihre  Zeiten  hat“  — auch 
12  Jahre.  ( Kleuker , IH.  Teil,  S.  226/227.) 
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samt  ihren  Kindern  Not  erspart  bleiben  ? Die  Antwort  auf  diese  Frage  kann 
kaum  zweifelhaft  sein. 

Deshalb  ist  auch  hier  dem  zuzustimmen,  was  laut]  Hälschner  (preus- 
sisches  Strafrecht,  I.  Band,  S.  171)  die  strafrechtliche  Literatur  in  Preussen 
im  18.  Jahrhundert  annahm:  Dass  „die  Auffassung  der  Strafe,  als  eines 
Mittels  zur  Verhütung  des  Verbrechens,  es  als  eine  wesentliche  Pflicht  des 
Staates  erscheinen  liess,  auch  alle  sonstigen  Mittel  aufzubieten,  um  dem  Ver- 
brechen vorzubeugen.  Erst  wo  der  Staat  dieser  Pflicht  nachgekommen  war, 
schien  er  von  jeder  Mitschuld  an  dem  begangenen  Verbrechen  frei  und  damit 
berechtigt  zur  strengen  Bestrafung  desselben.“ 


2.  Abschnitt. 

Die  Literatur. 

§ 29. 

Die  Literatur,  welche  den  „Sittlichkeits“ -Standpunkt  vertritt,  stellt 
zum  Teil  recht  bedeutende  Anforderungen  an  ihre  Leser. 

Als  Beispiel  für  diese  Behauptung  möchte  ich  an  erster  Stelle 
Schuwicht  anführen.  S.  349/350  entwickelt  er  folgende  Ansicht:  „Wenn 
der  Schöpfer  einem  Geschöpfe  Leben  und  physische  Bildung  erteilte, 
so  hat  er  auch  in  dem  Augenblicke,  als  er  es  in  die  Reihe  der  Wesen 
einflocht,  gewollt,  dass  solches  von  den  ihm  erteilten,  jetzt  noch  in  ihm 
unentwickelt  liegenden  Fähigkeiten  allen  den  Gebrauch  machen  solle, 
dessen  es  ...  . fähig  ist“.  Er  meint  also,  dass  der  Schöpfer,  an  dessen 
Allmacht  er  doch  andrerseits  zu  glauben  scheint,  sich  seinen  wahren 
Willen  von  einem  schwachen  Geschöpfe  vereiteln  Hesse.  Weiter  meint 
er;  dass  jedes  noch  ungeborene  Geschöpf  „eben  durch  sein  Daseyn  auf 
Leben,  Wirken  und  Genuss  vollgiltigen  Anspruch  machen  kann“. 
Deshalb  geht  er  sogar  so  weit,  die  Perforation  der  Frucht  zur  Rettung 
der  Schwangeren  zu  verwerfen,  denn  eine  solche  Operation  wäre  nach 
ihm  unmoralisch.  Ein  hydrozephales  Kind  hingegen  nimmt  er  von 
dieser  Fürsorge  aus,  da  ein  solches  gewöhnlich  keinen  Gewinn  für 
den  Staat  und  die  Familie  bedeute:  „Ich  würde  mich  hier,  wenn  die 
Geburt  nur  etwas  schwer  und  langwierig  wäre,  gleich  entschliessen, 
den  Kopf  anzubohren,  ohne  zu  glauben,  gegen  die  Moralität  gehandelt 
zu  haben“  (S.  347).  Moral  = Utilität.  Schuwicht  setzt  offenbar  den 
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Glauben  bei  uns  voraus,  dass  der  Schöpfer  in  dem  Augenblicke,  als  er 
den  hydrozephalen  Embryo  „in  die  Reihe  der  Wesen  einflocht  , weder 
auf  dessen  Fähigkeiten  rechnete,  noch  ihm  jenen  „vollgültigen  Anspruch 
verlieh ; vielleicht  mit  der  Begründung,  dass  der  Schöpfer  diese  Frucht 
eben  durch  die  Mitgabe  eines  Wasserkopfes  als  nicht  mit  solchem  An- 
sprüche ausgestattet  bezeichnen  wollte.  Aber  woher  soll  die  Schwangere 
etwa  eine  Woche  nach  der  Befruchtung  wissen,  dass  der  Schöpfer  eben 
diesen  Embryo  mit  der  Anlage  zu  einem  Wasserkopf  statt  mit  einem 
vollgiltigen  Ansprüche  versehen  habe  ? Und  doch  ist  nach  zwingender 
Logik  die  Abtreibung  um  so  eher  zu  gestatten,  je  kürzer  die  Entwick- 
lungszeit der  Frucht  noch  war. 

Aus  der  neueren  Literatur  sei  zunächst  die  Dissertation  von  Jung- 
mann bezogen. 

Nach  Ablehnung  des  Vorliegens  einer  Rechtsverletzung  wird 
dort  die  Frage  der  Sittlichkeit  besprochen.  Jungmann  meint  S.  40 : 
„Heute herrscht  die  Anschauung,  dass  jede  Abtreibung  un- 

sittlich ist“.  Dann  folgt  eine  kurze  Polemik  gegen  Hrehorowicz  und 
eine  Berufung  auf  das  Christentum  und  die  „christlich-ethische  Anschau- 
ung, dass  jede  Vernichtung  menschlichen  Lebens  zu  verurteilen  sei“. 
Irgend  eine  Unterscheidung  über  foetus  vivens  und  non  vivens,  animatus 
und  inanimis  wird  bei  dieser  Berufung  auf  das  Christentum  trotz  des 
Kirchenrechts  nicht  gemacht,  sondern  S.  40/41  der  Satz  aufgestellt: 
„Diese  heute  noch  von  uns  festgehaltene  Anschauung  von  der  Unsitt- 
lichkeit der  Abtreibung  ist  der  alleinige  Grund,  aus  dem  dieselbe  auch 
künftighin  zu  verbieten  ist“. 

Eine  allgemeine  Begründung  der  Strafbarkeit  der  Abtreibung  sucht 
Jungmann  also  offenbar  gar  nicht.  Er  will  eine  solche  nur  für  das  „christ- 
liche Deutschland “ aufstellen.  S.  41  sagt  er:  „ Hrehorowicz  irrt,  wenn 
er  glaubt,  es  könne  eine  auf  speziell  christlicher  Anschauung  beruhende 
Strafbestimmung  für  den  heutigen  Staat  nicht  massgebend  sein.  Denn 
noch  hat  sich  Deutschland  den  Charakter  eines  christlichen  Staates  be- 
wahrt.“ Es  genügt,  diesen  Worten  die  bezogene  Stelle  aus  den  Aus- 
führungen Hrehorowicz’  selbst  (S.  66/67)  entgegenzuhalten.  Sie  lautet: 
„Wir  sind  weit  entfernt,  die  Erhabenheit  jenes  religiösen  Gedankens 
über  die  materialistische,  sozusagen  anatomische,  Anschauung  der  Römer 
über  den  fötalen  Zustand  zu  verkennen ; es  wird  aber  jeder  zugeben, 
dass  es  nicht  Sache  der  Kriminalrechtswissenschaft,  noch  weniger  der 
Kriminalgesetzgebung  ist,  sich  mit  solchen  Dingen  zu  befassen.  Es 
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kann  daher  eine  auf  speziell  christlicher  Ansschauung  beruhende  Straf- 
bestimmung für  den  heutigen  Staat  nicht  massgebend  sein“. 

Wirklich  will  mich  bedünken,  dass  J ungtnann' s Erklärungsversuch 
nicht  befriedigt.  Wenn  auch  noch  „sich  Deutschland  den  Charakter 
eines  christlichen  Staates  bewahrt“  hat  und  dasselbe  auch  von  Österreich 
und  anderen  Staaten  gilt,  so  kann  doch  nicht  geleugnet  werden,  dass 
die  Strafgesetzgebung  eines  Kulturstaates  nicht  auf  konfessioneller  Basis 
stehen  darf.  Die  Strafbarkeit  einer  Tat  muss  gegeben  sein  durch  ihr 
Wesen  selbst  und  unabhängig  von  unserer  mehr  oder  weniger  richtigen 
Erkenntnis  andrer  Dinge.  Als  Beispiel  möchte  ich  hinweisen  auf  die 
Gotteslästerung,  die  wohl  fast  immer  und  überall  als  strafbar  betrachtet 
wurde,  wo  man  überhaupt  an  einen  Gott  oder  an  Götter  glaubte;  aber 
in  völliger  Unabhängigkeit  von  dem  speziellen  religiösen  Bekenntnis  der 
Völker:  Bei  den  Ägyptern,  Juden,  Griechen,  Römern,  Moslims,  Bud- 
dhisten, Christen 

Wir  finden  denn  auch  die  Strafbarkeit  der  Abtreibung  auch  bei 
nichtchristlichen  Völkern. 94)  Die  Gründe,  aus  denen  man  sie  für  straf- 
bar erklärt,  können  also  höchstens  zum  Teil  im  Christentum  liegen. 

§ 30. 

Pfizer  S.  47  meint,  die  Abtreibung  sei  „ein  Verbrechen  nur,  in- 
sofern sie  eine  widernatürliche  Handlung,  ein  Eingriff  in  die  sittliche 
Ordnung  der  Natur  ist;  wie  der  Selbstmord  unsittlich  ist,  so  ist  es  auch 
unsittlich,  wenn  die  Schwangere  einen  Teil  ihrer  selbst  tötet“. 

Dass  Alles,  was  „widernatürlich“  ist,  als  Verbrechen  bestraft 
werden  müsse,  lässt  sich  nicht  aufrechthalten.  Ich  erinnere  an  die 
Straflosigkeit  der  Tribadie  im  Deutschen  Reiche , aber  auch  an  die 
Kasteiungen  der  Heiligen  an  ihren  eigenen  Körpern.  Ersteres  Beispiel 
zeigt  zugleich,  dass  auch  nicht  jede  ausgesprochene  „Unsittlichkeit“  dem 
Strafgesetze  unterliegen  muss-  Über  den  Selbstmord  wird  noch  ge- 
sprochen werden.  Seine  Straflosigkeit  dürfte  heute  einer  Rechtfertigung 
nicht  mehr  bedürfen,  ebenso  wie  das  Fechterstückchen  mit  dem  parti- 
ellen Selbstmord  einer  ernstlichen  Parade  kaum  bedarf. 

Die  behauptete  Unsittlichkeit  aber  wertet  Pfizer  so  hoch,  dass  ihm 
ihre  Bestrafung  mit  den  im  geltenden  Deutschen  Reichs- St.-G.-B. 
festgesetzten  Strafen  keine  Missbilligung  entlockt,  während  er  S.  46 

94)  Hier  sei  mir  ein  kurzer  Hinweis  auf  Guttzeit  gestattet,  der  (S.  190/191)  als 
Beleg  für  die  Strafbarkeit  der  Abtreibung  auch  die  altindische  Lehre  von  der  Wieder- 
geburt und  dem  „Karma“  heranziehen  möchte. 
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betreffs  des  Schutzes  der  Frucht  findet,  „die  Fürsorge  für  das  Leben 
des  nasciturus  würde  für  sich  allein  nur  eine  polizeiliche,  nicht  aber 
Zuchthausstrafe  rechtfertigen“. 

Dieselbe  Theorie  mit  genau  entgegengesetztem  Belege  stellt 
Schneickert  auf.  Er  deduziert  gerade  aus  der  Milde  der  gewöhnlich 
verhängten  Strafen,  dass  es  sich  bei  der  Bestrafung  der  Abtreibung  um 
den  Schutz  der  Sittlichkeit  handle.  S.  122  heisst  es  bei  ihm:  „Dass 
das  Verbrechen  der  Abtreibung  eigentlich  in  die  Kategorie  der  Sittlich- 
keitsdelikte gehört  und  nicht  in  diejenige  das  Leben  gefährdender  Hand- 
lungen, entspricht  unserer  heutigen  Anschauung  des  künstlichen  Abortus, 
die  auch  in  der  regelmässig  milden  Verurteilung  der  Abtreibenden  klar 
zum  Ausdruck  kommt“. 

Schneikert  hat  S.  121  der  eben  wiedergegebenen  Stelle  das  fol- 
gende vorausgeschickt:  „Vielmehr  sind  es  Gründe  der  Moral,  der  Sitt- 
lichkeit im  engern  Sinne:  Der  Staat  kann  es  nicht  zulassen,  dass  sein 
Volk  der  vollständigen  Entsittlichung  anheimfalle,  und  so  muss  er  neben 
andern  die  öffentliche  Moral  schädigenden  Verbrechen  auch  die  Ab- 
treibung und  Tötung  der  Leibesfrucht  mit  Strafe  bedrohen“.  Warum 
die  Abtreibung  in  jedem  Falle  „unsittlich“  sein  und  das  Staatsvolk  der 
vollständigen  Entsittlichung  zuführen  soll,  darüber  schweigt  Schneickert. 

In  Verfolg  seiner  Ansicht  gibt  er  S.  123  folgende  Erläuterung: 
„Den  Fötus  als  fiktiven  Menschen  zu  schützen  hat  seinen  Nachteil. 
Man  kommt  mit  medizinischen  und  juristischen  Begriffen  zu  sehr  in 
Widerspruch.  Es  ist  daher  immer  noch  der  vernünftigste  Standpunkt, 
den  Fötus  als  mulieris  portio  vel  viscerum  zu  betrachten,  wie  die 
römischen  Rechtsgelehrten,  und  die  eine  Störung  oder  Unterbrechung 
der  Schwangerschaft  bezweckenden  Manipulationen  als  unsittliche  Hand- 
lung zu  bestrafen,  weil  in  der  Tat  durch  die  Übung  des  künstlichen 
Abortus  mehr  die  Un Sittlichkeit  eines  Volkes  gefördert  wird,  als  dass 
dadurch  Rechte  Dritter  verletzt  werden  könnten“. 

Und  doch  wird  — wie  auch  Schultzenstein  S.  406  mit  Recht  hervor- 
hebt, — „kaum  jemand  ernsthaft  behaupten  wollen,  bei  Straflosigkeit 
der  Abtreibung  würden  leichter  nichteheliche  Verbindungen  einge- 
gangen“ und  der  Gesetzgeber  müsse  und  könne  durch  Strafdrohungen 
gegen  die  Abtreibung  die  Häufigkeit  der  ausserehelichen  Kohabitationen 
verringern. 95) 

9j)  Ohne  derartigen  Reflexionen  für  eine  blosse  Rechtsfrage  Bedeutung  oinzu- 
riiumen,  möchte  ich  hier  auch  Kamilla  Jellinek  S.  86  zitieren,  „.  . . dass  die  Eie- 
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Ferner  scheint  mir  auch-die  Unterscheidung,  die  Schnei ckert  (S.  184) 
betreffs  ehelicher  und  unehelicher  Schwangerschaften  macht,  keine  starke 
Stütze  seiner  Anschauung  abzugeben. 

Auch  Ilrehorowicz  steht  — wenigstens  betreffs  unehelicher  Früchte 
— auf  dem  gleichen  Standpunkte  des  Schutzes  der  Sittlichkeit.  Nach  ihm 
S.  13  soll  die  Ansicht  von  der  Unsittlichkeit  der  Abtreibung  hauptsäch- 
lich in  der  Unsittlichkeit  des  ausserehelichen  fleischlichen  Umganges 
wurzeln. 

Ist  das  wahr,  so  müssten  wir  die  Abtreibung  eigentlich  als  eine  Äusse- 
rung der  Sittlichkeit  betrachten.  Umsomehr,  als  wir  zugeben  müssen,  dass 
der  Anblick  der  unehelich  Schwangeren  geeignet  ist,  vielfach  Aergernis  zu 
erregen.  Sollte  es  dann  nicht  lobenswert  sein,  dieses  stete  Ärgernis 
verschwinden  zu  machen?  Immerhin  will  mich  bediinken,  dass  die  Ab- 
treibung im  Interesse  der  Frucht  selbst  ganz  bedeutend  höher  zu  werten 
ist.  Klar  ist  gewiss,  dass  nicht  jede  Abtreibung  eine  moralische  Tat,  dass 
manche  sogar  das  gerade  Gegenteil  einer  solchen  ist.  Aber  viele  — 
selbst  eheliche  — Eltern  würden  eine  solche  Tat  aus  reinstem,  wahrstem 
Mitleid  und  Yerantwortlichkeitsgefühl  vornehmen,  wo  sie  ihnen  das  Wohl 
der  Frucht  zu  erfordern  scheint,  auch  wenn  ihnen  selbst  der  tiefste 
Seelenschmerz  daraus  erwüchse.  Solche  Menschen  und  ihre  Tat  „unsitt- 
lich“ zu  nennen,  vermag  wohl  nur  die  Voreingenommenheit. 

Doch  kehren  wir  zu  Ilrehoroivicz’  Ansicht  zurück.  Nach  ihr  wäre 
das  „hauptsächliche“  Motiv  für  die  Anschauung,  welche  die  Abtreibung 
wegen  ihrer  Unsittlichkeit  strafwürdig  findet,  bei  ehelichem  Beischlaf 
gar  nicht  gegeben  und  könnte  also  von  diesem  Standpunkte  aus 
die  Abtreibung  einer  ehelichen  Frucht  nicht  als  unsittlich  betrachtet 
werden.  Hingegen  würde  die  Unsittlichkeit  wieder  gegeben  sein,  wenn 
eine  Ehefrau  ihre  im  Ehebruch  empfangene  Leibesfrucht  abtreibt. 

Übrigens  gibt  Ilrehorowicz  selbst  ibidem  zu,  dass  unehelicher  Bei- 
schlaf „in  einer  edlen  Leidenschaft  seinen  Grund  haben“  kann,  und  ge- 
denkt auch  des  Falles  der  Notzucht,  bei  welchem  doch  gewiss  der 
Genotzüchteten  — wenigstens  soweit  vom  erzwungenen  Beischlaf  die 
Rede  ist  — nicht  der  Vorwurf  einer  Unsittlichkeit  gemacht  werden  kann. 

Doch  — von  wem  und  unter  welchen  Umständen  diese  „Unsittlich- 
keit“ erfolgte;  ob  die  betreffenden  Menschen  oder  ihre  Tat  uns  sympa- 

mente  ....  es  gerade  sind,  die  gerieben  genug  sind,  um  auch  heute  schon  den 
Paragraph  für  sich  unschädlich  zu  machen,  dass  es  dagegen  die  verhältnismässig  Un- 
schuldigen sind,  die  dieser  Strafbestimmung  zum  Opfer  fallen“. 


77 


thisch  sind  oder  nicht;  ob  eine  „gemeine  Hurerey“  im  Sinne  des  Art.  81 
der  „Theresiana  “ oder  nach  unsrer  heutigen  Auffassung  gegeben  ist; 
ob  ein  Sündenfall  mit  poetischen  Begleitumständen  96)  oder  ein  Unglück 
vorliegt97);  ob  der  Mann  ein  Wüstling  ist  oder  verführt  wurde;  ob 
das  Weib  eine  Heldin98)  oder  eine  Verworfene ")  ist;  das  alles  ändert 
an  der  Sache  für  das  Recht  nicht  das  geringste. 

Ganz  unsicher  in  Diktion  wie  Inhalt  ist  die  einschlägige  Ausführung 
Bloch' s S.  769:  „Dass  der  Staat  gegen  die  Fruchtabtreibung  als  eine 
unsittliche  und  widernatürliche  Handlung  einschreiten  muss,  ist  klar, 
und  vor  allem  durch  den  Umstand  begründet,  dass  der  absichtliche  Abort 
in  so  vielen  Fällen  Leben  und  Gesundheit  der  Frauen  gefährdet“. 
Über  die  Gefährdung  der  Frauen  ist  an  anderer  Stelle  dieses  Buches 
die  Rede.  Dass  dieselbe  mit  der  Behauptung  vom  Schutz  der  Sittlich- 
keit durch  die  Worte  „vor  allem“  in  eine  logische  Verbindung  zu  setzen 
gesucht  wird,  ändert  an  der  Unstichhaltigkeit  nichts.  Aus  der  des 
logischen  Zusammenhanges  entbehrenden  Verquickung  zweier  unzu- 
reichenden Begründungen  ergibt  sich  noch  keine  zureichende  Begründung. 

Noch  andere  Autoren  haben  die  Idee  vom  Schutz  der  Sittlichkeit 
verfochten.  Ein  weiteres  Eingehen  auf  ihre  Ausführungen  kann  ent- 
fallen. Mit  Recht  sagt  Schultzenstein  S.  407  darüber:  „Das,  was  für 
die  Unsittlichkeit  der  Abtreibung  bisher  angeführt  wurde,  ist  so  ober- 
flächlich, dass  es  nur  einer  Wiedergabe,  keiner  Widerlegung  bedarf,“ 
während  Hiller  S.  101  ff.  in  einer  Polemik  gegen  die  Theorie  von  der 
Sittlichkeit  und  nach  Darlegung  der  so  merkwürdig  divergierenden 
Ansichten  über  diese  angeblich  jedem  Menschen  vom  Schöpfer  tief  in 
die  Brust  gelegte  ewige  Wahrheit  mit  Recht  findet,  es  nehme  sich  bei 

96)  „Der  Würfel  fiel.  0 schnelle  Jugend, 

0 Schönheit,  Wein  und  Sommernacht! 

Der  Würfel  fiel,  es  fiel  die  Tugend...“ 

(„Der  neue  Tannhäuser“,  Berlin  1885.) 

9|)  »•••  ia  Alle  fecondee  la  veille  de  son  mariage  par  le  fiance,  mort  subitement 
d’une  angine  de  poitrine  quelques  heures  avant  la  ceremonie  matrimoniale“  (Klotz- 
Forest  S.  234,  nach  Darricarrere’ s Roman  „Le  droit  ;i  l’avortement“). 

98)  Denken  wir  an  jene  legendären  Mütter  (Zola),  die  sich  mit  blutendem  Herzen 
für  ihr  krankes  Kind  opfern,  oder  an  Hessen’ s (S.  32)  eigentümliche  Idee,  dass  ein 
Mädchen  sich  prostituiert,  „weil  der  bei  der  Fahne  stehende  Bruder  einen  Zuschuss 
braucht“. 

")  Eine  Spekulantin  etwa,  die  nach  erfolgter  Schwängerung  ihren  bessern  Vor- 
teil in  der  Abtreibung  erblickt  (vielleicht  weil  ihr  Konkumbent  einstweilen  Bankerott 
gemacht  hat). 
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dieser  Lage  der  Dinge  „doch  einigerraassen  erheiternd  aus,  wenn  manche 
Kriminalisten  eine  Handlung“  (sc.  die  Abtreibung)  „bestraft  wissen  wollen, 
weil  sie  «das  natürliche  Gefühl  verletzt»,  weil  sie  «an  sich  unsittlich» 
ist,  weil  sie  einer  «sittlichen  Zweckbestimmung  widerspricht»,  weil  ihre 
Unsittlichkeit  «gar  keines  Beweises  bedarf»“  (S.  104). 

In  späteren  Zeiten  jedenfalls,  wenn  die  Menschheit  in  wahrer  Moral 
und  Sittlichkeit  — und  daher  auch  in  Humanität  und  Gerechtigkeit  — 
vorgeschrittener  sein  wird,  wird  man  es  unbegreiflich  finden,  dass  man 
hilfsbedürftigen,  verzweifelnden  Menschen  die  Hilfe  unmöglich  zu  machen, 
sie  und  die  gewiss  unschuldige  Frucht  ihrer  Verbindung  dem  Elend 
preiszugeben  sich  nicht  gescheut  hat.  Und  man  wird  auf  unsere  heutige 
akrochronistische  „Sittlichkeit“  ebenso  mit  Staunen  herunterschauen,  wie 
wir  heute  auf  den  akrochronistischen  Wahn  der  Hexenverbrennungen. 


3.  Abschnitt. 

Die  Mutterliebe. 

§ 31. 

Auch  auf  die  Verletzung  der  Mutterliebe  durch  die  Schwangere 
wurde  die  Behauptung  der  Immoralität  der  Abtreibung  zu  stützen  ge- 
sucht. 

Dabei  ist  schon  einmal  übersehen,  dass  bei  dem  abtreibenden 
„Dritten“  die  Mutterliebe  — wenigstens  der  Frucht  gegenüber  — über- 
haupt nicht  in  Frage  kommen  kann.  Doch  auch  betreffs  der  Schwan- 
geren selbst  lässt  sich  die  Ansicht  nicht  aufrecht  halten. 

In  doppelter  Beziehung  unrecht  hat  Jungmann,  wenn  er  (S.  25) 
eine  Pflicht  der  Schwangeren  aus  den  Worten  ableiten  will:  „Aus  dem 
natürlichen  Verhältnis  zwischen  Mutter  und  Kind  folgt  für  die  Schwan- 
gere die  Rechtspflicht,  ihre  Frucht  vor  Schaden  zu  bewahren.“  — Die- 
selben Fehler  sind  geraume  Zeit  vor  ihm  bereits  Gmelin  unterlaufen, 
der  (S.  173)  darüber  schrieb,  „wie  die  Verwandtschaft  zwischen  Mutter 
und  Kind  das  Verbrechen  erschwert“. 

Zunächst  übersehen  Beide  völlig,  dass  ein  Embryo  in  den  ersten 
Entwicklungsstadien  kein  Kind  ist,  ebenso  wie  die  Schwangere  in  dieser 
Zeit  noch  nicht  „Mutter“  genannt  werden  kann. 
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Aber  sie  übersehen  noch  einen  anderen  wichtigen  Punkt.  Auch  die 
gewissenhafteste  Schwangere  empfindet  in  den  ersten  Zeiten  ihrer 
Schwangerschaft  nichts  für  das  sich  entwickelnde  Wesen.  Schon  Jenull 
S.  136  hebt  mit  Recht  hervor,  dass  „auch  die  instinktartigen  Neigungen, 
durch  welche  die  Natur  eine  Mutter  an  ihren  Geborenen  fesselt,  gegen 
den  verborgenen  Ungeborenen  entweder  noch  gar  nicht,  oder  nur  schwach 
ihre  Wirksamkeit  äussern“. 

Selbst  „die  besten  Mütter,  die  für  eine  zahlreiche  Familie  sorgen, 
tragen  in  solchen  Fällen  selten  Skrupel“,  in  der  ersten  Zeit  nach  der 
Empfängnis  die  Wiederherstellung  der  menses  zu  versuchen  und  selbst 
vom  Arzt  zu  verlangen  (v.  Holtzendorff  S.  456). 

Woher  sollte  auch  die  Liebe  kommen?  „Das  Kind  im  Mutterleibe 
kann  nicht  Zärtlichkeitsobjekt100)  sein.  Es  eignet  sich  nicht  einmal  zum 
Fetisch.  Die  Mutter  weiss  gar  nicht,  wie  es  aussieht,  und  selbst  wenn 
sie  gelehrt  ist,  wird  sie  niemals  mit  Liebesgefühlen  an  den  Embryo 
mit  den  Augenblasen,  den  Kiemenbögen  und  Allantois,  sondern  an  ein 
herziges  Kindlein  mit  weissem  Häubchen  und  himmelblauen  Maschen 
denken,  das  ausser  in  ihrer  Einbildung  noch  nirgendwo  existiert“ 
( Wittels  S.  5). 

Diese  ganz  klaren  und  nicht  mehr  als  selbstverständlichen  Momente 
hindern  aber  nicht  die  mannigfachsten  Hyperbeln;  z.  B.  die  von  Gutt- 
zeit  S.  24,  dass  ohne  „Verrohung  und  Entweiblichung“  „Abtreibung  der 
eigenen  Leibesfrucht  beim  Weibe  kaum  denkbar  sei“. 

Selbst  während  des  Geburtsaktes  kann,  wie  Berner  S.  521  richtig 
hervorhebt,  die  Mutterliebe  noch  nicht  vorhanden  sein,  wie  für  ein  be- 
reits geborenes  Kind. 

Gehen  wir  noch  weiter.  Das  Kind  möge  bereits  geboren  sein. 
Selbst  dann  ist  die  Mutterliebe  noch  nicht  auf  einen  Schlag  da,  sie 
erwacht  „erfahrungsgemäss  nicht  sofort  mit  der  Geburt,  sondern  erst  mit 
der  dauernden  Fürsorge  für  das  Kind“  ( v . Liszt , Tötungsdelikte  S.  112). 

Aber  die  Verfechter  der  unmöglich  noch  vorhandenen  „Mutterliebe“ 
gehen  auch  noch  weiter.  Sie  möchten  nicht  nur,  dass  die  Schwangere 
Ehre,  Lebensglück,  Zukunft  diesem  Schemen  opfert.  Nein,  sie  möchten, 
dass  sie  ihr  Leben  dafür  einsetzt  und  sogar  bewusst  opfert,  um  dieses 
konventionell  heiss  zu  liebende  Wesen  — gegebenenfalls  zu  ihrem  Ruin  — 
zur  Welt  zu  bringen. 


10°)  Sogar  dies  wurde  von  den  üblichen  Übertreibungen  behauptet.  Siehe 
Servin  S.  177,  dass  es  „ihr  Kind  war,  an  das  sie  die  lebhafteste  Zärtlichkeit  band“. 


80 


Ich  muss  diesbezüglich  hier  schon  einem  Thema,  das  ich  mir  für 
spätere  Ausführungen  Vorbehalte  — Perforation  und  Kaiserschnitt  — 
vorgreifen. 

Eine  Reihe  von  Autoren  verlangt  nämlich  nichts  weniger,  als  dass 
die  Schwangere,  wenn  ihre  Frucht  nur  durch  Perforation  oder  Kaiser- 
schnitt zur  Welt  gebracht  werden  kann,  sich  dem  letzteren  unterziehe, 
ja,  zu  dieser  Unterwerfung  gezwungen  werden  könne.  Ein  Teil  dieser 
angeblichen  Moralisten  und  Humanisten  beruft  sich  dabei  auf  — die 
Mutterliebe  der  Schwangeren  zu  ihrer  Frucht. 

Es  würde  zu  weit  führen  und  auch  zwecklos  ermüden,  alle  die 
Wendungen  wiederzugeben,  die  in  dieser  Hinsicht  bereits  veröffentlicht 
wurden.  Nur  einige  Proben  seien  hier  angeführt. 

So  findet  Düntzer  S.  42,  dass  die  den  Kaiserschnitt  ablehnende 
Schwangere  „das  zarte  Band  der  Mutterliebe  frech  zerreisst  und  allen 
edlen  Gefühlen  Hohn  spricht“.  Wir  brauchen  uns  dabei  gewiss  nicht 
ausserordentliche  Fälle  vorzustellen,  wie  z.  B.  den,  dass  sich  die  Schwan- 
gere ihren  schon  geborenen  Kleinen,  die  — vielleicht  obendrein  nach 
dem  Tode  des  Vaters  — ihrer  dringend  bedürfen,  aus  wirklicher,  richtig 
verstandener  Mutterliebe  erhalten  will.  Es  genügt  sogar  die  Vorstellung 
einer  ausserehelichen  Erstschwangerschaft,  um  die  ganze  Hohlheit  des 
Düntzer' sehen  Pathos  zu  empfinden.  Wie  sonderbar  klingen  doch 
Phrasen  über  „Zartheit“  in  so  brutaler  Umgebung! 

Schaffrath  (laut  Sippel  S.  61)  hält  die  Erduldung  der  Gefahr  des 
Kaiserschnittes  „für  die  Pflicht  der  Mutter;  legt  diese  so  wenig  mensch- 
liches Fühlen  an  den  Tag,  dass  sie,  jedwede  Mutterliebe  wegwerfend 
und  die  Mahnungen  der  Pietät  und  Religion  nicht  achtend,  ihr  Kind 
dem  Untergange  weihen  will“,  usw. 

Königsfeld  (laut  Sippel  S.  69)  will  dem  Geburtshelfer  zur  Pflicht 
machen,  dass  er  die  Kreissende  zur  Duldung  des  Kaiserschnittes  über- 
rede, wobei  er  „die  Mithülfe  der  Religion  und  die  grelle  Schilderung 
des  Straffälligen  ihrer  Weigerung  in  Anspruch  nehmen  darf“  ; dadurch 

werde  „das  fühlende  Mutterherz  sich  gewiss  zum  Kaiserschnitte 

bestimmen  lassen“. 

Will  aber  „das  fühlende  Mutterherz“  das  nicht  und  zieht  es  die 
Perforation  des  Kindes  im  Uterus  vor,  so  ist  das  nach  Ansicht  CapeU- 
mann's  (laut  Sippel  S.  87)  ein  „ungerechtes,  verbrecherisches  Verlangen“, 
dem  der  Arzt  nicht  willfahren  darf. 

Diese  Proben  mögen  an  dieser  Stelle  genügen. 
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§ 32. 

Doch  selbst  von  solchen  Übertreibungen  abgesehen  ist  es  nicht 
recht  verständlich,  weshalb  es  grössere  Mutterliebe  zeigen  soll,  ein  noch 
schlummerndes  und  fühlloses  Wesen  zu  einem  bittern  und  vielleicht 
fruchtlosen  Kampf  mit  dem  Dasein  erwachen  zu  lassen,  als  ihm  den- 
selben zu  ersparen. 

Muss  nicht  jeder  fühlende  Mensch  in  solchem  Falle  an  die  ver- 
zweifelte Mutter  in  Anderserie,  Märchen  denken,  deren  wundem  Herzen 
sich  im  Gedanken  an  das  ihrem  Kinde  vielleicht  bevorstehende  Elend, 
nachdem  sie  alles  für  dessen  Wiedererlangung  geopfert  hat,  die  Bitte 
an  den  Tod  entringt:  „Befreie  das  unschuldige  Kind!  Erlöse  mein 
Kind  von  allem  Elend!  Trag’  es  lieber  fort!  Trag’  es  in  Gottes 
Reich ! Vergiss  meine  Tränen,  vergiss  mein  Flehen  und  alles,  was  ich 
getan  habe!“  Wer  möchte  nicht  mit  ihr  fühlen,  nicht  ihr  zustimmen, 
sie  gar  für  „unmoralisch“  oder  „unnatürlich“  halten?  Trotzdem  es  sich 
um  ein  bereits  geborenes  Kind  handelt? 

Hingegen  müsste  wahre  „Mutterliebe  vor  der  Geburt“  darauf  ach- 
ten, dass  die  Schwangere  das  Kind,  das  sie  lebend  zur  Welt  bringen  will, 
nicht  durch  unvernünftige  Lebensweise  an  seiner  Gesundheit  schädige, 
wie  ich  bereits  oben  S.  29/30  ausgeführt  habe.  — 

Der  keineswegs  stichhaltigen  Berufung  auf  die  Mutterliebe  Hesse 
sich  vielleicht  die  Behauptung  schuldiger  Rücksicht  der  Frucht  auf  die 
Schwangere  aus  kindlicher  Dankbarkeit  als  gleichwertig  entgegenstellen, 
wobei  erwogen  werden  könnte,  wie  gross  erst  die  Dankbarkeit  der 
Frucht  in  vielen  Fällen  dafür  sein  müsste,  dass  die  „Mutter“  ihr  das 
Leben  erspart. 

Ich  betrachte  solche  Erwägungen  keineswegs  als  unmöglich.  In 
beiden  Richtungen  ist  schon  zu  viel  Staunenswertes  geleistet  worden. 
So  entnehme  ich  den  Abhandlungen  über  das  Recht  zur  ärzthch  indi- 
zierten Perforation  des  lebenden  Kindes  folgende  Proben: 

Friedrich  Weiss  in  einer  Dissertation  vom  Jahre  1831  (laut  Sippel 
S.  164):  „Der  foetus  ist  ein  aggressor  iniustus,  denn  er  richtet  den 
Bau  seines  Kopfes  nicht  so  ein,  dass  dieser  ungehindert  durch  das 
mütterliche  Becken  hindurchgehen  kann ; darum  ist  Tötung  des  foetus 
die  gerechte  Strafe  für  seine  Widerspenstigkeit“. 

v.  Zeiller  stellt  (S.  213 — 215)  die  Behauptung  eines  Notwehrrechtes 
der  Schwangeren  gegen  die  Frucht  auf  und  vertritt  sie  mit  vollem 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung.  ß 
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Ernst  gegen  alle  möglichen  Einwürfe,  darunter  auch  gegen  den,  dass 
die  Schwangere  den  „Angriff“  seitens  des  Fötus  durch  den  Beischlaf 
selbst  verschuldet  habe. 

Hingegen  findet  Schaffrath  (laut  Sippel  S.  170):  „Eher  noch  als 
das  Kind  sei  die  Mutter  als  aggressor  anzuklagen,  da  sie  dem  den 
natürlichen  Weg  verfolgenden  Kinde  ein  Hindernis  in  den  Weg  lege“. 

Gleiche  Logik  finden  wir  bei  Düntzer  S.  19,  welcher  meint,  dass 
„das  Hindernis  des  Geboren  Werdens  doch  fast  durchgängig  auf  Seiten 
der  Mutter,  nämlich  in  der  fehlerhaften  Gestaltung  ihres  Beckens,  liegt, 
welche  als  feindliches  Hindernis  dem  natürlichen  Hergange  entgegen- 
steht“. 

Und  neuerlich  kommt  mir  folgende  — übrigens  auf  die  kriminelle 
Abtreibung  bezügliche  — Bemerkung  Guttzeit' s S.  88  vor  Augen : „Ich 
habe  andrerseits  von  manchem  Falle  gehört,  wo  trotz,  mitunter  vielleicht 
aber  auch  gerade  wegen  solcher  mühsamen  Anstrengungen , den  Segen 
der  Natur  von  sich  zu  weisen,  die  Betreffende  ein  Kind  zur  Welt 
brachte,  welches  kräftig  gedieh,  wie  um  die  Mutter  die  Torheit  oder 
das  Unrecht  ihrer  einstigen  Absicht  deutlich  empfinden  zu  lassen“.  . . . 


Anhang. 


I. 

Der  Zweck  der  Ehe. 

§ 33. 

Es  wäre  sehr  zu  verwundern,  wenn  in  einer  so  unklaren  Materie,  in 
welcher  man  nicht  einmal  darüber  einig  ist,  wer  denn  eigentlich  der  zu 
rächende  Beschädigte  sei,  nicht  mit  den  Versuchen  zur  Erklärung  der  Straf- 
barkeit die  entgegengesetztesten  Pole  erreicht  worden  wären. 

Wie  wir  oben  — S.  76  — gesehen  haben,  bezeichnet  Hrehorowicz  die 
üblichen  Anschauungen  über  die  Unsittlichkeit  des  ausserehelichen  geschlecht- 
lichen Verkehrs  als  die  Grundlage  der  Ansichten  über  die  Strafbarkeit  der 
Abtreibung.  Es  konnte  nicht  fehlen,  dass  auch  die  schnurgerade  entgegen- 
gesetzte Sachlage  als  der  wahre  Grund  der  Strafbarkeit  „erkannt“  wurde. 
Wie  ich  ebenfalls  bereits  — S.  46  — konstatierte,  behauptet  Hrehorowicz 
ein  Recht  des  Staates  auf  Austragung  und  Lieferung  aller  in  der  Ehe  er- 
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zeugten  Kinder  und  findet,  dadurch  werde  „die  Heiligkeit  der  Ehe“  gewahrt. 
An  der  gleichen  Stelle  (S.  9)  meint  er  auch:  „Wäre  es  den  Eltern  erlaubt, 
den  naturgemässen  Folgen  der  ehelicheu  Verbindung  auszuweichen,  so  würde 
die  Ehe  den  höchsten  ihrer  Zwecke  verfehlen,  ihren  sittlichen  Gehalt  und 
ihre  Würde  verlieren...  Die  Richtung  der  Absicht  auf  Beeinträchtigung  der 
Rechte  des  Vaters  oder  eines  Dritten  kann  also  nur  erschwerend  ins  Gewicht 
fallen“. 

Schultzenstein  (S.  406  und  Beseitigung  S.  310  wörtlich  gleich)  findet  damit 
die  Abtreibung  als  ein  „Verbrechen  gegen  die  Ehe“  erklärt,  welchem  Gedanken 
er  übrigens  nicht  zustimmt. 

Für  das  römische  Recht  vertritt  Horch  S.  10  folgende  Ansicht:  „Was  den 
prinzipiellen  Standpunkt  des  römischen  Rechtes  anbelangt,  so  wurde  das  Ver- 
brechen, wie  bereits  erwähnt,  lediglich  als  ein  Verstoss  gegen  den  Zweck  der 
Ehe,  insofeme  sie  liberorum  procreandorum  causa  eingegangen  wurde,  an- 
gesehen“. Doch  dies  ist  gewiss  unrichtig;  vielmehr  wurde,  wie  aus  den  Aus- 
führungen unten  S.  122  ersichtlich  ist,  nur  das  Recht  des  Ehemannes  durch 
die  Strafdrohungen  geschützt.  — 

Ich  halte  eine  solche  Anschauung  für  unhaltbar.  Wol  niemandem  ist  es 
ja  auch  noch  eingefallen,  zu  behaupten,  dass  die  — in  den  kirchlichen  Buss- 
ordnungen sogar  mehrfach  anbefohlene  — Enthaltung  vom  Beischlaf  oder  die 
selbst  kirchenrechtlich  gestattete  Gelohung  der  Keuschheit  von  Ehegatten  der 
Ehe  „sittlichen  Gehalt  und  Würde“  nähme.  Auch  wurde  die  Anwendung  anti- 
konzeptioneller Mittel  noch  nicht  als  Verbrechen  gegen  den  „Zweck  der  Ehe“ 
erklärt.  Endlich  — last  not  least  — erklärt  sich  danach  in  keiner  Weise  die 
Bestrafung  der  Abtreibung  seitens  der  unehelich  Schwangeren.  Oder  sollten 
für  die  Bestrafung  bei  ehelicher  und  unehelicher  Schwangerschaft  verschiedene, 
u.  z.  einander  entgegengesetzte,  Gründe  vorhegen? 

Ueber  den  angeblich  einzigen  oder  doch  „höchsten“  Zweck  der  Ehe 
möchten  übrigens  wohl  einige  Worte  am  Platz  sein. 

Nicht  erst  der  neuen  Zeit  waren  Ansichten  wie  die  Hrehorowicz’  Vor- 
behalten. Sie  reichen  weit  zurück  und  versteigen  sich  manchmal  zu  kaum 
verständlichen  Behauptungen. 

Schwer  begreiflich  erscheint  z.  B.  die  Anschauung  Augustinus’ 101)  und 
Gratian’s , welch’  letzterer  unter  Berufung  auf  ersteren  die  Sätze  aufstellt: 
„Conjuges  sunt,  qui  causa  solius  incontinentiae  sibimet  invicem  copulantur“ 
und  „non  filiorum  procreandorum,  sed  pro  incontinentia,  solius  concubitus  causa 
copulantur“  (cap.  6);  andrerseits:  „Fomicarii  sunt,  non  conjuges,  qui  sterili- 
tatis  venena  procurant“,  und  „si  autem  non  ambo  sunt  tales,  audeo  dicere, 
aut  illa  est  quodammodo  meretrix  mariti,  aut  ille  adulter  uxoris“  (cap.  7). 

10‘)  De  bono  conjugali,  c.  5,  bezw.  de  nuptüs  et  concupiscentia,  lib.  I,  c.  15;  zitiert 
nach  Decretum  Gratiani,  pars  H,  causa  XXXII,  quaest.  2,  cap.  6 und  7. 
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Diejenigen  also,  die  aus  wirklich  idealer  Liebe,  aus  wirklich  ethischen 
Motiven  geheiratet  haben  und  sich  zwar  aus  gesundheitlichen  Rücksichten  des 
Beischlafs  nicht  ganz  enthalten  können,  aus  irgend  welchen  Gründen  aber  — 
es  können  die  edelsten  sein  — Nachkommenschaft  nicht  wünschen,  sind  for- 
nicarii.  Jene  hingegen,  dio  aus  blosser  Sinnlichkeit  und  lediglich  concubitus 
causa  die  Ehe  eingegangen  haben ; die,  wie  das  Ehepaar  in  Tolstoj’s  „Kreuzer- 
sonate“, hei  Tag  streiten  und  hei  Nacht  der  „Liebe“  (!)  pflegen;  die  sinnlos 
Kinder  in  die  Welt  setzen  ohne  jede  verständige  Erwägung  darüber,  ob  sie 
diesen  Geschöpfen  auch  das  tägliche  Brot  werden  geben  können;  sind  ehrbare 
conjuges. 

Warum  eine  solche  oder  eine  zur  Erzielung  eines  Fideikommiss-Erben 
oder  Geschäftsgehilfen  geschlossene  Ehe  „den  höchsten  ihrer  Zwecke“  er- 
füllen, eine  auf  ein  innig  freundschaftliches  Zusammenleben  „in  Freud’  und 
Leid,  in  Lust  und  Pein“  gestellte  Ehe  denselben  hingegen  verfehlen  sollte, 
muss  uns  wohl  noch  erklärt  werden.  Oder  sollten  wirklich  „Tisch  und  Bett“ 
die  höchsten  Gipfel  des  Idealismus  darstellcn  ? 10s!) 

Und  wenn  z.  B.  das  preussische  Landrecht  (II.  Teil,  Titel  1,  § 1)  ver- 
kündet: „Der  Hauptzweck  der  Ehe  ist  die  Erzeugung  und  Erziehung  der 
Kinder“,  so  wird  man  daraus  gewiss  nicht  auf  den  Tiefstand  der  Empfindungen 
Jener  schliessen  können,  die  unter  Umgehung  des  preussischen  Landrechtes 
den  Hauptzweck  der  Ehe  in  gegenseitiger  liebevoller  Stützung  erblicken  und 
den  vorschriftsmässigen  Geschmack  am  „Kindersegen“  nicht  teilen.  Yom 
rechtlichen  Standpunkte  aus  aber  ist  völlig  Diintzer  beizupflichten,  welcher 
(S.  24)  konstatiert,  dass  „die  Erzeugung  von  Kindern  kein  integrierender  Teil 
derselben“  (=  der  Ehe)  „ist:  Denn  wäre  sie  dies,  so  müsste  jede  kinderlose 
Ehe  als  zwecklos  und  den  Staatsgrundsätzen  widersprechend  aufgehoben 
werden.“ 

§ 34. 

Wenn  Bruno  Meyer  S.  417  glaubt,  „mit  dem  Gefühle  nicht  allein  zu 
stehen,  dass  Kinderlosigkeit  einer  Ehe  für  beide  Ehegatten  eine  schwere  Ent- 
täuschung bedeutet“,  so  kann  man  diesem  subjektiven  Gefühle  als  solchem 
nicht  widersprechen,  und  gewiss  trifft  es  auf  viele  Ehepaare  wirklich  zu. 
Wenn  aber  so  mancher  Autor  den  Gedanken  durchblicken  lässt  oder  seihst 
offen  ausspricht,  jeder  oder  doch  jeder  verheiratete  Mensch  müsse  am 
„Elternglück“  das  konventionell  vorgeschriebene  Gefallen  oder  gar  ein  voll- 
wertiges Aequivalent  für  Lebensglück  und  Ehre  finden,  jedes  Weih  müsse 

102)  Kant  soll  die  Ehe  als  den  „Vertrag  auf  die  ausschliessliche  Benützung  der 
gegenseitigen  Geschlechtsteüe“  definiert  haben....  Schneickert  (S.  132)  sucht  in  der 
Ehe  eine  Kinderproduktionsquolle  für  den  Staat  oder  (S.  135)  eine  Erleichterung  der 
Unzucht.  Bezeichnend  erscheint  mir  auch  für  die  Gesetzgebung  die  bekannte  Wen- 
dung „Scheidung  einer  Ehe  von  Tisch  und  Bett“. 
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eine  Schwangerschaft  als  „Segen  der  Natur“  betrachten,  widrigens  sie  Alle 
unnatürliche  Barbaren  oder  doch  unehrenhafte  Menschen,  zumindest  Toren 
seien,  so  zeigt  dies  kaum  anderes  als  die  Unfähigkeit,  über  den  eigenen 
Horizont  hinauszusehen.  Wo  läge  denn  auch  der  allgemein  gütige  Grund 
dafür?  Wir  leben  doch  nicht  mehr  in  jenen  fernen  Zeiten,  in  denen  das  Wohl 
des  Menschen  yon  der  Stärke  seiner  gens  abhing,  oder  gar  in  jenen,  von 
denen  Jellinek  (S.  43)  sagt:  „Weil  (nämlich)  Familienmitglieder  den  Manen 
der  verstorbenen  Ahnen  das  Mahl  reichen  mussten,  erschien  den  arischen 
Völkern  Kinderlosigkeit  als  das  grösste  Übel“  103).  Zudem  ist  es  für  jeder- 
mann Sache  des  eigenen  Geschmacks,  ob  er  sich  die  Mahlzeit  nach  dem 
Tode  durch  Einschränkungen  vor  diesem  ermöglichen  will. 

Doch  um  im  Ernst  zu  sprechen:  Was  dem  Mülionär  oder  Kinderfreunde 
ein  „süsses  Geheimnis“  ist,  mag  Anderen  — auch  von  Nahrungssorgen  104)  ab- 
gesehen — einen  schweren  Schlag  bedeuten.  Und  wenn  eine  ledige  oder  auch 
verheiratete  Frau  „das  heiss  ersehnte  Glück,  Mutter  zu  werden“  ( Dolder , laut 
Sippel  S.  122)  nicht  nur  nicht  heiss  ersehnt  sondern  als  Unglück  betrachtet, 
so  ist  sie  wegen  dieser  Geschmacksrichtung  weder  unklug  noch  pervers.  De 
gustibus  non  est  disputandum,  und  eine  aus  wahrer,  tiefer  Zuneigung  unter 
Verzicht  auf  die  „Elternfreuden“  geschlossene  Ehe  kann  „normalen“  Ehen  in 
vielen  Fällen  als  überragendes  Vorbüd  erscheinen,  selbst  wenn  den  beiden 
Eheteilen  jedes  Verständnis  dafür  fehlen  sollte,  weshalb  die  Elternschaft  ein 
Grund  zu  „Stolz“  sein  soll.  Ja,  vielleicht  meinen  solche  Menschen,  denen  ihre 


103)  Ich  bin  der  Überzeugung,  dass  viele  heutzutage  allgemeine  Ansichten  und 
Gepflogenheiten,  für  die  in  der  Gegenwart  absolut  keine  Begründung  zu  finden  ist, 
auf  unbewussten  atavistischen  Ideen  aus  weit  zurückliegender  Vorzeit  beruhen.  — 
Vergl.  auch  Zend-Avesta,  „Der  Parsen  bürgerliche  und  gottesdienstliche  Gebräuche“, 
VH : „Die  dritte  Ehe  wird  mit  Sater  zan  vollzogen.  Hier  gibt  man  für  eine  Summe 
Geldes  einem  verstorbenen  Jünglinge  von  15  oder  mehreren  Jahren,  der  unverheiratet 
geblieben  ist,  ein  Mädgen  zur  Frau,  die  von  der  Zeit  an  auch  dafür  gehalten  wird. 
Denn  durch  die  Sinder  gelangt  man  in  den  Simmel ; und  ihre  guten  Werke  sind 
die  Verdienste,  welche  die  Eltern  über  die  Brücke  Tschinevad  lassen:  Daher  ists  ein 
Unglück,  ehelos  zu  Sterben,  und  diesem  wollen  die  Parsen  durch  eine  solche  Ehe 
aufhelfen.  Die  Frau  aber  verbindet  sich  wirklich  mit  einem  andern  Manne  in  Jog  zan, 
und  wenn  ihr  Kind  fünfzehnjährig  ist,  in  Schah  zan“  ( Kleulcer , HI,  S.  230).  Dazu 
ebenda  sub  VI:  „Schlägt  sie“  (d.  i.  ein  Mädchen,  das  „das  Alter“  hat)  „die  Ehe 
(aber)  aus,  und  bleibt  in  diesem  Vorsatze  bis  ins  18.  Jahr  Jungfrau  — welcherlei 
gute  Werke  sie  sonst  getan  haben  mag  — sie  muss  bis  zur  Auferstehung  in  der 
Hölle  ausdauern“  ( Kleuker , Hl,  S.  227). 

*'M)  rEin  Assistent  der  Berliner  Frauenklinik  erlebte  einen  Fall,  in  welchem  der 
Ehemann,  während  polyklinische  Hülfe  die  Schar  seiner  Kinder  wieder  einmal  um 
eines  zu  vermehren  bemüht  war,  sich  an  der  Türklinke  erhängte.  Da  merkt  man, 
was  der  sogenannte  Kindersegen  in  Wahrheit  bedeutet“  (Bokelmann,  laut  Ferdy  S.  17). 


86 


Mittel  eine  wirklich  gründliche  Fürsorge  für  Kinder  nicht  gestatten,  eher  noch 
einen  Grund  zu  Stolz  haben,  wenn  sie  die,  für  die  sie  nicht  sorgen  können, 
auch  nicht  den  Wechselfällen  des  Lebens  aussetzen.  Und  ähnlich  möchte  es 
solchen  Menschen  ergehen,  die  einen  in  Generationen  ihrer  Familie  fort- 
vererbten Fehler  nicht  wieder  einem  Nachkommen  vererben  wollen. 

Die  „Furcht  vor  der  kommenden  Generation“  ( Naumann  S.  16)  braucht 
dabei  absolut  nicht  die  Triebfeder  zu  sein ; aber  selbst  wenn  sie  es  ist,  so  hegt 
darin  nichts  Verwerfliches.  Jedenfalls  habe  ich  trotz  redlichsten  Strebens 
nicht  finden  können,  dass  Naumann’ s Worte  (S.  16):  „Es  fehlt  die  Freiheit 
des  Willens,  die  zum  Tode  spricht:  Nimm  weg,  wir  schaffen  wieder“  einen 
ernst  zu  nehmenden  Vorwurf  enthalten.  Auch  möchte  sich  eher  annehmen 
lassen,  dass  gerade  die  Ansicht,  die  in  dem  dem  Tode  entgegengerufenen  „Nimm 
weg,  wir  schaffen  wieder“  das  Erstrebenswerte  findet,  die  Fruchtabtreibung 
am  leichtesten  rechtfertigen  müsste. 

Als  einen  Vorwurf  habe  ich  es  auch  hervorgehoben  gefunden,  wenn  Ehe- 
gatten „nur  die  Vorteile  der  Ehe  gemessen,  nicht  aber  auch  ihre  Nachteile 
in  Kauf  nehmen“  wollen  105).  Die  Bemerkung  ist  in  doppelter  Richtung  sonder- 
bar. Einmal  ■wird  das  „Elternglück“  als  Nachteil  bewertet,  dann  aber  ver- 
gessen jene  Moralisten  auch  darauf,  dass  ein  grosser  Teil  der  anerkannten  Ein- 
richtungen unseres  Wirtschaftslebens  auf  dem  von  ihnen  getadelten  Prinzipe 
aufgebaut  ist. 

II. 

Der  „Hochmut“. 

§ 35. 

Man  sollte  meinen,  dass  in  den  vorstehenden  Ausführungen  sämtliche 
Faktoren  genannt  sind,  gegen  welche  durch  die  Abtreibung  einer  Leibes- 
frucht delinquiert  werden  kann,  woraus  sich  dann  die  dem  jeweilig  als  be- 
schädigt anzunehmenden  Faktor  entsprechende  Art  der  Verfehlung  von  selbst 
ergibt. 

Und  doch  haben  wir  noch  nicht  alle  möglichen  Kombinationen  er- 
schöpft, auf  die  der  menschliche  Geist  in  seiner  Verlegenheit  verfiel,  ein 
Verbrechen  systematisch  einzureihen,  durch  das  in  so  vielen  Fällen  niemandes 
Recht  verletzt  wird. 

105)  Daran  anklingend  Kleinwächter  8.205:  „Frauen  der  sogenannten  bessern 
Stände,  welche,  moralisch  tiefstehend,  nur  die  sexuellen  Freuden  der  Ehe  gemessen, 
nicht  aber  die  Pflichten  des  Weibes  erfüllen  wollen“.  Will  Kleinwächter  den  „moralischen 
Tiefstand“  auch  auf  Frauen  beziehen,  die  in  dom  gerügten  Punkte  mit  ihren  Männern 
Eines  Sinnes  sind?  Und  wie  verhält  er  sich  zu  jenen,  die  durch  Ehelosigkeit  die 
Pflichten  des  Weibes  nicht  erfüllen  wollen  ? 
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In  „ Granaa  finde  ich  S.  546—550  einen  Abschnitt  mit  der  Überschrift: 
„De  Superbia.  Yom  Hochmutli“. 

In  diesem  Abschnitte  führt  der  Verfasser  das  unbefugte  Schädigen  von 
Wäldern  usw.,  das  unbefugte  Versetzen  von  Grenzsteinen,  Hilfeleistung  zur 
Entweichung  von  Gefangenen  und  verschiedenes  andere  an,  darunter . Q.  IV, 
§ 3:  „Item,  die  ihre  eigene  Frucht  abtreiben.“ 

Zu  bemerken  ist,  dass  selbstverständlich  das  Wort  „Hochmut“  an  jener 
Stelle  nicht  im  heutigen  Sinne  gebraucht  ist,  sondern  etwa  unserem  Begriffe 
„Frevel“  entspricht. 

VIII.  Kapitel. 

Versuch  der  Gewinnung  eines  Stand- 
punktes. 

§ 36. 

Wer  meinen  Ausführungen  ohne  Tendenz  und  Unterschiebung  ge- 
folgt ist,  weiss,  dass  ich  nicht  jede  Abtreibung  für  berechtigt  erklären 
will,  sondern  nur  die  Abtreibung  bis  zu  einem  gewissen  Zeitpunkte  der 
Schwangerschaft,  und  auch  dann  nur  unbeschadet  in  Betracht  kommender 
Hechte.  Ich  habe  also  auch  nur  den  Grund  der  Strafwürdigkeit  für  die 
danach  übrigbleibenden  Fälle  von  Abtreibung  darzulegen. 

Weshalb  die  Verletzung  des  Rechtes  der  Schwangeren  selbst  oder 
ihres  Gatten  auf  die  heranreifende  Frucht  Strafe  verdient,  ergibt  sich 
schon  aus  dem  Worte  „Rechtsverletzung“,  so  dass  weitere  Ausführungen 
darüber  entfallen  können. 

Darum  soll  hier  der  Grund  für  die  Strafwürdigkeit  gesucht  werden, 
die  dadurch  gegeben  erscheint,  dass  die  Abtreibung  — wenn  auch  ohne 
Verletzung  des  Rechtes  eines  Menschen  — nach  jenem  Zeitpunkte  der 
Schwangerschaft  bewirkt  (oder  versucht)  wurde. 

Dabei  müssen  wir  zwei  Fälle  unterscheiden. 

1.  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne,  d.  i.  die  Bewirkung  einer 
Frühgeburt,  wobei  das  Kind  am  Lehen  bleibt; 

2.  die  Tötung  der  Frucht. 

Der  erstere  Fall,  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne,  wird  von  einer 
sehr  bedeutenden  Zahl  von  Autoren  und  Gesetzen  für  straflos  erklärt. 


88 


Meiner  Ansicht  nach  mit  Unrecht.  Die  Frage  wird  in  den  §§  65  ff. 
eingehende  Erörterung  finden. 

Warum  aber  soll  die  Tötung  durch  Abtreibung  strafbar  sein? 

Der  einzige  stichhaltige  Grund  ist  meines  Erachtens  in  der  Hintan- 
setzung jener  Rücksicht  zu  suchen,  welche  dem  menschlichen  Leben 
im  allgemeinen  und  um  seiner  selbst  willen  gebührt.  106)  Die  Wahrung 
dieser  Rücksicht  ist  ein  ideelles  Interesse  der  Bevölkerung,  das  gewiss 
Schutz  verdient,  da  ihre  Missachtung  zu  den  unhaltbarsten  Konsequenzen 
ühren  wüi 

Freilich  ist  es  bekannt,  dass  dieser  „eerbied“  oft  staatlich erseits 
nur  soweit  reicht  als  die  Utilität,  und  bezeichnend  ist  es,  dass  gerade 
bei  der  Beratung  des  niederländischen  St.- G.-B.  der  Justizminister  zur 
Rechtfertigung  der  Straflosigkeit  der  Teilnahme  am  versuchten  Selbst- 
mord erklärte,  „dass  an  dem  Yersuch  des  Selbstmordes  immer  etwas 
Lächerliches  klebe“.  107). 

Doch,  diese  Ehrerbietung  ist  nicht  etwas,  das  wir  vor  dem  Schemen 
eines  allgemeinen  Begriffes  fühlen ; sie  ist  mit  der  menschlichen  Form 
menschlichen  Materials  untrennbar  verbunden.  Jeder  normal  fühlende 
Kulturmensch  hat  diese  Ehrerbietung  noch  vor  der  menschlichen  Leiche, 
ja,  in  entsprechend  abgeschwächter  Intensität  selbst  noch  vor  dem 
Knochengerüste  dieser.  Andrerseits  hat  der  normale  Mensch  auch  vor 
dem  „menschlichen  Leben“,  das  noch  gewiss  nicht  die  menschliche 
Form  angenommen  hat,  diese  Ehrerbietung  nicht,  so  wenig  als  der  ernst 
zu  nehmende  Tierfreund  — die  „frömmelnden  Narren  ihres  Yolkes“, 
wie  Brehm  sich  in  seinem  „Tierleben“  gelegentlich  (YTI.  Bd.  S.  404) 
über  die  extremsten  Buddhisten  ausdrückt,  gehören  natürlich  nicht  zu 
diesen  — ein  Ei  dem  lebenden  Tiere  gleichstellen  würde. 

Ausserdem  kann,  ohne  in  ein  unhaltbares  Extrem  zu  verfallen, 
nicht  behauptet  werden,  dass  vom  ersten  Moment  der  Empfängnis  an 
überhaupt  schon  ein  „menschliches  Leben“  vorhanden  sei.  Darüber 

106)  Die  „schending  van  den  eerbied  an  het  menachelijk  leven  in  het  algcmeen“, 
wie  die  Motive  zu  § 293  des  niederländischen  Str.-G.-B.  vom  3.  3.  1881  sich  be- 
treffs der  Tötung  auf  Verlangen  ausdrücken.  (Zitiert  nach  v.  Liszt , Tötungsdelikte 
S.  128.) 

107)  Ich  zitiere  nach  v.  Liszt,  Tötungsdelikte  S.  140.  — v.  Liszt  weist 
die  Bemerkung  mit  den  Worten  zurück,  es  gebe  „wohl  kaum  etwas  Tra- 
gischeres als  die  Wiederbelebung  dessen,  der  den  Abschied  vom  Leben  bereits  hinter 
sich  hatte.“ 
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werden  in  § 59  Betrachtungen  folgen.  Und  hindert  der  Gesetzgeber 
die  Schwangere  durch  seine  Strafdrohungen  daran,  sich  während  dieser 
Zeit  Hilfe  zu  verschaffen,  bewirkt  er  es  dadurch,  dass  sie  so  lange 
zuwartet,  bis  sie  endlich  erst  infolge  der  durch  die  Nähe  der  Geburt 
hervorgerufenen  Verzweiflung  die  Abtreibung  bewirkt,  dann  ist  nur  er 
selbst  daran  schuld,  dass  es  zur  Entwicklung  eines  menschlichen  Lebens 
überhaupt  gekommen  ist  und  nun  die  Ehrerbietung  vor  diesem  verletzt 
wurde. 

In  diesem  Sinne  und  mit  dieser  Einschränkung  könnte  ich  Merkel’ s 
Annahme  (S.  309),  das  Verbot  der  Abtreibung  bezwecke  den  Schutz  eines 
Gesittungsinteresses  der  Gesellschaft,  beistimmen. 

Han  könnte  mir  einwenden,  dass  diese  Ehrerbietung  vor  dem  mensch- 
lichen Leben  auch  ein  Postulat  der  Sittlichkeit,  ihre  Verletzung  eine 
Verletzung  der  Sittlichkeit  sei,  dass  ich  mich  nun  also  doch  auf  den 
von  mir  an  andrer  Stelle  bekämpften  „Sittlichkeits“-  Standpunkt  gestellt 
habe.  Dem  ist  aber  nicht  so,  wie  aus  meinen  Ausführungen  oben  S.  61/62 
hervorgeht. 

§ 37. 

Meine  Ansicht  de  lege  ferenda  ist  die : 

1.  Wird  der  Embryo  unbeschadet  der  oben  S.  22/23  bezeichneten 
Bedingungen  und  Kautelen  vor  dem  ebenda  bezeichneten  Zeitpunkte 
der  Schwangerschaft  abgetrieben,  so  ist  eine  strafbare  Handlung  nicht 
gegeben. 

2.  Erfolgt  die  Abtreibung  nach  jenem  Zeitpunkte,  aber  vor  erreichter 
extrauterinaler  Lebensfähigkeit  des  Fötus,  so  liegt  eine  Verletzung  der 
dem  menschlichen  Leben  gebührenden  Rücksicht  vor,  welche  — aller- 
dings noch  nicht  als  Tötung  eines  Menschen  oder  deren  Äquivalent  — 
zu  bestrafen  ist;  u.  z.  um  so  strenger,  je  ausgebildeter  die  Frucht 
bereits  war  und  je  näher  die  Möglichkeit  lag,  dass  das  Kind  vor  seinem 
Tod  ausserhalb  der  Mutter  noch  leben  und  Schmerz  erleiden  könne. 

3.  Ist  die  Frucht  bereits  ausserhalb  des  Mutterleibes  lebensfähig, 
so  ist  strenge  Strafbarkeit  wegen  Gefährdung  der  Gesundheit  des  künf- 
tigen Menschen,  also  wegen  möglicher  Verursachung  von  Elend  und 
Siechtum  gegeben. 108) 

10S)  Bruno  Meyer  wendet  sich  (S.  410)  gegen  eine  solche  Unterscheidung  mit 
der  Begründung,  sie  habe  „rocht  wenig  Zweck;  denn  ein  lebensfähig  goboreues  Kind 
muss  mit  allen  Hilfsmitteln  menschlicher  Kunst  am  Loben  erhalten  werden;  bei  der 
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Die  Stellung  unsrer  Materie  im  System  des  Strafgesetzbuches  wäre 
danach  folgende.  Im  Anschlüsse  an  die  Bestimmungen  gegen  Tötung, 
Verletzung  und  Gefährdung  der  Gesundheit  geborener  Menschen  hätten 
die  Bestimmungen  über  die  analogen  strafbaren  Handlungen  gegen  eine 
Leibesfrucht  zu  folgen,  u.  z.  mit  der  vorstehend  unter  2 und  3 ersicht- 
lichen Unterscheidung. 

Die  für  die  Stadien  der  Entwicklung  der  Frucht  in  Betracht  kom- 
menden Daten  wolle  man  unten  im  V.  Teile  nachsehen. 

Sicher  haben  die  in  Betracht  kommenden  Unterschiede  auch  ihren 
Einfluss  auf  die  Gesundheit  des  künftigen  Menschen  oder  können  ihn 
wenigstens  haben.  Diese  Unterschiede  müssten  also  gerechterweise  auch 
bei  der  Bestrafung  zum  Ausdruck  kommen.  Es  ergibt  sich  aber  hier 
die  Schwierigkeit,  dass  der  eigentliche  Beginn  der  Schwangerschaft  stets 
unbekannt  ist, 109)  und  ausserdem  sind  derartige  Differenzierungen  infolge 
der  vielen  anderen  zu  erwägenden  Strafzumessungsgründe  nicht  Sache 
des  Gesetzgebers,  sondern  des  Richters. 

Die  nachdrückliche  Unterscheidung,  die  zwischen  Abtreibung  der 
lebenden  Frucht  mit  tötlichem  Erfolg  für  diese  und  Tötung  der  Frucht 
im  Mutterleibe  mitunter  gemacht  wird  — vergl.  z.  B.  v.  Wächter,  Vor- 
lesungen S.336  ; Olshausen  S.804  — entbehrt  meines  Erachtens  desWertes. 
Es  ist  für  den  Gesetzgeber  gleichgiltig,  ob  die  Frucht  bereits  tot  zur  Welt 
kommt  oder  zwar  lebend  geboren  wird,  jedoch  ohne  weiteres  Zutun  infolge 
der  Abtreibung  stirbt.  Ebenso,  ob  sie  erst  „gelockert“  wird  (vergl.  die 
Entscheidung  des  Deutschen  Reichsgerichtes  in  Strafsachen  vom  15. 4. 1890, 
XX,  367,  unten  § 69)  und  dann  noch  im  Mutterleibe  infolge  mangelnder 
Ernährung  zugrunde  geht. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  nach  meiner  Ansicht  auch  die  Ver- 
pflichtung, nach  jenem  Zeitpunkte  fahrlässige  Gefährdungen  der  Frucht 
bei  sonstiger  Strafe  zu  vermeiden. 

Abtreibung  aber  handelt  es  sich  ja  eben  darum,  nicht  durch  das  Dasein  und  die  Pflege 
eines  Kindes  belastet  und  belästigt  zu  werden.  Um  diese  Unterscheidung  der  Zeiten 
braucht  man  sich  also  nicht  zu  bekümmern.“  Bruno  Meyer  übersieht  dabei  nicht 
nur,  dass  im  Normalfalle  der  Abtreibung  ein  späterer  Zeitpunkt  zur  Abtreibung  nicht 
aus  vorheriger  Berechnung  gewählt  wird,  sondern  auch,  dass  auch  in  einem  solchen 
die  Abtreibung  nicht  mit  der  Absicht  erfolgt,  alle  Mittel  menschlicher  Kunst  zur 
Lebenserhaltung  anzuwenden.  Überdies  könnte  auch  eine  solche  dem  Kinde  nicht 
die  Crutmachung  der  Schädigung  garantieren. 

109)  vergl.  „Pflichten“  S.  39. 
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IX.  Kapitel. 

Die  Art  der  Betrachtung  unsrer  Frage. 

§ 38. 

Wir  haben  im  Vorstehenden  gesehen,  dass  man  die  grössten  An- 
strengungen gemacht  hat,  die  seit  so  vielen  Jahrhunderten  auf  einem 
Teil  dieser  Erde  übliche  Bestrafung  jeder  Abtreibung  durch  Auf- 
findung eines  Rechtsgutes  zu  rechtfertigen,  welches  durch  die  Straf- 
drohung geschützt  werden  soll  und  ein  Recht  auf  diesen  Schutz  hat, 
und  dass  diese  Bemühungen  für  einen  grossen  Teil  der  Abtreibungen 
versagen. 

Sollte  nicht  aus  dieser  Tatsache  die  Folgerung  gezogen  werden, 
die  v.  Sterneck  S.  75  offen  ausspricht?  „Dass  ein  Bedürfnis  für  die 
Bestrafung  der  Abtreibung  wenigstens  für  die  meisten  Fälle  nicht  be- 
stehe.“ Ich  persönlich  gehe  übrigens,  wie  schon  betont  und  begründet, 
nicht  so  weit  wie  v.  Sterneck,  sondern  vertrete  die  Zulässigkeit  der 
Fruchtabtreibung  nur  unter  gewissen  genau  zu  bestimmenden  Prämissen. 
Alle  nachfolgenden  ebenso  wie  vorhergegangenen  Ausführungen  sind 
mit  diesem  Vorbehalt  aufzunehmen. 

Jedenfalls  ist  eine  Bestrafung  in  Fällen,  in  denen  kein  Recht  ver- 
letzt wurde,  ein  Unding. 

Wegen  der  Unmöglichkeit,  einen  „Geschädigten“  zu  finden,  wird 
denn  auch  die  Abtreibung  vielfach  vom  Volke  nicht  als  ein  „wirk- 
liches“ Verbrechen 110)  betrachtet.  Dies  scheint  sich  mir  schon  darin 
zu  zeigen,  dass  so  selten  von  Privaten  Anzeigen  über  Abtreibungsfälle 
erstattet  werden.  m)  Dabei  möge  man  die  Ansichten  des  Volkes  nicht 
verkennen.  Nicht  nur  das,  was  dem  Einzelnen  materiellen  Schaden 
bringen  kann,  wird  zur  Anzeige  gebracht.  Man  denke  an  die  Anzeigen 
wegen  Majestätsbeleidigung. 

Von  psychologischem  Interesse  ist  die  gewöhnliche  Art  der  Be- 
handlung unseres  Themas  in  der  Gesetzgebung,  Praxis  und  einem 
grossen  leile  der  Theorie.  Wenigstens  bisher.  Allerdings  scheinen 
wii  betreffs  der  letzteren  endlich  an  einen  Wendepunkt  gelangt  zu  sein.  — 

110)  Yergl.  unten  Fussnote  125. 

ln)  Auch  v.  Sterneck  S.  77  konstatiert,  „dass  die  wenigsten  Fälle  der  Behörde 
angezeigt  werden,  weil  im  allgemeinen  in  der  Abtreibung  keine  solche  Rechtsverletzung 
erblickt  wird,  wie  etwa  im  Diebstahl  oder  in  anderen  Verbrechen.11 
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Es  ist  ein  bekannter  menschlicher  Zug,  dass  gerade  der,  der  die 
Berechtigung  des  von  ihm  Gewollten  nicht  nachzuweisen  vermag,  oft 
in  seinen  Massregeln  um  so  strenger  und  rücksichtsloser  ist.  Proprium 
humani  ingenii  est,  odisse  quem  laeseris.  Wir  sehen  dies  bei  unsrer 
Frage  besonders  deutlich. 

So  sehen  wir  die  vielfache  Tendenz  der  Praxis,  in  fast  allen  mit 
härterer  oder  harter  Strafe  bedrohten  Fällen  nach  Tunlichkeit  Milderungs- 
gründe herheizuziehen  und  sogar  womöglich  die  Tat  unter  ein  milderes 
Strafgesetz  zu  subsumieren.  Im  Notfälle  werden  oft  kühne  theoretische 
Konstruktionen  angewendet,  um  mildernd  eingreifen  zu  können,  und 
in  manchen  Fällen  hat  sogar  schon  der  Gesetzgeber  einige  Maschen 
gelassen,  durch  welche  der  Schuldige  in  eine  mildere  Abteilung  durch- 
gesiebt werden  kann  oder  selbst  wirklich  gefährliche  Menschen  ent- 
schlüpfen können.112)  In  unsrer  Frage  ist  dies  zumeist  in  sein  Gegen- 
teil verkehrt. 

Man  hat  vielfach,  wie  wir  sehen  werden,  die  Bestrafung  der  Tat 
ausdrücklich  vom  Nachweis  des  Kausalzusammenhanges  unabhängig 
gemacht  oder  — auf  höherer  juristischer  Stufe  — mit  der  „Zurück- 
schiebung des  vollbrachten  Verbrechens  ins  Stadium  des  Versuches“ 
gearbeitet. 

Auch  lassen  sich  höchst  eigentümliche  Vergleiche  ziehen.  So  ist 
zwar  die  Beihilfe  zum  Selbstmord  nach  § 335  des  österreichischen 
St.-G.-B.  nur  als  Vergehen  zu  bestrafen, 113)  in  Deutschland  bleibt  sie 
straflos;  die  Tötung  eines  Menschen  auf  dessen  Verlangen  ist  nach 
Deutschem  Reichs-SV -G.-B.  (§  216)  nur  als  Vergehen  zu  bestrafen.114) 
Die  Beihilfe  zur  Fruchtabtreibung  im  Einverständnis  mit  allen  Be- 
rechtigten und  selbst  in  den  ersten  Tagen  nach  der  Konzeption  wird 

112)  Yergl.  meinen  „Versuch“  S.  30  (11). 

113)  Entscheidung  des  Obersten  Gerichtshofes  v.  11.  11.  82,  Z.  8012,  VI,  501. 

114)  Ich  möchte  hier  bemerken,  dass  sich  nach  meiner  Ansicht  über  die  Berechti- 
gung der  Verurteilung  desjenigen,  der  jemanden  auf  dessen  Verlangen  und  aus  Mit- 
leid tötet,  nach  österreichischem  Rechte  streiten  lässt.  §§  140  und  152  des  öster- 
reichischen St.-G.-B.,  welche  von  Totschlag  und  bezw.  schwerer  Körperverletzung 
handeln,  haben  gleichlautend  die  Wendung  „zwar  nicht  in  der  Absicht,  ihn  zu 
töten,  aber  doch  in  anderer  feindseliger  Absicht“  und  verweisen  dabei  jedesmal 
auf  den  § 134  (Mord)  desselben  Strafgesetzbuches.  Daraus  scheint  mir  deutlich 
hervorzugehen,  dass  dieses  auch  für  den  Tatbestand  des  Mordes  feindselige  Absicht 
voraussetzt,  welche  aber  bei  der  Tötung  auf  Verlangen  oder  aus  Mitleid  nicht  ge- 
geben ist. 
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hingegen  in  beiden  Ländern  als  Verbrechen  bestraft.  Und  beim  Selbst- 
mordversuch der  Schwangeren  wollen  zahlreiche  Stimmen  Strafbarkeit 
derselben  wegen  versuchter  Fruchtabtreibung  annehmen. ll0) 

§ 39. 

Die  Literatur  verrät  ein  ähnliches  Bestreben,  und  es  berührt  sonder- 
bar, wie  mancher  sonst  ernste  Autor  von  der  Abtreibung  — ganz  ohne 
Unterscheidung  eines  Zeitpunktes  der  Schwangerschaft  — immer  als 
„schändlichem,“  „entsetzlichem“  oder  sonst  wie  als  mit  Abscheu  zu 
betrachtendem  Verbrechen  spricht,  116)  dem  ähnliche  Beisätze  bei  Mord, 
Aussetzung  oder  dergl.  zu  gebrauchen  gar  nie  einfiele ; wie  so  Mancher 
für  Mord  und  Kindestötung  die  weitestgehende  Milde  hat,  für  die  ab- 
treibende Schwangere  aber  nur  Worte  der  Verurteilung  findet. 

Das  Thema  ist  ein  so  ernstes  und  folgenschweres,  seine  dermalige 
Behandlung  hat  so  unermessbar  viel  Blut  und  Verzweiflung  gekostet, 
dass  wohl  jeden  rechtschaffenen  Menschen  das  Gefühl  schwerster  Ver- 
fehlung bedrücken  muss,  der  nicht  nach  seinen  Kräften  zur  Besserung 
der  Verhältnisse  mitwirkt.  Liest  man  aber  die  einschlägige  Literatur, 
so  wird  man  bei  einem  bedeutenden  Teile  derselben  in  trostlosester 
Weise  an  die  Worte  erinnert,  die  v.  Bethmann-  Holliveg  in  der  Sitzung 
des  preussischen  Abgeordnetenhauses  vom  21.  2.  1907  über  die  Be- 
handlung der  Prostitutionsfrage  sprach,  von  „der  persönlichen  Heuchelei, 
mit  der  wir  vielfach  an  diese  Dinge  herantreten“. 

Wahrhaft  widerlich  ist  oft  die  Emphase  der  Redensarten,  die  über 
die  „unglücklichen,  verführten  und  in  Schande  gestürzten  Mädchen“  117) 
immer  wieder  ertönen;  leider  stets  ohne  einen  wirklich  ernsten  Vorschlag 
zur  Hilfe  für  jene  Unglücklichen.  Fehlt  doch  gewöhnlich  selbst  der 
Mut  zu  der  ehrlichen  Aufforderung,  die  Augen  zu  öffnen  und  nicht  jedes 

115)  Yergl.  darüber  unten  im  IY.  Teile. 

116)  Man  gewinnt  geradezu  den  Eindruck  eines  Wetteiferns  nach  möglichst  ein- 
dringlichen Worten.  Rosshirt  S.  354,  Rein  S.  447  gebrauchen  den  Ausdruck  „schänd- 
lich . Franck-Fahner  S.  133  hält  das  Wort  „unmenschlich“  für  charakterisierend, 
v.  Fahrice- 14 eher  S.  1 das  Wort  „abscheulich“.  Omer  Haleby  (zitiert  nach  v.  Fabrice- 
Weber  S.  9)  nennt  die  Abtreibung  „das  verdammenswerteste  aller  Verbrechen“. 

117)  Die  neuere  und  neueste  Gesetzgebung  arbeitet  zum  Teil  in  derselben  Stim- 

mung und  versteigt  sich  infolgedessen  in  einer  eigentümlich  herührenden  Kasuistik 
mitunter  zu  einseitigen  und  unbilligen  Bestimmungen.  Man  vergleiche  meine  „Pflichten“ 
»S.  86  Ü.  und  S.  139  153,  ferner  meinen  „Erwerb“;  „Bin  Abgeordneter* , insbes.  S.  2; 

Anne  van  den  Elcen ; v.  Lanz,  Problem  S.  11 — 13. 
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der  Leidenschaft  unterlegene  Mädchen  für  eine  „ehrlose  Gefallene“  zu 
erklären.  118) 

Andrerseits  zeigt  sich  bei  manchen  Persönlichkeiten  die  Scheu, 
dieses  Verbrechen  konsequent  gleich  wie  andere  Verbrechen  zu  behandeln. 
Als  Beispiel  dafür  diene  die  Behandlung  der  Lehre  vom  Verbrechens- 
versuch. Ist  man  sich  über  dessen  Strafbarkeit  auch  im  Palle  des 
Versuches  am  untauglichen  (oder  fehlenden)  Objekt  oder  mit  untaug- 
lichem Mittel  klar  geworden,  so  kommt  zuletzt  als  Einwand  das  Beispiel 
des  mit  untauglichem  Mittel  oder  des  gegen  eine  Mole  gerichteten  oder 
an  einer  Nichtschwangeren  vorgenommenen  Versuches  der  Abtreibung. 
Und  hier  wird  dann  im  Gegensätze  zu  den  „allgemeinen“  Ansichten  die 
Strafbarkeit  verneint.119)  Und  weshalb?  Offenbar  nicht  wegen  des 
Prinzips , über  das  man  bereits  restlos  einig  war. 

Es  mag  auf  dasselbe  Gefühl  zurückzuführen  sein,  dass  der  schweize- 
rische Vorentwurf  1903  im  Art.  64  § 3 für  das  Verbrechen  der  Abtreibung 
— mit  Ausnahme  eines  einzigen,  noch  zu  erörternden  Falles  12°)  — eine 
eigene  Verjährungsfrist  von  nur  zwei  Jahren  bestimmt,  trotzdem  die 
ordentliche  Verjährungsfrist  nach  Art.  55  sonst  4 — 25  Jahre  beträgt. 

118)  Möchten  doch  jene  — ich  brauche  wohl  keinen  Namen  zu  nennen  — die 
einerseits  in  den  sentimentalsten  Schildeningen  der  Lage  einer  unehelich  Schwangeren, 
der  Not  unoholiclior  Mütter  und  Kinder  sich  gefallen,  andrerseits  aber  nur  nach  einer  Ver- 
schärfung oder  doch  verschärften  Anwendung  unsrer  Strafgesetze  verlangen,  bedenken, 
dass  sie  zumindest  keine  sehr  hohe  Warte  einnehmen,  wenn  sie  den  Kopf  in  den 
Sand  vergraben.  Manche  moderne  Juristen  berufen  sich  mit  grosser  \ orliebe  auf 
ihre  naturwissenschaftliche  Erkenntnis  aller  Dinge , verleugnen  jedoch  in  ihren  Werken 
so  oft  jede  natürliche  Kausalität  und  die  Abhängigkeit  des  Menschen  von  dieser. 
Gerechtigkeit  und  Sittlichkeit  werden  aber  nicht  dadurch  bewiesen,  dass  man  Gesetze 
für  eine  lediglich  fingierte  Welt  schreibt. 

119)  So  war  die  schweizerische  Kommission  zur  Beratung  des  Strafgesetz-Ent- 
wurfes 1894  über  die  Strafbarkeit  des  Versuches  mit  untauglichem  Mittel  oder  am 
untauglichen  Objekt  (Art.  14)  bereits  einig  geworden,  als  bei  der  Beratung  über 
die  Abtreibung  Cornaz  die  Feststellung  begehrte,  dass  der  Abtreibungsversuch  der 
Frauensperson,  die  sich  nur  irrtümlich  für  schwanger  hielt,  straflos  sein  solle.  Die 
Kommission  entschied  sohin  mit  1 1 gegen  5 Stimmen,  dass  dieser  Abtreibungsversuch 
straflos  sein  solle,  während  sie  nur  mit  8 gegen  7 Stimmen  beschloss,  dieses  Er 
gebnis  durch  eine  geänderte  Fassung  des  Art.  14  zu  erreichen  (Delaquis  S.  41). 
Im  Jahre  1895  allerdings  war  dann  die  Mehrheit  für  die  Strafbarkeit  auch  des  hier 
speziell  bezeichneten  Versuches  ( Delaquis  S.  46). 

12°)  Tod  der  Schwangeren  an  den  Folgen  der  Abtreibungshandlung,  wenn  der 
Täter  diesen  Erfolg  vorhersehen  konnte. 
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Der  Vorentwurf  1908  hat  in  Art.  68/5  die  kürzere  Verjährungsfrist  ohne 
Einschränkung  aufgenommen. 

Endlich  erinnere  ich  an  den  trotz  der  unverhältnismässig  geringen 
Zahl  der  Anklagen  wegen  Abtreibung  auffallend  grossen  Prozentsatz  der 
Freisprüche  von  denselben  (vergl.  oben  S.  8 — 10). 

Sehr  interessant  ist  es,  die  Meinungen  verschiedener  Autoren  mit- 
einander zu  vergleichen.  Fast  jeder  ist  erfüllt  von  tiefem  Abscheu 
über  dieses  erschröckliche  Laster,  wobei  zumeist  nicht  der  geringste 
Unterschied  gemacht  wird,  ob  die  Abtreibung  in  der  1.  Woche  oder 
im  10.  Monate  der  Schwangerschaft  bewirkt  wird.  Aber  nur  selten 
bekommt  man  nacheinander  zwei  Bücher  in  die  Hände,  die  denselben 
Grund  angeben,  aus  welchem  jeder  anständige  Mensch  einen  so  tiefen 
Abscheu  vor  der  Abtreibung  — wohlgemerkt,  vor  jeder  Abtreibung, 
auch  wenn  sie  schon  in  der  ersten  Woche  der  Schwangerschaft  vor- 
genommen würde  — empfinden  soll.  Grösste  Autoritäten  weisen  einander 
gegenseitig  die  Nichtigkeit  ihrer  respektiven  Gründe  für  die  Strafwürdig- 
keit der  Abtreibung  nach.  Schliesslich  bleibt  kein  Grund,  der  nicht 
von  einer  Autorität  als  unzureichend  bezeichnet  wurde. 

Und  doch  soll  der  in  hohem  Grade  moralblind  sein,  der  nicht  an 
die  guten  Gründe  glaubt,  wobei  selbstverständlich  auch  die  von  der 
Strafbarkeit  Überzeugten  moralblind  sein  müssen,  wenn  sie  nicht  aus 
dem  „richtigen“  Grunde  überzeugt  sind. 

Zum  Schlüsse  dieses  Paragraphen  noch  eine  interessante  Gegenüber- 
stellung. 

Wie  wir  — S.  73  — gesehen  haben,  hat  Jungmann  eine  allgemeine 
Begründung  der  von  ihm  behaupteten  Strafbarkeit  nicht  gegeben.  Nach 
Besprechung  strafpolitischer  Fragen  fährt  er  dann  (S.  41)  fort:  „Mehr 
Gewicht  als  auf  die  Berücksichtigung  derartiger  Nebenumstände  wäre 
hei  einer  Neuredaktion  zu  legen  auf  eine  genaue  und  klare  Fassung 
der  die  Abtreibung  behandelnden  Strafgesetze  und  auf  scharfe  Ab- 
grenzung der  einschlägigen  Verbrechensbegriffe,  damit  die  vielen  Streit- 
fragen entschieden  werden,  zu  denen  die  ungenaue  und  unklare  Fassung 
der  §§  218  220  des  Strafgesetzbuches  Anlass  gegeben  hat.“ 

Man  soll  also  mit  wissenschaftlicher  Überzeugung  „klar  fassen“, 
trotzdem  man  gar  nicht  weiss,  ivarum  überhaupt  gefasst  werden  soll. 
Es  genügt,  zu  strafen  und  dabei  dem  deutschen  Bedürfnis  nach  Syste- 
misierung  Rechnung  zu  tragen.  Darauf  ist  „mehr  Gewicht  zu  legen“ 
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als  auf  Kleinigkeiten,  wie  z.  13.  auf  den  „Nebenumstand,“  warum  gestraft 
werden  soll,  und  ob  dazu  überhaupt  ein  Hecht  gegeben  ist. 

Tritt  Jungmann  mit  Entschiedenheit  für  die  Strafe  ein,  ohne  sich 
über  das  „warum“  der  Bestrafung  weiter  den  Kopf  zu  zerbrechen,  so 
glaubt  Hrehorotoicz  andrerseits  das  „warum“  des  Verschuldens  — es  ist 
ihm  die  „Unsittlichkeit“  — zu  kennen,  aber  die  Strafe  ist  ihm,  wenigstens 
soweit  es  sich  um  unehelich  Schwangere  handelt,  Nebensache.  Er  tritt 
S.  13  für  die  Straflosigkeit  der  Abtreibung  ein,  wo  die  Schwangerschaft 
die  Folge  einer  Notzucht  war,  und  fährt  S.  14  fort:  „Dasselbe  lässt 
sich  aber  — freilich  in  verschiedenen  Graden  und  mit  verschiedener 
Evidenz  — von  allen  Fällen  unehelicher  Schwängerung  sagen,  denn  es 
ist  unmöglich,  einen  Grenzpunkt  in  der  unendlichen  Reihe  der  Ver- 
schuldungsgrade aufzustellen,  und  weil  diese  Verschuldnng  sich  nie  bis 
zur  Strafbarkeit  steigert'1.  Desto  mehr  erstaunt  ist  der  Leser,  wenn  er 
schon  im  nächsten  Absatz  nach  einer  allgemeinen  Betrachtung  über 
verschiedene  Grade  von  Unsittlichkeiten  die  Bemerkung  findet:  „So 
mag  denn  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht,  abgesehen  von  den  dadurch 
bewirkten  Rechtsverletzungen,  auch  als  blosse  Unsittlichkeit  aus  guten 
Gründen “(!)  „bestraft  werden“. 


§ 40. 

Und  die  Bevölkerung? 

Sie  soll  in  hellster  Entrüstung  eine  Tat  verdammen,  sie  soll  mit 
Empörung  trotz  des  eventuellen  „Zwangs  eiserner  Notwendigkeit“  ( Lewin 
S.  7)  eine  Hilfe  als  unerlaubt  von  sich  weisen  und  sich  dem  mannigfach- 
sten Ungemach  aussetzen,  trotzdem  — sich  noch  heute  grösste  Autoritäteu 
die  Köpfe  darüber  zerbrechen,  weshalb  sie  denn  eigentlich  unerlaubt  sei. 

Das  Volk  lässt  sich  auch  wirklich  von  der  Strafwürdigkeit  der  Ab- 
treibung — wenigstens  wenn  sie  in  einer  späteren  Periode  der  Schwanger- 
schaft vorgenommen  wird  — überzeugen  und  glaubt  daran  in  der  An- 
erkennung, dass  dem  zerstörten  Leben  Sühne  gebühre.  Die  Volksstimme 
deckt  sich  dabei  im  wesentlichen  mit  der  meinigen. 

Nur  kommt  jetzt  die  Wissenschaft  und  erklärt,  dass  diese  Ansicht 
„unsinnig“  und  unhaltbar  sei:  Die  Abtreibung  in  der  ersten  Woche 
sei  ebenso  strafwürdig  wie  die  in  der  letzten  Woche  vorgenom- 
mene, und  nicht  das  menschliche  Leben,  sondern  die  Sittlichkeit,  das 
planmässige  Kulturleben  der  Gesellschaft  sei  das  Schutzobjekt.  Wegen 
seiner  — angeblichen  — Gefährdung  soll  das  Volk  den  Abscheu  vor 
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der  Tat  empfinden.  Und  doch  ist  dies  ein  Standpunkt,  den  das  Volk 
niemals  begreifen  wird,  121)  was  man  ihm  um  so  weniger  verübeln  kann, 
als  selbst  bedeutende  Gelehrte  ihn  als  unrichtig  ablehnen. 

Gewiss,  wenn  das  Kirchenrecht  — von  dem  ja  die  Bestrafung  der 
Abtreibung  in  unserem  heutigen  Sinne  ihren  Ausgang  nahm  — auf  dem 
Gebote  „Du  sollst  nicht  töten“  fussend  die  Vernichtung  der  dem 
lebenden  Menschen  nun  schon  einmal  gleichgestellten  „lebenden“  Frucht 
unter  strenge  Strafe  stellte,  so  kann  gegen  eine  solche  Logik  nicht  viel 
eingewendet  werden.  Aber  selbst  dem  Kirchenrechte  wäre  es  wohl  nie- 
mals beigefallen,  die  Abtreibung  wegen  „ Gefährdung  eines  planmässigen 
Kultirrlebens“  mit  Strafe  zu  bedrohen. 

Der  einzige  Standpunkt,  den  das  Volk  begreift,  ist  der  der  schul- 
digen Rücksicht  auf  das  menschliche  Leben,  deren  Verletzung  bestraft 
wird.  Man  frage  darüber  den  einfachen  Mann  aus  dem  Volke,  aber 
auch  gebildete  Laien.  Es  ist  kein  Zufall,  dass  die  Schriftsteller  aus 
Laienkreisen  — selbstverständlich  kann  ich  nur  von  denen  sprechen, 
deren  Schriften  ich  kenne  — auf  diesem  Standpunkte  stehen.  Ich  nenne 
hier  beispielsweise  Guttzeit , Weinberg,  Gräfin  v.  Streitberg,  deren  Schriften 
Titel  führen,  die  die  Richtung  des  besprochenen  Verbrechens  „gegen 
das  keimende  Leben“  bezeichnen.  Auch  möchte  ich  darauf  aufmerksam 
machen,  dass  Zeitungsberichte  durchwegs  dieselbe  Auffassung  zeigen. 

Es  sei  mir  noch  eine  kurze  Reflexion  gestattet  über  einen  von 
Montier  erzählten  Strafprozess  oder  vielmehr  seine  S.  17  dazu  gemachte 
Bemerkung:  „Trait  de  moeurs  caracteristique : les  accuses,  au  nombre 
de  19,  et  meme  une  partie  de  l’auditoire  n’ont  paru  avoir  aucun  sen- 
timent  de  la  gravite  de  l’acte  incrimine“. 

Hier  die  Richter,  die,  wenn  sie  auf  der  Höhe  der  Wissenschaft 
stehen,  über  die  „Gefährdung  eines  planmässigen  Kulturlebens“  ein 
strenges  Urteil  sprechen.  Hier  das  Volk,  von  dem  man  das  „sentiment 
de  la  gravite  de  l’acte  incrimine“  verlangt,  das  aber  dieses  sentiment 
gewiss  niemals  aus  den  von  der  Wissenschaft  vorgeschriebenen,  von  den 
Richtern  anerkannten,  sondern  lediglich  aus  den  von  Jhering  und  anderen 
Grössen  der  Wissenschaft  ahgelehnten  Gründen  hat.  Der  Stelle  bei 

121)  „Kein  Mensch  fühlt,  wenn  er  sich  aufrichtig  befragt,  e3  als  seine  Pflicht, 
für  die  dauernde  Existenz  menschlicher  Gattung  zu  sorgen“  ( Weininger , Probleme 
S.  93).  — Yorgl.  übrigens  Schopenhauer  (Moral  S.  236)  über  die  Richtung  des  Mit- 
leides auf  verschiedene  Objekte  und  die  daraus  sich  ergebenden  Grade  der  Miss- 
billigung einer  Tat. 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung.  _ 
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Montier  ist  nicht  zu  entnehmen,  in  welchen  Stadien  der  Schwangerschaft 
die  angeklagten  Abtreibungen  vorgenommen  worden  waren.  Ein  grosser, 
vielleicht  der  grössere,  Teil  der  Verurteilungen  erfolgte  wohl  wegen  einer 
Tat,  deren  Strafwürdigkeit  sich  überhaupt  nicht  einwandfrei  begründen 
lässt;  und  selbst  die  Tat  wird  als  Verbrechen  im  engeren  Sinne  bestraft, 
die  sogar  das  Kirchenrecht  nicht  als  ein  solches  bestrafte.  Fehlte  dem 
Volk  dafür  trotzdem  das  richtige  „sentiment,“  so  bewies  es  damit  — 
wie  Montier  S.  17  verkündet  — „une  profondeur  d’immoralite  et  une 
absence  de  conscience,  qui  etonne  et  decourage“.  Wahrlich,  ein  starkes 
Stück  von  Seite  einer  Wissenschaft,  die  gegen  allen  Glaubenszwang 
sonst  mit  den  grössten  Geschützen  zu  Felde  zieht. 


Anhang. 


I. 

Recht  und  Verbrechen. 

§ 41. 

Schon  in  den  einleitenden  Worten  (S.  19)  habe  ich  darauf  hingewiesen,  dass 
es  nur  wenige  Rechtswidrigkeiten  gehen  dürfte,  die  nicht  schon  durch  eine 
lex  lata  sanktioniert  wurden.  Und  bereits  Tertullian  sagt  im  Apologeticus  mit 
Recht,  „...  dass  auch  das  Gesetz  als  Menschenwerk  ungerecht  und  verfehlt 
sein  kann“  (nach  Schanz  S.  287). 

Wenn  Gumploivicz  S.  25  in  einer  Polemik  gegen  das  Naturrecht  findet, 
„dass  das  Wesen  des  Rechts  seine  Geltung  in  irgend  einem  Staatsgebiete  ist, 
dass  das  Recht  eine  Norm  ist,  welche  gelten  soll  und  gilt  oder  gegolten 
hat“,  und  daran  die  Frage  schliesst:  „Was  ist  ein  Recht,  welches  nirgends 
gilt?“,  so  ist  dies  gewiss  ebenso  wie  Jellinek’ s einschlägige  Worte122)  voll- 
kommen richtig.  Aber  ebenso  weiss  selbst  der  Laie,  dass  „ein  Recht“  nicht 
dasselbe  ist,  wie  „das  Recht“,  und  dass  das  Wort  „Recht“  überhaupt  ver- 
schiedene Bedeutungen  hat.  Z.  B.  „das,  was  gilt;“123)  in  einer  andern 
Auffassung  aber  das,  was  der  Masstab  für  das  Gerechte  ist. 124)  Gewiss  gibt 

122)  „Wie  als  Recht  nur  das  zu  betrachten  ist,  was  wirklich  gilt“  (S.  247)  und 
„Alles  Recht  hat  als  notwendiges  Merkmal  das  der  Giltigkeit“  (S.  325). 

12S)  Das  „Produkt  organisierter  menschlicher  Verbände“  {Jellinek  8.  6). 

j)a8  rsein  Sollende“,  der  „ideale  Typus“  Jellinek' s:  „Was  ihm  entspricht, 
ist  gut  und  hat  das  Recht,  sich  durchzusetzen  und  da  zu  sein;  was  ihm  nicht  ent- 
spricht, ist  zu  verwerfen  und  zu  überwinden“  (8.  33). 


99 


es  in  diesem  letzteren,  höheren  Sinne  auch  eine  Rechtswidrigkeit  ausser- 
halb des  positiven  Rechts.  Das  zu  leugnen,  kann  wohl  nur  auf  Täuschung 
beruhen.  Die  Wendung  „rechtsgemäss  aber  ungerecht“  oder  selbst  die  Über- 
schrift von  Wittels’  Aufsatz  „Das  grösste  Verbrechen  des  Strafgesetzes“  nicht 
zu  verstehen,  dürfte  nur  wenigen  Menschen  Vorbehalten  sein.  Der  Mangel 
dieses  Verständnisses  wäre  auch  kein  Beweis  dafür,  dass  alles  „Recht“  auch 
recht  ist125)  und  dass  nicht  schon  die  abenteuerlichsten  Dinge  als  „Recht“  sank- 
tioniert, die  richtigsten  und  edelsten  Gedanken  als  falsch  und  niedrig  ver- 
worfen wurden.  Soll  vielleicht  die  grausame  Tötung  krüppelhafter  Kinder 
recht  gewesen  sein,  weil  sie  vom  „Recht“  vorgeschrieben  war?  Mir  scheint 
hier  v.  Bar' s Wort  von  der  „so  häufigen  Verwechslung  von  Gesetz  und  Recht“ 
(S.  253)  zuzutreffen. 12G) 

Der  Richter  hat  freilich  oft  genug  durch  das  Gesetz  die  Hände  gebunden, 
und  seine  Urteile  müssen  „rechtsgemäss“  sein,  wenn  er  sie  auch  selbst  für 
noch  so  ungerecht  hält.  Der  Gesetzgeber  hingegen  unterliegt  einer  solchen 
Beschränkung  nicht. 

Eine  gleiche  Unterscheidung  ergibt  sich  daraus  bezüglich  der  Worte 
„Verbrechen“  und  „Verbrecher“. 

Gewiss  ist  de  lege  lata  „das  Delikt  eben  gar  nichts  anderes  als  Auflehnung 
gegen  die  Norm,  mag  diese  Auflehnung  «rechtsnachteilig»  sein  oder  nicht“ 
( Binding  S.  186/187).  Aber  es  sollte  klar  sein,  dass  in  einem  Kulturstaate 
ungerechte  „Normen“  nicht  durch  das  geschriebene  Recht  aufgestellt  und 
noch  weniger  durch  Strafdrohungen  geschützt  werden  dürften;  weder  dürfte 
die  Aufstellung  solcher  Normen  expressis  verbis  noch  implicite , aus  den 
Drohungen  des  Strafgesetzbuches  zu  erschliessen,  erfolgen.  Durch  solches 
Vorgehen  können  Menschen  zwar  zu  Märtyrern,  nicht  aber  zu  wirklichen 
Verbrechern  gemacht  werden.  Zum  Verbrecher  im  wahren  Sinne  des 
Wortes  kann  der  Mensch  nur  selbst  sich  machen,  nicht  aber  der  Ausspruch 
eines  Gesetzes,  der  lediglich  deklarative  Bedeutung  haben  sollte.  Und  auch 
„für  die  wissenschaftliche  Betrachtung  ist  nicht  die  auf  die  Tat  gesetzte  Strafe , 
sondern  das  Wesen  der  Tat  massgebend“  {Pfizer  S.  37). 

Es  scheint  häufig  übersehen  zu  werden,  dass  man  den  Begriff  des  Ver- 
brechen« praktisch  nicht  ohne  den  des  Verbrechers  aufstellen  kann.  Ein 
Verbreche»,  das  nicht  durch  einen  Verbrecher  begangen  wird,  ist  aber  undenkbar. 
Und  um  Verbrecher  zu  sein,  muss  der  Delinquierende  wohl  einsehen,  dass 

125)  Wo  wäre  selbst  der  theoretiaierende  Jurist,  der  den  Titel  der  Klotz-Foresf  sehen 
Schrift  „L’avortement,  est-ce  un  crime?“  oder  seinen  Ausspruch  über  die  Abtreibung : 
„Si  cAtait  un  crime  veritable“  (S.  186)  nicht  verstünde? 

120)  nDie  naturrechtliche  Frage  lässt  sich  nicht  bannen ; der  Zweifel,  ob  be- 
stehendes Recht  vernunftgemäss  sei,  kann  nicht  lediglich  zur  Seite  geschoben  werden“ 

( Stammler , Methode  S.  45).  Ich  möchte  zu  dom  Worte  „vernunftgemäss“  das  Wort 
„gerecht“  beisetzen. 
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er  jemandem  ein  Unrecht  tut.  Es  muss  ihm  also  vor  allem  möglich  sein,  dies 
einzusehen.  Sonst  ist  weder  ehrlose  Gesinnung  noch  Schlechtigkeit  gegeben, 
ohne  die  es  aber  keine  Verbrecher  gibt.  Und  ohne  Verbrecher  kein  Ver- 
brechen. 

Diese  Schlechtigkeit  durch  „Supponierung“  eines  Interesses  oder  gar 
eines  Rechts,  das  verletzt  worden  sei, 127)  künstlich  zu  erzeugen,  ist  zwar  der 
Gesetzgebung  leicht,  widerspricht  aber  dem  Wesen  des  Rechts.  Wir  kommen 
dadurch  zu  Strafdrohungen,  die  zwar  als  Zwangsmittel  sich  mehr  oder  minder 
bewähren,  jedoch  innerlich  ungerecht  sind.  Eine  Handlung  ist  nicht  deshalb 
schlecht,  weil  sie  unter  einen  Paragraphen  des  Strafgesetzbuches  sich  sub- 
sumieren lässt,  sondern  der  Paragraph  wurde  gegen  dieserlei  Handlungen  ge- 
schmiedet, weil  sie  schlecht  sind. 128) 

Ich  möchte  hier  auf  eine  einschlägige  Bemerkung  Graf  zu  Dohna's  S.  337 
hinweisen:  „Rechtswidrig  ist  nicht,  was  (und  weil  es)  verboten  ist;  sondern 
umgekehrt  muss  behauptet  werden,  dass  von  der  Rechtsordnung  verboten 
werde,  was  (und  weil  es)  rechtswidrig  erfunden  worden“. 129) 

Ist  aber  etwas  „rechtswidrig  erfunden  worden“,  so  muss  dieser  Befund 
auf  Gründen  beruhen.  Und  wo  Gründe  sind , muss  man  sie  auch  angeben 
können.  Eine  Gesetzgebung  hat  die  Pflicht  zu  dieser  Angabe,  und  es  ist 
geradezu  ein  Hohn  gegen  alle  in  Betracht  kommenden  Faktoren,  wenn  z.  B_ 
die  französischen  Motive  S.  92  nichts  besseres  zu  sagen  wissen  als  die  alte 
Wendung,  die  stets  beim  Mangel  an  Beweisen  auftaucht  und  mit  der  oft  selbst 
krasser  Unsinn  verteidigt  zu  werden  pflegt:  „La  necessitö  de  punir  ce  crime 
n’a  pas  besoin  d’ötre  demontree“.  18°)  Wenn  das  richtig  wäre,  warum  wird 


127)  Vergl.  Finger  S.  103:  „Jedes  Verbrechen  ist  Interessenverletzung;  nicht  in 
dem  Sinne,  dass  ein  wirklich  vorhandenes,  sondern  in  dem  Sinne,  dass  ein  nach  An- 
schauung der  Zeit  der  Entstehung  des  Gesetzes  supponiertes  Literesse  durch  dasselbe 
verletzt  wird.“ 

128)  Eine  Handlung  ist  auch  nicht  ein  Verbrechen  im  engeren  Sinne,  weil  sie 
mit  dem  Tode,  mit  Zuchthaus  oder  mit  Festungshaft  von  mehr  als  5 Jahren  bedroht 
ist,  sondern  sie  wird  mit  diesen  Strafen  bedroht,  weil  sie  ein  Verbrechen  ist  — oder 
zumindest  als  solches  güt.  Der  Kranke  hat  nicht  den  Abszess,  weil  der  Chirurg 
schneidet,  sondern  dieser  schneidet,  weil  jener  der  Abszess  hat.  Nach  dieser  selbst- 
verständlichen Beziehung  ist  auch  der  Ausspruch  Düntzer’ s S.  22  zu  werten: 
„Wenn  dem  Kinde  nur  die  Rangordnung  eines  Eingeweides  zukäme,  wofür  dann  die 
scharfen  Gesetze  gegen  den  Abortus  provocatus  ?“ 

129)  Mir  ist  wohl  bekannt,  dass  Dohna’ s Ausspruch  vielfach  angegriffen  wurde. 

130)  Yorgl.  die  preussischen  Motive  1845,  S.  129:  „Dass  hier  überhaupt  ein  krimi- 
nell zu  verfolgendes  Verbrechen  vorliege,  ist  unzweifelhaft,  und  es  können  daher  die 
Deklamationen“  (1)  „Duden' s,  als  ob  in  die  Sphäre  von  Religion  und  Sitte  übergegriffen 
werde,  auf  sich  beruhen“. 
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es  nicht  als  wirklich  selbstverständlich  einfach  übergangen?  Bei  den  Straf- 
drohungen gegen  Mord  und  Rauh  pflegen  ähnliche  V ersicherungen  zu  fehlen. 

Die  vorstehenden  Ausführungen  über  die  Begriffe  „Recht“  und  „Ver- 
brechen“ müssen  an  dieser  Stelle  genügen.  Ich  hielt  sie  für  notwendig  zur 
Begründung  meiner  obzitierten  Aufstellung.  Aber  eine  Monographie  über  ein 
Verbrechen  bietet  nicht  den  Raum  zu  weiteren  Darlegungen  darüber,  und  gewiss 
werden  solche  darin  auch  ebensowenig  erwartet  wie  etwa  Untersuchungen 
über  die  Grenzen  zwischen  Recht  und  Moral  oder  über  das  Wesen  der  Moral 
überhaupt. 

§ 42. 

„Allgemein  bestimmt  sich  ja  die  Bedeutung  des  deliktischen  Geschehens 
durch  eine  vergleichende  Abwägung  der  durch  das  Verbrechen  befriedigten 
Werte  mit  den  durch  dasselbe  gestörten,  und  nach  dem  Grade,  in  welchem 
diese  Interessen divergenz  dem  Täter  zum  Bewusstsein  kommen  konnte“  ( Liep - 
mann  S.  184).  Es  sei  mir  gestattet,  diese  vergleichende  Abwägung  hinsicht- 
lich unsrer  Frage  in  Kürze  zu  versuchen. 

Die  Eltern,  die  vielleicht  trotz  besten  Willens  und  aller  Sorgfalt  nicht 
imstande  waren,  eine  Befruchtung  zu  verhüten,  sehen  durch  die  Geburt  eines 
Kindes  im  besten  Falle  nur  eine  Störung  ihres  persönlichen  Behagens,  eine 
Durchquerung  ihrer  Wünsche  voraus,  vielleicht  aber  wirtschaftlichen  Ruin,  1S1) 
Siechtum  des  zu  erwartenden  Kindes,  einen  verzweifelten  aussichtslosen  Daseins- 
kampf desselben,  Skandal  und  Schande,  Familienzerwürfnis,  gesellschaftlichen 
Boykott. 

Dem  gegenüber  stellt  der  Staat  den  Schutz  seines  Populationsinteresses, 
das  wohl  kein  normal  veranlagter  Mensch  in  einer  Bedrängnis  'wie  der  eben 
gezeigten  im  Emst  erwägen  kann,  und  das  jedenfalls  im  einzelnen  Falle  be- 
treffs seiner  durch  die  Austragung  und  Geburt  eines  einzelnen  Kindes  befriedigten 
Werte  nicht  entfernt  den  durch  diese  gestörten  entspricht. 

Dieser  bei  vergleichender  Abwägung  verschwindenden,  oft  an  und  für 
sich  direkt  negativen  Werte  halber  hindert  der  Staat  die  Betroffenen  daran, 
ihr  Lehen  ohne  Verletzung  irgend  eines  Rechtes  wunschgemäss  zu  gestalten, 
vielleicht  aber  auch  sich  ihre  gesellschaftliche  Stellung  oder  wirtschaftliche 
Existenz,  das  Kind  vor  gesundheitlichem  oder  wirtschaf tlichem  Elend  zu 
retten,  sich  und  ihrer  Familie  Skandal  und  Schande,  der  Welt  ein  Ärgernis 
zu  ersparen,  auch  sich  die  moralische  Befriedigung  zu  schaffen,  die  Folgen 
einer  Übereilung,  einer  Unvorsichtigkeit  oder  eines  Zufalls  gutgemacht  zu  haben. 

131)  Durch  Verlust  der  Stellung  boi  der  Frau,  auch  temporär  der  Arbeits- 
fähigkeit (dass  in  manchem  Lande  dieser  letztere  Punkt  für  gewisse  Kategorien  von 
Schwangeren  — z.  B.  in  Deutschland  durch  das  Arbeiterversicherungsgesetz  — ent- 
fällt, schafft  die  Frage  für  die  Allgemeinheit  nicht  aus  der  Welt),  oder  durch  im 
Verhältnis  zu  den  Einnahmen  zu  grosse  Erhöhung  der  Bedürfnisse. 
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Der  Staat  zwingt  sie,  ihre  Lebonsbedingungon  zu  opfern  oder  zu  ver- 
schlechtern und  auf  die  wunschgemässe  Gestaltung  ihres  Lebens  zu  verzichten, 
eventuell  auch  alle  die  oben  gezeigten  schweren  Nachteile  für  sich  und  Andere 
tatenlos  eintreten  zu  lassen,  um  dadurch  einen  winzigen  Bruchteil  seines  oben- 
drein problematischen  Interesses  zu  wahren.  Man  halte  sich  dies  gegenwärtig 
und  gedenke  der  obigen  Worte  Liepmann' s. 

Müssten  nicht  auch  der  Staat,  die  Gesellschaft,  die  doch  Träger  der 
wahrhaft  sittlichen  Erwägungen  und  deren  Befolgung  sein  sollen,  die  ihnen 
dabei  zugefallene  Rolle  bedenken? 

Vernichtet  ein  Mensch  die  Frucht,  auf  die  der  Staat  „seine  Hoffnungen 
gesetzt  hat“  (vergl.  oben  S.  45),  so  würde,  ein  zu  schützendes  Interesse  des 
Staates  angenommen,  der  letztere  sich  in  einer  Art  von  Notstand  befinden. 
Will  man  nun  die  Repression  des  Staates  durch  Strafdrohung  als  gerechte 
Ausübung  des  Notstandsrechtes  bezeichnen,  so  müssen  wir  doch  fordern,  dass 
der  Staat  zum  mindesten  so  viel  Moralgefühl  habe,  als  er  selbst  von  seinen 
Bürgern  verlangt : Zu  berücksichtigen,  dass  zwischen  seinem  Vorteile  und  dem 
durch  dessen  Wahrnehmung  dem  Anderen  verursachten  Nachteile  kein  all- 
zugrosses Missverhältnis  bestehe. 

Gewiss  sollen  sich  Staat  und  Gesellschaft  nicht  auf  den  Standpunkt 
stellen,  den  Schopenhauer  (Moral  S.  198)  als  „emphatische  Hyperbel“ — aller- 
dings mit  dem  Beisatze  „dabei  blieb  mir  doch  der  Skrupel,  ob  es  auch  wirk- 
lich eine  Hyperbel  sei“ — bezeichnet:  „Mancher  Mensch  wäre  imstande,  einen 
andern  totzuschlagen,  bloss  um  mit  dessen  Fette  sich  die  Stiefel  zu  schmieren“. 
Ich  stimme,  wie  schon  gesagt,  Engels  völlig  zu,  wenn  er  (S.  145)  sagt,  „die 
Interessen  der  Gesellschaft  gehen  den  Einzelinteressen  (absolut)  vor“,  aber 
nur  bei  Erfüllung  der  von  ihm  selbst  ibidem  beigefügten  Forderung:  „Beide 
müssen  in  ein  gerechtes  und  harmonisches  Verhältnis  gebracht  werden“.  Ausser- 
dem ist  noch  das  oben  S.  43  diesbezüglich  Gesagte  zu  erwägen. 

Man  halte  sich  dazu  auch  gegenwärtig,  was  für  eine  Sorte  von  Nach- 
wuchs durch  jene  Unglücklichen  zum  grossen  Teile  erzeugt  wird,  und  dann 
frage  man  sich,  oh  wirklich  die  Jurisprudenz  in  dieser  ihrer  Anwendung  — 
wie  Radbruch  (Geburtshilfe  und  Strafrecht  S.  34)  ihr  nachrühmt  — „an  der 
Förderung  des  Glückes  der  Menschheit“  arbeite. 

§ 43. 

Gerade  die  moderne  Gesetzgebung  beruft  sich  gerne  auf  die  Vissen- 
schaft  und  diese  auf  das  Rechtsbewusstsein,  auf  das  Rechtsgefühl  des  V olkes. 182) 
Stehen  unbedingte  Strafdrohungen  gegen  jede  Abtreibung  der  Frucht  vom 
Tage  der  ersten  ausbleibenden  Menstruation  an  wirklich  mit  dem  Rechts- 

132)  „ . . . wie  kein  anderes  Gesetz  muss  vor  allem  das  Strafgesetz,  wenn  es  wirk- 
sam sein  soll,  ein  Kind  der  Zeit  sein,  in  der  es  herrscht“  ( österr . Erläuterungen  S.  "V ). 
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bewusstsein  des  Volkes  im  Einklang?  Kein  Sehender  wird  dies  behaupten. 13S) 
Es  ist  deshalb  auch  gewiss  klug,  die  Bestrafung  der  Abtreibung  den  Geschwo- 
renengerichten zu  entziehen. 134) 

Ohne  zu  weite  Konsequenzen  daraus  ziehen  zu  wollen,  möchte  ich  hier 
an  ein  Wort  v.  Feuerbach’s  (Geschworenengerichte  S.  244)  erinnern,  wonach 
„man  bei  der  Finsternis  leicht  an  Werke  der  Finsternis  denkt,  und  eine 
Justiz,  die  das  Licht  scheut,  wenigstens  den  Verdacht  erregt,  dass  sie  das 
Licht  nicht  ertragen  könne“.  Aber  das  ist  den  Eiferern  auch  ganz  gleich- 
giltig.  Sonst  wird  ja  fortwährend  konstatiert,  ein  gutes  Gesetz  müsse  der 
Ausdruck  der  Rechtsanschauung  des  Volkes  sein,  und  das  Wort  „Juristen- 
recht“ gilt  kaum  irgendwo  als  Empfehlung  oder  Anerkennung.  In  unsrer 
Frage  ist  diese  Erkenntnis  verschwunden.  Und  so  konnte  es  geschehen, 
dass  Lewin  S.  72  einen  die  Rechtsentwicklung  behandelnden  Abschnitt  seines 
mehrzitierten  Buches  mit  den  Worten  schloss:  „Nicht  als  ob  ich  meinte,  dass 
die  Empfindung  breiter  Volksschichten  sich  im  Laufe  der  Jahrtausende  trotz 
Religion  und  wachsender  allgemeiner  Kultur  in  bezug  auf  die  Rechte  des 
Fötus  oder  das  Unethische  der  Abtreibung  viel  geändert  habe.  Nur  das  Straf- 
recht an  sich  hat  bis  zu  einer  gewissen  Grenze  in  der  Auffassung  des  Ver- 
brechens und  des  Objektes  des  Verbrechens  erhebliche  Fortschritte  gemacht.“ 

Das  heisst  also,  das  Strafrecht  hat  sich  in  bewusstem  Gegensatz  zu  der 
Ansicht  und  Empfindung  breiter  Volksschichten  entwickelt,  an  deren  Über- 
zeugung auch  jahrtausendelange  Suggestionen  nichts  ändern  konnten,  die 
also  wohl  tief  im  Bewusstsein  und  Rechtsgefühl  der  Mehrzahl  der  Menschen 
begründet  sein  muss. Aber  „es  bildet  einen  schweren  Vorwurf  für  jede 

133)  Mit  vollem  Recht  sagt  Schultzenstein  (Beseitigung  S 310):  „Die  Achtung 
vor  dem  Fötus  als  einem  Wesen , das  einst  Mensch  wird,  war  in  der  breiten  Volks- 
masse kaum  jemals  vorhanden.“  — „ Moll  in  seiner  «Ärztlichen  Ethik»  meint  sogar, 
es  gäbe  wenige  Gesetze  im  Strafgesetzbuch,  die,  besonders  mit  Rücksicht  auf  die 
Schwere  der  Strafe,  so  mit  dem  Volksgefühl  in  Widerspruch  stünden,  ■wie  die  Be- 
strafung der  Abtreibung“  ( Wilhelm  S.  327). 

134)  So  z.  B.  Österreich  und  Deutschland  bezüglich  der  selbst  abtreibenden 
Schwangeren  und  des  mit  ihrer  Zustimmung  abtreibenden  „Dritten“. 

135)  Graf  zu  Dohna  (Besprechung  S.  526)  meint:  „Es  sollte  (hiefür)  nioht 
genügen,  dass  in  Volkskreisen  mildere  Auffassung  dieses  Verbrechens  vorherrsch^ 
als  die,  von  welcher  der  Gesetzgeber  ausgegangen  ist;  sondern  es  bedürfte  ausser- 
dem des  Zugeständnisses,  dass  diese  mildere  Auffassung  berechtigt  ist.  Andernfalls 
hätte  die  höhere  Strafdrohung  gerade  den  guten  Sinn,  die  dem  Volle  verloren  ge- 
gangenen Hemmungsvorstellungen  wieder  zu  beleben  und  zu  stärken“.  Betreffs  der 
„Berechtigung“  kann  ich  auf  das  vorstehend  Gesagte  verweisen.  Im  übrigen  vor- 
misse ich  bei  Dohna  die  Einheitlichkeit:  Einmal  spricht  er  von  „Volkskreisen“,  das 
andremal  von  „dem  Volk“.  Der  Meinung  einzelner  Volkskreise  wird  zumeist  nicht 
zu  grosse  Bedeutung  beizulegen  sein.  Das  Rechtsgefühl  eines  Volkes  aber  nicht  nur 
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Strafgesetzgebung,  wenn  sie  ihre  Normen  dem  moralischen  Bewusstsein  des 
Volkes  nicht  anzupassen  versteht“  ( v . Lilienthal  S.  25).  Und  nocli  schwerer 
wird  der  Vorwurf,  wenn  sie  sie  nicht  anpassen  will. 

Es  erscheint  mir  auch  nicht  richtig,  dass  „der  Staat  ...  im  Interesse 
der  eigenen  Selbsterhaltung  verhindern  muss,  dass  diejenigen  sittlichen  An- 
schauungen, welche  seine  Grundlage  bilden,  eine  wesentliche  Änderung  er- 
fahren“ (so  Wachenfeld  S.  BIO),  ja,  dass  es  auch  nur  gebilligt  werden  könne, 
entgegen  einer  allgemein  eingetretenen  besseren  Erkenntnis  lediglich  seiner 
Selbsterhaltung  halber  einen  wahren  Fortschritt  zu  hindern. 

Es  kann  gewiss  nicht  gebilligt  werden,  wenn  das  Ansehen  eines  als  un- 
gerecht und  unheilvoll  erkannten  Gesetzes  durch  seine  um  so  strengere  Hand- 
habung aufrecht  zu  erhalten  gesucht  wird,  damit  es  nicht  weiterhin  „ver- 
höhnt“ ( Lenin  S.  7)  oder  „verspottet“  ( Gross  S.  345)  werde,  sondern  ein 
solches  Gesetz  ist  so  rasch  als  möglich  zu  ändern. 

Ich  kann  deshalb  auch  jenen  Autoren186)  nicht  durchwegs  unbedingt  zu- 
stimmen, welche  es  bedauern,  dass  so  viele  Abtreibungen  nicht  entdeckt 
werden,  nicht  nachweisbar  oder  sonst  dem  Gerichte  entrückt  sind. 

Muss  doch  selbst  Lewin  zugeben,  dass  alle  Länder  „das  Band  der  harten 
Notwendigkeit  umschlingt“  (S.  21/22),  dass  Abtreibungen  „zu  einem  grossen 
Teile  unter  dem  Zwange  eiserner  Notwendigkeit“  (S.  7)  begangen  werden 
und  dass  es  „Verhältnisse  gibt,  die  mächtiger  sind  als  jedes  Gesetz“  (S.  5). 
Wie  verträgt  es  sich  mit  dieser  richtigen  Erkenntnis,  das  absolute  Verbot 
jeder  Abtreibung  als  eine  Forderung  der  Humanität  hinzustellen,  die  Über- 
treter des  Verbotes  ausnahmslos  „entmenscht“  und  „verkommen“  zu  nennen? 


11. 

„Talia  eredo  sunt  multa“. 


§ 44. 

Gewiss  kann  die  Ausführung  der  Fruchtabtreibung  — insbesondre  wenn 
sie  nicht  im  richtigen  Zeitpunkt  oder  von  unberufenen  Händen  vorgenommen 
wird  — jedes  sittliche  und  humanitäre  Gefühl  verletzen.  Doch  ist  dies  kein 

zu  ignorieren,  sondern  ihm  im  Laufe  des  natürlichen  Fortschrittes  „verloren  ge- 
gangene Hemmungsvorstellungen“  durch  drakonische  Strafdrohungen  „zurückrufen 
(auch  wenn  es  sie  früher  nie  hatte?)  zu  wollen,  dürfte  keinen  Anspruch  auf  Be- 
rechtigung machen  können. 

13G)  2.  B.  Kleinwächter  S.  206:  „Diese  Schwangerschaftsunterbrechung,  ganz 
offen  vorgenommen,  zählt  nach  unserer  Anschauung  ebenfalls  zur  kriminellen,  ist 
aber  leider  dem  Gerichte  ganz  entrückt.“ 
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Beweis  gegen  ihre  Zulässigkeit  im  Prinzip,  insbesondre  unter  scharfer  Ein- 
schränkung und  Forderung  von  Kautelen.  Auch  eine  chirurgische  Operation 
verletzt  das  Gefühl  und  auch  sie  kann,  von  unberufenen  Händen  oder  unter 
widrigen  Umständen  ausgeführt,  schreckliche  Folgen  nach  sich  ziehen.  Wer 
wollte  deshalb  leugnen,  dass  sie  die  segensreichsten  Folgen  haben  kann,  und 
wer  wollte  ein  gesetzliches  Verbot  aller  Operationen  wünschen? 

Ebenso  aber  ist  es  mit  der  Abtreibung.  Sie  kann  einem  noch  nicht  zum 
Leben  und  Fühlen  erwachten  Wesen  ein  qualvolles  Dasein  ersparen,  kann  eine 
Familie  vor  Not  und  Schande  retten.  Sie  kann  die  Folgen  eines  Unglücks } 
eines  übereilten  Fehltrittes,  ja  selbst  eines  Verbrechens  gut  machen.  Selbst- 
morde und  Irrsinnsfälle  könnten  durch  rechtzeitiges  Eingreifen  vermieden 
werden,  ebenso  wie  zahlreiche  unglückliche  Ehen, 137)  die  lediglich  wegen  der 
Folgen  einer  schwachen  Minute  geschlossen  werden  und  dann  oft  zur  Trennung 
oder  gegenseitigen  Misshandlung,  ja  selbst  zur  Tötung  eines  Gatten,  zur  Miss- 
handlung, eventuell  Tötung  des  unschuldigen  Kindes  führen  können. 

Zweier  weiterer  Punkte,  die  ich  schon  in  meinen  „Pflichten“  als  erstrebens- 
wert bezeichnet  habe,  gedenkt  auch  Schneickert  S.  138  mit  folgenden  Worten: 
„Ein  weiterer  Erfolg  der  Reform  wäre  die  sichere  Abnahme  der  unehelichen 
Geburten,  ein  nicht  zu  unterschätzendes  soziales  Moment;138)  ferner  die  Ver- 
minderung der  in  Alimentationsprozessen  noch  häufig  vorkommenden,  ja  über- 
handnehmenden Eidesverletzungen“. 139) 

Aber  noch  manches  andere  Verbrechen  wird  durch  das  bedingungslose 
Verbot  jeder  Abtreibung  und  ihre  Erklärung  als  Verbrechen  gefördert. 

Schneickert  S.  136/137  weist  sehr  richtig  darauf  hin,  dass  durch  die  Zu- 
lassung der  Abtreibung  die  Zahl  der  Kindesmorde  sich  verringern  würde,  und 
meint,  man  solle  denn  doch  von  zwei  Übeln  das  kleinere  wählen.  14°)  Er  fährt 
fort:  „Hat  der  aus  Unvorsichtigkeit  einmal  Mensch  gewordene  Fötus  auch 

137)  Auch  wenn  wir  von  dem  österreichischen  Spezifikum  der  Erzwingung  von 
Ehen  durch  Strafrichter  auf  Grund  des  § 506  St. -G.-B.  absehen,  über  das  ich  in  meinen 
„Pflichten“  S.  142  gesprochen  habe.  Dass  obendrein  eine  solche  Ehe  „aus  Mangel 
der  wirklichen  Einwilligung'“  (§  55  allg.  b.  G.-B. : „Die  Einwilligung  zur  Ehe  ist  ohne 
Rechtskraft,  wenn  sie  durch  eine  begründete  Furcht  erzwungen  worden  ist“)  jederzeit 
als  ungiltig  angefochten  werden  kann,  scheint  übrigens  bei  diesen  modernen  „Zwangs- 
kopulationen“ nicht  bedacht  zu  werden. 

8)  Im  0)  ient  (Türkei)  dankt  man  laut  Schneickert  S.  114  der  Abtreibung  das 
fast  völlige  Fehlen  unehelicher  Kinder. 

139)  VergL  diesbezüglich  Rosenberg  über  den  § 1708  des  Deutschen  b.  G.-B. 

14°)  Ich  muss  Schneickert  darin  recht  geben.  Wenn  er  aber  ibid.  meint,  der 
Versuch  der  Kindestötung  sei  deshalb  „ein  weitaus  schrecklicheres  Übel  für  ein  Volk“ 
und  strafwürdiger  als  die  Abtreibung,  weü  diese  regelmässig  geheim  bleibe,  jene  aber 
meist  der  Öffentlichkeit  bekannt  wird,  so  kann  ich  nicht  umhin,  eine  solche  Moti- 
vierung als  verfehlt  zu  bezeichnen. 
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glücklich  die  Geburt  überstanden,  so  hören  damit  die  Nachstellungen  gegen 
sein  ferneres  Leben  bekanntlich  noch  lange  nicht  auf ; er  wird  langsam,  aber 
systematisch  dem  Tode  ausgeliefert.  Wer  glaubt  heute  noch  in  allen  Fällen 
an  natürliche  Ursachen  der  grossen  Kindersterblichkeit  ? Der  Statistiker  Prof. 
Georg  v.  Mayr  (München)  gibt  uns  in  seiner  «Bevölkerungsstatistik»  (Statistik 
und  Gesellschaftslehre,  IT.  Band,  Freiburg  i.  B.  1897)  einige  Anhaltspunkte. 
Er  sagt  auf  Seite  272  seines  Buches:  «Das  Studium  der  Säuglingssterblich- 
keit, insbesondere  im  Zusammenhänge  mit  der  Gestaltung  der  Ernährungs- 
verhältnisse, lässt  darüber  keinen  Zweifel,  dass  absichtliche  oder  doch  wenig- 
stens fahrlässige,  die  Sterbegefahr  wesentlich  steigernde  Vernachlässigung  der 
Säuglinge  weit  verbreitet  ist.  — In  ihren  schlimmsten  Erscheinungsformen 
berührt  sich  diese  Vernachlässigung  unmittelbar  mit  dem  Kindesmord  und 
wird  geradezu  ein  Mittel  raffinierter  Ausführungen  desselben.  Die  auffällig 
zahlreichen  „Verunglückungen“  Unehelicher  geben  ein  statistisches  Spiegelbild 
jener  Fälle,  in  welchen  die  Vernachlässigung  in  handgreiflicherWeise  vom  ge- 
wünschten Erfolg  begleitet  war».“ 

Auch  wohlüberlegter  Mord  tritt  uns  in  dieser  Gestalt  entgegen.  Ein  seit 
uralten  Zeiten  beliebtes  Mittel  zur  Ausführung  desselben  ist  das  Erdrücken 
des  Kindes  „im  Schlafe“.  Schon  in  der  Dekretalensammlung  Gregor’ s IX. 
ist  die  Tötung  von  Kindern  durch  ihre  Eltern,  namentlich  durch  die  Mütter, 
besonders  hervorgehoben,  und  das  sowohl  vorsätzliche  als  fahrlässige  Erdrücken 
der  Kinder  im  Schlafe,  insbesondere  durch  griechische  Priester,  spielt  dabei 
eine  besondere  Rolle  ( Hinschius  S.  178).  Selbstverständlich  kleidet  solcher 
Mord  sich  in  das  Gewand  des  „Unglücksfalles“. 14]) 

Doch  wozu  es  auf  solche  wirkliche  oder  bloss  vorgeschützte  Verunglück- 
ungen ankommen  lassen,  die  eine  Anklage  zur  Folge  haben  können?  Un- 
auffälliger wirkt  eine  tätliche  Erkältung,  die  Ansteckung  mit  einer  mörder- 
ischen Kinderkrankheit  oder  eine  Reihe  schwerer  Diätfehler.  Sollte  nicht 
gleich  der  erste  Versuch  glücken,  so  können  beliebig  viele  andere  folgen. 
Und  war  das  Kind  schon  mehrmals  vor  seinem  endlichen  Tode  krank,  so 
wird  um  so  weniger  leicht  jemand  einen  unangenehmen  Verdacht  schöpfen. 

M)  Merkwürdig  vertrauensvoll  v.  Fctbrice-  Weber  S.  125,  die  sich  sogar  über  die 
Verhängung  von  Kirchonbussen  gegen  Mütter  ereifern,  die  ihre  Kinder  im  Schlafe 
erdrückten:  „Wer  je  den  Jammer  einer  armen  Mutter  mit  angesehen,  welcher  ein 
solches  Unglück  begegnete,  wird  es  kaum  begreifen,  dass  man  ein  ohnedem  so  trost- 
loses Geschöpf  noch  mit  Kirchenbussen  martern  konnte“.  Es  ist  immer  hübsch,  wenn 
man  seine  Mitmenschen  für  so  gut  hält,  dass  sie  weder  ein  Verbrechen  unter  harm- 
losem Vorgehen  begehen  noch  Trostlosigkeit  markieren  können.  Die  Stelle  erinneU 
stark  an  die  Bemerkung  der  preussischen  Motive  1830,  Band  III,  S.  212  über  die 
Schwangere,  die  aus  Fahrlässigkeit  den  zu  frühen  Abgang  ihrer  Frucht  verursacht 
hat,  und  die  deshalb  straflos  bleiben  soll,  weil  sie  „in  den  meisten  Fällen  durch  den 
Verlust  ihror  Hoffnungen  für  ihre  Unvorsichtigkeit  hart  genug  gestraft  soyn  wird“ 
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Man  entaiune  sich  auch  der  oben  S.  55  wiedergegebenen  Worte  Wittels' 
S.  11,  dass  „die  widerwillig  geborenen  Kinder  mit  mehr  oder  weniger  Nach- 
hilfe zu  sterben  pflegen“,  und  vergleiche  damit  die  bei  Klotz-Forest  S.  206 
bezogenen  Statistiken,  denen  zufolge  die  Sterblichkeit  unehelicher  Kinder  die 
der  ehelichen  Kinder  unverhältnismässig  übersteigt. 

Zur  Beseitigung  solcher  unglücklichen  Kinder,  denen  die  Tötung  als 
Embryo  bald  nach  ihrer  Konzeption  das  denkbar  grösste  Glück  gewesen  wäre, 
existieren  z.  B.  in  England  förmliche  Anstalten,  und  auch  gewisse  „Kinder- 
pflegeanstalten“ dienen  zum  Teil  diesem  Zwecke.  Näheres  wolle  man  bei 
v.  Fabrice-  Weber  S.  17/18  nachlesen. 

Es  wird  nicht  schwer  sein,  zur  Einsicht  zu  gelangen,  dass  mit  solchen 
Fällen,  in  welchen  ein  langsames,  systematisches,  oft  qualvolles  Töten  der  zur 
Welt  gekommenen  Kinder  stattfindet,  die  Abtreibung  eines  fiihllosen  Embryo 
ohne  menschliche  Gestalt  sich  nicht  messen  kann.  v.  Fabrice-Weber  (Ein- 
leitung) allerdings  stellen  Kindesmorde,  ja  sogar  grausamen  Kindesmord, 
durchwegs  auf  dieselbe  Stufe  wie  die  Abtreibung.  Doch  muss  ich  die  Recht- 
fertigung einer  solchen  Anschauung  ihnen  selbst  überlassen. 

Dazu  kommt  noch  ein  Punkt,  auf  welchen  Wittels  S.  10  aufmerksam 
macht,  und  der  trotz  Wittels’  weitgehender  Behauptung  doch  einen  wahren 
Kern  enthält:  „Wenn  er“  (der  Staat)  „die  Fruchtabtreibung  verbietet,  .... 
züchtet  er  den  Mord  und  nicht  den  Kindesmord  allein  ....  Wer  gewohnt 
ist,  Bänder  umzubringen,  verliert  die  Achtung  vor  dem  Leben  auch  des  Er- 
wachsenen.“ Dasselbe  von  dem  zu  behaupten,  der  einen  Embryo  in  seiner 
ersten  Daseinszeit  abtreibt,  würde  wohl  selbst  der  Befangenste  als  nonsens 
erkennen. 


§ 45. 

Gewiss  für  sich  allein  nicht  ausschlaggebend,  im  Zusammenhalt  mit 
anderen  Argumenten  aber  sehr  zu  erwägen  ist  der  bekannte  Umstand,  dass 
die  heutige  Behandlung  des  Yerbrechens  der  Fruchtabtreibung  zu  den  ehr- 
losesten Erpressungen  die  beste  Gelegenheit  gibt.142)  Und  zwar  zu  Erpres- 
sungen je  nach  Lage  des  Falles  seitens  der  Schwangeren  — recte  schwanger 
Gewesenen  — 143)  oder  gegen  sie. 

14-)  Audi  Kamilla  Jellinek  gibt  S.  86  zu,  dass  das  Gesetz  in  unserem  Falle  leicht 
zu  Erpressungen  führt.  Yergl.  auch  Gruss  (unten  Note  334). 

14S)  Erfahrungsgemäss  werden  solche  Ansprüche  mit  einem  angeblich  aus 
der  Abtreibung  oder  deren  Versuch  hervorgegangenen  bleibenden  gesundheitlichen 
Schaden  motiviert.  Eventuell  genügt  die  Behauptung  von  Schmerzen.  Dem  Opfer 
ist  es  ja  nicht  mögüch,  die  Erpresserin  ärztlich  untersuchen  zu  lassen.  Eigentlich 
wäre  also  auch  ein  solcher  Vorwand  gar  nicht  notwendig.  Dass  che  Forderungen  in 
solchen  Fällen  ins  Exorbitante  steigen,  ist  selbstverständlich. 
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In  einer  grossen  Zahl  von  Fällen  weiss  die  betreffende  Person  ganz  genau, 
dass  der  Mann,  der  ihr  Hilfe  geleistet  hat,  alles  daran  setzen,  jeden  ihrer 
Wünsche  zu  befriedigen  suchen  muss,  um  nur  zu  vermeiden,  dass  seine  Tat 
zur  Kenntnis  der  Behörde  kommt.  Denn  ebenso  genau  weiss  er  in  diesen  Fällen, 
dass  ihr  Interesse  an  der  Geheimhaltung  nur  einem  Bruchteile  des  seinen 
gleichkommt. 

Ihre  Tat  ist  in  den  meisten  Fällen  mit  der  verhüssten  Strafe  erledigt, 
während  sein  ganzes  Leben  durch  die  blosse  Verurteilung,  ja  oft  schon  durch 
das  blosse  Bekanntwerden  seiner  Tat  — und  selbst  nur  Beihilfe  — zerstört 
sein  kann. 

In  wie  vielen  Fällen  wird  sie  ihn  zur  Beschaffung  von  Abortivmitteln 
schon  in  der  Absicht  bestimmen,  ihn  damit  zum  gefügigen,  wehrlosen  Opfer 
für  spätere  Erpressungen  zu  machen.  Dabei  ist  es  für  sie  ein  Leichtes,144) 
ihn  als  den  Anstifter  hinzustellen,  seihst  also,  wenn  es  noch  zu  keinem  Ver- 
such kam,  frei  auszugehen.  Und  sollte  ihr  dies  nicht  gelingen,  so  hat  sie  doch  — 
wir  werden  dies  hei  Betrachtung  der  Gesetzgebung  sehen  — begründete  Hoff- 
nung, mit  einer  milderen  Strafe  davonzukommen,  als  er. 

Besonders  gehen  ihr  dabei  jene  Gesetze  an  die  Hand,  welche  den  Er- 
zeuger der  abgetriebenen  Frucht  strenger  bedrohen  als  jeden  anderen  ceteris 
paribus  Handelnden.  Noch  vollkommener  allerdings  jene  Gesetze,  welche 
zwar  den  „Dritten“,  nicht  aber  die  Schwangere  selbst  wegen  Abtreibung  oder 
deren  Versuches  bedrohen. 

Auch  Medizinalpersonen  gegenüber  ist  die  Schwangere  nach  manchen 
Gesetzen  im  Vorteile. 

Ist  solch  ein  Unglücklicher  in  öffentlicher  Stellung,  so  können  die  Er- 
pressungen dauern,  bis  einer  von  beiden  Teilen  stirbt  oder  er  aus  der  Aktivi- 
tät geschieden  ist.  Denn,  ist  auch  die  kriminelle  Haftung  verjährt,  — die 
Disziplinarbehörde  kennt  keine  Verjährung. 

Dass  zu  solchen  Erpressungen  auch  die  Beschuldigung  wegen  erdichteter 
facta  häufig  genügt,  ist  klar.  Diesbezüglich  verweise  ich  auf  Anhang  H 
meiner  „Pflichten“,  aus  dem  ich  hier  nur  eine  Stelle  zitiere: 

„Was  für  unleidliche  Zustände  aus  diesen  Verhältnissen  hervorgehen,  mit 
welcher  Peinlichkeit  jeder  Mann,  auch  der  unanzweifelbarste  Ehrenmann  der 
anständigen  Bevölkerungskreise,  eine  derartige  noch  so  haltlose  verleumderische 
Anzeige  vermeiden  muss  — denn  er  weiss  genau,  dass,  sollte  er  auch  frei  aus- 
gehen, semper  aliquid  haeret  — und  welch  reiches  Feld  für  Erpressung  und 
Bedrohung  mit  solcher  Anzeige  dadurch  für  Frauen  gegeben  ist,  weiss  jeder 
Jurist.  Ebenso,  dass  das  Weih  sich  solche  Anzeigen  ziemlich  gefahrlos  leisten 
kann.  Besonders  möchte  ich  hier  die  Drohung  mit  Anzeige  wegen  versuchter 


144)  Vergl.  ineine  „Pflichten“  S.  151/152. 


109 


Verleitung  zur  Fruchtabtreibung  oder  selbst  wegen  Versuches  einer  solchen 
hervorheben.“  145) 

Den  Rest  besorgt  dann  noch  die  — soferne  nicht  Gründe  der  öffentlichen 
Sittlichkeit  oder  der  öffentlichen  Ordnung  in  Betracht  kommen  — unbedingte 
Öffentlichkeit  der  Gerichtsverhandlungen,  über  die  ich  mich  in  meiner  „Duoll- 
bekämpfung“  bereits  — in  gebotener  Kürze  — ausgesprochen  habe. 

Das  Gegenstück  zu  dieser  Art  der  Erpressungen  sind  die  Erpressungen 
von  Gaunern  an  den  geängstigten  Schwangeren.  Ein  hervorragendes  Beispiel 
dafür  aus  England  finden  wir  bei  Lewin  S.  24:  „Auf  Zeitungsannoncen  hin, 
in  denen  von  einem  Erpresser  zuverlässige  « Frauenmittel » empfohlen  waren, 
meldeten  sich  in  weniger  als  zwei  Jahren  über  12,000  Frauen,  die  dann  von 
demselben  Individuum  Drohbriefe  erhielten,  Geld  zu  zahlen,  oder  von  den 
Behörden  verfolgt  zu  werden“. 

Auch  das  Betrügerwesen  erfährt  durch  das  bedingungslose  Abtreibungs- 
verbot eine  mächtige  Förderung.  Förmliche  Gilden  von  Verbrechern  und 
Verbrecherinnen  haben  sich  schon  zur  Ausnützung  der  unglücklichen  Opfer 
gebildet. 

„In  Berlin  trieb  jahrelang  ein  Mann  sein  Unwesen,  der  sich  von  Schlepper- 
innen Schwangere  behufs  Abtreibung  zuführen  liess,  und  diese  dann  gegen 
gute  Bezahlung  mit  harmlosen  Eisenpräparaten  versah.  Wurde  ein  Fall  be- 
kannt, so  wurden  die  unglücklichen  Frauen  und  Mädchen  bestraft,  während  er 
ausser  Verfolgung  gesetzt  werden  musste,  sein  unrühmliches  Handwerk  un- 
gestört fortsetzte  und  weitere  weibliche  Personen  veranlasste,  sich  strafbar  zu 
machen  durch  seine  scheinbar  gefällige  Hilfe“  ( Strassmann , Wünsche  S.  27). 146) 

Derartiges  ist  gewiss  eines  Rechtsstaates  nicht  würdig.  Strassmann' s weiterem 
Satze:  „Wenn  eine  Schwangere  ausdrücklich  deshalb  bestraft  wird,  weil  sie 
Mittel  anwendete,  die  sie  für  geeignet  hielt,  so  würde  meines  Erachtens  der- 
jenige der  Beihilfe  schuldig  sein,  der  ihr  solche  Mittel  reichte,  auch  wenn 
er  sie  nicht  für  geeignet  hielt“,  kann  ich  mich  als  Jurist  selbstverständlich 
nicht  anschliessen.  Aber  Bestrafung  wegen  Betruges  würde  dem  Gesetze 
entsprechen. 

Die  Praxis  des  Deutschen  Reichsgerichtes  schwankt  in  dieser  Richtung. 
Ich  verweise  auf  folgende  Entscheidungen: 

17.  2.  87,  XV,  315:  Verurteilung  wegen  Betruges. 

3.  7.  03,  XXXVI,  334  nimmt  weder  Betrug  noch  Betrugsversuch  an  (weil 

nur  rechtlich  geschützte  Interessen  strafrechtlichen  Schutz  geniessen,  an 

Man  wolle  zu  diesem  Gegenstände  auch  die  zutreffenden  Ausführungen 
Luker  s über  die  „maskierten“  Erpressungen  weiblicher  Personen  vergleichen.  Ebenso 
Krohne  S.  476. 

14C)  Vergb  darüber  auch  die  einschlägigen  Daten  im  VI.  Teile  dieser  Arbeit. 
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dem  für  Bewirkung  einer  Abtreibung  gegebenen  Geld  aber  kein  solches 

bestehe ) 

21.  4.  06,  XXXVIII,  423  gibt  wieder  die  Möglichkeit  des  auf  obige  Weise 

begangenen  strafbaren  Betruges  zu. 

Ebenso  unabstreitbar  ist  es,  dass  das  Gesetz  durch  seine  Strafdrohungen 
die  hilfesuchende  Schwangere  auch  der  Ausbeutung  in  die  Arme  treibt.  Der 
anständige  Fachmann  hätte  sich  mit  einer  in  manchem  Falle  vielleicht  hohen, 
immerhin  aber  innerhalb  zulässiger  Grenzen  sich  bewegenden  Honorierung 
begnügt.  Die  im  Trüben  fischenden  Ausbeuter  hingegen,  wohl  wissend,  dass 
die  Schwangere  in  ihrer  Hilfsbedürftigkeit  auf  sie  angewiesen  und  in  ihrer 
Todesangst  zum  äussersten  Opfer  bereit  ist,  werden  ihrer  Begierde  keine 
Schranken  auferlegen.  Die  Verzweifelnde  wird  neben  dem  Risiko  ihres  Lebens 
lieber  die  schwersten  Opfer  bringen,  als  die  sich  bietende,  angeblich  rettende 
Hand  loslassen.  Das  Strafgesetz  aber  gibt  diesen  Ehrenmenschen  noch  selbst 
die  Handhabe,  ihre  masslosen  Forderungen  durch  den  Begriff  der  Risiko- 
prämie zu  motivieren,  ebenso  wie  es  den  Erpressern  und  Betrügern  ihr  sauberes 
Handwerk  ermöglicht. 

Dass  dadurch  hauptsächlich  den  Angehörigen  der  besitzlosen  Klassen  die 
Hilfe  abgeschnitten  ist,  liegt  auf  der  Hand;  ebenso  die  Folgerung,  die  sich 
daraus  für  sozialpolitische  Erwägungen  ergibt. 

Wie  viel  Unglück  gerade  erst  durch  die  Strafdrohungen  auch  sonst  noch 
verursacht  wird,  soll  an  entsprechender  Stelle  (im  2.  Kapitel  des  VI.  Teiles) 
noch  gezeigt  werden. 


§ 46. 

Hat  man  sich  durch  solche  Erwägungen  Rechenschaft  gegeben  über  die 
wahre  sittliche  Natur  einer  konkreten  Abtreibung,  ist  die  Schwangerschaft 
noch  im  Anfangsstadium,  hat  man  sich  des  Einverständnisses  der  Berechtigten 
versichert  und  im  Besitze  der  nötigen  Kenntnisse  und  Fertigkeit  das  Bewusst- 
sein, ohne  Gefährdung  (vgl.  unten  im  VI.  Teile)  helfen  zu  können,  wo  Hilfe 
nottut,  so  ist  vom  Standpunkte  der  lex  ferenda  nicht  abzusehen,  weshalb  der 
Arzt  nicht  mit  reinem  Gewissen  die  Hilfe  bringen  könne.  Und  es  ist  völlig 
ungerechtfertigt,  wenn  z.  B.  Kleinwächter  S.  201  und  206  nur  „minder  ge- 
wissenhaften“ oder  gar  Lewin  S.  5 nur  „vereinzelten,  verkommenen  Ärzten, 
die  der  Gewinn  des  Blutgeldes  mehr  lockt,  als  sie  Moral  und  Gesetz  ehren“, 
die  Ausführung  von  Abtreibungen  zutraut;  oder  wenn  v.  Fdbrice-  Weber  S.  17 
solche  Ärzte  frisch,  fromm,  fröhlich  und  frei  mit  dem  Titel  „Schufte“  belegen. 
Wenn  irgendwo,  so  gilt  hier  das  Wort  v.  Bar's  S.  226,  „dass  es  nicht  immer 
die  Gemeinheit  ist,  die  mit  dem  Strafgesetze  in  Konflikt  gerät“.  Es  ist  ge- 
wiss bei  klarem  Blick  nicht  zu  leugnen,  dass  mancher  tüchtige,  allgemeines 
Vertrauen  geniessende  Arzt,  welcher  eine  Abtreibung  im  Einverständnis  mit 
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allen  Berechtigten  aus  Mitleid  und  im  Bestreben,  Hilfe  zu  bringen,147)  mit 
eigener  Gefahr  vornehmen  würde,  zu  den  edelsten  und  opfermutigsten  zählen 
könnte;  zu  jenen,  welche  ihre  Aufgabe,  Hilfsbedürftigen  zu  helfen,  wirklich 
gewissenhaft  erfüllen.  Wie  viel  Unglück  und  Elend  könnte  ein  solcher  Mann 
verhüten,  ohne  dass  irgend  ein  Recht  dabei  verletzt  würde. 

Klotz-Forest  S.  234/235  gibt  aus  dem  Roman  „Le  droit  ä l’avortement“ 
von  Br.  Darricarrbre  folgende  einem  Arzte  in  den  Mund  gelegte  Meditation 
wieder:  „Le  crime  n’est  pas  pour  moi  dans  la  violation  d’un  dogme  ou  d’un 
code,  dans  la  revolte  contre  les  lois  qui  varient  suivant  les  pays  et  les  temps  . . . 
Le  crime,  ä mes  yeux,  c’est  de  faire  sciemment  du  mal  ä l’individu ; or,  je 
ne  saurais  considerer  comme  tel  un  embryon  inerte,  un  germe  inconscient,  un 
foetus  incapable  de  vivre  hors  du  sein  de  sa  mere.“  Und  dazu : „A  son  avis 
l’avortement,  de  meme  que  la  sterilite  volontaire,  etait  souvent  un  devoir  de 
primordiale  hoimötetc“. 

Also  auch  hier  erreichen  die  Ansichten  die  extremsten  Pole. 

Deshalb,  mag  man  die  Fruchtabtreibung  selbst  an  sich  als  eine  „schänd- 
liche“ Operation  betrachten,  das  kami  wohl  seihst  vom  extremsten  Standpunkte 
aus  nicht  geleugnet  werden,  dass  sie  fallweise  die  besten  und  edelsten  Funk- 
tionen erfüllen  kann.  Nun  heiligt  ja  gewiss  nicht  der  Zweck  das  Mittel,  wes- 
halb ich  meinerseits  die  Abtreibung  stets  nur  innerhalb  der  angedeuteten  engen 
Grenzen  zulässig  finde.  Jedenfalls  aber  werden  wir  St.  Augustinus  zustimmen 
müssen,  wenn  er  die  Worte  seines  Freundes  Trygetius  bestätigt,  dass 
manches,  für  sich  allein  betrachtet,  hässlich,  zusammen  aber  mit  dem  Weltall 
nicht  imgeordnet,  sondern  am  gehörigen  Platze  erscheint.  Und  wenn  er  ibidem 
13  die  Worte  beifügt:  „Talia  credo  sunt  omnia,  sed  oculos  quaerunt,“  so 
sind  diese  Worte  auch  für  die  Beurteilung  der  Fruchtabtreibung  zutreffend. 

147)  Auch  die  önter r.  Erläuterungen  (S.  258)  geben  das  Vorkommen  von  Fällen 
zu,  „in  denen  der  Dritte  uneigennützig  nur  der  Schwangeren  zuliehe  handelt“. 


II.  Teil. 


Die  Standpunkte  der  leges  latae. 


I.  Kapitel. 

Allgemeines. 

§ 47. 

Nachdem  im  Vorstehenden  rein  akademisch  gezeigt  wurde,  welche 
Rechtsg'üter  durch  die  Abtreibung  verletzt  oder  bei  Einhaltung  der  von 
mir  als  conditio  sine  qua  non  aufgestellten  Bedingungen  und  Kautelen 
nicht  verletzt  werden,  soll  nunmehr  eine  Untersuchung  darüber  folgen, 
welchen  Standpunkt  betreffs  der  zu  schützenden  Rechte,  zur  Begründung 
ihrer  Verbote  und  Strafdrohungen  also,  verschiedene  Gesetzgebungen 
eingenommen  haben  und  noch  einnehmen.  Auch  hier  wird  Bezugnahme 
auf  die  Literatur,  werden  kritische  Bemerkungen  und  Betrachtungen 
nicht  fehlen  können. 

Übrigens  darf  die  Frage  nach  dem  Standpunkte  der  Gesetze  nicht 
missverständlich  gestellt  werden.  Sie  lautet  nicht:  Wer  oder  was  soll 

durch  das  Verbot  der  Abtreibung  geschützt  werden?  Denn  das  ist 
naturgemäss  die  Frucht,  gleichviel,  ob  wir  nur  ihr  Leben  oder  auch 
ihre  Gesundheit  geschützt  finden.  Das  Entscheidende  der  Frage  ist:  Zu 
wessen  Gunsten  erfolgt  der  Schutz  ? In  diesem  Sinne  sind  alle  die  ein- 
schlägigen Erörterungen  aufzufassen. 

Dass  bei  der  besonders  strengen  Bedrohung  der  Abtreibung  ohne 
Zustimmung  der  Schwangeren  ausser  der  Frucht  auch  die  Schwangere 
geschützt  werden  soll,  ist  ein  blosses  Akzedens  zu  dem  Vorgesagten 
und  ändert  an  diesem  nichts.  Übrigens  soll  die  Abtreibung  ohne  Zu- 
stimmung der  Schwangeren  in  einem  eigenen  Abschnitte  behandelt 
werden. 


r.  Liszt,  Kriminelle  Fruehtabtreibuog. 
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Wie  ich  schon  in  den  einleitenden  Worten  gezeigt  habe,  hat  der 
Standpunkt  der  Betrachtung  der  Abtreibung  nach  Zeit  und  Ort  inner- 
halb der  extremsten  Grenzen  gewechselt. 

Selbstverständlich  ist  es,  dass  die  Betrachtung  der  Tat  mit  den 
allgemeinen  Rechtsanschauungen  sich  ändern  musste ; dass  diese  z.  B. 
in  manchem  Rechte  als  eine  bloss  zum  Schadenersatz  verpflichtende 
Tat  (so  z.  B.  nach  germanischem  und  mosaischem  Recht)  angesehen 
wurde  und  erst  im  Laufe  der  Entwicklung  unter  einen  anderen  Gesichts- 
punkt rückte.  Aber  auch  noch  in  den  Zeiten,  in  welchen  solche  allge- 
meine Vorfragen  längst  entschieden  waren,  wechselt  der  Standpunkt, 
von  welchem  aus  man  die  Abtreibung  behandelt  wissen  will.  Dies  auch 
innerhalb  des  Kreises  jener  Ansichten,  die  die  Abtreibung  als  ein  Ver- 
brechen im  engern  Sinne  erklären.  Und  obwohl  wir  sahen,  dass  durch 
sie  das  Recht  keines  der  überhaupt  in  Betracht  ziehbaren  Teile  — der 
Frucht,  der  Schwangeren,  des  Vaters,  des  Staates  und  Anderer  — ver- 
letzt wird  (immer  vorbehaltlich  der  zu  verlangenden  Bedingungen  und 
Kautelen),  so  wurde  doch  die  Abtreibung  der  Reihe  nach  als  Ver- 
letzung sämtlicher  genannten  Faktoren  erklärt.  Wo  man  dann  schliess- 
lich jeden  Standpunkt  als  unhaltbar  erkannte,  dort  wurde  der  „Schutz 
der  Sittlichkeit“  — mit  welchen  Begründungen,  haben  wir  bereits  ge- 
sehen — angerufen. 

In  seinen  „Tötungsdelikten“  sagt  v.  Liszt  auf  Seite  7 : Der  Gesetz- 
geber „muss  vor  allem  wissen,  welches  das  Rechtsgut  ist,  das  er  durch 
seine  Drohungen  schützen  will.  In  gar  vielen  Fällen  hat  er  das  nicht 
gewusst,  hat  vielleicht  nicht  einmal  versucht,  sich  die  Frage  vorzulegen.“ 
Die  Bemerkung  könnte  unserem  Thema  auf  den  Leib  geschrieben  sein. 

Als  interessant  sei  hier  wiedergegeben,  was  Tardieu  zum  Art.  317 
des  Code  penal  von  1810  bemerkt.  Er  bezeichnet  es  als  für  das  V er- 
brechen gleichgültig,  ob  die  Frucht  lebend  oder  tot,  lebensfähig  oder 
nicht,  ob  sie  vor  kurzer  oder  langer  Zeit  empfangen  sei,  was  für  „con- 
ditions  physiques,  intentionnelles  ou  morales“  vorhegen,  und  fahrt  fort: 
„Admettre  une  autre  theorie,  c’est  se  jeter  volontairement  et  comme  ä 
plaisir  dans  des  difficultes  et  des  incertitudes  sans  nombre“.  148)  lar- 
dieu  hat  praktisch  nicht  ganz  unrecht.  Wenn  man  strafen  will,  straft 
man.  Aber  wissenschaftlich  ist  das  nicht. 


148)  Ich  zitiere  nach  Schultzenstein  S.  400. 
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§ 48. 

Bei  den  ältesten  Völkern  war  von  Strafdrohungen  gegen  die 
Fruchtabtreibung  selbstverständlich  keine  Rede,  149)  schon  infolge  der 
„ungemeinen  Willkür,  mit  der  man  die  Tötung  und  Aussetzung  der 
Kinder  gestattete“  ( Horch  S.  1). 

So  findet  sich  bei  Hammurabi  keine  Strafdrohung  gegen  dolose 
(über  die  fahl-lässige  wird  noch  besonders  gesprochen  werden)  Abtrei- 
bung. Allerdings  findet  sich  bei  ihm  auch  keine  solche  gegen  Mord, 
Hochverrat,  Majestätsverbrechen,  Gotteslästerung;  und  zwar,  wie  D.  H. 
Müller  S.  190  und  201  meint,  „wahrscheinlich,  weil  diese  Verbrechen  an 
anderer  Stelle  genügend  eingeschärft  und  mit  fürchterlichen  Strafen 
bedroht  waren“.  Nichts  aber  berechtigt  uns,  für  jene  Zeit  dasselbe 
auch  hinsichtlich  der  Abtreibung  anzunehmen. 

Der  Zend-Avesta  hingegen  enthält  im  Vendidäd,  XV.  Fargard, 

folgende  Stelle : „9.  If  a man  come  near  unto  a damsel  and  she 

conceives  by  him,  let  her  not,  from  dread  of  the  people,  produce  in 
herseif  the  menses,  against  the  course  of  nature,  by  means  of  water 
and  plants. 

10.  And  if  the  damsel,  from  dread  of  the  people,  shall  produce 
in  herseif  the  menses  against  the  course  of  nature,  by  means  of  water 
and  plants,  there  is  a sin  upon  her  head. 

11.  If  a man  come  near  unto  a damsel and  she  conceives 

by  him,  let  her  not,  from  dread  of  the  people,  destroy  the  fruit  in  her 
womb. 

12.  And  if  the  damsel,  from  dread  of  the  people,  shall  destroy 
the  fruit  in  her  womb,  the  sin  is  on  both  the  father  and  herseif,  the 
murder  is  on  both  the  father  and  herseif;  both  the  father  and  herseif 
shall  pay  the  penalty  for  wilful  murder.“  (D armesteter,  I,  S.  174/175.) 

Betreffs  des  alten  indischen  Rechts  finde  ich  bei  Oldenberg  S.  80 
folgende  Stelle:  „Später150)  begegnet  uns  das  konfuse  System  der  «10 


1,J)  Es  ist  unrichtig,  wenn  Marie  Raschke  S.  4 meint:  „Gegen  die  Yernichtung 
des  keimenden  Lebens , die  Abtreibung,  wurden  schon  zu  allen  Zeiten  strenge 
Strafgesetze  erlassen“.  Nicht  nur  keine  strengen,  sondern  überhaupt  keine.  (Oder 
sollte  ein  Druckfehler  vorliegen,  so  dass  es  „zu  alten  Zeiten“  heissen  sollte  ? Leider 
war  eine  ältere  Auflage  der  Schrift  mir  unzugänglich.)  Ebenso  unrichtig  ist  es,  wenn 
Montier  S.  9 behauptet:  „La  sterilite  a toujours  ete  consideree  comme  uue  calamite“. 

150)  „Später“  = nach  Manu.  (5.  Jahrh.  v.  dir.) 
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Verbrechen».  Dieselben  sind:  2.  Tötung  weiblicher  Wesen 

10.  Abtreibung  der  Leibesfrucht.“ 

Bei  den  Griechen  war  die  Abtreibung  straflos.  Die  Frucht  wurde 
einfach  als  pars  viscerum  matris  betrachtet.  Plato  und  Aristoteles  haben 
sogar  die  Abtreibung  im  Interesse  des  Staates  empfohlen,  1B1)  und  Plato 
spricht  von  der  Abtreibung  als  etwas  ganz  gewöhnlichem. 152) 

Hippokrates  nahm  allerdings  seinen  Schülern  in  deren  Schwur  das 
Versprechen  ab,  niemals  einem  Weibe  ein  Abtreibungsmittel  zu  geben.153) 
Daraus  kann  aber  weder  für  noch  gegen  das  Bestehen  eines  staatlichen 
Abtreibungsverbotes  ein  Schluss  gezogen  werden.  Übrigens  war  das 
Vorgehen  Hippokrates'  selbst  durchaus  kein  einheitliches.  Ich  gebe  hier 
die  Darstellung  bei  Lewin  S.  9/10  über  diesen  Punkt  wieder. 

„ Hippokrates  erklärt  zwar  ausdrücklich,  dass  keiner  Frau  ein  Ab- 
treibungsmittel, ein  (fy&ooiov,  gereicht  werden  dürfe,  weil  es  Sache  der 
Heilkunst  sei,  das  von  der  Natur  Erzeugte  154)  zu  beschützen  und  zu 
erhalten,  und  untersagt  auch  in  seinem  « Schwure » den  Gebrauch  ab- 
treibender arzneilicher  Bougies  oder  Pessarien.  Andrerseits  rät  er  aber, 
vorausgesetzt,  dass  der  entsprechende  Abschnitt  wirklich  von  ihm  her- 
rührt, einer  Harfenspielerin,  die  im  Hause  einer  ihm  bekannten  Dame 
lebte,  mit  Männern  Umgang  hatte,  nicht  schwanger  werden  wollte,  aber 
es  doch  wurde,  so  zu  springen,  dass  sie  mit  den  Fersen  das  Gesäss 
berühre.  Sie  befolgte  seinen  Rat  und  abortierte  nach  dem  siebenten 
Sprunge.  155)  Dieser  Widerspruch,  der  zwischen  dem  Eide  und  einem 
solchen  Rate  liegt,  hat  die  Kommentatoren  viel  beschäftigt,  und  viel- 
leicht ist  er  so  zu  erklären , dass  cmöcpü-aQpa  und  (p&oQiov,  Ab- 
treibung und  Abtreibungsmittel,  sich  nur  auf  Gifte  beziehen,  die  ver- 
boten seien,  dagegen  sxtqmoks  und  txßohov  andere  Methoden  der 


151)  Yergl.  oben  S.  54. 

152)  Theaitotos  (Ausgabe  Wohlrab  1884,  S.  276)  149  E/D:  „Haxfdrijg : xal  firjv 
xal  öidovoat  ye  al  juatai  cpapfidxta  xal  CTtddovaat  dvvarrui  iyniotiv  te  rag  c odivag 
xal  /.iu\daxa>re(>o.q.  dv  ßovXcovrat,  nouTv , xal  rixreiv  T£  dt]  rüg  duoroxovoaq,  xal 
idv  v6ov  ov  dolgr/  d/ußUaxeiv,  dpifiXtoxovoiv  “ 

153)  "Opxog,  ed.  Littre,  IY,  630:  „oudt  yvvutxl  Tteaaov  cpdoqiov  dwacu.“ 

i54j  'Wag  i8t  darunter  zu  verstehen  ? Auch  ein  Karzinom  und  ein  Polyp  sind 
„von  der  Natur  erzeugt“. 

155)  Hippokrates,  JIbqI  cpuotoq  xuidiov,  ed.  Littrö,  VII,  490:  „xal  eyco  uxovoaq 
ixeXevadpirjv  avrrjv  ZQog  Jtuyijv  Tirjdrjoui  xal  smaxig  rjdrj  s?t£}ti]Ö£TO,  xal  rj  yovrj 
xareppvT]  ijfl  rtjvyijv , xal  \pocpoq  iyivsro , xaxeivrj  dt  idovaa  Ederjro  xal  edaupiaoev  . 
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Fruchtabtreibung  umfassen,  die  erlaubt  seien.  Wie  dem  auch  sein 
möge:  ein  die  Abtreibung  verurteilendes  Wort  findet  man  auch  an 
anderen  Stellen  nicht,  in  denen  klar  von  der  Abtreibung  durch  Gifte 
gesprochen  wird.  Es  bezeugen  aber  gerade  diese  Bemerkungen,  wie 
gewöhnlich  die  Abtreibung  war  und  wie  sie  als  etwas  teilweise  Not- 
wendiges angesehen  worden  sein  muss,  wenn  man  sie  vielleicht  auch 
als  unsittlich  empfand.  An  einer  bisher  nur  wenig  beachteten  Stelle 
findet  man  sogar  die  Mittel  für  die  Abtreibung  bezeichnet:  < Abführ- 
mittel oder  Getränke  oder  Nahrungsmittel  oder  Pessarien  oder  andere 
Eingriffe». 156)  Unter  den  öffentlichen  Mädchen  scheint  die  Abtreibungs- 
kunst gut  verbreitet  gewesen  zu  sein ; denn  lakonisch  sagt  Hippokrates : 
« Die  öffentlichen  Mädchen  erkennen , wenn  sie  beim  Manne  ge- 
wesen sind,  ob  sie  empfangen  haben.  Alsdann  treiben  sie  die  Frucht 
ab.»“157) 

Es  ist  wohl  völlig  Idar,  dass  eine  so  offen  vorgenommene  und  mit- 
geteilte Handlung  unmöglich  zu  den  mit  öffentlicher  Strafe  bedrohten 
gehören  konnte.  Betreffs  des  Falles  der  Harfenspielerin  {jiovooEQyoq) 
finde  ich  es  bemerkenswert,  dass  nicht  sie  sich  an  Hippokrates  erst 
um  Hilfe  gewendet  hatte , sondern  dass  er  ihr  seinen  Rat  erteilte, 
sobald  er  von  ihrer  Schwangerschaft  anderweitig  vernommen  hatte. 158) 

„Im  jüdischen  Altertum  scheint  die  Fruchtabtreibung  unbekannt 
oder  nicht  in  Übung  gewesen  zu  sein,  vielleicht  weil  das  « Seid  frucht- 
bar und  mehret  euch  » und  die  dem  Abraham  gemachte  V erheissung 

von  der  Vermehrung  seiner  Nachkommenschaft davon  abhielt“ 

(Leicin  S.  17/18).  Zur  Zeit  der  Entstehung  des  Christentums  scheint 
sich  das  geändert  zu  haben,  wie  wir  aus  folgenden  Worten  Josephus 
Flavius’  entnehmen  können:  „Das  Gesetz  befahl,  alle  Kinder  aufzu- 
ziehen. Den  Weibern  verbot  es,  die  Frucht  abzutreiben  oder  zu  töten; 
wenn  aber  dies  an  den  Tag  käme,  so  sollte  die  Betreffende  gleich 
einer  Kindsmörderin  sein,  die  ein  Leben  zerstört  und  die  Familie  ver- 
mindert hätte.“  (Zitiert  nach  Lewin  S.  18.) 

156)  Hippokrates , rvvcuxelav,  I,  72,  ed.  Littre,  VIII,  152. 

'”)  Hippokrates,  liegt  aagxäv,  19, 6d.  Littre,  VIII,  610:  „at  ezaigaz  al  örjpöcnai, 
aiziveq  avxecov  neneigrjv zcii  noWdxiq,  oxozav  Ttagd  dvdga  ’eXtfp,  yiyvoioxovoiv  oxdzav 
Xdßmoiv  iv  yaozgi  • xarceiz  ivdiacpdelgouoci’“. 

' 1581  Edit.  Littr6,  VIII,  490:  „xa.1  eepgaae  xf)  deaxolvr],  xal  6 Xoyoq  ifX&sv 

ecoq 
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§ 49. 

Das  alte  römische  Recht  dachte  gar  nicht  an  eine  strafrechtliche 
Behandlung  der  Abtreibung  als  solcher.  159)  Später  wurde  dieselbe  der 
zensorischen  Rüge  überlassen.  16°) 

Über  ihre  kriminelle  Bestrafung  ist  uns  aus  der  ganzen  Zeit  der 
Republik  kein  Beleg  überliefert.  Insbesondere  ergab  das  strenge  ius 
vitae  ac  necis  des  pater  familias  über  Leib  und  Leben  selbst  seiner 
bereits  geborenen  Kinder  auch  dessen  Verfügungsrecht  über  das  noch 
ungeborene  Kind  und  damit  die  Straflosigkeit  einer  durch  ihn  vorge- 
nommenen oder  veranlassten  oder  mit  seiner  Zustimmung  vorgenom- 
menen Abtreibung  als  selbstverständliche  Konsequenz.  Gegen  die  Ehe- 
frau, welche  ihre  Frucht  mit  Einwilligung  des  Gatten  abtrieb  (dass 
dies,  wie  Rein  S.  44(5  meint,  „wohl  kaum  vorkam“,  glaube  ich  nicht, 
und  die  von  Montier  — Essai  S.  16  — zur  fast  gleichen  Behauptung  ge- 
gebenen Gründe  sind  unstichhaltig)  gab  es  also  keine  Strafdrohung. 

Ebenso  blieb  die  unverheiratete  Schwangere  straflos,  die  ihre  Frucht 
selbst  abtrieb. 

Erst  seit  Septimius  Severus  finden  wir  staatliche  Strafdrohungen, 
und  zwar  zunächst  zum  Schutze  des  Ehemanns.  Ausserdem  enthalten 
die  Digesten  noch  in  L.  8 ad  legem  Corneliam  de  sicariis  et  veneficis 
48,  8 eine  Strafdrohung  gegen  die  abtreibende  Schwangere  ohne  An- 
gabe eines  zu  schützenden  Rechtsgutes. 

Alan  hat  daraus  das  Bestehen  eines  ganz  allgemeinen  Verbotes 
jeder  Abtreibung  ableiten  wollen.  I61)  Ein  solches  lässt  sich  jedoch  nicht 
erweisen.  Mit  Recht  sagt  Mommsen  S.  636/637  : „Ein  Delikt  war  sie“ 
(=  die  Abtreibung)  „weder  in  der  republikanischen  noch  in  der  früheren 

159)  Selbstverständlich  ist  es,  dass  an  der  Schwangeren  „durch  die  wider  ihren 
Willen  dazu  angewandten  gewalttätigen,  oder  sonst  für  sie  lebensgefährlichen  Ab- 
treibungsmittel und  deren  Folgen“  ein  Verbrechen  für  sich  begangen  werden  konnte, 
was  Marezoll  S.  380/381  expressis  verbis  horvorhebt.  Von  diesen  Fällen  abgesehen 
wurde  die  Verletzung  der  Frucht  als  eine  der  Schwangeren  zugelügte  iniuria  be- 
trachtet. 

Ili0)  Betreffs  des  römischen  Rechts  meint  Ziegler  S.  112  über  die  Fruchtabtreibung: 
„Und  so  tritt  uns  auch  hier  wieder  ein  Grundzug  vieler  ausserordentlichen  Strafen 
entgegen,  wornach  früher  in  den  Strafgesetzen  übergangene  Handlungen  der  verän- 
derte Volksgeist  zu  Verbrechen  umschuf“.  Hier  dürfte  das  Gegenteil  zutreffen.  Zuerst 
wurde  das  Gesetz  gemacht,  dann  sollte  der  Volksgeist  sich  mit  dem  Gesetz  ins  Ein- 
vernehmen setzen. 

161)  z.  B.  Kein  S.  447;  Köhler,  Statuten  S.  334:  „Das  Verbot  galt  allgemein“. 
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Kaiserzeit“,  162)  während  Marezoll  S.  381  hervorhebt,  dass  ein  allgemeines 
Verbot  der  Abtreibung  selbst  für  das  neueste  römische  Recht  zweifelhaft  sei. 

Gerne  wird  als  Stütze  für  die  Behauptung  der  Existenz  eines  all- 
gemeinen Abtreibungsverbotes  schon  zu  Cicero’s  Zeiten  die  bekannte 
Stelle  aus  dessen  Rede  pro  Cluentio  Avito  (L.  39  Dig.  de  poenis  48, 
19)  bezogen,  in  welcher  er  von  der  Verurteilung  jener  Milesierin  er- 
zählt. Aber  der  Fall  ist  für  das  römische  Recht  nicht  beweisend.  Denn 
Cicero  bezieht  sich  damit  auf  das  Urteil  eines  Provinzialstatthalters, 
deren  Willkür  ja  bekannt  ist.  Auch  ist  es  gewiss  nicht  unwahrschein- 
lich, dass  der  Statthalter  im  Orient  bei  Bestrafung  von  Ausländern 
sich  gar  nicht  an  das  römische  Recht  hielt.  Und  gerade  die  Berufung 
auf  diese  „von  den  Milesiern  gefällte  Kapitalsentenz  zeigt,  dass  ein 
römischer  Spruch  dieser  Art  ihm  nicht  zu  Gebote  stand“  ( Mommsen 
S.  636/637).  Sicher  hätte  Cicero  sich  auf  römisches  Gesetz  und  römische 
Richtersprüche  bezogen,  wenn  nach  diesen  eine  Verurteilung  begründet 
gewesen  wäre.  l63)  Eher  scheinen  mir  bei  jenem  Urteile  griechische 
Einflüsse  vorzuhegen. 

Montier  meint  (Essai  S.  20),  dass  Cicero  den  Fall  erwähnt,  geradezu 
um  „opposer  ä celle  de  Rome  une  legislation  alors  en  vigueur  ä Milet“. 
Auch  weist  er  (ibidem)  dem  Umstande,  dass  die  Abtreibung  zuerst  als 
crimen  extraordinarium  statuiert  wurde,  grosse  Bedeutung  zu,  weil  „tout 
crime  nouveau,  auquel  il  n’etait  pas  possible  d’appliquer  les  lois  an- 
ciennes,  fut  place  par  les  empereurs  parmi  les  crimina  extraordinaria“. 

In  die  Digesten  wurde  die  von  Cicero  gegebene  Rechtfertigung 
der  Verurteilung  nicht  aufgenommen. 

L.  38  § 5 Dig.  de  poenis  48,  19  enthält  eine  allgemeine  Straf- 
drohung gegen  jene,  „qui  abortionis...  poculum  dantu.  Über  die  letztere 
Stelle  wird  noch  in  speziellem  Zusammenhänge  zu  sprechen  sein.  Der 
Tod  der  Schwangeren  ist  in  ihr  besonders  berücksichtigt.  Ob  auch  der 
„Schutz  der  Sittlichkeit“  oder  des  Populationsinteresses  damit  bezweckt 
war,  erscheint  mir  höchst  zweifelhaft,  und  einen  Beleg  dafür,  dass  mit 
dem  Verbot  nur  „lebensgefährliche“  (so  Marezoll  S.  381)  Tränke  be- 
troffen werden  sollten,  kann  ich  nicht  finden. 

162)  Mommsen  bemerkt  dazu  (S.  636):  „In  den  scharfen  Ausführungen  gegen 

dieses  später  sehr  verbreitete  Laster  bei  heidnischen,  wie  bei  christlichen  Schrift- 
stellern wird  nirgends  auf  Kriminalstrafe  hingedeutet“.  Yergl.  auch  v.  Liszt  S.  11, 
wo  er  unter  den  zur  Kaiserzeit  „neugeschaffenen  Yerbrechonsbogriffen“  die  Frucht- 
abtreibung nennt. 

163)  So  auch  Hein  S.  446. 
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§ 50. 

Das  kanonische  Recht  scheint  zuerst  die  Abtreibung  an  und  für 
sich  als  Verbrechen  betrachtet  zu  haben.  Ihm  erschien  die  Bewirkung 
vorzeitigen  Abganges  der  Frucht  als  homicidium.  Allerdings  erst  von 
der  Zeit  ihrer  Beseelung  an  Ich  werde  darüber  im  V.  Teile  dieser 
Arbeit  ausführlich  zu  sprechen  haben. 

Was  das  germanische  Recht  betrifft,  so  nimmt  Wilda  S.  722  an, 
dass  „schon  als  die  Aufzeichnung  unserer  Rechtsquellen  begann,  die 
Vernichtung  einer  Leibesfrucht  als  eine  strafbare  Handlung  gegolten“ 
habe.  Zunächst  aber  wurde  doch  wohl  nur  „die  gelegentlich  der  Ver- 
letzung der  Schwangeren  selber  verübte  Verletzung  der  Leibesfrucht“ 
( Meyer-Allfeld  S.  386)  bedroht. 

Das  deutsche  Recht  hat  sich  übrigens  betreffs  unseres  Themas 
nicht  nach  nationalen  Rechtsanschauungen  entwickelt.  Zu  geringerem 
Teil  das  römische , weit  mehr  aber  das  kanonische  Recht  verdrängten  das 
germanische.  Das  mittelalterlich-deutsche  Recht  stand  völlig  unter  kano- 
nischem Einfluss,  wonach  die  Abtreibung  in  scharfem  Gegensatz  zum 
römischen  Recht  als  Tötungsverbrechen  behandelt  wurde,  während 
eigentlich  „der  Rechtsanschauung  des  deutschen  Mittelalters  die  Straf- 
barkeit der  Abtreibung  widersprach“  (v.  Liszt  S.  329  unter  Verweisung 
auf  Knapp). 

Die  Stelle  bei  Tacitus  (de  mor.  Germ.  19)  „numerum  liberorum  finire... 
flagitium  habetur“  lässt  sich  allerdings  „natürlich  nicht  ohne  weiteres 
als  Argument  für  die  Strafbarkeit  der  Abtreibung  heranziehen“  ( Horch 
S.  15/16). 

Die  deutschen  Volksrechte  (mit  Ausnahme  der  lex  Frisionum  — 
welche  die  Abtreibung  straflos  liess  — und  der  lex  Visigothorum ) nor- 
mierten die  Strafe,  den  Grundsätzen  des  Kompositionensystems  gemäss, 
vorzugsweise  nach  der  Höhe  des  durch  die  Abtreibung  verursachten 
Schadens,  aber  auch  nach  anderen  Gesichtspunkten,  als  eine  dem  Er- 
zeuger der  Frucht  #der  dem  Herrn  der  Schwangeren  zu  zahlende  Busse. 
„So  wird  eine  höhere  oder  geringere  Geldstrafe  festgesetzt,  je  nachdem 
die  Frucht  allein  oder  mit  der  Schwangeren  zugrunde  ging,  nach  dem 
Stande  der  Mutter  (lex  Bajuvariorum) , dem  Geschlechte  der  Frucht 
(lex  Alamannorum ),  dem  Leben  derselben  vor  der  Abtreibung  (lex  Ba- 
juvariorum),  der  Verschiedenheit  der  angewandten  Abortivmittel  (ictu, 
per  potionem ; lex  Bajuvariorum )“  (Horch  S.  16). 
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Besonders  hervorheben  möchte  ich  hier,  dass  Köhler  (Statuten 
S.  334)  betreffs  des  Edictus  Bothari  meint,  aus  der  Bedrohung  der 
fahrlässigen  Abtreibung  „wird  im  allgemeinen  zu  schliessen  sein,  dass 
die  Abtreibung,  wenigstens  die  von  Dritten  gegen  den  Willen  der 
Mutter  verübte,  strafbar  war“.  Ich  kann  dieser  Folgerung  betreffs  eines 
ganz  allgemeinen  Verbotes  jeder  Abtreibung  nicht  beistimmen. 

Dabei  handelt  es  sich  übrigens  nur  um  den  Fall,  dass  die  Schwan- 
gere eine  Freie  ist.  Andernfalls  scheint  mehr  ein  zivilrechtliches  Ver- 
hältnis vorzuliegen.  „Wer  eine  schwangere  ancilla  geschlagen  hat,  so 
dass  sie  abortiert,  soll  3 solidi  zahlen ; stirbt  sie  aber  von  dem  Schlagen, 
ihren  Wert  und  den  des  vernichteten  Kindes  komponieren  {Roth.  S.  334). 
Unmittelbar  vorher  ist  von  einer  tragenden  Kuh  und  Stute  in  derselben 
Weise  die  Rede“  {Osenbrüggen  S.  71). 

„Von  den  deutschen  Volksrechten  bis  zur  C C C sind  die  Quellen 
über  die  strafrechtliche  Behandlung  der  Abtreibung  ungemein  spärlich. 
Die  Kapitularien  der  fränkischen  Könige  enthalten  lediglich  eine  Wieder- 
holung der mosaischen  Gesetzesstelle.  Von  da  ab  schweigen  die 

Quellen  völlig“  {Horch  S.  18). 

Der  Sachsenspiegel  ebenso  wie  der  Schwabenspiegel  enthalten  keine 
Bestimmung  über  Fruchtabtreibung.  164) 

Deshalb  ist  aber  kaum  anzunehmen,  dass  „das  deutsche  Mittel- 
alter  die  Abtreibung  nicht  strafte“,  wie  Thomsen  S.  335  meint.  Viel- 
mehr wurden  die  Lücken  wohl  durch  Gewohnheitsrecht  ausgefüllt 
oder  die  Glosse  zum  römischen  Recht  zum  Anhaltspunkte  genommen. 
Wahrscheinlich  erfolgte  die  Fortbildung  des  Rechts  „in  den  Gerichten 
durch  Entscheidung  einzelner  Streitigkeiten“  {Stobbe,  I.  Abt.,  S.  276), 
da  doch  die  Schöffen  die  Befugnis  hatten,  „Lücken  in  dem  geschriebenen 
oder  Gewohnheitsrechte  durch  ihre  Aussprüche  zu  ergänzen  und  neues 
Recht  zu  setzen“  {Stobbe,  I.  Abt.,  S.  278). 

Betreffs  des  Gerichtsstandes  meint  Horch  S.  18,  die  Verwandtschaft 
des  Verbrechens  mit  den  Geschlechtsverbrechen , die  bekanntlich  zu 
den  delicta  mixta  gehörten,  lasse  es  sehr  wahrscheinlich  erscheinen, 
dass  auch  die  Abtreibung  als  ein  delictum  mixtum  angesehen  und  so, 
je  nach  der  1 rävention,  vom  geistlichen  oder  weltlichen  Richter  abge- 
ui teilt  wurde.  Zumeist  dürften  dabei  die  geistlichen  Gerichte  in  Tätig- 
keit getreten  sein. 

lfr()  Übrigens  treffen  wir  diesen  Mangel  noch  viel  später.  Ich  neune  als  Beispiel 
die  Ltf&ecfc’schen  „Statuta  und  Stadt-Recht“  1680. 
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Während  die  älteren  Gesetzgebungen  und  das  gemeine  deutsche 
Recht  in  der  Beurteilung  der  Tat  nur  wenig  differenziert  hatten,  be- 
rücksichtigte die  Deutsche  Par^w/argesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts 
Motive  und  Nebenumstände  der  Tat  in  ausgedehntem  Masse.  Sie  unter- 
scheidet bezüglich  der  Strafsatzung  namentlich : 

a)  Ob  die  Abtreibung  durch  die  Schwangere  selbst,  oder  etwa 
durch  den  Yater  des  Kindes,  oder  durch  Medizinalpersonen 
rechtswidrig  vorgenornmen  wurde; 

h)  ob  die  Handlung  ohne  Willen  der  Schwangeren  oder  mit  ihrer 
Einwilligung  geschah; 

c)  ob  die  Abtreibung  gegen  Entgelt  oder  gewerbsmässig  vorge- 
nommen  wurde; 

d)  ob  die  abgetriebene  Frucht  eine  eheliche  oder  uneheliche  war; 

e)  die  grössere  oder  geringere  Reife  der  Frucht; 

f)  die  grössere  oder  geringere  Gefährlichkeit  der  angewandten 
Mittel ; 

g)  die  etwaigen  Folgen  der  Abtreibung  für  die  Schwangere. 

Uber  alle  diese  Punkte  wird  noch  des  näheren  zu  sprechen  sein. 


H.  Kapitel. 

Das  Recht  des  Mannes. 

§ 51. 

Im  ältesten  römischen  Recht  ist  die  Abtreibung  seitens  der  Gattin 
ohne  Zustimmung  des  Gatten  der  Bestrafung  durch  die  hausväterliche 
Gewalt  überlassen.  Gegen  den  Komplizen  der  Frau  hatte  der  Gatte 
das  Racherecht,  in  späteren  Zeiten  eine  Geldklage  ex  delicto.  Ausser- 
dem berechtigte  die  eigenmächtige  Fruchtabtreibung  seitens  der  Gattin 
schon  nach  den  Königsgesetzen  den  Mann,  sich  von  der  Frau  zu  scheiden 
( Mommsen  S.  636). 

Als  dann  gesetzliche  Androhungen  staatlicher  Strafe  erlassen  werden, 
geschieht  dies  lediglich  zur  Wahrung  der  Rechte  des  Mannes  an  den 
von  ihm  ehelich  erzeugten  Kindern. 

Darnach  war  also  die  ledige  Schwangere  gar  nicht  in  der  Lage, 
durch  Abtreibung  ihrer  Leibesfrucht  ein  Verbrechen  zu  begehen.  Ebeuso 
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die  geschiedene  Gattin  nach  Ablauf  eines  gewissen  Zeitraumes  nach  der 
Scheidung. 

Die  erste  Bestimmung  staatlicher  Strafe,  die  wir  im  römischen 
Recht  — 200  Jahre  nach  Christus,  unter  Kaiser  Septimius  Severus  und 
Antoninus  Caraccilla  — finden  (L.  4 Dig.  de  extraordinariis  criminibus 
47,  11),  bezieht  sich  auf  den  Schutz  des  Ehemannes  gegen  Abtreibung 
der  Leibesfrucht  seitens  seiner  Frau  ohne  seine  Zustimmung:  „Indignum 
enim  videri  potest,  impune  eam  maritum  liberis  fraudasse“. 165) 

Die  Digesten  anerkennen  das  Recht  des  Mannes  an  der  von  ihm 
erzeugten  Frucht  auch  noch  nach  stattgehabter  Trennung  der  Ehe.  L. 
1 Dig.  de  inspiciendo  ventre  custodiendoque  partu  25,  4 lässt  dessen 
Sicherstellung  in  honestissimae  feminae  domu  durch  tres  obstetrices 
probatae  et  artis  et  fidei  zu.  Und  auch  durch  eine  Strafdrohung  wird 
der  Mann  noch  nach  Auflösung  der  Ehe  — aber  doch  wohl  nur  inner- 
halb eines  als  „Empfängniszeit“  im  Sinne  des  § 1592  bezw.  § 1313 
des  b.  G.-B.  für  das  Deutsche  Reich  anzusehenden  Zeitraumes  — gegen 
die  Abtreibung  der  von  ihm  erzeugten  Frucht  durch  die  geschiedene 
Frau  geschützt.  L.  39  Dig.  de  poenis  48,  19  bestimmt:  „Sed  et  si 
qua  visceribus  suis  post  divortium,  quod  praegnans  fuit,  vim  intulerit, 
ne  iam  inimico  marito  filium  procrearet , ut  temporali  exilio  coerceatur“. 

Diese  Bestimmung  der  Digesten  bezieht  sich  auf  die  bereits  er- 
wähnte Stelle  in  Cicero’ s Rede  pro  Cluentio  Avito  folgenden  Inhaltes : 
„Memoria  teneo,  Milesiam  quandam  mulierem,  quum  essem  in  Asia.  quod, 
ab  heredibus  secundis  accepta  pecunia,  partum  sibi  ipsa  medicamentis 
abegisset,  rei  capitalis  esse  damnatam“.  Die  Begründung  dieser  Strafe, 
die  wir  an  derselben  Stelle  finden,  besagt:  „Neque  iniuria:  Quae  spem 
parentis,  memoriam  nominis,  subsidium  generis,  heredem  familiae,  (de- 
signatum  reipublicae  civem)  sustulisset“. 

Dass  in  diesem  Falle  durch  die  Abtreibung  dem  Manne  „Vorteile, 
. . . die  er  durch  die  Geburt  eines  Sohnes  erhalten  haben  würde“,  und 
obendrein  „beträchtliche“  Vorteile,  entzogen  worden  seien,  wie  Spangen- 
berg S.  28  meint,  halte  ich  nicht  für  erwiesen. 

Interessant  ist  der  Vergleich  dieser  Stelle  mit  der  mehrerwähnten 
Bulle  Papst  Sixtus ’ I . aus  dem  Jahre  1588,  welche  unter  den  Gründen  für 
die  Bestrafung  der  Abtreibung  „die  Schädigung  der  Eltern,  deren  Hoff- 

16j)  Icli  kann  nicht  finden,  dass  auch  L.  8 Dig.  ad  legem  Cornelinm  de  sicariis 
et  veneficis  48,  8 die  Vernichtung  der  Vaterhoffnungen  (so  Binding,  Lehrbuch  8.  36) 
im  Auge  hat. 
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nung  auf  Nachkommenschaft  dadurch  betrogen  wird  (und  den  Mord  des 
Fötus,  der  ein  der  Welt  nützliches  Wesen  und  ein  Gläubiger  hätte 
werden  können)“  (nach  Leiuin  8.  70/71),  angibt. 

Die  Novellen  enthalten  gleichfalls  eine  Stelle  im  selben  Sinne ; 
Nov.  XXII,  cap.  16,  § 1 besagt:  „Si  enim  mulier  tantae  sit  malitiae, 
ut  data  opera  abortum  faciat,  et  virum  tristitia  afficiat,  illique  spem 
liberorum  auferat,  . . . facultatem  viri  concedimus  repudia  illis  mittendi, 
et  dotes  lucrandi  et  donationes  propter  nuptias  habendi  . . 166) 

§ 52. 

In  den  germanischen  Rechtsquellen  habe  ich  das  Recht  des  Gatten 
auf  die  von  seiner  Frau  konzipierte  Nachkommenschaft  nicht  gefunden. 

Freilich  meint  Horch  S.  17/18,  die  deutschen  Volksrechte  stimmten 
„lediglich  in  der  konsequenten  Durchführung  der  Talionstheorie  überein, 
die  vor  dem  Gedanken,  dem  um  die  Nachkommenschaft  geschädigten 
Teile  Genugtuung  zu  bieten,  den  Schutz  des  fötalen  Lebens  selbst 
durchwegs  zurücktreten  liess“.  Mich  will  aber  bedünken,  dass  man  dabei 
unter  dem  „um  die  Nachkommenschaft  geschädigten  Teile“  lediglich  die 
Schwangere  selbst  zu  verstehen  habe;  und  so  scheint  mir  auch  Horch 
selbst  die  Sache  aufzufassen,  da  er  doch  S.  16  sagt:  „Nie  wird  die 
Mutter  selbst  als  Subjekt  des  Verbrechens  gedacht,  weil  dann  eben  keine 
geschädigte  Person  vorhanden  ist“. 

Die  Chindasvint' sehe  lex  Visigothorum  aus  dem  Jahre  642  statuiert 
ausdrücklich  die  Strafbarkeit  der  Schwangeren  wegen  der  Abtreibung 
selbst  in  dem  Falle,  wenn  der  Ehemann  sie  ihr  befohlen  oder  erlaubt 
hätte,  und  die  gleiche  Strafbarkeit  des  Ehemannes. 

Bei  der  Dürftigkeit  der  Quellen  in  den  folgenden  Jahrhunderten 
betreffs  der  Abtreibung  überhaupt  ist  es  nicht  verwunderlich,  dass  sie 
auch  über  die  Spezialfrage  dieses  Kapitels  schweigen. 

Auch  die  C C C sowie  die  Dexäsche  Partikidargeaetzgebung  nehmen 
auf  die  Rechte  des  Ehemannes  keine  Rücksicht.  — 

Das  Recht  des  Ehemannes  auf  Erhaltung  der  von  ihm  erzeugten 
Frucht  finden  wir  selbst  bei  Naturvölkern  anerkannt.  So  bei  den  Orang- 
Djdkun  in  Malakka.  Die  Abtreibung  ist  dort  wohlbekannt.  Wurde  aber 
der  Ehemann  durch  Abtreibung  seitens  seiner  Frau  getäuscht,  „so  hatte 


166)  Yergi,  hiezu  unten  S.  126  über  das  talmudische  Recht. 
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er  das  Recht,  sein  Weib  mit  der  Keule  streng  zu  bestrafen ; eine  fahr- 
lässige Tötung  des  Weibes  hiebei  trug  dem  Manne  keine  Strafe  ein. 
Die  Bestrafung  der  Abtreibung  lag  allein  in  der  Hand  des  Ehemannes“ 
(Schneie Jcert  S.  113).  Doch  war  der  Mann  zu  einer  solchen  Bestrafung 
nicht  verpflichtet,  und  verzichtete  er  auf  sie,  so  war  die  Frau  straflos. 
Einverständliche  Abtreibung  seitens  eines  Ehepaares  konnte  also  über- 
haupt nicht  bestraft  werden. 

Gegen  kulpose  Gefährdung  seines  Rechtes  sollte  der  Ehemann  ge- 
schützt werden  durch  folgende  Stelle  im  H.  Buche  Mosis,  Kapitel  21, 
Yers  22:  „Si  rixati  fuerint  viri,  et  percusserit  quis  mulierem  praeg- 

nantem,  et  abortivum  quidem  fecerit,  sed  ipsa  vixerit:  subjacebit  damno, 
quantum  maritus  mulieris  expetierit,  et  arbitri  judicaverint“.  Es  handelt 
sich  hier  also  um  eine  dem  Manne  zu  leistende  Entschädigung,  auf  die 
dieser  auch  verzichten  konnte.  167) 

In  dem  von  Benedictus  Levita  verfassten  sechsten  Buch  der  frän- 
kischen Kapitularien  mit  der  Überschrift:  „Nonnulla  capita  legis  divinae“ 
findet  sich  diese  Bibelstelle  in  ähnlicher  Übersetzung  wie  in  der  Vul- 
gata: „Si  rixati  fuerint  homines  et  percusserit  quis  mulierem  praeg- 
nantem,  et  abortivum  fecerit,  subjacebit  damno , quantum  expetierit 
maritus  mulieris,  et  arbitri  judicaverint“  (nach  Lewin  S.  76).  Hervor- 
gehoben sei  die  erfolgte  Ersetzung  des  Wortes  „viri“  durch  „homines“. 

Für  den  modernen  Staat  wäre  ein  Strafrecht  des  Mannes  mit 
Ausschluss  des  staatlichen  Strafrechts  selbstverständlich  etwas  Un- 
denkbares. Ein  Strafrecht  des  Staates  hingegen  wegen  Verletzung  der 
Rechte  des  Ehemannes,  Schutz  der  Frucht  also  wegen  des  väterlichen 
Rechtes  und  soweit  dieses  geltend  gemacht  wird,  wäre  etwas  dem  Geiste 
des  Rechts  völlig  Entsprechendes. 

Das  gegenwärtige  Recht  kennt  die  Berücksichtigung  eines  solchen 
Rechtes  nicht.  Dies  ist  die  Folge  der  modernen  Auffassung  168)  des  Ver- 
brechens der  Abtreibung,  obwohl  diese  Auffassung  keineswegs  die  Be- 

167)  Es  fällt  an  der  Stelle  auf,  dass  von  einem  Zeitpunkte  der  Schwangerschaft 
nicht  gesprochen  wird  (denn  aus  den  folgenden  Worten:  „Sin  autem  mors  ejus  fuerit 
subsecuta,  reddet  animam  pro  anima“  (vers.  23)  kann  nicht  auf  einen  Gegensatz 
zu  der  noch  fehlenden  kindlichen  anima  geschlossen  werden),  dass  nur  Männer  für 
die  I'  olgeu  der  bozeichneton  Handlungsweise  verantwortlich  gemacht  werden  und  dass 
für  uneheliche  Schwangerschaften  keine  Bestimmung  getroffen  ist. 

168)  Des  „höheren  Masstabes“  ( Jungmann  S.  7)  und  der  „tieferen  Auffassung“ 
( Horch  S.  17). 
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rücksichtigung  der  Verletzung  besondrer  Rechte  als  erschwerend  aus- 
schlösse. 

Dagegen  sind  gegen  den  Erzeuger  der  Frucht  im  Falle  seiner 
Mitschuld  oder  Täterschaft  in  einigen  Gesetzen  l69)  härtere  Strafdrohungen 
als  gegen  andere  Täter  aufgestellt. 


III.  Kapitel. 

Die  Schwangere. 

§ 53. 

Als  Gegenstück  zu  der  auf  S.  124  wiedergegebenen  Bestimmung  der 
römischen  Novellen  XXII,  16,  § 1 findet  sich  — laut  Lewin  S.  54  — 
im  talmudischen  Recht  eine  Stelle  (Ketubot  72  a),  die  der  Frau  das 
Recht  auf  Ehescheidung  gibt,  wenn  der  Gatte  ihr  die  Abtreibung  (nach 
anderer  Auffassung  die  Verhütung  der  Empfängnis)  anbefiehlt. 

Das  römische  Recht  kennt  ursprünglich,  wie  schon  bemerkt  wurde, 
überhaupt  keine  staatliche  Strafbedrohung  der  Abtreibung,  und  als 
solche  geschaffen  wurden,  bezweckten  sie  den  Schutz  des  eheherrlichen 
Rechts  und  richteten  sich  wegen  dieses  gegen  die  Schwangere.  Entfällt 
der  Schutz  des  eheherrlichen  Rechtes,  so  darf  die  Schwangere  nach 
Belieben  abtreiben,  wobei  auf  irgendwelchen  Zeitpunkt  der  Schwanger- 
schaft keine  Rücksicht  genommen  wird. 

Abtreibung  durch  einen  Dritten  begründet  lediglich  dessen  Haftung 
für  körperliche  Verletzung  der  Schwangeren  nach  den  Grundsätzen  der 
lex  Aquilia,  auf  vollen  Ersatz  also  des  angerichteten  Schadens.  Die 
Abtreibung  selbst  wird  dabei  nicht  ins  Auge  gefasst,  am  wenigsten  als 
Gegenstand  einer  Kriminalklage.  Die  actio  ex  lege  Aquilia  hat  allerdings 
innerhalb  gewisser  Grenzen  den  Charakter  einer  Strafklage  ; eine  gesetz- 
liche Strafklage  in  unserem  Sinne  ist  sie  aber  nicht , was  schon  aus  der 
Gegenüberstellung  in  L.  3 Cod.  de  lege  Aquilia  3,  35  („Ex  morte 
ancillae,  quam  caesam  conquestus  es,  tarn  legis  Aquiliae  damni  sarciendi 
gratia  actionem,  quam  criminalem  accusationem  adversus  obnoxium 
competere  posse,  non  ambigitur“)  sich  ergibt.  Auch  setzt  die  Haftung 

169)  So  Österreich  1852  und  einige  ungefähr  gleichzeitige  Schweizer  Partikular- 
strafgesetze. 
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aus  der  Aquilia  bekanntlich  keinen  dolus  voraus ; L.  44  pr.  Dig.  9,  2 
besagt  vielmehr  ausdrücklich:  „In  lege  Aquilia  et  levissima  culpa  venit“. 
— L.  9 pr.  Dig.  ad  legem  Aquiliam  9,  2 erwähnt  zwar  den  Fall  „si 
obstetrix  medicamentum  dederit,  et  inde  mulier  perierit“  ausdrücklich; 
doch  ist  dabei  nicht  gerade  an  den  Fall  der  Abtreibung  gedacht. 

Hingegen  bedroht  L.  38,  § 5 Dig.  de  poenis  48,  19  diejenigen 
ausdrücklich  kriminell,  „qui  abortionis  aut  amatorium  poculum  dant“, 
und  zwar  „quodsi  eo  mulier,  aut  homo  perierit,  summo  supplicio“,  in 
welch’  letzterer  Bestimmung  der  Gedanke  des  Schutzes  der  Schwangeren 
deutlich  ausgesprochen  ist. 

Das  deutsche  Recht  — mit  Ausnahme  der  lex  Visigothorum  — bis 
zur  C C C schützte  durch  seine  Bedrohung  der  Abtreibung  nicht  die 
Frucht,  sondern  die  Schwangere.  Daher  war  es  auch  nicht  strafbar, 
wenn  die  Schwangere  selbst  ihre  eigene  Frucht  abtrieb.  Speziell  über 
das  friesische  Recht  finden  wir  bei  Wilda  S.  721  die  Mitteilung,  nach 
demselben  sei  je  nach  dem  Alter  der  Frucht  verschiedenes  "VVergeld  zu 
zahlen  gewesen,  daneben  aber  stets  an  die  Mutter  noch  eine  Busse  von 
1 Mark. 

Denselben  Standpunkt  finden  wir  auch  bei  andern  und  selbst  neueren 
Gesetzgebungen,  wie  z.  B.  im  französischen  Code  pSual  von  1791.  Nach 
Merlin  (ich  zitiere  nach  Horch  S.  26)  betrachtet  der  Code  die  Abtreibung 
nicht  als  ein  gegen  die  Frucht  gerichtetes  Verbrechen  sondern  als  Ver- 
letzung der  Körperintegrität  der  Schwangeren,  weshalb  auch  von  ihrer 
Bestrafung  wiegen  der  Tat  keine  Rede  ist.  Der  Code  penal  von  1810 
hat  diesen  Standpunkt  verlassen. 


§ 54. 

Für  die  moderne  Gesetzgebung  soll  es  sich  darum  handeln,  durch 
Strafdrohung  gegen  die  Fruchtabtreibung  nicht  nur  das  Leben  der 
Frucht,  sondern  auch  die  Gesundheit  und  das  Leben  der  Schwangeren 
zu  schützen,  und  in  einzelnen  Bestimmungen  mancher  Gesetze  kommt 
dies  auch  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zum  Ausdruck. 

Aber  die  Rücksicht  auf  die  Schwangere  selbst  ist  bei  den  Straf- 
bestimmungen gegen  die  Abtreibung  mit  ihrer  Zustimmung  offenbar  nur 
eine  nebensächliche,  und  mit  vollem  Recht  sagt  v.  Schwarze  S.  609 
über  § 218  Abs.  3 des  St.-G.-B.  für  das  Deidsche  Reich , dass  „das 
Delikt  in  der  Hauptsache  gegen  das  Kind,  nicht  gegen  die  Mutter  ge- 
richtet ist“. 
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Dass  der  Schutz  der  Schwangeren  vom  Gesetze  höchstens  nebenbei 
bezweckt  wird,  geht  übrigens  auch  daraus  klar  hervor,  dass  die  voll- 
brachte Abtreibungshandlung  im  Falle  Yorliegens  einer  Mola  oder  einer 
schon  abgestorbenen  Frucht  lediglich  als  Versuch  der  Abtreibung  — 
nach  Ansicht  Einiger  gar  nicht  — bestraft  werden  kann,  während  doch 
die  „Verletzung  der  Schwangeren“  dabei  dieselbe  ist.  Ebenso  daraus, 
dass  auch  die  selbstabtreibende  Schwangere  unter  die  Strafdrohungen 
der  Gesetze  fällt. 

Wie  Hesse  es  sich  auch  reimen : Der  Versuch  eines  Selbstmordes, 
jederlei  Art  von  Selbstverletzung  (ausser  der  Wehrpflichtigen)  und  Selbst- 
gefährdung ist  straffrei;  die  eine  spezielle  Art  von  „Selbstgefährdung“, 
bei  welcher  im  Falle  der  Ausfüllung  in  geeigneter  Weise  gar  keine 
wirkliche  Gefährdung  gegeben  ist  sondern  eventuell  sogar  eine  spätere 
grössere  Gefahr  vermieden  wird,  sollte  als  Verbrechen  strafbar  sein 
wegen  keines  anderen  Grundes  als  eben  der  Selbstgefährdung  ? 

Es  kann  also  nicht  als  richtig  bezeichnet  werden,  wenn  v.  Lilienthal 
S.  11  behauptet,  das  neue  Recht  sei  „zu  der  Auffassung  des  römischen 
Rechtes  zurückgekehrt,  die  in  der  Leibesfrucht  nur  eine  pars  viscerum 
erblickte“,  eine  Bestätigung  dieser  Ansicht  in  der  strengeren  Bedrohung 
der  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  findet  und  die  Ab- 
treibung der  eigenen  Leibesfrucht  durch  die  Schwangere  selbst  als  eine 
„verbotene  Selbstverletzung“  der  Schwangeren  ansehen  will;  oder  wenn 
Wachenfeld  S.  297  die  Abtreibung  „als  ein  Verbrechen  gegen  die 
Schwangere,  deren  Gesundheit  und  Leben  dadurch  aufs  Spiel  gesetzt 
wird“,  ansieht. 

Interessant  ist  es,  damit  Hälschner  zu  vergleichen,  der  S.  65  kon- 
statiert, es  sei  bei  Bedrohung  der  Abtreibung  „insbesondere  darauf  an(ge- 
kommen),  dem  noch  nicht  geborenen  Kinde  Schutz  gegen  die  eigene 
Mutter  zu  gewähren“. 

Keiner  weiteren  Betonung  bedarf  es  hingegen  wohl,  dass  Gesetze, 
welche  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  besonders 
streng  bedrohen,  für  diese  Fälle  damit  wenigstens  zum  Teil  auch  die 
Körperintegrität  der  Schwangeren  und  ihr  Recht  auf  das  Kind  schützen 
wollen. 
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IY.  Kapitel. 

Die  Frucht. 

§ 55. 

Die  Anschauung  des  römischen  Rechts,  dass  die  Leibesfrucht  eine 
pars  viscerum  matris  sei,  machte  die  Annahme  eines  gegen  die  Frucht 
gerichteten  dolus  unmöglich.  Es  gibt  also  auch  keine  ihrethalber  zu 
ihrem  Schutze  getroffene  Bestimmung,  insbesondre  nicht  den  eigenen 
Eltern  und  gar  dem  pater  familias  gegenüber. 

Die  Frucht  als  Objekt  des  Schutzes  ist  deshalb  nirgends  erwähnt. 
Höchstens  für  die  L.  8 Dig.  ad  legem  Corneliam  de  veneficis  et  si- 
cariis  48,  8,  deren  Strafdrohung  kein  zu  schützendes  Objekt  nennt, 
könnte  man  die  Frucht  als  solches  denken. 

Was  das  älteste  germanische  Recht  betrifft,  so  lässt  es  sich,  wie 
Horch  S.  15  richtig  hervorhebt  „bei  dem  Mangel  an  ausführlichen 
Quellen  über  die  Kulturverhältnisse  unseres  Yolkes  in  den  ältesten 
Zeiten  ....  schwer  bestimmen,  inwieweit  die  Abtreibung  in  jener 
frühesten  Periode  als  strafwürdig  angesehen  wurde“.  Um  so  schwie- 
riger wäre  folglich  erst  die  Bestimmung,  von  welchem  Standpunkte  aus 
eventuell  Bestrafung  eintrat. 

Wilda  S.  719  meint  allerdings,  nach  den  meisten  Rechtsbüchern 
sei  die  Abtreibung  als  eine  geringere  Art  der  Tötung  betrachtet 
worden. 17 °)  Aus  diesen  Worten  könnte  man  wohl  nur  auf  den  beab- 
sichtigten Schutz  der  Frucht  schliessen.  An  andrer  Stelle  (S.  722) 
spricht  er  von  der  Zeit,  „als  die  Aufzeichnung  unserer  Rechtsquellen 
begann“,  und  lässt  zwei  verschiedene  Ansichten  einander  gegenüber- 
stehen: „Nach  der  einen,  die  wir  am  vollkommensten  noch  in  der  Grau- 
gans finden,  wurde  die  Tötung  des  Kindes  im  Mutterleibe  der  eines 
lebenden  Menschen  gleichgeachtet.  Nach  der  anderen  wurde  die  durch 
Misshandlung  der  Mutter  zerstörte  Hoffnung  nur  als  ein  Unrecht  über- 
haupt behandelt,  wofür  Busse  zu  bezahlen  war  ....  Beide  Klassen 
von  Rechten  haben  sich  wohl  genähert,  indem  man  teils  die  Tötung 
des  Embryo  als  eine  geringere  zu  behandeln  anfing,  das  Wergeid  ver- 
minderte, teils  die  Busse  erhöhte.“  Jedenfalls  scheint  mir  in  der  von 

no)  So  auch  Schneickert  S.  107. 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung. 
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Wilda  S.  721  bezogenen  Bestimmung  des  friesischen  Rechts,  nach 
welcher  (neben  der  in  jedem  Falle  an  die  Schwangere  zu  zahlenden 
Busse  von  1 Mark;  vergl.  oben  S.  127)  je  nach  dem  Alter  der  Frucht 
verschiedenes  Wergeid  zu  zahlen  war,  der  beabsichtigte  Schutz  dieser 
selbst  zum  Ausdrucke  zu  kommen. 

Das  kanonische  Recht  verbietet  die  Abtreibung  zweifellos  wegen 
des  Schutzes  der  Frucht  selbst,  wobei  der  Gesichtspunkt  der  Fürsorge 
für  die  Seele  des  nasciturus  grosse  Wichtigkeit  für  sich  in  Anspruch 
nimmt  (vergl.  oben  § 11).  Folgerichtig  war  von  diesem  Standpunkte 
aus  die  Tötung  eines  bereits  geborenen  und  getauften  Kindes  ein  minder 
schweres  Yerbrechen  als  die  Tötung  der  noch  ungetauften  Leibesfrucht, 
welche  Ansicht  auch  ihre  Vertreter  fand. 

Denselben  grundsätzlichen  Standpunkt  wie  das  kanonische  Recht 
nimmt  die  C C C ein. 

Auch  die  seitherige  Gesetzgebung  bis  einschliesslich  der  Deutschen 
und  schiveizerischen  Partikulargesetzgebungen  des  19.  Jahrhunderts 
scheint  mir  den  Standpunkt  dos  Schutzes  der  Leibesfrucht  einzunehmen, 
wie  sich  schon  aus  der  Stellung  unseres  Verbrechens  im  System  dieser 
Gesetzbücher  ergibt. 

So  setzt  das  Rheinpfälzische  Landrecht  1700  die  Abtreibung 
zwischen  Verwandtenmord  und  Verheimlichung  der  Geburt;  die  There- 
siana  zwischen  Ivindesmord  und  Kindesweglegung;  Baijern  1813  zwischen 
Verheimlichung  der  Geburt  und  Tötung  eines  Kindes  in  der  Geburt 
einerseits,  Aussetzung  eines  Kindes  andrerseits;  Württemberg  1839 
zwischen  Verheimlichung  der  Geburt  und  Aussetzung  hilfloser  Personen; 
Hannover  1840  zwischen  Tötung  aus  Fahrlässigkeit  und  Verheimlichung 
der  Niederkunft;  Preussen  1851  zwischen  Kindesmord  und  Aussetzung 
von  Kindern  oder  andern  hilflosen  Personen;  Bayern  1861  zwischen 
Körperverletzung  im  Rückfall  und  Aussetzung  hilfloser  Personen,  usw., 
wobei  ich  noch  Wallis  1858,  welches  die  Abteilung  zwischen  Kindes- 
aussetzung und  Duell  behandelt,  hervorheben  möchte. 

Österreich  1803  und  1852  setzt  die  Abtreibung  zwischen  Mord  und 
Totschlag  einerseits,  Kindesweglegung  andrerseits. 

Dabei  widmen  manche  dieser  Gesetze  der  Abtreibung  einen  eigenen 
Abschnitt  (so  z.  B.  Hannover  1840,  Hessen  1841,  Baden  1845,  Österreich 
1852).  Andere  — wie  z.  B.  Bayern  1813  und  1861,  Preussen  1851, 
Lübeck  1863,  Sachsen  1868,  Hamburg  1869,  Zürich  1871,  Appenzell  I.-Rh. 
1899  — behandeln  sie  unter  den  Handlungen  gegen  das  Leben. 
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Allerdings  darf  aus  letzterer  Einordnung  nicht  geschlossen  werden, 
dass  diese  Gesetze  durchwegs  zum  Tatbestände  des  vollbrachten  Ver- 
brechens der  Abtreibung  die  Tötung  der  Frucht  voraussetzen.  Darüber 
wird  noch  ausführlich  zu  sprechen  sein. 

§ 56. 

Der  Standpunkt  des  Strafgesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich  1871 
ist,  soweit  es  sich  um  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht  handelt  (§  218), 
in  mehrfacher  Beziehung  kein  klarer.  Der  genannte  Paragraph  steht 
im  2.  Teil,  16.  Abschnitt,  welcher  die  „Verbrechen  und  Vergehen  wider 
das  Leben“  behandelt.  Wessen  Lehen  soll  geschützt  werden?  Etwa 
das  Leben  der  Schwangeren?  Doch  wohl  nicht,  denn  Strafdrohungen 
zum  Schutze  gegen  Verbrechen  und  Vergehen  wider  das  Leben  können 
wohl  nur  das  Leben  eines  Anderen m)  als  des  Täters  zu  schützen 
bezwecken.  Von  Schutz  der  Schwangeren  gegen  ihre  eigene  Handlung 
kann  also  keine  Rede  sein,  und  es  wäre  von  diesem  Standpunkte  aus 
nur  eine  einzige  Konsequenz  möglich : Straflosigkeit  der  ihre  eigene 
Frucht  abtreibenden  Schwangeren. 

Oder  — soll  durch  den  bezogenen  § 218  das  Leben  der  Frucht 
geschützt  werden?  Dann  ist  die  Einordnung  ebenfalls  ungenau,  denn 
der  Abschnitt  ist  doch  gewiss  dazu  berufen,  das  Leben  von  Menschen 
zu  schützen,  während  der  Embryo  noch  kein  Mensch  ist. 

Trotzdem  wird  nach  dem  Deutschen  Reichs- St. -G. -B.  die  Ab- 
treibung gewöhnlich  als  vorsätzliche  rechtswidrige  Tötung  einer  mensch- 
lichen Leibesfrucht  definiert  und  „herrscht  so  gut  wie  Übereinstimmung 
darüber,  dass  bei  der  Abtreibung  als  Tötungsverbrechen  das  Leben  des 
ungeborenen  Menschen  Rechtsgut  ist  und  die  Abtreibung  als  ein  Ein- 
griff in  ein  Recht  der  Leibesfrucht  bestraft  wird“  (Schultzenstein  S.  404). 

Die  weitaus  meisten  Gesetzgebungen  gehen  vom  Gedanken  des 
Schutzes  der  Frucht  — weshalb  und  cui  bono  sie  dieselbe  schützen, 
ist  ja  eine  andere  Frage  — aus,  wie  sich  aus  der  Stellung  unseres 
Verbrechens  im  System  ergibt.  Die  weitaus  überwiegende  Zahl  von 
Gesetzen  stellt  die  Abtreibung  in  den  Abschnitt  von  den  Verbrechen 

m)  Dies  ist  richtig  auagedrückt  in  den  Strafgesetzbüchern  für  Oldenburg  1814 
(II.  Buch,  I.  Titel,  1.  Kapitel:  „Yon  Verbrechen  wider  das  Leben  Anderer“) ; Württem- 
berg 1839  (II.  Teil,  1.  Kapitel:  „Yon  strafbaren,  gegen  das  Leben  Anderer  gerichteten, 
Handlungen“);  Bayern  1861  (XI.  Hauptstück:  „Strafbare  Handlungen  in  Bezug  auf 
Leib  und  Leben  Anderer“)  und  anderen. 
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(und  Vergehen)  gegen  die  Person,172)  gegen  die  Sicherheit  der  Per- 
son ; 173j  gegen  das  Lehen ; 174)  gegen  Leih  und  Leben ; 176)  gegen 
Leben  und  Gesundheit;170)  gegen  Leib,  Leben  und  Gesundheit;177) 
gegen  den  menschlichen  Körper ; 178)  gegen  die  körperliche  Unversehrt- 
heit; 179)  unter  die  Gesundheitsbeschädigungen.  18°)  Bulgarien  1896  stellt 
sie  ins  Kapitel  „Tötung“  ; der  österreichische  Entwurf  1867  unter  „straf- 
bare Tötungen  und  andere  Verletzungen  der  körperlichen  Sicherheit 
und  Gesundheit“;  Bussland  1866  unter  die  „Verbrechen  wider  Leben, 
Gesundheit,  Freiheit  und  Ehre  von  Privatpersonen“. 

Andere  Gesetze  wieder  behandeln  die  Abtreibung  zwar  in  einem 
eigenen  Abschnitte,  zeigen  jedoch  durch  dessen  Stellung  im  System  die 
gleiche  Anschauung  wie  die  vorigen. 181) 

Eine  ausführliche  Aufzählung  solcher  Gesetze  kann  entfallen.  Im 
wesentlichen  sind  die  Einordnungen  dieselben,  die  wir  bei  der  Deutschen 
und  schweizerischen  Partikulargesetzgebung  des  19.  Jahrhunderts  ge- 
funden haben.  Als  davon  abweichend  finde  ich  folgende  erwähnens- 
wert: Mexiko  1871  (zwischen  Elternmord  und  Kindesmord);  Nieder- 
lande 1881  (zwischen  Anstiftung  und  Beihilfe  zum  Selbstmord  und 
Misshandlung);  Kolumhia  1890  (zwischen  Kastration  und  Brandstiftung 
in  Tötungsabsicht). 


V.  Kapitel. 

Die  Sittlichkeit. 

§ 57. 

Was  die  alten  Gesetzgebungen  betrifft,  so  ist  es  bei  einem  Teil 
derselben  unmöglich,  bei  einem  anderen  Teil  wenigstens  nicht  leicht, 

”2)  So  2.  B.  Italien  1889. 

178)  z.  B.  Portugal  1889. 

174)  z.  B.  das  Deutsche  Eeichs-St.-G.-B.  und  der  Deutsche  Vorentwurf  1909. 

175)  z.  B.  Glarus  1867,  die  Vorentwürfe  Schweis  1908  und  Österreich  1909. 

176)  z.  B.  Zürich  1871. 

177)  z.  B.  Norwegen  1902. 

178)  z.  B.  Ostindien  1860. 

17»)  z.  B.  Schweden  1864. 

180)  z.  B.  Frankreich  1810. 

181)  z.  B.  Österreich  1852. 
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zu  entscheiden,  ob  ihre  die  Abtreibung  bedrohenden  Bestimmungen  den 
Schutz  der  Sittlichkeit  bezweckten. 

Bezüglich  des  römischen  Rechts  meint  Mommsen  S.  636,  die  Ab- 
treibung „ist  immer  angesehen  worden  als  arge  Unsittlichkeit,“  182)  wäh- 
rend Bein  S.  446  meint,  wohl  aber  galt  sie  von  jeher  als  un- 
moralische Handlung“.  Bein  erwähnt  deshalb  ibidem  für  die  Zeit,  da 
die  Abtreibung  durch  zensorische  Rüge  geahndet  wurde,  des  Zensors 
Obsorge  für  gute  Sitten. 

Ich  glaube  diese  Ansicht  schon  wegen  des  Vergleichs  mit  gewissen 
anderen  Völkern  wenigstens  nicht  ausnahmslos  annehmen  zu  können. 
Dass  die  Worte  „quia  mali  exempli  res  est“  der  L.  38  § 5 Dig.  de 
poenis  48,  19  nicht  gerade  unbedingt  die  Annahme  einer  speziellen  Art 
von  Unsittlichkeit  in  der  Abtreibung  zeigen  müssen,  ergibt  sich  schon 
aus  dem  Vergleich  mit  den  Worten  „quae  ...  malo  exemplo  medica- 
mentum  ad  conceptionem  dedit“  der  L.  3 § 2 Dig.  ad.  legem  Corneliam 
de  sicariis  et  veneficis  48,  8.  Freilich,  vielleicht  wurde  alles,  was  in 
sexuellen  Dingen  „wider  die  Natur  beschicht“  (C  C C Art.  116),  als 
Unsittlichkeit  betrachtet.  Vielleicht  aber  sah  man  auch  das  Verbrechen 
der  Zauberei  — ars  magica  — darin,  was  uns  umsoweniger  wundern 
könnte,  als  selbst  noch  die  Theresiana  in  ihrem  Art.  58  eine  ernsthafte 
Abhandlung  über  das  „Laster“  der  „Zauberey,  Hexerey,  Wahrsagerey 
und  dergleichen“  gibt,  in  deren  § 2 auch  alle  die  bedroht  werden,  die 
„mit  Hülff,  und  Beywirkung  des  Teufels  dasjenige  was  nach  dem  ge- 
meinen Naturslauff  zu  erfolgen  hat,  zu  hinderen  ...  sich  erfrechen“.183) 

Auch  betreffs  der  Bulle  Gregor’ s XIV.  vom  Jahre  1591  wage  ich 
nicht  zu  entscheiden,  ob  sie  den  Schutz  der  Sittlichkeit  oder  des  Popu- 
lationsinteresses bezweckte. 

Jedenfalls  stehen  die  bisher  betrachteten  neueren  Gesetzgebungen 
in  unsrer  Frage  nicht  auf  dem  Boden  des  Schutzes  der  Sittlichkeit. 
Es  müsste  denn  das  Wort  „Sittlichkeit“  in  so  allgemeinem  Sinne  ge- 
nommen werden,  wie  ich  oben  — S.  61/62  — gezeigt  habe. 

Hingegen  haben  folgende  Strafgesetze  den  Strafdrohungen  gegen 

182)  Vergl.  Lewin  S.  10,  der  für  Griechenland  annimmt,  dass  man  dort  die  Ab- 
treibung trotz  der  gesetzlichen  Straffreiheit  „vielleicht  als  unsittlich  empfand“.  Ich 
kann  für  diese  Annahme  keinen  Anhaltspunkt  finden. 

iss)  Yergl.  auch  „Gmiia“  8.  501  über  die  „Zauberey  der  zauberischen  Wei- 
bern, welche  durch  Träncke  die  Frucht  ausfereiben“. 
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die  Abtreibung  ihre  Stelle  unter  den  Verbrechen  gegen  die  Familie 
(Familienordnung)  und  öffentliche  Sittlichkeit  angewiesen: 

Italien  1859,  Tit.  9,  Kap.  3,  Art.  501—505;  Belgien  1867,  Tit.  7, 
Kap.  1,  Art.  348—353;  Ecuador  1890,  Libro  II,  Titulo  8,  Art.  369—374; 
Costa  Rica  1880,  II.  Buch,  Tit.  7,  Art.  1;  Chile  1889,  II.  Buch,  Tit.  7’ 
Art.  342—344. 

Nach  Ansicht  Iiadbruch’a  S.  160  betrachtet  auch  England  die  Ab- 
treibung als  Verbrechen  gegen  die  Familienordnung  und  öffentliche 
Sittlichkeit. 

Queensland  1899  und  Westaustralien  1902,  beide  in  Chapter  XXII, 
stellen  die  attempts  to  procure  abortion  unter  die  Offences  against  mo- 
rality,  während  sie  das  killing  unborn  child  unter  die  offences  against 
the  person  and  relating  to  marriage  and  parental  rights  usw.  (Ch. 
XXVIII)  einreihen. 


VI.  Kapitel. 

Das  staatliche  Interesse. 

§ 58. 

Nach  Rein  S.  446  hätte  der  Gedanke  des  Schutzes  des  staatlichen 
Populationsinteresses  durch  das  Verbot  der  Fruchtabtreibung  bereits  zur 
Zeit  der  Zensoren  im  alten  Rom  bestanden  und  wäre  die  Abtreibung 
auch  deshalb  der  zensorischen  Rüge  unterlegen,  weil  die  Zensoren  für 
proles  augenda  zu  sorgen  hatten. 

In  Cicero’ s Rede  pro  Cluentio  Avito  finden  wir  den  Gedanken,  es 
sei  strafwürdig,  dass  ein  Weib  durch  Abtreibung  ihrer  Frucht  „desig- 
natum  reipublicae  civem  sustulisset“.  Doch  dieser  bei  Cicero  vorfind- 
liche  Gedanke  ging  in  die  Digesten  nicht  über,  und  auch  sonst 
enthalten  diese  keinerlei  Hinweis  auf  eine  derartige  Auffassung.  Ich 
zweifle  also  daran,  dass  der  Gesichtspunkt  des  Staatsinteresses  der 
römischen  Gesetzgebung  im  Jahre  533  wirklich  vorschwebte.  Und  auch 
die  Worte  „quia  mali  exempli  res  est“  der  L.  38  § 5 Dig.  de  poenis 
48,  19,  die  man  schon  als  Beleg  für  diese  Ansicht  heranziehen  wollte, 
vermögen  mich  davon  nicht  zu  überzeugen.  Denn  das  daselbst  mit  dem 


135 


„abortionis  poculum“  zugleich  genannte  „amatorium  poculum  könnte 
das  Populationsinteresse  eher  befriedigen  als  gefährden,  und  in  L.  3 
§ 2 Dig.  ad.  legem  Corneliam  de  sicariis  et  veneficis  48,  8 wird  von 
dev  gesprochen,  „cjuao  non  quidem  malo  animo,  sed  malo  exemplo  me* 
dicamentum  ad  conceptionem  dedit“.  Sie  soll  mit  der  relegatio  bestraft 
werden.  184) 

In  Anlehnung  an  die  bekannte  Stelle  Kap.  21,  Vers  22  25  aus 

dem  2.  Buche  Mosis  sagt  Josephus  Flavins:  „Wer  eine  schwangere  Frau 
durch  einen  Stoss  trifft  und  ihr  eine  unzeitige  Geburt  verursacht,  soll  von 
den  Richtern  mit  einer  Geldstrafe  bestraft  werden,  weil  durch  diese 
Fehlgeburt  das  Volk  um  einen  Menschen  vermindert  wurde“  usw.  (nach 
Lewin  S.  18).  Ich  halte  diese  Auffassung  schon  deshalb  für  falsch,  weil 
der  Schuldige  nach  der  bezogenen  Stelle  so  viel  Busse  zu  zahlen  hatte, 
als  des  beschädigten  Weibes  Mann  von  ihm  verlangte  (und  die  Schieds- 
leute  urteilten),  woraus  hervorgeht,  dass  der  Mann  die  Busse  erhielt 
und  der  Täter  auch  von  Strafe  verschont  bleiben  konnte,  wenn  der 
Mann  verzichtete. 

In  den  deutschen  Volksrechten  ist  der  Standpunkt  des  zu  schützenden 
Populationsinteresses  nicht  vertreten,  bis  die  lex  Visigothorum  „einen 
wesentlichen  Fortschritt  mit  sich  bringt“  {Jungmann  S.  7)  und  in  der 
Fruchtabtreibung  eine  Beeinträchtigung  des  Staates  erblickt,  weshalb  sie 
auch  die  ihre  eigene  Frucht  abtreibende  Schwangere  mit  Strafe  bedroht. 
Die  angedrohten  Strafen  waren  verschieden,  je  nachdem  es  sich  um  Freie 
oder  Unfreie,  um  einen  foetus  formatus  oder  informatus,  um  die  Anwendung 
dieser  oder  jener  Mittel  handelte.  Da  trotz  dieser  Androhungen  die  Ab- 
treibungen überhandnahmen,  verordnete  das  unter  König  Chindjasvint 
im  Jahre  642  neu  redigierte  Gesetz,  dass  die  selbst  abtreibende  Schwan- 
gere, selbst  wenn  sie  die  Tat  mit  Einwilligung  oder  sogar  auf  Befehl 
ihres  Mannes  begangen  hätte,  mit  dem  Tode  oder  der  Blendung  zu 
bestrafen  sei.  Dieselbe  Strafe  wurde  gegen  den  einwilligenden  Mann 
angedroht. 


184)  Berlicli  YIII.  62,  S.  65  hebt  ausdrücklich  hervor,  dass  derjenige,  der  einem 
Weibe  „poculum  conceptionis,  ut  gravida  fiat“  gebe,  deshalb  straflos  sei;  nur  wenn 
ihr  Tod  dadurch  verursacht  wurde,  sollte  relegatio  eintreten.  (Yergl.  das  preuss. 
Landrecht , II.  20,  das  in  den  §§  867 — 869  die  Verursachung  von  Tod,  Wahnsinn  und 
anderen  Krankheiten  durch  Liebestranke  bedroht.)  Die  Abtreibung  und  ebenso  der 
Abtreibungsversuch  bei  gar  nicht  bestehender  Schwangerschaft  aber  erscheint  Berlicli 
als  res  mali  exempli  (YIII,  37,  S.  63). 
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tatsächlich  war  es  Chindasvint  gewiss  nicht  um  humanitär  er- 
scheinende oder  moralisierende  Redensarten  zu  tun,  sondern  einfach  um 
»den  Menschen  als  das  kostbarste  Material  des  Staates“.  Und  soweit 
es  sich  nicht  um  diese  „tiefere  Auffassung“  ( Horch  S.  17)  handelt, 
vermissen  wir  auch  betreffs  unsrer  Frage  jeden  Fortschritt  im  Gesetz. 

Der  Fleta  bedrohte  die  Abtreibung  gleichfalls  als  Beeinträchtigung 
des  Staates,  und  zwar  mit  dem  Tode. 

Auch  Papst  Sixtus  Y.  mag  der  Gedanke  des  Schutzes  des  staat- 
lichen Populationsinteresses  vorgeschwebt  haben,  als  er  in  seiner  Bulle 
1588  unter  den  Gründen  für  die  Bestrafung  der  Abtreibung  auch  den 
anführte,  dass  die  Frucht  sich  zu  einem  der  Welt  nützlichen  Wesen 
hätte  entwickeln  können  (nach  Lewin  S.  70). 

Doch,  — trotzdem,  wie  wir  bereits  im  ersten  Teile  dieser  Arbeit 
gesehen  haben,  in  der  Literatur  die  Auffassung  der  Abtreibungsstrafen 
als  einer  zum  Schutze  des  staatlichen  Populationsinteresses  angedrohten 
Massregel  sehr  verbreitet  ist,  habe  ich  unter  den  neueren  Gesetzen  nur 
ein  einziges  gefunden,  das  dieselbe  zum  Ausdrucke  zu  bringen  scheint. 
Es  ist  dies  der  Codice  penale  von  San  Marino  1865. 

San  Marino  behandelt  die  Abtreibung  in  der  „Terza  classe  dei 
misfatti:  Dei  misfatti,  che  ledono  immcdiatamente  la  famiglia“.  Titel  VI 
dieser  dritten  Klasse  enthält  die  „misfatti,  che  distruggono  o mettono 
in  pericolo  l’esistenza  della  prole“,  darunter  in  Kapitel  I den  procurato 
aborto. 

Kapitel  II  dieses  Titels  handelt  von  der  Tötung  eines  neugeborenen 
Kindes,  Kapitel  III  von  der  Aussetzung  hilfloser  Personen. 

Nun  sind  zwar  die  misfatti  contro  la  sicurezza  dello  Stato  ebenso 
wie  jene,  che  ledono  immediatamente  tutta  la  Bocietä,  in  anderen  Klassen 
(I  und  II)  der  misfatti  behandelt,  ebenso  wie  die  misfatti,  che  ledono 
immediatamente  l’individuo  (in  der  IV.),  so  dass  man  meinen  könnte, 
die  Abtreibung  sei  unter  die  Verbrechen  „gegen  Familie  und  öffentliche 
Sittlichkeit“  subsumiert. 

Doch  die  misfatti  contro  il  pubblico  costume  sind  als  eigener  Titel 
(V)  unter  den  Delikten  che  ledono  immediatamente  tutta  la  societä 
eingereiht.  Andrerseits  treffen  die  Strafdrohungen  gegen  die  Abtreibung 
nicht  nur  die  Abtreibung  ehelicher , sondern  ebenso  die  wnehelicher 
Früchte,  bei  denen  doch  von  Familie  und  Familienordnung  in  unserem 
Sinne  nicht  die  Rede  sein  kann. 
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Mir  scheint  daraus  sowie  aus  der  Einreihung  der  anderen  in  dieser 
terza  classe  behandelten  Delikte  hervorzugehen,  dass  die  in  ihr  ent- 
haltenen Strafdrohungen  die  Familie  als  das  Fundament  des  Staates 
schützen  sollen.  Haben  die  Tatbestände  der  anderen  Delikte  gegen 
Staat,  Gesellschaft  und  Individuum  nur  die  schon  geborenen  Individuen 
im  Auge,  von  denen  Staat  und  Gesellschaft  schon  „Besitz  ergriffen“ 
haben  und  die  auch  schon  als  selbständige  Individuen  in  Betracht 
kommen,  so  will  unser  erstes  Kapitel  des  VI.  Titels  der  terza  classe 
den  Nachwuchs  („la  prole“ ; siehe  v.  Jhering  S.  503:  „Gefährdung  des 
Nachwuchses“)  schützen,  dessen  Gefährdung  Staat  und  Gesellschaft 
allerdings  auch,  jedoch  nicht  „immediatamente“,  angreift. 


III.  Teil. 

Die  Tat. 


I.  Kapitel. 

Allgemeines. 


1.  Abschnitt. 

Vergleich  der  Tötung  einer  Frucht  mit  der 
Tötung  eines  Menschen. 

§ 59. 

Von  einer  bedeutenden  Anzahl  alter  und  neuerer  Autoren  wird  die 
Ansicht  vertreten,  die  Tötung  durch  Abtreibung  sei  ihrem  Wesen  nach 
der  Tötung  eines  bereits  geborenen  Menschen  gleichzuachten,  wenn  auch 
wohl  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  geringere  Strafwürdigkeit  der  erstbe- 
zeichneten  Tat  zugegeben  wird. 

Richtig  ist  dabei,  dass  das  Wesen,  gegen  das  sich  die  Tätigkeit 
des  Abtreibenden  richtet,  dasselbe  ist,  das  bei  weiterer  Entwicklung 
später  für  uns  als  Mensch  in  Betracht  kommen  würde  oder  doch  kommen 
könnte.  Doch  bestehen  sowohl  zwischen  dem  jetzt  gegebenen  und 
jenem  Wesen,  das  sich  daraus  entwickeln  kann,  als  auch  zwischen  der 
jetzt  gegen  jenes  und  eventuell  später  gegen  dieses  gerichteten  Hand- 
lung so  bedeutende  Unterschiede,  dass  diese  und  jene  Tat  nicht  nur 
graduell  sondern  auch  essentiell  von  einander  verschieden  sind. 

Daran  ändert  es  nichts,  dass  — worauf  viele  Vertreter  der  gegen- 
teiligen Ansicht  sich  berufen  — die  Wissenschaft  die  Tatsache  feststellte, 
dass  schon  der  Embryo  vom  Beginne  seines  Daseins  an  lebe  und  sich 
entwickle.  Gewiss,  animalisches  — übrigens  mehr  dem  Pflanzenleben 
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vergleichbares  185)  — Leben  ist  vorhanden.  Dieses  Leben  kann  nun 
allerdings  zum  menschlichen  Leben  sich  entwickeln.  Gerade  diese  Ent- 
wicklung zum  Menschen  aber  beweist,  dass  das  sich  Entwickelnde  noch 
kein  Mensch  ist.  Andernfalls  müsste  auch  das  noch  unbefruchtete  Ei, 
der  noch  im  scrotum  befindliche  Samenfaden,  bereits  den  Schutz  als 
Mensch  gemessen ; denn  die  Wissenschaft  wird  nicht  in  Abrede  stellen, 
dass  auch  sie  leben  und  sich  entwickeln  und  sich  im  Falle  ihrer  Ent- 
wicklung nur  zu  Menschen  entwickeln  können ; natürlich  bedingt , ebenso 
wie  der  Embryo.  Und  doch  besteht  gar  keine  Möglichkeit  zu  einem 
solchen  Schutz.  Eher  könnte  man  sich  auf  das  Haeckel’ sehe  biogenetische 
Grundgesetz  berufen,  nach  welchem  das  angebliche  „menschliche  Leben“, 
das  durch  die  Strafdrohung  geschützt  worden  soll,  in  der  ersten  Zeit 
nach  der  Befruchtung  des  Eies  noch  gar  kein  solches  l86),  sondern  ein 
fisch-  oder  amphibienartiges,  später  vielleicht  ein  Leben  nach  Art  irgend 
eines  Säugetieres  ist.  187) 

Ohneweiteres  ist  zuzugeben,  dass  die  Abtreibung  auch  des  eben 
erst  konzipierten  Embryo  Vernichtung  eines  Lebens,  also  Tötung  ist. 
Aber  damit  ist  noch  nicht  gesagt,  dass  damit  auch  ein  vorhandenes 
Menschenleben  in  strafbarer  Weise  vernichtet  wird.  So  sagt  (S.  64) 
Hälschner , der  doch  den  Schutz  der  Frucht  um  ihrer  selbst  willen  an- 
nimmt : „Die  Abtreibung  der  Leibesfrucht  vernichtet  (also)  freilich  nicht 
ein  Menschenleben“,  und  Oppenheim  S.  257 : „Bei  der  Abtreibung  ist 
Objekt  kein  Mensch,  sondern  die  menschliche  Frucht,  der  Fötus“.  188) 

185)  Yergi.  Strassmann  S.  955  über  die  Ernährung  der  Frucht:  „Das  Verhalten  des 
Ungeborenen  ähnelt  hierin  mehr  dem  einer  Pflanze“.  Ich  muss  auch  darauf  hinweisen, 
dass  man  nie  vom  „Sterben“  sondern  stets  nur  vom  „Absterben“  eines  Embryo  spricht, 
wie  bei  Pflanzen  und  Gliedmassen. 

186)  Ohne  dem  täglichen  Sprachgebrauche  allzuviel  Bedeutung  in  solchen  Fragen 
beimessen  zu  wollen,  möchte  ich  immerhin  auf  die  allgemein  übliche  Ausdrucksweise 
hinweisen,  nach  welcher  die  Mutter  dem  Kinde  bei  der  Geburt  „das  Leben  schenkt  . 
Auch  werden  bekanntlich  die  „Lebensjahre“  eines  Menschen  erst  vom  Tage  seiner 
Geburt  an  gezählt. 

187)  Ygl.  Strassmann  S.  967,  nach  welchem  „Missbildungen  meist  auf  dem  Bestehen 
eines  weit  zurückliegenden  physiologischen  Entwicklungsstadiums  (beruhen),  welches 
nicht  zur  Umbildung  in  das  nächst  höhere  gelangte“,  und  so  gewissermassen  „ent- 
wicklungsgeschichtliche Dokumente“  seien. 

18S)  Diese  Beispiele  lassen  sich  leicht  vermehren.  Ich  nenne  noch:  Gmelin 
S.  172:  „Noch  kein  lebender  Mensch“;  Hefter  S.  207 : „Das  Problematische  des  wirk- 
lichen Menschwordens“  (vergl.  ebenda  den  „menschwerdenden  Mensch“) ; v.  Holtzendorff 
S.  457 : „Man  kann  nicht  behaupten,  dass  das  Leben  im  juristischen  engeren  Sinn 
angegriffen  würde,  denn  dieses  beginnt  erst  mit  der  Geburt“  und  „nicht  ein  wirk- 
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Nicht  ganz  klar  ist  mir  die  Ansicht  Temme's  (Glossen  S.  242)  ge- 
worden. Zuerst  meint  er:  „Es  ist  (darnach)  eine  unbedachte  Redens- 
art, wenn  behauptet  wird,  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht  sei  dem  Ver- 
brechen des  Kindesmords  nahe  verwandt“,  und  19  Zeilen  später  heisst 
es : „Es  ist  hier  immer  eine  Art  der  Tötung,  oder  ein  gerade  durch  die 
Beziehung  auf  das  Objekt  der  Tötung  sehr  nahe  verwandtes  Verbrechen 
vorhanden“.  An  andrer  — aus  demselben  Jahre  stammender  — Stelle 
(preuss.  Strafrecht  S.  811)  heisst  es  dann  wieder:  „Dieses  Verbrechen 
gehört  nur  uneigentlich  in  die  Lehre  von  der  Tötung,  insofern  letztere 
nur  an  einem  lebenden  Menschen  begangen  werden  kann,  hier  aber 
erst  von  einem  werdenden  Menschen  die  Rede  ist“.  Jedenfalls  kann 
ich  dem  letztbezogenen  Ausspruche  vollinhaltlich  beipflichten. 

Tittmann  bezeichnet  S.  99  die  Abtreibung  geradezu  als  „eine  Art 
Kindermord“  und  will  unterscheiden  zwischen  chemischer  und  mechani- 
scher Einwirkung  insofern,  als  er  im  letzteren  Falle  „nicht  die  eigent- 
liche Abtreibung  der  Leibesfrucht,  sondern  bloss  Tötung  der  Kinder 
im  Mutterleibe  überhaupt“  (S.  100)  sieht.  S.  105  findet  sich  dann 
folgende  eigentümliche  Ausführung:  Auf  das  Leben  komme  es  „gar 
nicht  an,  indem  bei  Rechtsverletzungen  dieser  Art  nicht  das  lebendige 
Wesen  an  und  für  sich,  sondern  das  vernünftige  Wesen  in  Betrachtimg 
kommt.  Nun  kann  man  aber  nicht  ein  mit  Vernunft  bereits  begabtes 
Wesen  fordern,  sondern  es  genügt  ein  solches,  über  dessen  künftige 
Vemunftfähigkeit  kein  Zweifel  ist,  und  in  dieser  Rücksicht  ist  es  dann 
ganz  einerlei,  ob  ein  schon  wirklich  lebendes  Wesen,  oder  ein  solches 
vernichtet  ward,  das  in  der  Zukunft  Leben  erhalten  haben  würde.“ 
Nun,  auch  der  Samenfaden  „würde“  Leben  und  Vernunftfähigkeit  er- 
langen  

Hier  möchte  ich  auch  die  Fassung  des  Strafgesetzbuches  für  Kanada 
vom  Jahre  1892,  Art.  271,  hervorheben.  Es  bedroht  den  mit  Strafe, 
welcher  „cause  la  mort  d’un  enfant  qui  n’est  pas  devenu  un  etre  humain“. 

Aus  dem  eben  Dargelegten  ergibt  sich  die  unabweisbare  Folgerung : 
„It  is  not  murder  to  kill  a child  in  its  mothers  womb“  ( Disney-Gundry 
S.  108),  wobei  allerdings  der  Gebrauch  des  Wortes  „child“  unrichtig  ist, 
ebenso  wie  das  Wort  „enfant“  im  eben  bezogenen  Art.  271  des  kana- 
dischen Strafgesetzbuches. 

liebes  Leben  im  engeren  Sinn,  sondern  die  Wahrscheinlichkeit  eines  späteren  Lebens“; 
Schütze  S.  390 : „Dasein  des  werdenden  Menschen“ ; Schultzenstein,  Beseitigung  S.  309 : 
„Wir  wissen,  dass  die  Frucht  im  Mutterleibe  noch  kein  Mensch  ist“. 
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Andrerseits  ist,  soferne  das  Wort  „Mord“  für  die  Tötung  von 
Menschen  Vorbehalten  ist,  auch  das  von  Lewin  S.  6 gebrauchte  Wort 
„Fruchtmord“  nicht  glücklich.  Und  ebenso  ist  es  völlig  falsch,  wenn 
Juvenal  (Sat.  YI,  vers.  594)  von  „homines  in  ventre  necandos“  spricht. 

Dasselbe  ist  über  jene  Autoren  — CajpeUmann,  Schaff rath,  Düntzer 
usw.,  deren  ermüdende  Reihenfolge  man  bei  Sippel  nachsehen  wolle  — 
zu  sagen,  die  sich  selbst  der  ärztlich  indizierten  Abtreibung  gegenüber 
auf  den  Standpunkt  stellen,  die  Tötung  einer  Frucht  sei  Mord. 

§ 60. 

In  der  Auffassung  der  Gesetzgebungen  finden  sich  die  äussersten 
Extreme  vertreten. 

Der  Zend-Avesta  unterscheidet  im  XY.  Fargard  des  Yendidäd  die 
Wiederherstellung  der  menses  nach  erfolgter  Schwängerung  (9,  10)  und 
das  destroy  the  fruit  in  her  womb  (11,  12)  und  erklärt  ersteres  für 
tanafur,  während  er  im  zweiten  Falle  die  Tat  als  murder  bezeichnet 
und  der  penalty  for  wilful  murder  unterwirft  (Darmesteter  I,  S.  174/175). 

Nach  dem  kanonischen  Recht  wird  die  Tötung  der  Frucht  als  eine 
gegen  diese  selbst  gerichtete  Tat,  ja  als  homicidium,  aufgefasst  und 
bestraft.  Die  ältesten  Kirchenväter  waren  im  Anschluss  an  die  Lehre 
des  Josejriius  Flavins  (siehe  oben  S.  117)  bestrebt,  die  Abtreibung  brevi 
manu  dem  Kindesmorde  gleichzustellen.  Über  die  Unterscheidung  ver- 
schiedener Entwicklungsstufen  der  Frucht  wird  noch  (im  Y.  Teile) 
ausführlich  gesprochen  werden. 

Tertullian’ s Auffassung  der  Frage  wurde  bereits  oben  — S.  23  — 
kurz  erwähnt.  Die  dort  bezogene  Stelle  lautet:  „Nobis  vero,  homicidio 
semel  189)  interdicto,  etiam  conceptum  utero,  dum  adhuc  sanguis  in 
hominem  delibatur,  dissolvere  non  licet.  Ilomicidii  festinatio  est  prohi- 
bere  nasci ; nec  refert  natam  quis  eripiat  animam,  an  nascentem  dis- 
turbet:  homo  est,  et  qui  est  futurus;  etiam  fructus  omnis  jam  in  semine 
est“  (Apologeticus,  cap.  IX). 

Zu  den  Worten:  „in  hominem  delibatur“  gibt  Migne  col.  372  in 
Note  93  die  Erklärung:  „Delibari  in  hominem  dicitur  sanguis,  dum  ex 
praestantissimo  hominis  succo  embryo  nutritur.  Lucretius“. 

189)  ]\[ach  der  Ausgabe  von  Migne , col.  371.  — In  der  Pariser  Ausgabe  1545, 
Fol.  215  b heisst  es  „semper“.  Der  betreffende  Band  des  Corpus  scriptorum  ecole- 
siasticorum  Latinorum  war  zur  Zeit  der  Verfassung  dieser  Arbeit  noch  nicht  erschienen. 


143 


Das  Corpus  iuris  canonici , Decreti  secunda  pars,  causa  II,  quaestio  V, 
cap.  XX.,  sagt  ebenfalls:  „Qui  conceptum  in  utero  per  abortum  dele- 
verit,  homicida  est“. 

Aber  selbst  das  kanonische  Recht  führte  diese  theoretische  Ansicht 
nicht  durch.  Der  Fötus  musste,  um  Gleichstellung  mit  dem  schon  ge- 
borenen Menschen  zu  gemessen,  bereits  im  Besitze  der  anima  rationalis 
(im  Gegensatz  zur  anima  vegetativa)  sein.  Man  machte  deshalb  einen 
Unterschied  in  der  Behandlung  der  Tat  je  nach  dem  Zeitpunkte  der 
Schwangerschaft.  Dies  wird  im  Y.  Teile  ausführlich  gezeigt  werden. 

Danach  wurde,  während  man  die  Abtreibung  des  foetus  animatus  19°) 
dem  homicidium  gleichstellte  und  mit  dem  Tode  bestrafte,  die  Abtreibung 
des  foetus  inanimis  nur  mit  Geldstrafe  belegt. 

Wie  wir  bereits  — S.  129  — gesehen  haben,  wurde  im  ältesten 
deutschen  Recht  die  Abtreibung  als  eine  „geringere  Art  der  Tötung“ 
betrachtet.  Nach  der  einen  Ansicht  wurde  die  Tötung  der  Frucht  sogar 
der  Tötung  eines  Menschen  gleichgeachtet. 

Jedenfalls  findet  in  den  deutschen  Volksrechten  eine  Annäherung 
in  Beurteilung  von  Abtreibung  und  Kindestötung  statt.  Es  wird  „der 
Tötung  der  Frucht  im  Mutterleibe  gleichgestellt  teils  die  Tötung  des 
neugeborenen  Kindes,  ante  quam  nomen  habet,  teils  der  Fall,  dass  das 
neugeborene  Kind  infolge  der  Abtreibung  kurze  Zeit,  neun  Nächte, 
nach  der  Geburt  stirbt“  {Hälschner,  preuss.  Strafrecht  III,  118). 

So  bestimmt  die  lex  Alamannorum,  Tit.  77 : „Si  qua  mulier  gravida 
fuerit  et  per  factum  alterius  infans  natus  mortuus  fuerit  aut  si  vivus 
natus  fuerit  et  octo  dies  non  vivit “ 

Die  lex  Salica  bestimmt  im  Art.  XXI Y wie  folgt:  „§  3.  Si  quis 
femina  ingenua  et  gravida  trabatterit,  si  moritur,  28  M.  den.  qui  faciunt 
sol.  700  culpabilis  judicetur.  § 4.  Si  vero  infantem  in  utero  matris 

suae  occiderit,  aut  ante  quod  nomen  habet,  8 M.  den.  qui  faciunt 

sol.  200.“ 

Die  lex  Ripuariorum  (tit.  XXXYI,  § 10)  bestimmt:  „Si  quis  partum 
in  foemina  interfecerit,  seu  natum,  priusquam  nomen  habeat,  centum 
solidis  culpabilis  iudicetur.  Quod  si  matrem  cum  partu  interfecerit, 
septingentis  solidis  multetur.“ 

Die  Namengebung  erfolgte  zumeist  innerhalb  8 Tagen  nach  der 
Geburt  des  Kindes. 


19°)  Sonderbarerweise  auch  die  Unfruchtbarmachung. 
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Nach  Wilda  S.  722  verordnet  die  lex  Salica  (editio  Heroldina), 
„dass,  wenn  der  Fötus  männlichen  Geschlechts  war,  600  Schillinge,  wie 
für  einen  Knaben  unter  12  Jahren,  gebüsst  werden  sollte“;  nach  dem 
23.  der  allg .friesischen  Landrechte  sollte  (zitiert  nach  Wilda  ibidem) 
„ohne  dass  die  oben  angegebenen  Unterscheidungen  gemacht  werden, 
für  die  Tötung  des  Kindes  im  Mutterleibe  zweifaches  Wergeid,  eine 
Busse  der  Mutter  und  Friedensgeld,  bezahlt  werden;  es  wird  die  Tat 
sogar  grimma  mordeda  genannt“ 

„In  England  wird  schon  zur  Zeit  der  Sachsen  (450 — 1066)  die 
Bewirkung  des  Abortus,  wenn  der  Fötus  schon  gebildet  war,  als  Tötung 
bestraft“  ( Bopp  S.  134). 

Nach  dem  Fleta  (Lib.  I,  cap.  23,  § 10)  ist  die  Abtreibung  eines 
foetus  animatus  als  homicidium  zu  bestrafen.  Hingegen  „unter  Eduard  III. 
(1327 — 1377)  wurde  der  Grundsatz  herrschend,  dass  die  Zerstörung 
eines  Kindes  im  Mutterleibe  darum  nicht  strafbar  sei,  weil  es  noch 
nicht  existiere,  es  also  nicht  Gegenstand  einer  Tötung  sein  könne“  ( Bopp 
S.  134). 

Selbst  noch  neuere  Gesetze  bezeichnen  die  Abtreibung  als  Mord. 
So  heisst  es  in  „Grana“  S.  501  über  böhmische  Rechte:  „Die  Mordtaten 
werden  durch  mancherley  Mittel  und  Gestalten,  auch  durch  mancherley 

Ursachen  vollbracht,  als durch  Zauberey  der  zauberischen  Weibern, 

welche  durch  Träncke  die  Frucht  austreiben“. 

Die  Theresiana  1768  verfügt  in  Art.  88,  § 1,  dass  „dieses  Laster 
in  der  Folge  ebenfalls  dem  Todschlage  gleich  zu  achten“  sei,  lässt  aber 
(§  6)  gleichfalls  willkürliche  Strafe  zu,  „wenn  die  Leibesfrucht  noch 
nicht  gelebt  und  die  Abtreibung  noch  vor  halber  Zeit  zwischen  der 
Empfangniss,  und  der  Geburt  unternommen  worden“.  Ausserdem  aber 
behandelt  sie  noch  einen  Spezialfall  der  Abtreibung  unter  dem  Morde. 
Art.  91  ( „Von  der  bestellten  Mordthat“),  § 7 : „Andertens:  Da  wer  ein 
schwangeres  Weib  durch  Geld  dahin  erhandelte,  dass  sie  mit  wirklicher 
Abtreibung  ihrer  lebendigen  Leibesfrucht  ihme  einen  Zugang  zur  Erb- 
schaft machete“. 

Die  Kriminalordnung  für  Toskana  1786:  Art.  71  bedroht  die  Ab- 
treibung damit,  dass  die  Täter  „der  Strafe  der  Mörder  unterworfen 
werden“  sollen.  Nach  Abs.  2 soll  fahrlässige  Abtreibung  „als  ein  homi- 
cidium culposum  angesehen  werden.“ 

Dem  römischen  Recht  mit  seiner  scharfen  Logik  waren  solche  Ab- 
wege ungangbar,  und  es  kann  uns  nicht  wundernehmen,  wenn  Papinianus 
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(L.  9 § 1 Dig.  ad.  legem  Falcidiam,  35,  2),  allerdings  nur  mit  Beziehung 
auf  das  Zivilrecht,  erklärt:  „Partus  nondum  editus  homo  non  recte  fuisse 
dicitur.“  191)  So  konstatiert  denn  auch  schon  Rein  S.  446  für  das 
römische  Recht,  dass  die  Abtreibung  „nicht  als  eigentlicher  Moid  an- 
gesehen“ wurde. 

Ebenso  haben  sich  zahlreiche  andere  der  alten  und  die  weitaus 
meisten  der  neueren  und  neuen  Rechte  von  der  gerügten  Gleichstellung 
freigehalten. 

§ 61. 

Tatsächlich  ist  ja  auch  ein  gewaltiger  Unterschied  zwischen  der 
Handlung  gegen  die  noch  im  Mutterleibe  befindliche  Frucht  und  den 
bereits  geborenen  Menschen  ; selbst  abgesehen  von  dem  Begriffe  „Leben“, 
dessen  verschiedene  Formen  selbstverständlich  bei  dem  dagegen  Han- 
delnden auch  verschiedene  Grade  desselben  Gefühls,  ja  gewiss  sogar 
essentiell  verschiedene  Gefühle  auslösen. 

Umsomehr  von  Einfluss  ist  das  augenfällige,  praktische  Moment. 
Eine  wie  ganz  verschiedene  Empfindung  ist  es,  die  der  normale  Mensch 
für  das  geborene  Wesen  einerseits,  das  ungeborene  andrerseits,  hegt. 
Wir  brauchen  dabei  nicht  einmal  an  den  Unterschied  zwischen  dem 
„Embryo  mit  den  Augenblasen,  den  Kiemenbögen  und  Allan tois“  und 
dem  „herzigen  Kindlein“  ( Wittels  S.  5)  zu  denken.  Dem  noch  unsicht- 
baren Menschenkinde  gegenüber  kommen  bei  einem  Angriffe  ganz  im 
innersten  Wesen  verschiedene  Vorstellungen  und  insbesondre  Hemmungen 
zur  Geltung  als  dem  schon  geborenen,  individuell  vorhandenen  gegen- 
über. 

Die  Empfindung  der  abtreibenden  Schwangeren  geht,  wie  ich  oben 
S.  34  bereits  hervorgehoben  habe,  gewiss  dahin,  dass  sie  durch  die  Ab- 
treibung nur  über  einen  Teil  ihres  eigenen  Körpers  verfügt.  Die 
Empfindung  des  mit  ihrer  Zustimmung  Abtreibenden  ist  selbstverständ- 
lich keine  von  dieser  sehr  verschiedene : Er  verfügt  nach  seiner  Meinung 
mit  Zustimmung  der  Schwangeren  über  einen  Teil  ihres  Körpers.  Dies 
umsomehr,  als  wenigstens  für  die  erstere  Zeit  der  Schwangerschaft  im 

19t)  Vergl.  Berlicli  VIH,  3,  S.  59 : „Partus  dum  in  utero  est,  verus  homo  dici 
non  potest,  etiamsi  maturus  et  formatus  sit,  imo  ne  animal  quidem  vocari  poteat"; 
jedoch  dagegen  denselben,  YIII,  9,  S.  60,  nach  welchen  Ausführungen  die  Tötung  des 
noch  ungeborenen  Kindes  unter  die  lex  Comolia  de  sicariis  fallen  sollte,  weil  „regula 
generalis  est,  quod  fcetus  habeatm'  pro  iam  nato  et  homine“ ; und  „non  parum  interest, 
alicuius  mortem  et  necem  vindicari“. 
v.  Liszt,  KrimineUe  Fruchtabfcrcibuug. 
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Volke  die  Ansicht  gilt,  dass  die  Abtreibung  nur  die  Entstehung  eines 
neuen  Lebens  hindere,  nicht  aber  ein  bereits  existentes  Leben  zerstöre. 

Deshalb  sind  für  die  Abtreibung  andere  Strafbestimmungen  am 
Platze,  als  für  die  Tötung  eines  schon  geborenen  Menschen.  Es  ist 
deshalb  auch  nicht  berechtigt,  wenn  Heffter  S.  209  findet,  „die  Abtrei- 
bung schon  lebensfähiger  Kinder,  deren  Tod  hiedurch  bewirkt  wird, 
könnte  noch  mit  der  geordneten  Strafe  des  Totschlages  geahndet  werden“. 

Hingegen  lässt  sich  die  Verschiedenheit  der  Behandlung  nicht  aus 
einer  Wertberechnung  für  Beide  rechtfertigen,  bei  welcher  die  Frucht 
den  kleineren  Teil  für  die  Bilanz  liefert. 

Der  Versuch  der  Beweisführung  aus  einer  solchen  Wertberechnung 
begegnet  uns  mehrfach.  Teils  wird  diese  Berechnung  direkt  auf  den 
Unterschied  zwischen  dem  geborenen  und  dem  noch  ungeborenen  Leben, 
den  „höheren  Rechtswert“  des  geborenen  als  des  noch  angeborenen 
Wesens  ( v . Holtzendorff  S.  460/461),  gegründet.  Teils  wird  „das  Prob- 
lematische des  wirklichen  Mensch  Werdens  des  Fötus“  (so  Hefter  S.  207) 
in  Betracht  gezogen.  Der  letztere  Gedanke  kehrt  bis  in  die  neueste 
Zeit  wieder.  m)  Speziell  im  Hinblick  auf  die  Perforationsfrage  meint 
Radbruch  (Geburtshilfe  und  Strafrecht  S.  1/2):  „Der  Verlust  der  Mutter 
bedeutet...  für  die  Gesellschaft,  juristisch  gesprochen,  ein  damnum  emer- 
gens, der  Verlust  des  Kindes  nur  ein  lucrum  cessans“. 

Gewiss  gründet  sich  diese  Betrachtung  auf  eine  richtige  Erwägung. 
Es  ist  tatsächlich  niemals  gewiss,  ob  eine  Leibesfrucht  lebend  das  Licht 
der  Welt  erblicken  werde.  193)  Aber  die  daraus  gezogene  Folgerung  ist 
nicht  zwingend.  Wäre  es  richtig,  dass  das  noch  Problematische  des  für 
die  „Gesellschaft“  zu  erwartenden  Nutzens  den  grossen  Unterschied  in 
der  Bestrafung  der  Abtreibung  und  der  Tötung  eines  Menschen  begründet, 
so  müsste  noch  eine  Zwischenstufe  für  die  Tötung  bereits  geborener 
Kinder  im  Alter  unter  einem  Jahre  eingeschaltet  werden ; denn  bei  der 
sehr  bedeutenden  Sterblichkeit  dieser  ist  auch  der  von  ihnen  für  die 
Gesellschaft  zu  erwartende  Nutzen  ein  noch  sehr  problematischer.  194) 


192)  So  bei  Ginelin  S.  172;  t\  Holtzendorff  S.  457;  Jenull  S.  136;  E.F.  Klein 
S.  279 ; Schütze  S.  390. 

193)  Yergl.  über  die  grosse  Menge  der  vor  der  Geburt  zugrunde  gebenden  Früchte 
Strassmann.  Noch  am  Geburtstage  selbst  gehen  nach  ihm  (S.  968)  etwa  3°/o  aller  zu 
Gebärenden  zugrunde. 

19t)  Ganz  zu  geschweigen  von  der  hienach  nötigen  Abstufung  in  der  Bestrafung 
für  die  Tötung  evident  verschiedenttwtt'^er  Personen. 
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Diesbezüglich  entnehme  ich  dem  Statistischen  Jahrbuch  für  den 
preussischen  Staat  (herausgegeben  vom  kgl.  preuss.  statist.  Landesamte) 
folgende  Daten: 


Sterbefälle  im  preuss.  Staate, 
und  zwar: 

3.  Jahrgang, 
1906,  S.  30. 
1904. 

4.  Jahrgang, 
1907,  S.  34. 
1905. 

5.  Jahrgang, 
1908,  S.  29. 
1906. 

1.  überhaupt 

702.  147 

726.  679 

673.  669 

2.  unter  einem  Jahr  Alter, 
an  angeborener  Lebens- 
schwäche und  Bildungs- 
fehlem 

45.  145 

45.  582 

44.  186 

Nach  einer  im  Münchener  Arbeitermuseum  ausgestellten  Tabelle 
starben  in  den  verschiedenen  Kreisen  von  Bayern  von  je  100  lebend 
Geborenen  während  des  ersten  Lebensjahres : 

im  Jahre  1886  — 20  bis  60  o/o, 

„ „ 1897  — 20  „ 50  °/o, 

„ „ 1908  — 20  „ 40  °/o. 

Und  selbst  von  solchen  Schlüssen  abgesehen:  Ist  es  nicht  klar, 
dass  ein  lucrum  cessans  für  die  Gesellschaft  weit  schwerer  in  die  Wag- 
schale fallen  kann  als  ein  damnum  emergens? 

§ 62. 

Seit  geraumer  Zeit  hat  denn  auch  die  Literatur  den  grossen  Unter- 
schied zwischen  der  Tötung  eines  Menschen  und  der  Abtreibung  einer 
Leibesfrucht  anerkannt,  und  die  moderne  Gesetzgebung  entzieht  sich 
gleichfalls  nicht  der  unablehnbaren  Erkenntnis. 

Die  neueren  und  neuen  Gesetzgebungen  betrachten  trotz  der  viel- 
fachen Ausführungen  über  die  „Persönlichkeit“  der  Frucht  diese  doch 
nicht  als  Person,  so  dass  sie  auch  nicht  das  Bedürfnis  haben,  sie  als 
Mensch  zu  schützen.  Fast  durchwegs  bleiben  die  angedrohten  Strafen 
weit  hinter  den  auf  die  vorbedachte  Tötung  eines  Menschen  gesetzten 
zurück,  soferne  nicht  ein  der  Schwangeren  zugefügter  Schaden  besondere 
Erhöhung  der  Strafe  nach  sich  zieht. 

Schneickert,  S.  122  hebt  auch  che  „regelmässig  milde  Yerurteilung 
der  Abtreibenden“  hervor.  Wenn  er  damit  erweisen  will,  „dass  das 


148 


Verbrechen  der  Abtreibung  eigentlich  in  die  Kategorie  der  Sittlichkeits- 
delikte und  nicht  in  diejenige  das  Leben  gefährdender  Handlungen“ 
gehört,  so  kann  ich  allerdings  nur  dem  letzten  Teile  seines  Satzes  — 
und  diesem  nur  mit  Reserve  — zustimmen.  Die  hervorgehobene  Übung 
zeigt,  dass  den  Richtern  bei  Beurteilung  der  Abtreibung  der  Gedanke 
an  die  Tötung  eines  Menschen  ferne  liegt.  Und  wenn  Mittermaier 
(Versuch  S.  22)  die  vielen  Freisprüche  von  solchen  Anklagen  hervor- 
hebt, so  möchte  sich  daraus  eine  noch  viel  weitergehende  Folgerung 
ergeben. 

Interessant  ist  es,  zu  hören,  dass  selbst  unzivilisierte  Völker  den 
Unterschied  zwischen  Abtreibung  und  Mord  besser  zu  erfassen  wussten, 
als  viele  Juristen  und  Mediziner  manches  hochgebildeten  Volkes.  So 
lesen  wir  bei  v.  Fabrice  - Weber  S.  1 3 : „ Auf  Samoa  ist  der  Kinder- 
mord etwas  ganz  Unerhörtes,  Abtreibung  der  Frucht  dagegen,  und  zwar 
mit  Anwendung  mechanischer  Mittel,  ist  ausserordentlich  in  Übung“. 
Und  bei  Schneickert  S.  114:  „Jedwede  Abtreibung  bei  den  Kafir  in 
Mittelasien  ist  straflos,  während  das  Töten  der  Kinder  nach  der  Geburt 
als  Mord  bestraft  wird“. 

Ebenso  ist  es  bei  den  Neukaledoniern,  neuerdings  auch  auf  den 
Sandivichs-  und  Gesellschaftsinseln  ( Guttzeit  S.  34). 

Eine  eigentümliche  Bemerkung  finde  ich  bei  Lewin  S.  39.  Er 
teilt  mit,  dass  die  Inuit  sowohl  schon  geborene  Kinder  töten  als  auch 
die  Abtreibung  praktizieren,  „was  um  so  eigentümlicher  ist,  als  Kindes- 
mord weder  bestraft  noch  als  etwas  Absonderliches  angesehen  wird“. 
Es  hätte  doch  aber  wirklich  keinen  Sinn  und  Zweck,  wenn  die  ohnedies 
zur  Vernichtung  ihrer  Frucht  entschlossene  Schwangere  noch  die  Be- 
schwerden der  Schwangerschaft  und  Entbindung  über  sich  ergehen  liesse. 


2.  Abschnitt. 

Wann  ist  strafbare  Abtreibung  gegeben? 

§ 63. 

Über  den  Ursprung  des  deutschen  Wortes  „Abtreibung“  habe  ich 
nicht  volle  Klarheit  erlangt.  Das  Wort  erscheint  meines  Wissens  erst 
nach  der  Rezeption  des  römischen  Rechts  im  deutschen  Sprachschatz 
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und  dürfte  meines  Erachtens  eine  Übersetzung  des  lateinischen  Wortes 
„abactio“  sein. 195) 

Es  ist  bekannt,  dass  neben  dem  Worte  „Abtreiben“  auch  mannig- 
fache andere  Worte  erscheinen.  So  spricht  Maternus  Berler  in  Beiner 
Chronik  anfangs  des  16.  Jahrhunderts  von  denen,  die  „unzittig  kinder 
mechten  oder  die  Frucht  vertriben“  (Osenbrüggen,  alamannisches  Straf- 
recht S.  228).  „Grana“  S.  501  spricht  vom  „Austreiben“  der  Frucht. 
Andere  sprechen  von  „Kinder  verthun“  usw.. 

Falsch  ist  der  in  medizinischen  Werken  allgemein  gebräuchliche 
und  auch  von  manchen  Juristen  angenommene  Ausdruck  „Unterbrechung 
der  Schwangerschaft“.  In  dem  Worte  „unterbrechen“  liegt  begrifflich 
das  bloss  zeitweilige,  interimistische,196)  mit  der  notwendigen  Ergänzung 
des  wenigstens  möglichen  197)Wiederbeginnens  oder  Fortsetzens,  im  Gegen- 
satz zu  „Abbrechen“,  mit  welchem  Worte  die  definitive  Beendigung 
zum  Ausdrucke  kommt. 

Die  Handlung,  welche  das  Verbrechen  der  Fruchtabtreibung 
bildet,  muss 

1.  mit  dem  Vorsatze  auf  Tötung  oder  lebende  Abtreibung  der 
Frucht  vorgenommen  und 

2.  die  zureichende  Ursache  der  vorzeitigen  Ausstossung  der  Frucht 
sein. 

Über  die  Frage,  ob  bloss  die  Tötung  oder  auch  schon  die  Gefähr- 
dung der  Frucht  den  Tatbestand  des  Verbrechens  herstellt,  wird  im 
zweiten,  über  die  Frage  des  Kausalzusammenhanges  zwischen  Tat  und 
Erfolg  im  dritten  Kapitel  dieses  Teiles  gesprochen  werden. 

Meines  Erachtens  bedarf  jedoch  auch  die  zu  inkriminierende  Tat 
noch  einer  besonderen  Umgrenzung.  Nicht  jede  zum  Zwecke  der  Er- 
reichung des  Abganges  der  Frucht  vorgenommene  Handlung,  auch  wenn 
sie  als  dazu  tauglich  anerkannt  ist,  kann  auch  schon  Strafbarkeit  wegen 
Abtreibung  oder  deren  Versuches  begründen, 198)  so  wenig  als  ein  selbst 
in  der  eingestandenen  Absicht,  „das  Elend  der  Schwangerschaft  los  zu 

J)  Andrerseits  bedeutet  „Abtreiben“  ganz  allgemein  „etwas  im  Leibe  Befind- 
liches abgehen  machen:  Würmer  usw.,  die  Leibesfrucht  usw.“  ( Sanders  S.  15). 

9 ) So  auch  Sanders  S.  902 : „Eine  Tätigkeit  in  ihrem  Fortgang  auf  eine  Zeit 
lang  hemmen,  sie  zeitweilig  aufhören  machen“.  Ähnlich  Weigand  S.  974:  „In  Fort- 
gang,  Bauer  zwischeneinkommen  oder  hemmen“. 

) Gewiss  kann  die  Unterbrechung  aber  auch  durch  Abbrechung  beendigt  werden. 

198)  Allerdings  ist  dies  kein  Spezifikum  der  Abtreibung. 
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werden“  unternommener  Selbstmordversuch  (vergl.  darüber  im  IY.  Teile) 
den  Tatbestand  der  Abtreibung  ergeben  würde. 

Einige  Beispiele  sollen  dies  zeigen. 

v.  Fabrice- Weber  S.  43  konstatieren,  es  sei  „eine  ganz  bekannte 
Tatsache,  dass  bei  den  transatlantischen  Reisen  viele  Aborte  und  Ge- 
burten Vorkommen“,  und  meinen,  die  Erwartung  sei  „nicht  ungerecht- 
fertigt“, dass  durch  eine  Ozeanreise  eine  Fehlgeburt  hervorgerufen 
werde.  Wenn  eine  Schwangere  daraufhin  in  dieser  „nicht  ganz  un- 
gerechtfertigten Erwartung“  eine  Ozeanreise  unternimmt  und  auf  der- 
selben auch  wirklich  abortiert:  Ist  es  mit  verständigen  Grundsätzen 
vereinbar,  sie  deshalb  wegen  Fruchtabtreibung  zu  bestrafen? 

Anfangs  des  Jahres  1908  meldeten  Wiener  Blätter,  die  Medizinal- 
statistik habe  folgendes  ergeben:  „Bei  den  Arbeiterinnen  der  Tabak- 
fabriken sind  frühe  Geburten  äusserst  häufig,  die  Kinder  schwächlich 
oder  sterben  in  zartem  Alter“.  Ich  finde  diese  Tatsache  auch  bei  Lewin 
S.  312  mit  dem  Beifügen  verzeichnet,  „dass  sich  einer  Angabe  nach  ledige 
Schwangere  zur  Arbeit  in  Tabakfabriken  drängen,  in  der  Hoffnung,  durch 
diese  Beschäftigung  zu  abortieren“.  Sind  diese  Mädchen  der  versuchten 
oder  vollbrachten  Abtreibung  anzuklagen  und  schuldig  zu  sprechen? 

Ähnliches  wäre  über  das  Arbeiten  in  Bleiwerken  zu  sagen.  Guttzeit 
S.  65  teilt  nach  Besprechung  der  direkten  Folgen  auf  die  Arbeiterinnen 
selbst  folgendes  mit:  „Bei  sieben  an  Bleiwerksarbeiter  verheirateten 
Frauen,  die  nicht  einmal  mit  Blei  beschäftigt  waren , trat  bei  zusammen 
32  Schwangerschaften  durchschnittlich  jedes  drittemal  Fehlgeburt  ein, 
und  von  allen  ihren  Kindern  überschritten  nur  zwei  das  vierte  Jahr“. 
Solche  Mitteilungen  eröffnen  kaum  geahnte  Möglichkeiten : Verurteilung 
wegen  versuchter  Verleitung  des  Ehemannes  zur  Beihilfe  an  der  Frucht- 
abtreibung (vergl.  darüber  im  VII.  Teile)  durch  Arbeit  in  einem  Bleiwerk. 

Wie  wäre  es,  wenn  in  gebirgiger  Gegend  ein  schwangeres  Weib 
die  Stelle  der  Botenfrau  übernähme  und  täglich  mit  beträchtlichen  Lasten 
Botengänge  in  die  hochgelegenen  Ortschaften  ausführen  würde? 

Nach  Lewin  S.  335  stirbt  bei  Typbus  abdominalis  in  60  % der 
Fälle  die  Frucht  in  den  ersten  Monaten  ab,  ebenso  bei  einer  Reihe 
anderer  Erkrankungen,  darunter  Malariafieber.  Steht  eine  verzweifelnde 
Schwangere  auf  dem  Standpunkte,  sich  zur  "V  ermeidung  alles  weiteren 
Ungemachs  selbst  zu  töten,  warum  sollte  sie  sich  nicht  vorher  noch  dei 
Infektion  mit  einer  dieser  Krankheiten  aussetzen,  die  ihr  im  schlimmsten 
Falle  auch  nur  den  Tod  bringt,  jedoch  auch  die  Möglichkeit  der  Rettung 
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bietet?  Es  braucht  ja  nicht  gerade  Typhus  zu  sein,  sondern  der  Ver- 
such kann  mit  Malaria  gemacht  werden,  zu  deren  Bekämpfung  dann 
noch  überdies  das  stark  Wehen  erregende  Chinin  angewendet  werden 
könnte.  Ausserdem  aquiriert  man  Malaria  am  leichtesten  im  Süden, 
der  ( Guttzeit  S.  116)  dem  Eintritt  von  Fehlgeburten  günstig  ist.  Auch 
die  Ozeanreise  könnte  damit  verbunden  werden.  Das  ergäbe  eine  sinn- 
reiche Kombination  von  vier  „Mitteln“. 

Für  jene,  welche  die  Frucht  wegen  ihres  Wertes  für  den  Staat 
schützen  und  der  Schwangeren  „einen  höheren  sozialen  Wert“  als  der 
Frucht  zuschreiben  wollen,  ergibt  sich  bei  Beurteilung  dieser  Frage  noch 
eine  weitere  Schwierigkeit.  Die  Gefährdung  des  Lebens  der  Schwangeren 
selbst  durch  die  Infektion  ist  ganz  gewiss  straflos.  Die  Gefährdung  des  — 
nach  obiger  Ansicht  — minderwertigen  Gutes  sollte  es  nicht  sein? 

Koch  viele  Fälle  der  obigen  Art  liessen  sich  aufführen.  Wenn 
eine  Schwangere  zu  einer  Fahrt  statt  eines  „Wagens  mit  doppelten 
Federn  und  Gummirädern“  (vergl.  Guttzeit  S.  80)  Heber  einen  elendeu 
alten  Karren  wählt,  der  „Einem  die  Seele  aus  dem  Leib  stösst“,  wer 
wollte  sie  deshalb  wegen  versuchten  Verbrechens  der  Fruchtabtreibung 
anklagen  oder  verurteilen?  Wobei  ich  noch  von  der  Frage  des  Be- 
weises für  das  Vorliegen  des  Abtreibungsvorsatzes  absehe. 

In  allen  diesen  Fällen  ist  es  schwer,  die  Grenze  zwischen  dem 
durch  Handlungen  manifestierten  Wunsche , zwischen  der  durch  die  eigene 
Tätigkeit  begründeten  Hoffnung  und  der  wirklichen  FerswcAshandlung 
zu  ziehen.  Von  dem  schwierigen  Nachweise  des  Kausalzusammen- 
hanges wollen  wir  dabei  obendrein  absehen. 

Man  möchte  die  Frage  damit  erledigen  wollen,  dass  das  Fehlen 
des  Vorsatzes  behauptet  wird.  Doch  hielte  ich  diese  Ansicht  für  un- 
richtig. Vergleichen  wir  damit  v.  Liszt  S.  172: 

„<z)  Vorsatz  ist  unbedingt  gegeben,  wenn  der  Täter  den  Eintritt  des 
Erfolges  für  sicher  hielt  (direkter  Vorsatz); 
ß)  bedingt  dann,  wenn  er  ihn  nur  für  möglich  hielt  (eventueller 
V orsatz) ; nämlich  unter  der  Voraussetzung,  dass  der  Täter  den 
Eintritt  des  Erfolges  nicht  abgelehnt  hat,  also  zu  dem  Urtei 
nicht  gelangt  ist:  «Der  Erfolg  wird  nicht  eintreten. » “ 

§ 64. 

Eine  besondere  Forderung  für  Annahme  der  vollbrachten  Tat  stellt 
Herbst  S.  311  auf:  Sie  setzt  nach  ihm  „die  Ausscheidung“  (sc.  der 
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Frucht)  „aus  der  noch  lebenden  Mutter“  voraus.  Diese  Annahme  hat 
eine  Reihe  eigentümlicher  Konsequenzen. 

So  meint  Herbst  S.  318  — für  das  geltende  österreichische  Straf- 
gesetzbuch — , wenn  das  in  Abtreibungsabsicht  (sc.  mit  Zustimmung 
der  Schwangeren)  angewendete  Mittel  die  Tötung  der  Schwangeren  und 
nur  als  Folge  derselben  auch  jene  der  Frucht  nach  sich  gezogen  habe, 
so  könne  nicht  von  einer  „zustande  gebrachten  Abtreibung“  gesprochen 
werden.  Totschlag  an  der  Schwangeren  läge  aber  gleichfalls  nicht  vor, 
weil  eine  gegen  die  Schwangere  gerichtete  feindselige  Absicht  nicht  vor- 
handen war.  „Dem  Mitschuldigen  kann  daher  nebst  dem  versuchten 
Verbrechen  der  Abtreibung  nur  das  Vergehen  gegen  die  körperliche 
Sicherheit  nach  § 335  zugerechnet  werden.“ 

Selbstverständlich  erledigen  sich  von  Herbst’s  Standpunkt  aus  auch 
die  Fragen,  ob  Mord  an  einer  Schwangeren  auch  das  Verbrechen  der 
Abtreibung  in  sich  schliesse  oder  ob  Abtreibung  bei  Selbstmord  einer 
Schwangeren  anzunehmen  sei,  einfach. 

Ich  kann  mich  Herbst’s  Ansicht  nicht  anschliessen.  Seine  Forde- 
rung erscheint  mir  als  eine  willkürliche.  Hingegen  ist  es  wohl  mehr 
als  selbstverständlich,  dass  zum  Tatbestände  des  Verbrechens  die  Ein- 
wirkung auf  die  lebende  Schwangere  erforderlich  ist. 


II.  Kapitel. 

Nur  Tötung  oder  auch  Gefährdung 

der  Frucht? 


1.  Abschnitt. 

Entwicklung  des  Standpunktes. 

§ 65. 

Nicht  erst  heutzutage  herrscht  Streit  darüber,  ob  der  Tatbestand 
der  Abtreibung  zu  finden  sei 
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a)  nur  in  der  Tötung  der  Frucht  oder 

b)  auch  in  der  Bewirkung  einer  Frühgeburt  mit  Erhaltung  der 
Frucht  am  Leben,  also  der  „blossen“  Gefährdung  des  Fötus  199)  (Ab- 
treibung im  engeren  Sinne200)). 

Viele  Autoren  und  Gesetze  sehen  nicht  nur  in  der  Tötung  dei 
Frucht  das  Strafbarste,  sondern  überhaupt  — abgesehen  vom  Versuch 
— das  einzig  Strafbare  bei  der  Abtreibung.  Ich  kann  mich  dieser  An- 
sicht nicht  anschliessen. 

Den  Grund,  aus  dem  nach  meiner  Meinung  die  Tötung  im  Mutter- 
leibe oder  durch  Abtreibung  strafwürdig  ist,  habe  ich  im  § 36  dieser 
Arbeit  dargelegt.  Dabei  verweise  ich  noch  auf  die  eingehende  Dar- 
legung in  den  §§  8 ff.  dieser  Arbeit,  aus  der  wohl  hervorgeht,  dass  bei 
Tötung  einer  Frucht  von  Verletzung  ihres  Hechtes  keine  Rede  sein  kann. 

Ganz  anders  liegt  die  Sache  aber  dann,  wenn  ein  bereits  ausser- 
halb des  Mutterleibes  lebensfähiger  Fötus  lebend  abgetrieben  wird,  der 
dann  am  Leben  bleibt.  Hier  haben  wir  einen  nasciturus,  dessen  com- 
modum  zu  wahren  ist.  Die  Bewirkung  der  vorzeitigen  Ausstossung  aus 
dem  Mutterleibe  aber  gefährdet  sein  wichtigstes  commodum,  seine  Ge- 
sundheit, auf  das  Schwerste.  Hier  wird  also  der  künftige  Mensch  in 
wirklichen  Rechten  geschädigt. 

Wenn  einige  Autoren  bei  Vertretung  ihrer  Ansicht,  nur  die  Tötung 
der  Frucht  sei  mit  Strafe  zu  bedrohen,  sich  darauf  berufen,  dass  „ge- 
wöhnlich die  völlige  Beseitigung“  derselben  Zweck  der  Abtreibung  sei, 
so  ist  dies  keineswegs  beweisend.  Die  „Gewöhnlichkeit“  eines  Falles 
schliesst  doch  das  Vorkommen  andrer  Fälle  nicht  aus.  Das  Gesetz  darf 
auch  nicht  nur  die  „gewöhnlichen“  Fälle  und  Absichten  im  Auge  haben, 
sondern  muss  nach  Tunlichkeit  für  alle  Vorsorgen.  Auch  die  blosse  Ver- 
brühung der  Geburt  aber  kann  ihre  Gründe  haben:  Die  Absicht  einer 
nach  dem  Tode  ihres  Gatten  geschwängerten  Witwe,  dem  Kinde  die 

199)  Dieser  zweite  Tatbestand  setzt  also  selbstverständlich  voraus,  dass  der  ab- 
zutreibende Fötus  bereits  ausserhalb  des  Mutterleibes  lebensfälüg  sei.  Wie  sich 
Spangenberg  8.  49  den  Fall  vorgestellt  haben  mag,  dass  „das  Kind,  der  Lebenswn- 
fäliigkeit  ungeachtet,  lebendig  zur  Welt  geboren  wurde  und  leben  blieba,  ist  mir 
nicht  klar  geworden. 

20°)  v.  Holtzendorff  (vgl.  unten  Fussnote  225),  die  österreichischen  Erläuterungen 
1910  (S.  258)  und  Andere  wollen  unter  „Abtreibung  im  engeren  Sinne“  Abtreibung 
als  tötlick  wirkende  Ursache,  also  Tötung  durch  Abtreibung,  verstehen.  Mit  welchen 
Worten  soll  dann  wohl  die  hier  oben  „Abtreibung  im  engeren  Sinne“  genannte  Tat 
bezeichnet  werden? 
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Rechte  der  Ehelichkeit  zu  sichern  201)  oder  ihren  eigenen  Leumund  zu 
schützen;  die  Absicht  einer  ausserehelich  von  B Geschwängerten,  das 
Kind  als  von  A erzeugt  auszugeben,  mit  dem  sie  früher  verkehrt  hat, 
und  der  der  bessere  Zahler  ist;  auch  der  gewiss  begreifliche  Wunsch 
der  Schwangeren,  wenn  die  Geburt  sich  abnormal  verzögert,  202)  noch 
innerhalb  der  gesetzlichen  Empfängniszeit  niederzukommen ; die  Absicht, 
die  Unbequemlichkeit  der  Schwangerschaft  abzukürzen,  rechtzeitig  zu 
einer  Reise  imstande,  zum  Besuch  eines  Balles  geeignet  zu  sein,  oder 
noch  andere  Gründe.  203) 

Die  herrschende  Meinung  204)  nimmt  nun  an,  dass  eine  solche  Ver- 
frühung  der  Geburt  das  Verbrechen  der  Abtreibung  nicht  herstelle, 
sondern  dass  erst  die  in  Tötungsabsicht  bewirkte  Tötung  der  Frucht 
das  vollbrachte  Verbrechen  der  Abtreibung  ergebe.  Danach  würde  der 
in  Tötungsabsicht  bewirkte  vorzeitige  Abgang  des  Fötus,  welcher 
lebend  zur  Welt  kommt  und  am  Leben  bleibt  oder  doch  nicht  infolge 
der  Abtreibung  stirbt,  nur  den  Versuch  des  Verbrechens  ergeben,  wäh- 
rend eine  ohne  Tötungsabsicht  durch  gewollte  Abtreibung  bewirkte 
Tötung  der  Leibesfrucht  höchstens  als  vorsätzliche  oder  fahrlässige 
Körperverletzung  der  Schwangeren  bestraft  werden  könnte,  von  der 

i01)  Nach  Horch  8.  42  soll  diese  Tat  als  Personenstands -Unterdrückung 
(„meist  in  gewinnsüchtiger  Absicht“)  nach  § 169  Deutsches  Reichs- St.-G.-B.  strafbar 
sein.  Oppenhoff  S.  499  versieht  diese  Ansicht  mit  einem  Fragezeichen.  Auch  ich  be- 
zweifle ihre  Richtigkeit.  Schneickert  S.  125  will  in  der  erwähnten  Tat  das  Verbrechen 
nach  § 169  Deutsches  Reichs  -St.-G.-B.,  ideal  konkurrierend  mit  dem  Verbrechen 
der  Abtreibung,  erblicken.  — Auch  der  abtreibende  „Dritte“  wäro  im  gesetzten  Falle 
nach  Horch  der  Abtreibung  nicht  schuldig;  „die  dabei  der  Mutter  zugefügte  Körper- 
verletzung oder  Tötung  ist  vielmehr  selbständig  zu  bestrafen“. 

202)  Vergl.  meine  Forderung,  solche  Fälle  nicht  gesetzlich  von  der  Berücksich- 
tigung auszuschliessen;  „Pflichten“  S.  45. 

2°3)  Vergl.  übrigens  auch  „die  Mutter,  die  ihr  Glück  nicht  erwarten  kann“, 
unten  S.  160. 

204)  Siehe  die  auf  S.  182  dieser  Arbeit  Genannten,  die  wohl  zumeist  nicht  nur  im 
speziellen  Hinblick  auf  das  Deutsche  Reichsstrafgesetzbuch,  sondern  auch  de  lego 
ferenda  auf  diesem  Standpunkte  stehen.  Ausserdem  wären  hier  zu  nennen  v.  Fabrice- 
Weber  S.  20/21,  laut  Montier  S.  7/8  auch  Orfila  und  Devergie.  Betreffs  der  gegen- 
teiligen Meinung  siehe  die  auf  S.  184  Angeführten,  ausserdem  auch  Montier  S.  7/8 
(und  nach  ihm  Tardieu,  Garraud , Lacassagne),  Wittels  S.  12,  Casper-Liman  I.  S.  241. 
Letztere  definieren  die  Fruchtabtreibung  als  „die  gewaltsame  Unterbrechung  der 
Schwangerschaft,  die  provozierte  vorzeitige  Ausstossung  des  Produktes  der  Zeugung, 
unabhängig  von  Alter,  Lebensfähigkeit  und  Bildung  der  Frucht“. 
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Schwangeren  selbst  vorgenommen  aber  unter  allen  Umständen  straflos 
bliebe.  Denn  zu  fahrlässiger  Tötung  mit  Beziehung  auf  die  Frucht  fehlt 
es  an  dem  geeigneten  Objekt  (so  auch  OIsJiclu sen  fe.  804),  und  eine 
strafbare  fahrlässige  Abtreibung  wird  von  den  Meisten  nicht  anerkannt. 

Jene  Gesetzgebungen,  welche  die  Tötung  der  Frucht  zur  Voraus- 
setzung des  vollbrachten  Verbrechens  machen,  berücksichtigen  deren 
Gefährdung  nur  insoferne,  als  auch  der  Versuch  der  Abtreibung  straf- 
bar ist. 

Dabei  wird  zumeist  nur  die  Gefährdung  des  Lebens-05)  der  Frucht 
unter  „Gefährdung“  verstanden,  nicht  auch  die  Gefährdung  der  Gesund- 
heit des  künftigen  Menschen. 

Gewiss  ist  es  allerdings,  dass  die  Gefährdung  des  Lebens  in  diesem 
Falle  auch  die  Gefährdung  der  Gesundheit  in  sich  begreift.  Ebenso 
sicher  auch  ist  es,  dass  die  Gefährdung  des  Lebens  eines  Menschen 
— wenigstens  für  die  Regel  — auf  schwereres  Verschulden  schliessen 
lässt,  als  die  blosse  Gefährdung  seiner  Gesundheit.  Aber,  sobald  man 
diesen  betreffs  geborener  Menschen  geltenden  Satz  auf  unser  Thema 
anwenden  will,  übersieht  man  die  Hauptsache. 

Viel  folgenschwerer  als  die  Abtötung  eines  noch  im  amphibien- 
artigen Zustande  befindlichen  — weder  in  unserem  Sinne  „lebenden“ 
noch  als  „Mensch“  anzusprechenden  — Gebildes,  viel  wichtiger  selbst 
als  die  Tötung  eines  vollkommen  entwickelten  Fötus  im  9.  Monat  ist 
die  Gefährdung  der  Gesundheit  des  künftigen  Menschen.  Wird  die 
Frucht  schmerzlos  beseitigt,  wessen  Recht  wird  verletzt?  Wird  sie  aber 
in  ihrer  Gesundheit  geschädigt,  kommt  der  entwickelte  Mensch  mit 
einem  geistigen  oder  körperlichen  Defekt  zur  Welt,  muss  er  ein  Leben 
voll  Siechtum  und  Elend  ertragen,  wer  wollte  behaupten,  dass  hier  kein 
Verletzter,  kein  verletztes  Recht  gegeben  sei,  dass  der,  der  dieses  ver- 
schuldet hat,  ein  geringeres  Verbrechen  auf  sich  geladen  habe  als  der, 
der  das  Erwachen  des  Embryo  zum  Leben  verhinderte?  Wohl  nur 
weit-  und  zweckfremde  Theorie  konnte  zu  einer  Auffassung  kommen, 
welche  solches  behauptet. 

Dies  vom  Standpunkte  jeder  Kriminalistenschule  aus.  Die  Ver- 
geltungstheorie wird  wohl  dem,  der  ein  Leben  voll  Elend  verschuldete, 
mehr  zu  vergelten,  von  ihm  mehr  Sühne  zu  verlangen  haben  als 


*0B)  So  z.  B.  Radbruch  S.  161  für  das  Deutsche  Iieichsstrafgesetzbuch.  — Yergl. 
auch  das  St.-G.-B.  für  Hannover  1840,  unten  S.  172. 
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von  jenem,  der  ein  Erwachen  zum  Leben  verhindert  hat.  Und  die 
Schutztheorie  wird  eher  eine  solche  Summe  von  Elend  und  Leid  hint- 
anzuhalten erstreben  als  das  Erwachen  eines  neuen  Lebens  überhaupt 
befördern  müssen. 

Einen  Anklang  an  richtige  Würdigung  solcher  Momente  enthält 
das  geltende  österreichische  St.-G.-B.  darin , dass  es  den  Normalfall 
des  „gemeinen“  Totschlags  (§  140)  unter  keinen  strengeren  Straf- 
rahmen stellt  als  die  schwere  Körperverletzung,  welche  „immerwährendes 
Siechtum,  eine  unheilbare  Krankheit  oder  eine  Geisteszerrüttung  ohne 
Wahrscheinlichkeit  der  Wiederherstellung“  (§  156  b)  nach  sich  gezogen 
hat.  Dabei  ist  obendrein  zu  erwägen,  wie  ganz  andere  Bedeutung  die 
Tötung  eines  Menschen  hat,  als  die  Unterdrückung  eines  Embryo. 

§ 66. 

Das  Resultat  dieser  Betrachtung  lässt  sich  kurz  in  folgende  Worte 
zusammenfassen : Ein  Anspruch  auf  Austragung  und  lebendes  Geboren- 
werden kann  einem  Embryo  in  keiner  Weise  vindiziert  werden.  Hin- 
gegen verlangen  es  Humanität,  Sittlichkeit  und  Recht  unbedingt,  dass 
dem  zum  menschlichen  Leben  bestimmten  Wesen  nach  Möglichkeit  die 
leibliche  und  geistige  Gesundheit  gewahrt  werde. 

Ich  muss  deshalb  Radbruch  widersprechen,  wenn  er  S.  162  meint: 
„ Wenn  in  einem  neuen  Strafgesetzbuche  die  Strafbarkeit  der  Gefähr- 
dung der  Frucht  durch  Abtreibung  überhaupt  beibehalten  werden  soll, 
so  wird  sie  doch  jedenfalls  nicht  in  den  gleichen  Strafrahmen  gestellt 
werden  dürfen,  wie  die  Tötung  der  Frucht,  und  es  wird  deshalb  die 
für  das  geltende  Strafrecht  bestehende  Streitfrage  in  einem  neuen  Straf- 
gesetzbuche dadurch  entschieden  werden  müssen,  dass  nicht  nur  mehr 
in  doppeldeutiger  Weise  nebeneinander  die  Tötung  im  Mutterleibe  und 
die  Abtreibung,  sondern  eindeutig  die  Tötung  im  Mutterleibe  oder  durch 
Abtreibung  für  strafbar  erklärt  wird“. 

Diese  Ansicht  ist  verfehlt.  Im  Gegenteil  wäre  eher  die  „blosse“ 
Abtreibung  im  engeren  Sinne,  die  lebende  Abtreibung  eines  bereits 
ausserhalb  des  Uterus  lebensfähigen  Fötus  also,  mit  einer  besonders 
schweren  Bestrafung  zu  belegen,  weil  gerade  darin  die  grösste  Gefähr- 
dung des  zukünftigen  Menschen  gelegen  ist.  Erst  lange  nach  dieser 
kommt  an  Wichtigkeit,  unvergleichlich  leichter  als  sie  wiegt  die  Tötung 
der  Frucht,  selbst  in  einem  späteren  Stadium  der  Schwangerschaft. 
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Um  nicht  missverstanden  zu  werden,  stelle  ich  fest,  dass  ich  nicht 
die  gesetzliche  Aufstellung  verschiedener  Strafrahmen  für  die  beiden 
Arten  von  Abtreibung,  sondern  nur  die  Berücksichtigung  der  Sachlage 
durch  den  Richter  innerhalb  eines  genügend  weiten  Strafrahmens  im 
Auge  habe. 

Praktisch  wird  sich  ausserdem  die  Schwierigkeit  ergeben,  dass  sich 
kaum  oft  wird  feststellen  lassen,  worauf  der  Vorsatz  gerichtet  war,  und  dass 
auch  der  Täter  den  Erfolg  nur  selten  so  genau  in  der  Hand  haben  dürfte. 

Doch  die  herrschende  Meinung  in  der  Literatur  ebenso  wie  viele 
Gesetze  sind  andrer  als  der  hier  entwickelten  Ansicht.  Es  gibt  eben  gewisse 
feststehende  Skalen,  und  nach  diesen  kommt  es  nicht  auf  das  verur- 
sachte Unglück  und  Elend  an,  sondern  auf  das  einmal  als  massgebend 
aufgestellte,  wenn  auch  wertlose  Schema. 

Dies  tritt  z.  B.  bei  Hreliorowicz  hervor,  welcher  (S.  33)  findet:  „Es 
mag  hier  noch  bemerkt  werden,  dass  zwischen  künstlicher  Abtreibung 
und  künstlicher  Frühgeburt  nur  der  juristisch  erhebliche  Unterschied 
besteht,  dass  bei  dieser  letzten  Operation  die  Hoffnung,  die  beinahe 
reife  Leibesfrucht  dem  Leben  zu  erhalten , dem  Arzte  vorschweben 
kann,  die  Aufopferung  der  Leibesfrucht  daher  nur  eine  eventuelle  ist“. 
Verfehlt  ist  auch  folgende  Stelle  S.  41 : „Es  wäre  verkehrt,  in  foro 

civili  die  Geburt  eines  menschlichen  Lebens  anzunehmen  und  in  foro 
criminali  für  die  (vollendete)  Verhinderung  dieser  Geburt  zu  strafen“. 
Abtreibung  im  engeren  Sinne  ist  doch  nicht  Verhinderung  der  Geburt! 

Auch  Tittmann’ s Ansicht  ebenso  wie  seine  Argumentation  sind 
unrichtig.  Er  meint  S.  102 : „Der  Abgang  der  Frucht  mit  Lebensfähig- 
keit kann,  wenn  er,  wie  gewöhnlich  alle  unzeitigen  Geburten,  Kränk- 
lichkeit zur  Folge  hätte,  ebenso  wenig  bloss  als  Verbrechen  gegen  die 
Gesundheit  betrachtet  werden,  so  wenig  eine  in  der  Absicht  zu  töten  bei- 
gebrachte und  Lähmung  oder  Ungesundheit  würkende  Wunde,  bloss  als 
Verbrechen  gegen  die  Gesundheit  angesehen  wird“.  Tittmann’s  Vergleich 
passt  nur  für  den  Fall,  in  welchem  ein  in  Tötung  sab  sieht  abgetriebenes 
Kind  am  Leben  blieb,  in  welchem  Falle  natürlich  auch  nach  der  herr- 
schenden Meinung  Strafe  wegen  versuchter  Abtreibung  einzutreten  hätte  ; 
allerdings  geringer  als  im  weniger  folgenschweren  Falle  der  Tötung. 
Und  dabei  übersieht  er  noch,  dass  der,  welcher  jene  Wunde  zugefügt 
hat,  de  lege  auf  jeden  Fall  bestraft  werden,  jener  aber,  der  ein  Kind  an- 
geblich ohne  lötungsabsicht  abgetrieben  hat,  nach  der  herrschenden 
Meinung  überhaupt  von  Strafe  frei  bleiben  soll. 
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v.  Wächter  (Vorlesungen  S.  336)  sagt:  „Mildernder  Umstand  ist  es, 
wenn  das  Kind  lebend  geboren  und  am  Leben  erhalten  wird“. 

Lehmkuhl  spricht  zwar  (I,  S.  499)  zuerst  vom  Abortus  als  von  der 
„foetus  tum  praematuri  tum  immaturi  artificiali  ejectione  et  de  ejus  in 
utero  occisione“.  Gleich  darauf  jedoch  (ibidem)  bezeichnet  er  als  (pro- 
vozierten) Abortus  die  „immaturi  foetus  ex  materno  utero  ejectio“  und 
unterscheidet  ihn  „a  praematura  foetus  editione“,  „ita,  ut  foetus,  i.  e. 
infans,  extra  uterum  vivere  possit“.  Er  gibt  zwar  zu,  dass  ein  solches 
Kind  oft  infolge  der  vorzeitigen  Ausstossung  sein  ganzes  Leben  lang 
schwächlich  bleibt,  findet  aber,  dies  sei  kein  positives  Übel  sondern 
nur  ein  geringeres  bonum,  und  hält  den  Fall  für  leichter  als  den  der 
Tötung  der  Frucht  (I,  S.  500). 

Ähnlich  sind  die  Ansichten  betreffs  der  ärztlich  indizierten  Ab- 
brechung der  Schwangerschaft. 

Nach  v.  Fabrice -Weber  S.  111  „wird  man  die  Frühgeburt,  wenn 
es  immer  geht,  erst  nach  dieser  Zeit“  — nämlich  nach  der  28.  bis  32. 
Schwangerschaftswoche  — vornehmen,  da  es  sehr  schwierig  sei,  eine 
früher  „herausbeförderte  Frucht  auch  bei  sorgfältigster  Pflege  lebend 
zu  erhalten“. 

Auch  Haberda  lässt  sich  von  dieser  Auffassung  leiten.  Nach  ihm 
(S.  248)  „trachtet  der  Arzt  immer,  die  Schwangerschaft  so  weit  gedeihen 
zu  lassen,  dass  die  Frucht  die  Zeit  der  Lebensfähigkeit  erreicht.  Diese 

Fälle haben  weniger  juristische  Bedeutung,  weil  es  sich  dabei  eben 

nicht  um  eine  unbedingte  Aufopferung  der  Frucht  handelt.“  Dann 
S.  249:  „Weit  mehr' Bedenken  als  der  Einleitung  der  Frühgeburt  stehen 
der  Einleitung  der  Fehlgeburt  entgegen“. 

Weiters  vergleiche  man  Horch  S.  44:  „Der  schlimmere  Erfolg,  der 

Tod  des  Kindes  schon  vor  der  Geburt, der  günstigere  Erfolg,  dass 

das  Kind  lebend  geboren  wurde  und  erst  nach  der  Geburt  gestorben 
ist“.  Keine  ganze  Seite  vorher  (S.  43)  sagt  er  selbst,  die  Frucht  sei 
vor  ihrer  Geburt  noch  „kein  Mensch  im  Sinne  des  Gesetzes“,  nimmt 
aber  dann  den  Fall,  in  welchem  ein  Mensch  — vielleicht  unter  Schmerzen 
— stirbt,  für  günstiger  an  als  den,  in  welchem  ein  Fötus  oder  Embryo 
schmerzlos  an  der  Menschwerdung  verhindert  ward. 

Die  Frage  der  Abtreibung  ist  überhaupt  ein  beliebter  Tummel- 
platz für  Weltfremdheit.  206) 


206)  Es  ist  kein  Wunder,  dass  Laienschriftsteller  immer  mehr  über  die  eigen- 
tümlichen Ansichten  der  Juristen  sich  ereifern,  wenn  auch  andrerseits  wenigstens 
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Es  möge  noch  bemerkt  sein,  dass  Marie  Raschke  in  ihren  „Gesetzes- 
vorschlägen“ S.  25  nur  die  Tötung  der  Frucht  bestraft  wissen  möchte. 

§ 67. 

Unbegreiflich  erscheint  es  mir,  dass  Binding  (Normen,  II,  S.  515, 
und  Lehrbuch  S.  38/39)  und  v.  Schwarze  (S.  607)  meinen,  eine  Straf- 
drohung gegen  die  „blosse“  Bewirkung  einer  Frühgeburt  sei  unhalt- 
bar und  die  gleiche  Bedrohung  dieser  wie  der  Tötung  der  Frucht  un- 
ungerecht ; wobei  sie  die  Meinung  vertreten,  die  Tötung  der  Frucht  solle 
bedeutend  strenger  bestraft  werden,  als  die  „blosse“  Bewirkung  einer 
Frühgeburt.  So  meint  Binding  (Normen) : „Es  wäre  verständlich,  wenn 
der  Staat  auch  die  ohne  Tötungsabsicht  vorgenommene  aber  lebens- 
gefährliche Abtreibung  untersagte ; es  ist  unverständlich,  wenn  er 

die  Bewirkung  der  Geburt  auch  für  den  Fall  ihrer  völligen  Ungefähr- 
lichkeit für  die  Frucht  untersagt.  Sein  Yerbot  wäre  dann  ein  reines 
Polizeiverbot  der  Bewirkung  einer  künstlichen  Niederkunft,  welches  mit 
dem  Schutz  des  Lebens  der  Früchte  gar  nichts  zu  tun  hätte.“  Und 
v.  Schwarze  findet,  „ein  Yerbot,  wonach  jede  Bewirkung  einer  Früh- 
geburt, selbst  in  der  ungefährlichsten  Weise,  unter  Strafe  gestellt 

würde,  Hesse  sich  nicht  rechtfertigen“.  Beiden  Ausführungen  ist  auf 
das  Entschiedenste  zu  widersprechen.  Bewirkung  einer  Frühgeburt  „in 
der  ungefahrhchsten  Weise“  oder  eine  „ ungefährhche  Abtreibung“  mit 
Bezug  auf  das  Kind  gibt  es  nicht,  und  das  Yerbot  der  Abtreibung  hat 
nicht  nur  den  Schutz  des  Lebens  der  Früchte,  sondern  auch  — und 
zwar  erst  recht  — den  ihrer  Gesundheit  zu  bezwecken.  Nach  den  For- 
derungen ernster  Erwägung  ist  sogar  der  zweite  Zweck  der  unvergleich- 
Hch  wichtigere. 

Binding  fährt  (Normen)  fort,  es  sei  kaum  glaubhch,  dass  „tötliche, 
lebensgefährliche,  ungefährliche  Abtreibungen  der  lebendigen,  sowie  die 
Abtreibung  der  toten  Früchte  207) als  die  nämlichen  rechtswidrigen 

solche  Laien,  die  nicht  Vollendung  und  Versuch,  Selbsttäterschaft  und  Beihilfe, 
Fahrlässigkeit  und  dolus,  Anerbieten  und  Ausführung  zu  unterscheiden  vermögen, 
sich  von  höhnender  Kritik  reichsgerichtlicher  Entscheidungen  ferne  halten  sollten. 
Vergl.  Guttzeit  S.  162,  182,  198,  222. 

207)  Dieser  Fall  passt  überhaupt  nicht  her.  Die  Abtreibung  einer  toten  Frucht 
ist  entweder  Versuch  einer  Abtreibung,  oder  — wenn  das  schon  erfolgte  Absterben 
der  Frucht  dem  Täter  bekannt  war  — eine  an  sich  unbedingt  straflose  Tat,  eventuell 
ein  Putativdelikt. 
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Handlungen  erscheinen“  ; es  wäre  „im  höchsten  Grade  auffallend“,  wenn 
alle  diese  Taten  mit  der  Tötung  der  Frucht  im  Mutterleibc  unter  eine 
Strafsanktion  gestellt  würden.  Diese  beiden  Ilandlungsgruppen  böten  ja 
nicht  nur  keine  juristische  Verwandtschaft,  sondern  „es  wäre  auch  eine 
bittere  Unbill,  die  Mutter,  die  eine  künstliche  Geburt  des  reifen  Kindes 
in  der  besten  Absicht  und  mit  dem  besten  Erfolg  bewirkt,  auch  nur  in 
einem  Atem  mit  der  anderen  zu  nennen,  die  den  Abgang  als  Mittel  der 
Tötung  der  Frucht  ins  Auge  gefasst  hat,  noch  ärger  aber  wäre  sie  der 
letzteren  an  Strafbarkeit  gleichzustellen“.  Und  an  andrer  Stelle  (Lehr- 
buch S.  39)  findet  Binding,  eine  solche  Gleichstellung  wäre  „tief  be- 
dauerlich“. 

Inhaltlich  gleich  das  Deutsche  Reichsgericht,  Entsch.  vom  9.  7.  81, 
IV.  380:  „Die  kaum  zu  verstehende  Gleichstellung  eines  Deliktes  in 
dem  eben  hervorgehobenen  Sinne“  (=  Abtreibung  im  engeren  Sinne) 
„mit  einem  zweifellosen  Tötungsverbrechen“. 

Ebenso  Geyer  S.  10:  „Der  Gegensatz  «abtreibt  oder  tötet»  enthält 
eine  Gleichstellung  beider  Fälle,  die  unverständlich  wäre,  wenn  nicht 
die  Absicht  zu  töten  hier  wie  dort  erforderlich  wäre“. 

Ähnlich  Olshausen  S.  803  und  Sontag  S.  31. 

Nun,  die  Bewirkung  der  Frühgeburt  aus  medizinischer  Indikation 
bleibt  hier  selbstverständlich  ganz  ausser  Sprache.  Worin  sonst  die 
rechtfertigende  „beste  Absicht“  der  Schwangeren  bestehen  sollte,  ist 
schwer  zu  erdenken.  Der  blosse  Betrug  mit  der  Ehelichkeit  dürfte  kaum 
hieher  zu  zählen  sein,  noch  weniger  die  anderen  möglichen  Gründe  (siehe 
oben  S.  153/154).  Und  der  von  Binding  selbst  an  andrer  Stelle  (Lehrbuch 
S.  39)  angegebene  Grund,  dass  die  Schwangere  „ihr  Glück  nicht  erwarten 
kann“,  ist  wohl  von  ihm  selbst  nicht  genau  durchdacht  worden.  — „Reif“ 
im  juristischen  ebenso  wie  im  richtigen  medizinischen  Sinne  ist  das  so 
abgetriebene  Kind  nie,  208)  und  wenn  es  bereits  volle  9 Monate  getragen 
wäre;  denn  wäre  es  wirklich  „reif“,  so  würde  sein  Abgang  von  der 
Natur  selbst  bewirkt.  Es  ist  also,  soferne  nur  „reife“  Früchte  geboren 
werden  sollen,  jeder  durch  Abtreibung  bewirkte  Abgang  einer  Frucht 
vorzeitig.  Die  geburtshilfliche  Intervention  bleibt  ja  hier,  wie  schon 
gesagt,  ausser  Betracht. 

In  einem  Punkte  allerdings  stimme  ich  Binding’ s Worten  zu,  wenn 
auch  in  einem  seiner  Anschauung  direkt  entgegenlaufenden  Sinne:  Ja, 

208)  Deshalb  ist  auch  Binding’ s Satz:  „Gegenstand  der  Abtreibung  ist  eine  roife 
oder  unreife  lebendige  Frucht“  (Lehrbuch  S.  37)  nicht  ganz  richtig. 
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es  ist  auf  das  Allertiefste  bedauerlich,  es  ist  die  grösste,  schreiendste 
Ungerechtigkeit,  wenn  man  jene  Schwangere,  die  ihre  Frucht  in  der 
ersten  Zeit  der  Schwangerschaft  schmerzlos  beiseite  schafft  und  ihr  da- 
durch jedes  Leid  für  immer  erspart,  unter  dieselbe  Strafsanktion  stellt 
wie  jene,  die  durch  „blosse“  Yerfrühung  der  Geburt  einen  siechen 
Krüppel  schafft,  der  ein  ganzes  unglückliches  Leben  hindurch  die  Folgen 
ihrer  „besten  Absicht“  zu  tragen  hat.  209)  Es  ist  dies  wirklich  eine 
„kaum  zu  verstehende  Gleichstellung“,  wie  das  Deutsche  Reichsgericht, 
freilich  in  schnurgerade  entgegengesetztem  Sinne,  findet. 

§ 68. 

Völlig  richtig  sagt  dagegen  Martin  S.  309 : „Warum  aber  das 

blosse  Abtreiben  desselben“  (=  des  Fötus)  „straflos  sein  solle,  wenn  da- 
durch die  Mutter  nicht  verletzt  wurde,  ist  nicht  einzusehen,  da  die  Ge- 
sundheit des  Kindes  stets  darunter  leidet“. 

Mit  diesen  Worten  wendet  Martin  sich  gegen  v.  Grolman,  welcher 
(S.  318)  meint:  „Das  blosse  Abtreiben  desselben“  (=  des  Bandes)  „kann 
nur  als  Verletzung  der  Mutter  strafbar  sein,  insoferne  nicht  daraus  zu- 
gleich eine  kulpose  Tötung  des  noch  nicht  ausgetragenen  Kindes  er- 
folgt“. 

Martin  reiht  denn  auch  (S.  305  ff.)  die  Abtreibung,  der  er  die 
Tötung  vor  der  Geburt  gegenüberstellt,  unter  die  Verbrechen  gegen  die 
Gesundheit,  im  Gegensätze  zur  herrschenden  Meinung,  die  sie  unter  die 
Tötungsdelikte  stellt.  21°) 

Auch  Meyer- Allfeld  reihen  in  richtiger  Würdigung  der  Aufgabe 
des  Gesetzes  den  Paragraphen  über  die  Abtreibung  nicht  unter  die 
Tötungsdelikte,  sondern  in  das  Kapitel  „Gefährdung“  ein. 

209)  Die  Frau,  die  sich  ihrer  Pflichten  gegen  das  künftige  lebende  und  fühlende 
Menschenkind  bewusst  ist,  wird  alles  ängstlich  vermeiden,  wodurch  sie  fahrlässiger- 
weise die  Geburt  auch  nur  um  die  kleinste  Zeitspanne  verfrühen  könnte.  Die  aber, 
die  es  mit  ihrer  Pflicht  so  wenig  genau  nimmt,  dass  sie  aus  Bequemlichkeit,  oder 
um  — wie  Binding  anzunehmen  scheint  — um  einige  Tage  früher  ein  lebendes 
Spielzeug  zu  haben  (ein  andrer  Ausdruck  passt  für  ein  solches  Beginnen  nicht),  ihr 
Kind  der  Gefahr  des  Siechtums  aussetzt,  die  weiss  überhaupt  nicht,  was  Gewissen- 
haftigkeit und  wahre  Mutterliebe  ist;  sie  verdient  alles  eher,  als  dass  man  ihr  eine 
„beste  Absicht“  unterschiebt. 

21°)  v.  Grolman  stellt  die  Abtreibung  unter  che  „durch  besondere  Kamen  aus- 
gezeichneten Tötungen“,  v.  Feuerbach  S.  356  ff.  ordnet  sie  unter  die  materiellen 
vagen  Verbrechen  ein. 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung. 
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Dies  ist  die  Stellung  im  System  des  Strafrechts,  die  nach  dem 
vorstehend  ausführlich  Dargelegten  auch  ich  der  Fruchtabtreibung  im 
engeren  Sinne  zuweisen  muss.  (Yergl.  oben  S.  90.) 

Nicht  zustimmen  kann  ich  auch,  wenn  Radbruch  S.  175  bezüglich 
der  Bedrohung  der  Beschleunigung  der  Geburt  sagt,  dies  sei  „eine 
Bestimmung,  welche,  wenn  sie  wirklich  im  geltenden“  (Deutschen  Reichs-) 
„Strafgesetzbuche  enthalten  wäre,  schleunigst  ausgemerzt  werden  müsste, 
da  sie  eine  Ächtung  der  gesamten  Geburtshilfe  bedeuten  würde“.  Be- 
rechtigte geburtshilfliche  Massnahmen  müssen  doch  a priori  von  jeder 
Strafdrohung  ohne  Bedingung  und  Beschränkung  ausgenommen  sein,  auch 
wenn  sie  in  der  Tötung  der  Frucht  bestehen.  Mit  demselben  Rechte 
könnte  Radbruch  in  dem  von  ihm  selbst  S.  162  empfohlenen  Yerbot  der 
„ Tötung  des  Fötus  im  Mutterleibe  oder  durch  Abtreibung“  eine  Äch- 
tung der  Geburtshilfe  erblicken.  Gewiss,  die  Beschleunigung  des  Ein- 
trittes der  Geburt  ist  nur  zur  Rettung  der  Schwangeren  zulässig;  aber 
zu  diesem  Zwecke  auch  unbedingt. 

Eine  wahre  contradictio  in  adiecto  ist  es,  wenn  ein  Autor,  der  die 
Abtreibung  als  Yerbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  betrachtet,  zwar  in 
der  schmerzlosen  Beseitigung  eines  Embryo  oder  Fötus  das  vollbrachte 
Verbrechen  erblickt,  in  der  „blossen“  Gefährdung  eines  solchen,  dessen 
Gesundheit  und  Lebensglück  als  Mensch  dadurch  aufs  Spiel  gesetzt 
wird,  in  der  Verursachung  eines  Lebens  voll  Elend  und  Leid  hingegen 
keine  „Abtreibung“  im  technischen  Sinne,  ja  überhaupt  keine  straf- 
bare Handlung  und  keine  Verletzung  der  Sittlichkeit  sehen  will. 

Vergl.  damit  z.  B.  Jungmann  S.  5:  „Ist  die  Abtreibung  in  der 
Absicht,  die  Frucht  hiedurch  zu  töten,  bewirkt,  so  ist  die  Handlung 
nach  höheren  ethischen  Anschauungen  unsittlich“.  Sonst  nicht? ! 

§ 69. 

Unverständlich  Oppenhoff-Delius  S.  516:  „Eine  blosse  Lockerung 
der  Frucht  in  der  Gebärmutter  ist  keine  Abtreibung“. 

Dabei  verweisen  Oppenhoff-Delius  auf  die  Entscheidung  des  Deutschen 
Reichsgerichtes  vom  15.  4.  1890,  XX,  367. 

In  dieser  Entscheidung  „ist  für  erwiesen  angenommen,  dass  damals 
eine  Hebamme  die  Frau  W.  von  einer  etwa  4 Monate  alten,  in  der 
Gebärmutter  gelockerten  Leibesfrucht  befreit  hat,  und  dass  diese  Locke- 
rung zuvor  durch  Einspritzen  von  warmem  Seifenwasser  herbeigeführt 
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worden  war“,  und  ward  sodann  gesagt:  „Die  Anwendung  des  § 218 
Str.-G.-B.  auf  den  ermittelten  Sachverhalt  erscheint  nicht  gerechtfertigt“. 
Aus  den  weiteren  Gründen  ist  zu  entnehmen,  dass  die  Leibesfrucht, 
von  welcher  Frau  W.  befreit  wurde,  bereits  tot  war. 

Das  Reichsgericht  findet  es  vor  allem  nicht  festgestellt,  „auf  welchen 
Zeitpunkt  der  erste  Richter  das  Erlöschen  des  bis  dahin  noch  vor- 
handenen Lebens  der  Frucht  verlegt  habe.  Dabei  fällt  die  Zeit  vor 
den  Einspritzungen,  die  Zeit  nach  denselben  und  innerhalb  dieser  wieder 
die  Zeit  bis  zur  Entbindung  und  diese  selbst  in  Betracht.“ 

Namentlich  diese  letzteren  Ausführungen  befremden.  Dass  die 
Frucht  bis  zur  Abtreibungshandlung  gelebt  habe,  muss  in  jedem 
Falle  angenommen  werden,  auch  wenn  man  Präsumtionen  verabscheut. 
Bis  zu  einem  gewissen  Grade  ist  sogar  der  Nachweis  darüber  möglich. 
Ich  verweise  diesbezüglich  auf  meine  Ausführungen  § 90. 

Was  nun  den  weiteren  Tatbestand  betrifft,  so  geht  das  Reichs- 
gericht von  der  Ansicht  aus,  dass  nur  die  Tötung  der  Frucht  das  voll- 
endete Yerbrechen  der  Abtreibung  herstelle.  Niemand  aber  wird  uns 
glauben  machen  wollen,  dass  eine  Hebamme  mit  der  Entfernung  einer 
erst  vier  Monate  alten  Frucht  deren  Erhaltung  am  Leben  verbinden 
wollte.  Es  müsste  also  selbst  vom  Standpunkte  des  Reichsgerichtes  aus 
Versuch  der  Abtreibung  angenommen  werden,  wenn  die  Einspritzung 
dem  Fötus  nicht  geschadet  hätte,  und  ist  also  von  einer  Nichtanwend- 
barkeit des  § 218  keine  Rede. 

Mehr  als  eigentümlich  aber  klingt  folgender  Passus  der  gegen  das 
erstrichterliche  verurteilende  Erkenntnis  gerichteten  Begründung  des 
Reichsgerichtes : 

„Anscheinend  ist  zwar  davon  ausgegangen,  dass  die  Einspritzungen 
das  Ableben  der  Frucht  im  Mutterleibe  herbeigeführt  haben ; denn  es 
wird  gesagt,  dass  ihre  weitere  Entwicklung  unmöglich  gemacht  sei. 
Es  ist  möglich,  dass  damit  ein  Weiterleben  der  Frucht  durch  die  Ein- 
spritzungen und  erst  durch  diese  als  ausgeschlossen  hat  bezeichnet 
werden  sollen;  bestimmt  gesagt  ist  dies  aber  nicht.  Von  Tötung  der 
Frucht  spricht  das  Urteil  nirgends.“ 

Ich  glaube,  dass  mit  Konstatierung  der  Unmöglichkeit  der  Weiter- 
entwicklung in  diesem  Falle  mit  jeder  nur  möglichen  Bestimmtheit  ge- 
sagt wurde,  dass  Tötung  der  Frucht  die  Folge  der  Einspritzungen  war. 
Was  soll  denn  die  Zukunft  einer  erst  vier  Monate  alten  Frucht  sein, 
wenn  ihre  Weiterentwicklung  unmöglich  gemacht  ist?  Die  Erlangung 
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extrauteriner  Lebensfähigkeit  ist  damit  ausgeschlossen,  und  dass  eine 
vier  Monate  alte  Frucht  nicht  ein  normales  Menschenalter  hindurch  im 
Uterus  lebend  verbleiben  kann,  braucht  nicht  erst  hervorgehoben  zu 
werden. 

Meines  Erachtens  hat  dieses  Urteil  überhaupt  keine  weitere  Be- 
deutung, als  dass  es  die  Sache  an  das  erste  Gericht  zu  genauerer  Be- 
gründung seines  Urteiles  zurückverweist,  wobei  allerdings  die  Bemerkung 
über  die  Nichtanwendbarkeit  des  § 218  verfehlt  ist.  Der  von  Oppenhoff- 
Delius  konstruierte  Rechtssatz  aber  ist  abenteuerlich.  Zu  welchem 
Zweck  sollte  blosse  „Lockerung“  der  Frucht  unternommen,  der  Vorsatz 
also  auf  diese  gerichtet  werden? 

Auch  gibt  es  keine  Möglichkeit,  eine  solche  Lockerung  willkürlich 
vorzunehmen.211)  Man  erinnere  sich  daran,  dass  auch  die  gewollte 
Abtreibung  nicht  mit  Sicherheit  erreicht  werden  kann,  soferne  nicht 
auf  mechanischem  Wege  die  Frucht  direkt  getötet  wird  oder  ihre 
Lebensbedingungen  beseitigt  werden.  „Lockerung“  der  Frucht  kann 
also,  wenn  sie  nicht  spontan  erfolgt,  immer  nur  das  Ergebnis  eines 
Abtreibungsversuches  sein,  der  dann  aber  auch  eben  als  solcher  straf- 
bar ist. 

Nicht  erst  betont  zu  werden  braucht,  dass  auch  dann,  wenn  eine 
blosse  Lockerung  der  Leibesfrucht  in  der  Absicht,  diese  blosse  Locke- 
rung zu  bewirken,  wirklich  bewirkt  werden  könnte  und  bewirkt  worden 
wäre,  keinerlei  Grund  für  die  Nichtbestrafung  der  Tat  vorläge.  Auch 
hier  würde  die  Gesundheit  des  künftigen  Menschen  den  schwersten 
Gefahren  frevelhaft  ausgesetzt. 


§ 70. 

Auch  eine  ganze  Reihe  von  Gesetzen  steht  auf  dem  unrichtigen 
Standpunkte. 

Dies  kann  sich  in  doppelter  Weise  äussern. 

1.  Entweder  erklärt  das  Gesetz  zwar  den  Tatbestand  des  Ver- 
brechens auch  als  durch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  gegeben,  be- 
zeichnet aber  den  Umstand,  dass  das  abgetriebene  Kind  am  Leben 
bleibt,  als  Milderungsgrund.  Darin  liegt  ein  doppelter  Fehler:  a)  der 
schon  im  Vorstehenden  gezeigte,  b)  aber  auch  das  völlige  Übersehen 
des  Umstandes,  dass  die  Erhaltung  des  Lebens  des  Kindes  zumeist 


2n)  Missverständlich  Leivin  8.  49. 
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nicht  von  der  Tätigkeit  des  Abtreibenden,  sondern  von  der  davon  ganz 
unabhängigen  Pflege  abhängt,  die  dem  abgetriebenen  Kinde  zuteil  wird. 

Beispiele : 

Hannover  1840,  Art.  236,  Abs.  3:  „Bei  der  Zumessung  der  Strafe 

ist darauf  zu  achten,  ob  das  unzeitig  zur  Welt  gekommene 

Kind  am  Leben  erhalten  wurde  oder  nicht“. 

Mexiko  1871,  Art.  577:  „Die  in  den  vorigen  Artikeln  behandelten 
Strafen  werden  auf  die  Hälfte  vermindert: II.  Wenn  die  Abtrei- 

bung statthat  unter  Bewahrung  des  Lebens  der  Mutter  und  des  Kindes“. 

Ferner  betreffs  der  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren: 

Hessen  1841,  Art.  284.  Punkt  3 droht  Zuchthaus  von  4 — 10  Jahren 

für  den  Fall,  „ wenn  sie  mit  einem  toten  oder  unreifen,  nicht 

lebensfähigen  Kinde  niedergekommen  oder  das  Kind  nach  der  Geburt 
infolge  der  durch  die  angewendeten  Mittel  erlittenen  Misshandlungen 
gestorben  ist“;  dagegen  bestimmt  Punkt  4 „Korrektionshaus  von  1 — 4 
Jahren  in  allen  anderen  Fällen,  auch  wenn  die  angewendeten  Mittel 
keinen  nachteiligen  Erfolg  gehabt  haben“.  Abgang  und  Lebendbleiben 
des  Kindes  scheint  also  kein  „nachteiliger  Erfolg“  zu  sein. 

Schweden  1864,  Kap.  14,  §28:  „.  . . si  le  fruit  est  venu  au  monde 
mort  ne  ou  avant  terme,  aux  travaux  forces  pendant  6 mois  ä 10  ans 
et,  en  autre  cas,  aux  travaux  forces  pendant  6 mois  ä 2 ans“. 

Bern  1866,  Art.  136.  Derselbe  verhängt  das  mildeste  Strafaus- 
raa88  für  den  Fall,  3.  „wenn  das  Kind  am  Leben  geblieben  ist  und 
für  die  Mutter  keine  oder  nur  unbedeutende  Nachteile  eingetreten  sind“. 

2.  Oder  das  Gesetz  erklärt  gar  klipp  und  klar  das  Verbrechen  als 
nur  durch  die  Tötung  der  Frucht  gegeben.  Als  Muster  im  negativen  Sinne 
nenne  ich  dafür  die  von  Horch  S.  63  als  „mustergiltig“  empfohlene  Fassung 
des  braunschweig’ sehen  St.-G.-B.  1840,  § 155:  „Wer  die  Frucht  einer 
Schwangeren  in  deren  Leibe  oder  durch  vorzeitige  Abtreibung  tötet“. 

Über  die  einschlägigen  Gesetze  und  diese  sowie  ähnliche  Fassungen 
wird  noch  ausführlich  gesprochen  werden. 

Auf  dem  Standpunkte  besserer  Würdigung  des  praktischen  Be- 
dürfnisses stehen  jene  Gesetzbücher  (vergl.  unten  IX.  Teil),  welche  auch 
den  Hebammen  die  Bewirkung  einer  Frühgeburt  verbieten  — soferne 
dieses  Verbot  nicht  auf  den  Fall  der  Nothilfe  ausgedehnt  wird. 

Bei  Iioegel  S.  119  finde  ich  betreffs  der  Beratungen  über  den 
ersten  Haan’ sehen  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  für  Österreich  im 
Jahre  1793  folgende  Stelle:  „Die  Mehrheit  « glaubte  einen  Unterschied 
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zu  machen,  ob  die  versuchte  Abtreibung  ohne  Nachteil  der  Leibesfrucht 
geblieben  oder  nicht»“.  Doch  scheint  sich  dies  nur  auf  den  Erfolg 
oder  Nichterfolg  des  Abtreibungsversuches,  nicht  auch  auf  die  Gefähr- 
dung der  Gesundheit  des  eventuell  am  Leben  bleibenden  abgetriebenen 
Kindes  zu  beziehen. 


§ 71. 

Sonach  wären,  soferne  ein  Gesetz  wirklich  Schuldige,  und  zwar 
nach  Verhältnis  ihrer  Schuld,  treffen  will,  vor  allem  Jene  zu  treffen, 
die  die  Gesundheit  des  künftigen  Menschen  gefährden. 

Das  Gesetz  hat  also  nicht  nur  zu  bedrohen 

1.  die  bewirkte  Tötung  der  Frucht  in  Tötungsabsicht  und 

2.  die  versuchte  Tötung  der  Frucht,  wobei  die  Gefährdung  ihrer 
Gesundheit  besonderes  Augenmerk  erheischt,  sondern  auch 

3.  die  blosse  Gefährdung  der  Frucht  durch  eine  nicht  auf  ihre 
Tötung  gerichtete  Handlung. 

Die  Bedrohung  dieser  Gefährdung  hätte  wieder  drei  Fälle  zu  umfassen: 

a)  Den  Fall  der  Gefährdung  der  Integrität  der  Frucht  durch 
nicht  auf  Abtreibung  gerichtete  Handlungen  (siehe  oben  S.  29/30). 
Schwierig  wäre  dabei  allerdings  eine  richtige  Grenzziehung. 21?) 

b)  Die  Gefährdung  des  künftigen  Menschen  durch  Handlungen, 
welche  die  Bewirkung  einer  Frühgeburt,  d.  h.  des  vorzeitigen 
Abganges  der  Frucht  aus  dem  Uterus,  zum  Ziel  haben. 
Und  zwar  sowohl  dann,  wenn  dieser  Erfolg  erreicht,  als  auch 
dann,  wenn  er  verfehlt  wurde.  Soferne  aber  eine  solche  Hand- 
lung zur  Rettung  des  Lebens  oder  der  Gesundheit  der  Schwan- 
geren erfolgt,  muss  sie  selbstverständlich  straflos  bleiben. 

c)  Die  Gefährdung  oder  fahrlässige  Tötung  des  Fötus  durch  un- 
geeignete (ungeschickte)  Massnahmen  bei  der  Entbindung  in 
einem  Zeitpunkte,  in  welchem  der  Fötus  noch  nicht  als  „Mensch“ 
in  Betracht  kommt.  Solche  Bestimmungen  würden  gezwungene 
Wortauslegungen  überflüssig  machen,  wie  wir  sie  manchmal 
finden  und  wie  sie  gewiss  nur  den  Zweck  verfolgen,  Handlungen 
nicht  straflos  zu  lassen,  die  strafwürdig  sind  aber  mit  dem 

212)  Auch  hier  zu  weit  gehend  das  jyreussische  Landrecht  in  den  §§  733  736; 

Vorschriften,  die  zum  Schutze  der  Schwangeren  und  der  Frucht  gereichen:  Unter- 
lassung von  Handlungen,  „wodurch  heftige  Gemütsbewegungen  erregt  zu  werden 
pflegen“. 
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wirklichen  Sinne  keines  Gesetzesparagraphen  getroffen  werden 
können.  Sie  würden  es  entbehrlich  machen,  strafbare  Hand- 
lungen unter  einem  falschen  Namen  zu  bestrafen,  und  würden 
es  ermöglichen,  der  Verschiedenheit  der  Fälle  gerechter  zu 
werden,  als  dies  bisher  möglich  ist. 

Man  vergleiche  diesbezüglich  die  Entscheidungen  des 
Deutschen  Reichsgerichtes  in  Strafsachen  vom  29.  9.  83,  IX,  131 
(„Rechtsprechung“  V,  553),  wonach  Tötung  einer  Leibesfrucht 
durch  ungeschickte  Anlegung  der  Zange  fahrlässige  Tötung, 
und  vom  5.  11.  94,  XXVI,  178,  wonach  Verletzung  der  Frucht 
durch  ungeschickte  Manipulationen  bei  der  Geburt  fahrlässige 
Körperverletzung  ist. 


2.  Abschnitt. 

Geschichte,  insbesondre  die  Deutsche 
Partikulargesetzgebung. 

§ 72. 

Der  Zend-Avesta  bedrohte  nur  die  Tötung  der  Frucht,  da  seine 
Vorschriften  nur  die  Wiederherstellung  der  menses  und  das  destroy  the 
fruit  in  her  womb  erwähnen  (vergl.  oben  S.  115). 

Auch  für  das  römische  Recht  bildete  nur  die  Tötung  der  Frucht  das 
vollendete  Verbrechen  der  Abtreibung.  Die  in  den  Digesten  vorfindlichen 
und  in  dieser  Arbeit  zu  wiederholtenmalen  bezogenen,  die  Abtreibung 
behandelnden  Stellen  lassen  infolge  der  angegebenen  Gründe  der  Ab- 
treibung beziehungsweise  deren  Strafbarkeit213)  daran  keinen  Zweifel. 

Das  älteste  germanische  Recht  stand  zum  grösseren  Teil  auf  dem- 
selben Standpunkte,  214)  ohne  übrigens,  wie  es  scheint,  animus  occidendi 
oder  selbst  Kenntnis  der  Schwangerschaft  beim  Täter  vorauszusetzen 

218)  „Quae spem  parentis,  memoriam  nominis,  subsidium  generis,  heredem 

familiao,  designatum  reipublicae  civem  sustulisset“  ebenso  wie  die  Gründe  „ab  heredi- 
bus  secundis  accepta  peounia“ ; „ne  iam  inimico  marito  filium  procrearet“ ; „maritum 
liberis  fraudasse“;  „et  privet  spe  filiorum“. 

2M)  Vergl.  lex  Salica  tit.  XXIY.  § 4:  „Si  voro  infantem  in  utero  matris  suae 
occiderit“ ; lex  Ripuariorum  tit.  XXXYL  § 10:  „Si  quis  partum  in  foemina  inter- 
fecerit“ ; lex  Alaniannorum  tit.  LXXVH. : „Si infans  natus  mortuus  fuerit“. 
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( Wilda  S.  723).  Unterschieden  davon  ist  die  lex  Visigothorum,  welche 
(L.  YI,  tit.  3,  c.  1)  sagt:  „ ...  ad  avorsum  aut  pro  necando  infante“. 

Für  das  Kirchenrecht  erscheint  es  mir  zweifellos,  dass  nicht  nur 
die  Tötung  der  Frucht  das  Yerbrechen  ergibt.  Eine  andere  Annahme 
würde  dem  Geiste  des  Kirchenrechts  widersprechen.  Gewiss  ist  schon 
der  Eingriff  in  die  von  Gott  gesetzte  Ordnung  der  Dinge  strafwürdig.215) 
Ausserdem  sieht  der  Canon  XXXY  des  Concilium  Wormatiense  868  den 
Tatbestand  darin,  dass  die  Schwangeren  — nur  von  diesen  spricht  er  — 
„ante  temporis  plenitudinem  conceptos  utero  infantes  voluntate  excu- 
tiunt“,  was  selbstverständlich  auch  ohne  Tötung  geschehen  kann.  Dass 
dabei  die  Abtreibung  als  „homicidium“,  die  Abtreibenden  als  „homi- 
cidae“ bezeichnet  werden,  ist  kein  Beweis  gegen  diese  Ansicht.  Das 
Wort  „liomicida“  wird  oft  genug  in  Fällen  angewendet,  in  welchen 
weder  eine  Tötung  noch  ein  Mensch  überhaupt  im  Spiele  ist.216)  Ebenso- 
wenig beweist  es  etwas  gegen  diese  Auffassung,  dass  das  Concilium 
loletanum  III  vom  Jahre  589  im  Cap.  XYII  sich  bloss  über  die  Tötung 

der  Früchte  als  ein  opus  „tantae  crudelitatis quantum  ferre  conse- 

dentium  aures  sacerdotum  non  possunt“  ( Iiarduin , Band  III,  S.  482) 
ausspricht. 

Das  alte  französische  Recht  setzt  zum  Tatbestände  des  Yerbrechens 
den  Tod  der  Schwangeren  und  der  Frucht  voraus.  Später  — die  Glosse 
zum  „coustume“  vom  Jahre  1385  macht  damit  laut  Schultzenstein  S.  367 
den  Anfang  — genügte  der  Untergang  der  Leibesfrucht  ohne  Untergang 
der  Schwangeren. 

Holland  1809  setzte  — laut  v.  Fabrice-  Weber  S.  26  — für  den 
Tatbestand  der  Abtreibung  eine  unreife  Frucht  voraus.  Ob  unter  dem 
Worte  „unreif“  nur  noch  nicht  lebensfähige  Früchte  verstanden  sind, 
weiss  ich  nicht. 

215)  Yergl.  auch  in  der  XXII.  Sure  des  Koran:  „Wir  lassen  in  den  Leibern 

der  Mütter  das  was  uns  gefällt  bis  auf  die  von  uns  bestimmte  Zeit“  (sc.  „der  Ent- 
bindung“, wie  Wahl  S.  287  beifügt). 

216)  Man  vergleiche  die  Bezeichnung  des  Unfruclitbarmachens,  ja  der  Konzep- 
tionsverhütung, als  homicidium;  die  Bezeichnung  der  „detractores  eorum“  (=  fratrum) 
„eosque  odientes“  als  homicidae  in  der  epistola  Clementis  Papae  ad  Jacobum  fratrem 
domini  (Iiarduin,  Bd.  I,  S.  48) ; die  Beurteilung  des  Verkaufes  eines  Menschen  ad 
paganos  als  homicidium  im  responsum  Rabani  archiepiscopi  Moguntini  an  den  chorc- 
piscopus  Reginaldus  ( Iiarduin , Bd.  V,  S.  1412);  den  Canon  X des  Bischofs  Isaak  von 
Langres,  „quod  homicidae  ante  Deum  deputentur,  qui  res  ecclesiae  vastant  oder 
„ecclesiae  pecunias  auferunt“  ( Harduin , Bd.  V,  S.  429). 
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Für  die  C G C nehmen  Manche  — sogar  v.  Wächter  (Tatbestand 
S.  2;  Vorlesungen  S.  335)  ist  dieser  Ansicht  — an,  dass  nur  die  Tötung 
der  Frucht  das  Verbrechen  ergebe,  und  wollen  für  den  Fall,  dass  das 
abgetriebene  Kind  am  Leben  blieb,  lediglich  Versuch  nach  Art.  1<8 
der  C C C annehmen,  die  vollbrachte  Tat  hingegen  nur  dann  gegeben 
finden,  wenn  die  Frucht  tot  zur  Welt  kam  oder  nach  der  Ausstossung 
wegen  Lebenstwfähigkeit  oder  infolge  der  gebrauchten  Mittel  starb.  Das 
Gesetz  selbst  gibt  darüber  keine  völlig  sichere  Auskunft.  Zwar  steht  bei 
Art.  130  die  offenbar  auf  mehrere  Artikel  sich  erstreckende  Überschrift 
„Folgen  etliche  böse  Tödtung,  und  von  Straff  derselbigen  Thäter“.217) 
Aber  schon  Art.  132  (Kindesweglegung)  hat  nicht  den  Tod  des  Kindes 
zur  Voraussetzung  der  Strafe,  21S)  und  Art.  133  selbst  gibt  über  die 
Frage  keinen  Aufschluss.  219) 

Für  das  gemeine  deutsche  Strafrecht  nimmt  Heffter  S.  208  denn 
auch  für  das  vollbrachte  Verbrechen  „als  Erfolg:  eine  zu  frühe  Nieder- 
kunft, wenn  auch  nicht  die  Lebensvernichtung  des  Kindes“  au.  Ebenso 
sieht  Martin  S.  309/310  in  der  Abtreibung  die  „absichtliche  und  wider- 
rechtliche Bewirkung  einer  unnatürlich  frühzeitigen  Entbindung  von 
einem  Kinde...,  welchem  jedoch  so  wenig,  wie  der  Schwangeren  selbst, 

21T)  Dadurch  lässt  sich  auch  Temme  (preuss.  Strafrecht  S.  813)  irrefiihren. 

218)  Derartige  Beweisführungen  aus  der  Stellung  im  System  haben  oft  ihr 
Missliches.  Dieselbe  Anordnung,  die  wir  hier  sehen,  ist  in  einer  ganzen  Reihe  von 
Gesetzbüchern  zu  finden  und  wird  uns  insbes.  auch  bei  der  Besprechung  des  Deut- 
schen Äeic/ts-Strafg-esetzbuches  (S.  187/188)  Vorkommen.  Besonders  möchte  ich  hier 
auf  die  Strafgesetzbücher  für  Lüheck  1863  und  Hamburg  1869  liinweisen.  Titel  XIII 
des  ersteren  behandelt  die  „Verbrechen  wider  das  Leben“;  in  diesem  Titel  ist  neben 
Mord  und  Abtreibung  auch  das  Beerdigen  oder  Beseitigen  eines  Leichnams  ohne  Vor- 
wissen der  Behörde  bedroht.  Hamburg  wieder  setzt  im  Titel  IV  der  I.  Abteilung  die 
„Verbrechen  gegen  das  Leben  Anderer“  unter  Strafe;  der  darunter  enthaltene  Art.  130 
aber  behandelt  die  „Verwahrlosung  und  Misshandlung“. 

219)  Die  Worte  „so  jemand ein  lebendiges  Kind  abtreibt“  könnten  sogar 

für  das  Gegenteil  gedeutet  werden;  aber  wir  werden  sehen,  dass  dieselben  bloss  den 
Grad  der  Entwicklung  der  Frucht  (oder,  was  hier  dasselbe  ist,  den  Zeitpunkt  der 
Schwangerschaft)  bezeichnen  sollen.  Will  man  liingegen  aus  den  Worten  „als  ein 
Totschläger“  schliessen,  dass  der  Tod  der  Frucht  vorauszusetzen  sei  (so  Marezoll 
S.  383),  so  ist  auch  das  nicht  zwingend;  denn  auch  zur  Strafe  für  die  Unfruchtbar- 
machung „soll  der  Mann  mit  dem  Schwerdt  als  ein  Todtschläger zum  Tod  ge- 

strafft werden“.  Die  C C C vergleicht  den  Abtreibenden  mit  dem  Totschläger  ledig- 
lich in  Bezug  auf  die  Strafe.  Dies  erkennt  auch  schon  Marlin  S.  306/307  und  stellt 
dazu  die  Frage:  „Warum  sollen  der  Gesetzgebung  nur  gerade  irrige  Beweggründe, 
ob  solche  gleich  aus  dem  Gesetze  nicht  erhellen,  untergelegt  werden?“ 
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dadurch  das  Leben  genommen  ist“.  Auch  Lueder  S.  58  gibt  zu,  dass 
das  gemeine  Recht  „sich  mit  der  vorzeitigen  Entbindung  begnügte“. 

Dagegen  nehmen  für  das  gemeine  deutsche  Recht  den  Tod  der 
Frucht  als  Voraussetzung  für  das  vollbrachte  Verbrechen  an:  Abegg 
S.  433,  434;  v.  Feuerbach  S.  356/357;  v.  Grolman  S.  318;  Hälschner 
S.  65;  Jungmann  S.  14;  E.  F.  Klein  S.  279;  Marezoll  S.  383;  Osen- 
brüggen , Abhandlungen  S.  116,  118;  Rosshirt  S.  356;  Schröter  S.  431, 
432;  Temme , preuss.  Strafrecht  S.  813;  Tittmann  S.  99,  101,  102,  104; 
v.  Wächter  S.  176. 

Berlich,  VIII,  34,  S.  62,  lässt  nur  arbiträre  Strafe  eintreten,  wenn 
das  abgetriebene  Kind  lebend  geboren  wurde. 

§ 73. 

Die  Aulfassung  der  Deutschen  Parfo'&wZarstrafgesetzgebung  schwankt, 
und  ihre  Ausdrucksweise  ist  zum  Teil  unklar. 

Namentlich  zwei  verschieden  auslegbare  Wendungen  sind  es,  die  uns 
in  einer  Anzahl  dieser  Gesetze  wörtlich  gleich  oder  in  verschiedenen 
Variationen  begegnen.  Häufig  fehlt  über  ihre  Auslegung  im  Gesetze 
jeder  Anhaltspunkt;  in  manchen  Gesetzen  allerdings  findet  sich  ein 
solcher,  wobei  sich  dann  aber  oft  Widersprüche  ergeben. 

1.  Die  erste  dieser  Wendungen  ist  die:  „abtreiben  oder  im  Mutter- 
leibe töten“.  Man  hat  ihr  verschiedenen  Sinn  untergelegt,  von  denen  der 
eine  dem  andern  diametral  entgegengesetzt  ist,  je  nachdem  man  den 
Ton  auf  das  Wort  „töten“  oder  auf  die  Worte  „im  Mutterleibe“  legt. 
Im  ersteren  Falle  stellt  auch  die  Abtreibung  des  lebenden  und  am 
Leben  bleibenden  Kindes  den  Tatbestand  des  Verbrechens  her,  während 
andernfalls  die  Abtreibung  als  Tötung  ausserhalb  des  Mutterleibes  zu 
verstehen  ist.  Die  Fassung  ist  wörtlich  nicht  nur  ins  Deutsche  Reichs- 
strafgesetzbuch  und  in  den  österr.  Enticurf  1891,  sondern  trotz  ihrer 
wie  allbekannt  — zu  den  schwersten  Zweifeln  führenden  Unklarheit 
auch  in  die  Vorentwürfe  für  Deutschland  und  Oesterreich  1909  über- 
nommen worden.  Sie  wird  bei  Besprechung  des  ersteren  eingehende 
Erörterung  finden. 

2.  Ebenso  kehrt  die  Bezeichnung  „unzeitig  oder  tot“,  oder  eine 
äquivalente  Wendung  für  die  abgetriebene  Frucht  häufig  wieder,  und 
oft  fehlt  jeder  Anhaltspunkt  darüber,  was  wir  unter  „unzeitig“  zu  ver- 
stehen haben.  Ich  kann  betreffs  dieses  Wortes  und  seiner  Auslegung 
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auf  die  bereits  S.  160  ausgesprochene  und  begründete  Ansicht  ver- 
weisen, dass  — von  geburtshilflichen  Massnahmen  abgesehen  — jeder 
künstlich  beschleunigte  Abgang  einer  Frucht  ein  vorzeitiger  ist.  Doch 
wird  sich  zeigen,  dass  einige  Gesetze  mit  diesem  oder  einem  ähnlichen 
Worte  den  Abgang  der  Frucht  vor  erreichter  extrauteriner  Lebens- 
fähigkeit bezeichnen  wollen. 

Dass  die  Stellung  des  Verbrechens  im  System  des  Strafgesetzbuches 
keinen  sicheren  Schluss  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers  zulässt,  haben 
wir  bereits  — Fussnote  218  — gesehen.  Es  trifft  auch  hier  zu. 

Der  Codex  iuris  Bavarici  criminalis  1751,  1.  Teil,  Kap.  3,  § 20, 
lässt  die  Schwertstrafe  eintreten,  wenn  das  Kind  tot  zur  Welt  gebracht 
wird,  während  er  nur  willkürliche  Strafe  zulässt,  wenn  „das  abgetriebene 
Kind  gleichwohl  lebendig  zur  Welt“  kommt. 

Die  österreichischen  Gesetze  werden  im  folgenden  Abschnitte  für 
sich  speziell  besprochen  werden.  Betreffs  der  übrigen  hieher  gehörigen 
Gesetze  ist  folgendes  zu  sagen. 

1.  Das  preussische  allgemeine  Landrecht  vom  Jahre  1794  (II.  20, 

§§  986  und  987)  verlangt  die  Tötung  der  Frucht  zum  Tatbestände  der 
Abtreibung.  § 986  spricht  einfach  von  der  Abtreibung  innerhalb  der 
ersten  30  Wochen  der  Schwangerschaft,  während  § 987  besagt:  „Hat 
aber  eine  Weibsperson  durch  dergleichen  oder  andere  gewaltsame  Mittel 
den  Tod  nach  der  30.  Woche  ihrer  Schwangerschaft  befördert “ 

2.  Das  bayerische  St.-G.-B.  vom  Jahre  1813  spricht  im  Art.  172 
betreffs  des  eingetretenen  Erfolges  der  Abtreibungshandlung  von  der 
Niederkunft  „mit  einem  unzeitigen  oder  todten  Kinde“,  die  Marginal- 
rubrik stellt  „Tötung  im  Mutterleibe  und  Abtreibung  der  Leibesfrucht“ 
einander  gegenüber.  Das  Vorliegen  des  Verbrechens  macht  der  Artikel 
abhängig  von  der  vorausgegangenen  Anwendung  solcher  Mittel,  „welche 
eine  zu  frühzeitige  Entbindung  oder  den  Tod  der  Frucht  im  Mutter- 
leibe bewirken  können“,  in  rechtswidrigem  Vorsatze.  — Daraus  lässt 
sich  ein  sicherer  Schluss  auf  die  Absicht  des  Gesetzes  nicht  ziehen.  22°) 
Das  Wort  „zu  frühzeitig“  Hesse  auf  die  Voraussetzung  der  noch  nicht 
erreichten  selbständigen  Lebensfähigkeit  schliessen. 

3.  Oldenburg  1814  bestimmt  in  Art.  177:  „Wenn  eine  Mutter, 
welche  mit  einem  unzeitigen  oder  todten  Kinde  niedergekommen  ist, 
zuvor  äussere  oder  innere  Mittel,  welche  eine  zu  frühzeitige  Entbindung 

-20)  Auch  die  Passung  seines  Art.  164  ist  nicht  präzise:  „Hat  eine  Weibsperson  bei 
verheimlichter  Schwangerschaft  ein  erwiesenermassen  todtes,  unreifes  Kind  geboren“. 
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oder  den  Tod  der  Frucht  im  Mutterleibe  bewirken  können 

Auch  hier  fehlt  betreffs  des  Wortes  „unzeitig“  jeder  Anhaltspunkt.  Die 
Worte  „zu  frühzeitig“  möchten  aber  wieder  zu  der  Annahme  berechtigen, 
dass  darunter  die  noch  nicht  erreichte  extrauterine  Lebensfähigkeit  der 
Frucht  zu  verstehen  sei. 

4.  Sachsen  1838.  Art.  128:  „ ihre  Frucht  im  Mutterleibe 

tötet  oder  vor  der  gehörigen  Reife  abtreibt“.  Art.  129:  „ und  da- 

durch der  Tod  der  Leibesfrucht  oder  die  unzeitige  Entbindung  oder  der 
Tod  der  Mutter  . . . “ — Art.  1 29  scheint  mir  mit  der  Entgegenstellung 
der  „unzeitigen  Entbindung“  und  des  Todes  der  Leibesfrucht  auszu- 
drücken, dass  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  den  Yerbrechens- 
tatbestand  erfüllt. 

5.  Württemberg  1839.  Art.  253  bestimmt:  „Wenn  eine  Mutter, 
welche  mit  einem  unzeitigen  oder  einem  todten  Kinde  niedergekommen 
ist,  zuvor  äussere  oder  innere  Mittel,  welche  eine  zu  frühzeitige  Ent- 
bindung oder  den  Tod  der  Frucht  im  Mutterleibe  bewirken  können  ...“ 
usw.  — Die  Fassung  dieses  Artikels  ist  mit  einziger  Ausnahme  des 
zweiten  Wortes  „einem“  wörtlich  gleich  der  des  Art.  177  von  Oldenburg 
1814.  Es  ist  deshalb  auf  das  sub  3 Gesagte  zu  verweisen. 

6.  Braunschweig  1840  ist  eines  der  wenigen  unter  den  Deutschen 
PartiJadargesetzen,  welche  in  unsrer  Frage  klar  und  bestimmt  ihren 
Willen  ausdrücken.  Sein  Art.  155  sagt:  „Wer  die  Frucht  einer  Schwan- 
geren in  deren  Leib  oder  durch  vorzeitige  Abtreibung  tödtet“.  — Das 
ist  kurz  und  «/»missverständlich,  wenn  auch  im  Interesse  des  prak- 
tischen Zweckes  eines  Gesetzes  bedauerlich,  wie  bereits  im  vorigen  Ab- 
schnitte dargelegt  wurde. 

7.  Hannover  1840.  Auch  der  Wille  dieses  Strafgesetzes  kann  aus 
seinem  Texte  klar  erkannt  werden.  Art.  236  und  237  gebrauchen  zwar 
auch  die  unklare  Wendung  vom  „unzeitigen  oder  toten  Kinde“.  Art.  236 
Abs.  3 aber  ebenso  wie  Art.  237  Abs.  2 betrachten  es  als  wichtig 
für  die  Zumessung  der  Strafe,  „ob  das  unzeitig  zur  Welt  gekommene 
Kind  am  Leben  erhalten  worden“.  Wenn  diese  letztere  Bestimmung, 
welche  aus  der  Erhaltung  des  Kindes  einen  StvohnilderungsgrnjxA.  macht, 
auch  der  Sache  wegen  bedauerlich  ist,  so  gibt  sie  doch  einen  unwider- 
leglichen Hinweis  auf  die  Absicht  des  Gesetzgebers : Denn  ihr  zufolge 
kann  unter  „unzeitig“  nicht  „lebens«/»tähig“  verstanden  werden.  Die  ge- 
meinsame Überschrift  für  die  Abtreibungsartikel  lautet:  „Lebensgefähr- 
liche Handlungen  in  Hinsicht  auf  die  Leibesfrucht“. 
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8.  Hessen  1841.  Art.  281  enthält  die  bekannte  Wendung:  „Im 

Leibe  tödtet  oder  vor  der  gehörigen  Reife  abtreibt“.  Art.  282  jedoch 
bedroht  die  Schwangere,  wenn  sie  infolge  ihrer  Tat  „mit  einem  todten 
oder  unreifen,  nicht  lebensfähigen  Kinde  niedergekommen,  oder  das 
Kind  nach  der  Geburt  infolge  der  durch  die  angewendeten  Mittel  er- 
littenen Misshandlung  gestorben  ist“.  Die  Beisetzung  der  Worte  „nicht 
lebensfähig“  zu  „unreif“,  zeigt  zur  Evidenz,  dass  nur  die  Tötung  der 
Frucht  den  Tatbestand  ergibt.  Diese  Erklärung  ist  offenbar  auch  auf 
Art.  281  zu  beziehen. 

9.  Baden  1845.  Art.  251:  „ mit  einem  unzeitigen,  nicht 

lebensfähigen,  oder  einem  toten  Kind  niederkommt,  oder  wenn  das  Kind 
infolge  der  angewendeten  Mittel  nach  der  Geburt  stirbt“.  Auch  hier 
ist  also  offenbar  Tötung  des  Kindes  Voraussetzung. 

10.  Nassau  1849.  Art.  274  und  275.  In  unsrer  Frage  mit  Aus- 
nahme der  Strafsätze  wörtlich  gleich  wie  Hessen  1841,  Art.  281  und  282. 

11.  Thüringen  1850.  Art.  127:  „ ihre  Frucht  im  Mutterleibe 

tötet,  oder  vor  der  zum  Fortleben  nach  der  Geburt  erforderlichen  Körper- 
vollendung abtreibt“.  — Hier  kann  sich  ein  Zweifel  über  den  Willen 
des  Gesetzgebers  nicht  ergeben. 

12.  Preussen  1851.  Auch  Preussen  1851  (§  181)  bedroht  die 
Schwangere,  welche  „ihre  Frucht  vorsätzlich  abtreibt  oder  im  Mutter- 
leibe tötet“.  Diese  Fassung,  die  wörtlich  ins  St -G.-B.  für  das  Deutsche 
Reich  1871  überging,  wird  bei  Besprechung  dieses  eingehend  erörtert 
werden.  Laut  Hälschner  (preuss.  Strafrecht  in.  S.  120/121)  wäre  die 
Tat  als  „Vernichtung  eines  selbständigen  berechtigten  Lebens,  eine  wider- 
rechtliche Tötung“  aufgefasst  und  bestünde  „in  einer  durch  äussere  oder 
innere  Mittel  bewerkstelligten  Einwirkung  auf  eine  Schwangere,  mittelst 
deren  die  Leibesfrucht  getötet  wurde,  sei  es,  dass  das  Kind  im  Mutter- 
leibe starb  oder  dass  der  Tod  des  noch  lebend  geborenen  Kindes  infolge 
der  durch  jene  Mittel  bewirkten  widernatürlichen  Frühgeburt  eintrat“. 

Der  Ansicht,  dass  das  preussische  St.-G.-B.  1851  zum  Tatbestände 
des  vollbrachten  Verbrechens  Tötungsabsicht  und  erfolgten  Tod  der 
Frucht  verlange,  sind  auch  Goltdammer  S.  388 ; Olshausen  S.  803 ; 
lemme,  Glossen  S.  243,  preuss.  Strafrecht  S.  812  und  812/813. 

Dieser  Ansicht  ist  jedoch  zu  widersprechen.  Zum  Tatbestände  des 
Verbrechens  nach  dem  St.-G.-B.  für  die  preussischen  Staaten  1851 
genügt  die  ohne  Tötungsabsicht  erfolgte  vorsätzliche  Bewirkung  der 
vorzeitigen  Ausstossung  eines  Kindes  aus  dem  Uterus,  das  nicht  an  den 
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Folgen  der  Abtreibung  stirbt.  Diesbezüglich  gilt  das  auch  über  das 
geltende  Deutsche  i?eicAs-St.-G.-B.  zu  Sagende  und  kann  ich  deshalb  hier 
auf  diese  Ausführungen  verweisen. 

Beizustimmen  ist  hingegen  K.  J.  A.  Mittermaier  (Versuch  S.  33), 
welcher  über  daB  preussische  St.-G.-B.  1851  sagt:  „Das  preussische 
Gesetzbuch,  § 181,  nimmt  das  vollendete  Verbrechen  an,  wenn 
durch  angewendete  Mittel  die  Frucht  abgetrieben  oder  im  Mutterleibe 
getötet  wird.  Bei  der  Verbesserung  des  Gesetzes  beseitigte  man  den 
Vorschlag,  zu  sagen:  «Tötet  oder  vor  der  lebensfähigen  Reife  abtreibt», 
ebenso  wie  den  Antrag,  zu  bestimmen : « W enn  das  Kind  getötet  oder 
abgetrieben  und  dadurch  getötet  ist».“  Dass  — wie  Goltdammer 

S.  387  meint  — dadurch  ausgedrückt  werden  sollte,  „ getötet 

oder  abgetrieben  und  dadurch  getötet“,  ist  hienach  sicher  nicht  glaublich 
und  vermag  auch  Goltdammer  nicht  wahrscheinlich  zu  machen. 

13.  Sachsen  1855.  Art.  160:  „ ihre  Frucht  im  Mutterleibe 

tötet  oder  vor  der  gehörigen  Reife  abtreibt“.  Art.  161:  „ deren 

Frucht  im  Mutterleibe  getötet  oder  vor  der  gehörigen  Reife  abgetrieben“.  — 
Art.  160  entspricht  wörtlich  dem  Art.  128  des  Strafgesetzbuches  vom 
Jahre  1838,  und  Art.  161  hat  diese  Ausdrucksweise  aufgenommen. 
Aus  ihr  ergeben  sich  die  bereits  sub  4 dargelegten  Zweifel. 

14.  Bayern  1861.  Art.  243,  Abs.  1:  „Eine  Schwangere,  welche 

rechtswidrig  ihre  Frucht  im  Mutterleibe  tötet  oder  vor  der 

gehörigen  Reife  abtreibt“.  Art.  243,  Abs.  2:  „Tötung  oder  Abtrei- 
bung der  Frucht“.  Art.  244:  „Tötung  oder  Abtreibung  der  Frucht“. 
Art.  245:  „tötet  oder  abtreibt“.  — Art.  243  ist  in  den  hier  in  Be- 
tracht kommenden  Punkten  eine  wörtliche  Wiedergabe  des  Art.  160 
des  sächsischen  Strafgesetzbuches  von  1855  und  ruft  also  dieselben 
Zweifel  wach  wie  dieser.  Weis  S.  82  kommentiert  die  Worte  „vor 
der  gehörigen  Reife“  wie  folgt:  „Letzterer  Fall  ist  natürlich  auch  dann 
gegeben,  wenn  eine  Frühgeburt  zu  einer  Zeit  bewirkt  wird,  wo  das 
Kind  zwar  lebend  zur  Welt  kommt,  allein  wegen  mangelnder  Reife, 
also  infolge  der  Frühgeburt,  nicht  fortleben  kann“.  Das  ist  selbst- 
verständlich richtig,  die  Worte  „auch  dann“  zeigen  aber  doch  wohl 
klar,  dass  auch  andere  Fälle  damit  gemeint  sein  können. 

Bezüglich  der  hier  wiedergegebenen  Stellen  der  Art.  243  245 

weise  ich  auf  die  ganz  ähnliche  Fassung  des  Deutschen  Reichs- 
St.-G.-B.  hin. 

15.  Lübeck  1863.  § 149:  „Eine  Schwangere,  welche 
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Frucht  vorsätzlich  abtreibt  oder  im  Mutterleibe  tötet“,  entspricht  wört- 
bch  dem  § 218  des  St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich. 

16.  Sachsen  1868.  Die  bezüglichen  Bestimmungen  sind  samt  den 
Artikelnummern  wörtbcb  gleichlautend  dem  sächsischen  St.-G.-B.  vom 
Jahre  1855,  weshalb  ich  hier  auf  das  sub  13  bezw.  4 Gesagte  verweise. 

17.  Hamburg  1869.  Art.  128:  „Wer  die  Frucht  einer  Schwan- 
geren im  Mutterleibe  tötet  oder  dieselbe  ab  treibt“.  — Diese  Fassung 
hat  die  bereits  an  anderen  Stellen  hervorgehobenen  Mängel.  Meines 
Erachtens  ist  nach  ihr  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  strafbar. 

Aus  dieser  Zusammenstellung  ergibt  sich,  dass  von  den  angeführten 
17  Gesetzen  bloss  sieben  ihren  Willen  in  wirklich  zweifelfreier  Weise 
ausdrücken;  und  zwar  sechs  in  der  Richtung,  dass  sie  die  Tötung  der 
Frucht  zum  Tatbestand  des  Verbrechens  erfordern,  dass  also  die  Straf- 
barkeit des  Täters  wegen  des  vollbrachten  Verbrechens  entfällt,  sobald 
das  Kind  lebend  zur  Welt  kommt  und  nicht  infolge  der  Abtreibung 
stirbt;  eines  in  der  Richtung,  dass  es  auch  die  Abtreibung  im  engeren 
Sinne  bedroht.  Für  die  übrigen  neige  ich  zu  der  Ansicht,  dass  sie 
ebenso  wie  das  St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich  auch  in  der  „blossen“ 
Gefährdung  der  Frucht  durch  (vollbrachte)  Abtreibung  das  vollbrachte 
Verbrechen  der  Abtreibung  sehen. 


3.  Abschnitt. 

Österreich. 

§ 74. 

Die  Theresiana  1768  (Art.  88)  lässt  in  Betreff  unsrer  Frage 
ebenso  wie  ihre  beiden  Vorbilder  jeden  Anhaltspunkt  vermissen. 

Der  Entwurf  Keess  1781  sieht  (im  § 143)  das  vollbrachte  Vei- 
brechen  darin,  dass  die  Schwangere  „ihre  Entledigimg  hievon“  (d.  i. 
von  der  Leibesfrucht)  „auf  eine  Art  erwirkt,  welche  die  Leibesfrucht 
ohne  Leben  darstellt  oder  derselben  das  Leben  geraubt  hat“. 

Der  Bericht  der  Kompilationskommission  1783  (§  129)  verlangt 
zum  Vorliegen  des  vollbrachten  Verbrechens,  „dass  die  Leibesfrucht 
todt  zur  Welt  kommt“. 

Nach  dem  Entwürfe  Kees- Sonnenfels  1783  (§  129)  ist  als  voll- 
brachtes Verbrechen  die  Handlung  bedroht,  „welche  die  Abtreibung  der 
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Frucht  verursacht  oder  ihre“  (der  Schwangeren)  „Entbindung  auf  eine 
solche  Art  bewirken  kann,  dass  das  Kind  todt  zur  Welt  kommt“. 

Betreffs  des  von  der  Kommission  im  Jahre  1784  erstatteten  Berichtes 
ist  bei  Hocgel  (S.  181)  über  unsere  Frage  nichts  zu  ersehen.  Da  das  Strafge- 
setzbuch 1787  diesbezüglich  wörtlich  die  Fassung  des  Entwurfes  1783  bei- 
behält, dürfte  über  die  Stelle  auch  keine  wichtige  Bemerkung  gefallen  sein. 

Das  Josefinische  St.-G.-B.  1787  stellt  (§  112)  den  Tatbestand  mit 
den  Worten  fest:  „ eine  Handlung  vornimmt,  welche  die  Abtrei- 

bung der  Frucht  veranlassen  oder  ihre“  (sc.  der  Schwangeren)  „Entbindung 
auf  eine  solche  Art  bewirken  kann,  dass  das  Kind  todt  zur  Welt  kömmt“. 

Dieser  Paragraph  stellt  offenbar  Abtreibung  und  Tötung  einander 
gegenüber,  und  es  ist  nicht  recht  begreiflich,  wie  Spangenberg  S.  187 
behaupten  kann : „Das  Gesetz  bestimmt  ausdrücklich  zum  Tatbestände, 
dass  das  Kind  tot  zur  Welt  getreten  sein  muss“. 

Mit  obiger  Fassung  ist  das  Josefinische  St.  - G.  - B.  vorbildlich 
geworden  für  das  jetzt  noch  geltende  österreichische  St.-G.-B.  vom  Jahre 
1852.  Das  österreichische  St.-G.-B.  vom  Jahre  1803  (§  128)  nahm 
die  Unterscheidung  zwischen  „Abtreibung  ihrer  Leibesfrucht“  und 

„Handlung,  wodurch  ihre  Entbindung  auf  solche  Art,  dass 

das  Kind  todt  zur  Welt  kommt“  auf,  und  diese  Fassung  gieng  wört- 
lich in  das  St.-G.-B.  vom  Jahre  1852  über. 

§ 75. 

Das  geltende  österreichische  St.-G.-B.  vom  27.  5.  1852  behandelt 
die  Fruchtabtreibung  in  einem  eigenen  (dem  16.)  Hauptstücke  des 
I.  Teiles,  zwischen  dem  Hauptstücke  „Von  dem  Morde  und  Todt- 
schlage“  und  dem  „Von  Weglegung  eines  Kindes“.  Es  bezeichnet  im 
§ 144  zwei  Fälle,  welche  das  Verbrechen  der  Abtreibung  bilden:  Da- 
nach begeht  das  Verbrechen  der  Abtreibung  eine  Frauensperson,  welche 
a)  was  immer  für  eine  Handlung  unternimmt,  wodurch  die  Abtreibung  ihrer 
Leibesfrucht  verursacht  oder  b)  ihre  Entbindung  auf  solche  Art,  dass 
das  Kind  tot  zur  Welt  kommt,  bewirkt  wird. 

Sonach  sind  im  § 144  folgende  Möglichkeiten  vorgesehen: 

1.  Die  Bewirkung,  dass  das  Kind  tot  zur  Welt  kommt, 

2.  Die  Bewirkung,  dass  das  Kind  vorzeitig  — d.  i.  unter  Beschleuni- 
gung des  natürlichen  Vorganges  — aber  lebend  zur  Welt  kommt,  und  zwar 

a)  lebensfähig,  oder 

b)  nicht  lebensfähig. 
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Ob  im  Falle  2 a das  Kind  am  Leben  bleibt  oder  nicht,  wird  im 
Gesetze  nicht  unterschieden. 

Die  Absicht  braucht  also  nicht  auf  Tötung  der  Frucht  zu  gehen. 
Das  im  § 144  normierte  Verbrechen  besteht  in  der  Tötung  oder  Ge- 
fährdung (von  Leben  und  Gesundheit)  der  Frucht. 

Gerade  nach  dem  geltenden  österreichischen  Strafgesetze  erscheint 
es  mir  völlig  unzweifelhaft,  dass  auch  die  Abtreibung  ohne  Tötungsabsicht 
und  ohne  tötlichen  Erfolg  für  die  Leibesfrucht  den  Tatbestand  des  voll- 
brachten Verbrechens  herstellt. 

Die  Ansicht  K.  J.  A.  Mittermaier’s  (Versuch  S.  33),  nach  öster- 
reichischem Rechte  sei  das  Verbrechen  der  Abtreibung  (nur  dann)  voll- 
endet, „1.  wenn  die  Mutter  mit  einem  unzeitigen  nicht  lebensfähigen 
oder  2.  mit  einem  toten  Kinde  niederkommt,  oder  3.  wenn  das  Kind 
infolge  der  angewendeten  Mittel  nach  der  Geburt  stirbt“,  findet  im 
Gesetz  keine  Stütze.  Auch  bei  Mittermaier  selbst  vermisse  ich  jede 
Begründung  derselben. 

Dasselbe  muss  über  Herbst  S.  317  gesagt  werden,  wenn  er  meint, 
die  Tathandlung  könne  „von  zweierlei  Art  sein,  sie  kann  entweder 
Abtreibung  im  strengen  Sinne  (sein),  d.  h.  verursachen,  dass  die  noch 
nicht  zur  Lebensfähigkeit  entwickelte  Frucht  aus  dem  Mutterleibe  ab- 
geht, oder  aber  eine  Totgeburt,  dass  nämlich  ein  bereits  lebensfähig 
gewesenes  Kind  tot  zur  Welt  kommt,  bewirken“.  Beiden  Aufstellungen 
ist  zu  widersprechen.  Das  Gesetz  setzt  weder  voraus,  dass  die  ab- 
gehende Frucht  noch  nicht  zur  Lebensfähigkeit  entwickelt  sei,  noch, 
dass  das  tot  zur  Welt  gekommene  Kind  bereits  lebensfähig  war. 

Auch  der  Ansicht  Lammasch’  (Grundriss  S.  57)  kann  ich  nicht 
beipflichten,  nach  dem  geltenden  österreichischen  Rechte  sei  als  „Ab- 
treibung“ im  Sinne  des  Gesetzes  aufzufassen  „sowohl  die  absichtliche 
Bewirkung  einer  Fehlgeburt  (Ausscheidung  eines  noch  nicht  ausge- 
reiften Embryo  vor  der  28.  Woche)  als  die  Tötung  des  Embryo  im 
Mutterleibe.  Absichtliche  Bewirkung  der  Frühgeburt  eines  vom  Täter 
für  lebensreif  gehaltenen  Kindes  ist  nicht  « Abtreibung»,  und  zwar  selbst 
dann  nicht,  wenn  das  Kind  sofort  nach  der  Ausscheidung  stirbt.  Ge- 
fahrdungsvorsatz genügt  nicht.“  Für  die  beiden  letzteren  Annahmen 
ebenso  wie  für  die  Fixierung  der  28.  Woche  bietet  das  Gesetz  nicht 
genügenden  Anhalt,  auch  schiene  beides  vom  praktischen  Standpunkte 
aus  nicht  zu  billigen. 

Eine  solche  Absicht  wäre  auch  kaum  mit  der  sonstigen  Tendenz 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung:. 
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des  österreichischen  St.-G.-B.  in  Einklang  zu  bringen.  Sein  § 431  be- 
droht — unter  amtswegiger  Verfolgung  — als  Übertretung  gegen  die 
körperliche  Sicherheit  die  nebensächlichsten  Handlungen  und  Unter- 
lassungen, die  kleinsten  Versehen,  „auch  dann,  wenn  sie  keinen  wirklichen 
Schaden  herbeigeführt  haben“,  mit  Arreststrafe  von  drei  Tagen  bis  zu 
drei  Monaten.  Der  kleinste  Hautritz,  der  kleinste  Brandfleck,  selbst 
durch  Unvorsichtigkeit  ohne  jeden  bösen  Willen  verschuldet,  wird  von 
amtswegen  gerächt  als  Übertretung.  Absichtlich  herbeigeführte  Tätig- 
keitserfolge aber,  welche  einen  Menschen  für  sein  ganzes  Leben  un- 
glücklich, zum  siechen  Krüppel  machen  können,  sollten  jeder  Verfol- 
gung entzogen  sein  ? 

Die  Ansicht,  dass  bloss  die  Tötung  der  Frucht  das  vollbrachte 
Verbrechen  begründe,  wird  ausser  den  Genannten  noch  geteilt  von 
Buschenes  S.  16;  Friedmann  S.  1121;  Jenull  S.  131  (zunächst  für  das 
St.-G.-B.  vom  Jahre  1803,  damit  aber  auch  für  das  jetzt  geltende). 

Die  Ansicht,  dass  auch  Abtreibung  ohne  Tötungsabsicht  und  ohne 
Tötungserfolg  das  Verbrechen  herstelle,  vertreten  Finger  (durch  Stel- 
lung der  Abtreibung  unter  die  Gefährdungsverbrechen  und  die  aus- 
drückliche Hervorhebung,  dass  das  Verbrechen  „bald  als  Tötung  des 
noch  nicht  geborenen  Menschen,  bald  als  Gefährdung  des  noch  nicht 
geborenen  Menschen  betrachtet  wird“;  besonderer  Teil,  S.  138;  und 
durch  die  Feststellung:  „Das  Verbrechen  im  Sinne  des  § 144 

St.-G.-B.  ist  ein  Gefahrdungsverbrechen“;221)  österreichisches 

Strafrecht,  Bd.  II,  S.  61  und  62,  ferner  63:  „Der  Vorsatz  ist,  einerlei 
ob  die  Mutter  oder  eine  dritte  Person  Subjekt  des  Verbrechens  ist, 
Gefährdungsvorsatz“;  Hälschner  (preuss.  Strafrecht,  III,  S.  121);  Janka 
(„nach  dem  klaren  Wortlaute  des  Gesetzes“  „ist  die  Absicht,  die 
Leibesfrucht  zu  töten,  nicht  begriffliches  Requisit“  ; S.  220). 

Der  österreichische  Oberste  Gerichtshof  steht  trotz  des  klaren  Wort- 
lautes des  Gesetzes  auf  dem  Standpunkte  des  Tötungsverbrechens  nach 
der  Entscheidung  vom  21.  2.  1891,  Z.  14,384,  XII.  1412,  welche 
allerdings  auch  dann  das  vollbrachte  Verbrechen  annimmt,  wenn  die 

221)  Allerdings  kann  ich  Finger  nicht  beistimmen,  wenn  er  (österr.  Strafrecht, 
Bd.  II,  S.  61/62)  eine  Bestätigung  dioser  Ansicht  auch  in  der  Wendung  „der  aus 

was  immer  für  einer  Absicht die  Abtreibung  ihrer  Leibesfrucht  bewirkt“  des 

§147  findet.  Am  Begriff  der  Abtreibung  ändert  es  nichts,  ob  sie  etwa  aus  Hass 
gegen  den  Erzeuger  der  Frucht  oder  gegen  die  Schwangere,  aus  Nahrungssorgen 
oder  sonstigen  Gründen  vorgenommen  wird. 
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lebend  ausgestossene  Frucht  nachträglich  infolge  der  abtreibenden 
Einwirkung  starb.  Die  Entscheidung  vom  11.  12.  86,  Z.  11,516,  IX. 
1004  scheint  hingegen  die  Ansicht  zu  vertreten,  dass  das  Gesetz  „die 
Abtreibung  der  Leibesfrucht,  d.  i.  Bewirkung  einer  Frühgeburt,  ohne 
Rücksicht  auf  das  Entwicklungsalter  der  abgetriebenen  Frucht  für  ein 
Verbrechen“  erklärt.  Doch  vermisse  ich  in  der  Entscheidung  die 
wünschenswerte  Klarheit  über  diesen  wichtigen  Punkt.  222) 

§ 147  des  geltenden  österreichischen  Strafgesetzbuches,  welcher  die 
Abtreibung  „wider  Wissen  und  Willen  der  Mutter“  behandelt,  soll  in 
anderem  Zusammenhänge  besprochen  werden. 

§ 76. 

Der  von  Horch  S.  32  bezogene  österreichische  Entivurf — gemeint 
ist  der  im  Jahre  1867  dem  Reichsrate  vorgelegte  umgearbeitete  Ent- 
wurf Hye  — bestimmte  im  § 244:  „Eine  Frauensperson,  welche  ihre 
Frucht  im  Mutterleib  tödtet,  oder  vor  der  gehörigen  Reife  abtreibt,  oder 
solche  Mittel  anwendet,  infolge  deren  ihr  Kind  todt  oder  lebensunfähig 
geboren  wird,  macht  sich  des  Verbrechens  der  Tödtung  einer  Leibes- 
frucht schuldig“. 

Laut  Horch  (ibidem)  hat  im  Jahre  1867  die  Wiener  medizinische 
Fakultät  zu  diesem  Entwürfe  Vorschläge  erstattet,  in  welchen  folgende 
Fassung  empfohlen  wird:  „Eine  Frauensperson,  welche  ihre  Frucht  im 
Mutterleibe  tödtet  oder  vor  erlangter  Lebensfähigkeit  abtreibt,  oder  solche 
Mittel  anwendet,  infolge  deren  ihr  Kind  zugrunde  geht  oder  lebens- 
unfähig geboren  wird“  usw. 

Diese  Fassung  wurde  ebenso  wie  die  gleicherweise  verfehlte  Bestim- 
mung des  Entwurfes  selbst  nicht  aufgenommen  bezw.  fallen  gelassen. 

Der  österreichische  Entivurf  vom  Jahre  1891  behandelt  die  Ab- 
treibung im  XV.  Hauptstück  unter  den  „Verbrechen  und  Vergehen  wider 
das  Leben“.  Er  bestimmt: 

m)  Ich  finde  die  Entscheidung  vom  11.  12.  86,  Z.  11,516,  IX.  1004  für  die 
gegenteilige  Ansicht  zitiert.  Sie  trägt  nun  allerdings  die  inhaltangebende  Über- 
schrift: „Auch  bei  vorzeitiger  Geburt  einer  bereits  lebensfähigen  Frucht  kann  die 
erste  der  in  der  Gesetzesstelle  aufgestellten  Alternativen  zutreffen“.  Es  ist  aber  doch 
immerhin  möglich,  dass  eine  an  sich  lebensfähige  Frucht  nachträglich  au  den  Folgen 
der  Einwirkung  zugrunde  geht,  und  die  Entscheidung  vom  21.  2.  91,  Z.  14,384, 
XII.  1412  hebt  auch  ausdrücklich  hervor,  dies  liege  im  Begriffe  des  Abtreibens  im 
engeren  Sinne  (vergl.  dazu  Fussnote  200).  Die  Entscheidung  IX.  1004  hingegen 
geht  ausdrücklich  dieser  Erörterung  aus  dem  Wege. 
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§ 232:  „Eine  Schwangere,  welche  ihre  Frucht  abtreibt  oder  im  Mutter- 
leibe tötet,  oder  dies  durch  einen  anderen  tun  lässt,  wird  mit  Zuchthaus  bis 
zu  5 Jahren  oder  mit  Gefängnis  von  6 Monaten  bis  zu  8 Jahren  bestraft. 

§ 233:  Dieselbe  Strafe  trifft  denjenigen,  welcher  mit  Einwilligung 
der  Schwangeren  ihre  Frucht  abtreibt  oder  im  Mutterleibe  tötet.  Hat  er  dies 
gegen  Entgelt  getan,  so  ist  auf  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  zu  erkennen. 

§ 234:  Ausser  dem  Falle  des  § 233  wird  derjenige,  welcher  die 
Leibesfrucht  einer  Schwangeren  abtreibt  oder  im  Mutterleibe  tötet,  mit 
Zuchthaus  von  2 bis  zu  15  Jahren  bestraft.  Ist  durch  die  Handlung 
der  Tod  der  Schwangeren  verursacht  worden,  so  tritt  Zuchthaus  von 
5 bis  zu  20  Jahren  ein.“ 

Der  Entwurf  setzt  also  fortwährend  „abtreibt  oder  im  Mutterleibe 
tötet“  gegenüber.  Radbruch  S.  161/162  folgert  daraus,  dass  er  „aus- 
drücklich nur  die  Tötung  der  Leibesfrucht“  bedrohe  und  diese  Absicht 
dadurch  zum  Ausdruck  bringe,  dass  er  „in  ersichtlich  bewusstem  Gegen- 
satz zum  Deutschen  Reichs- St.-G.-B.  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne 
nie  der  Tötung  schlechthin,  sondern  immer  der  Tötung  im  Mutterleibe 
gegenüberstellt“.  Ich  meine,  dass  diese  Folgerung  nicht  zwingend  ist, 
und  erinnere  an  bereits  oben  Gesagtes. 

Die  Tat  kann  nach  der  hervorgehobenen  Fassung  vom  Jahre  1891 
bestehen  in: 

1.  Tötung  ün  Mutterleibe, 

2.  Bewirkung  einer  Früh-  (oder  Fehl-)  Geburt,  und  zwar 

a)  mit  tötlichem  Erfolge, 

b)  ohne  solchen, 

deckt  sich  also  mit  der  nach  dem  geltenden  österreichischen  St.-G.-B. 
bedrohten  Tat  (vergl.  oben  § 75). 

Einen  Gegensatz  zum  Deutschen  Reichs- St.-G.-B.  kann  ich  im 
österreichischen  Entwürfe  nicht  finden.  Im  Gegenteil.  Denn  die  ent- 
scheidende Wendung  ist  der  des  Deutschen  Reichs-St.-G.-B.  wörtlich 
gleich,  mit  der  einzigen  Modifikation,  dass  die  §§  219  und  220  des 
letzteren  die  W^orte  „im  Mutterleibe“  nicht  enthalten.  Doch,  wie  wir  im 
nächsten  Abschnitte  sehen  werden,  ist  diese  Weglassung  im  Deutschen 
Reichs-St.-Qt.-B.  darauf  zurückzuführen,  dass  man  die  Betonung  der 
Tötung  (die  der  „blossen“  Abtreibung  gegenübergestellt  wird)  gerade 
an  einem  bestimmten  Orte  — im  Uterus  — für  überflüssig  fand. 

Auch  wird  sich  eher  ein  bewusster  Gegensatz  zu  Fassungen  früherer 
österreichischer  Entwürfe  annehmen  lassen,  z.  B.  zu  dem  eben  bezogenen 
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vom  Jahre  1867.  In  diesem  sind  ersichtlich  nur  Tötung  im  Mutterleibe 
oder  durch  Abtreibung  berücksichtigt,  und  die  im  Jahre  1891  gewählte 
geänderte  Fassung  scheint  zweifellos  auch  eine  andere  Absicht  des  Ent- 
wurfes auszudrücken. 

Genau  dasselbe  sollte  man  im  Interesse  der  Sache  für  die  §§  292, 
293  und  295  des  österreichischen  Vorentwurfes  1909  annehmen.  Sie  ge- 
brauchen gleichfalls  die  Wendung  „ab treiben  oder  im  Mutterleibe  töten“ ; 
§ 294,  der  nur  von  „Abtreibung“  spricht,  versteht  darunter  gewiss  den- 
selben Tatbestand,  wie  die  vorgenannten  drei  Paragraphen.  Aber  Öster- 
reich hat  nicht  nur  in  diesem  seinem  neuesten  Entwürfe  die  schon  so 
oft  und  mit  vollem  Recht  als  unklar  und  unzureichend  getadelte  Fas- 
sung trotz  des  Bekanntseins  besserer  Fassungen  wieder  übernommen ; 
es  sagt  noch  obendrein  in  seinen  „erläuternden  Bemerkungen“  zu  § 292 
(S.  258):  „Sie“  (d.  i.  die  Abtreibung)  „richtet  sich  gegen  das  Leben 
der  Frucht,  das  sie  vernichten  will  und  ist  entweder  Bewirken  einer 
Fehlgeburt  (Abtreiben  im  engeren  Sinne  223))  oder  Töten  der  Frucht  im 

Mutterleibe“  Systematisch  hat  die  „Abtreibung  der  Leibesfrucht“ 

im  Yorentwurfe  ihre  Stellung  unter  „strafbare  Handlungen  gegen  Leib 
und  Leben“  (XXII.  Haupstück)  gefunden. 


4.  Abschnitt. 

Das  Deutsche  Reich. 

A. 

§ 77. 

Über  das  geltende  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Deich  vom 
15.  5.  1871  sagt  v.  Liszt  S.  330 : „Den  Bestimmungen  des  Reichsstraf- 
gesetzbuches (§§  218—220)  kann  der  Vorwurf  nicht  erspart  bleiben, 
dass  sie  durch  ihre  unklare  und  fehlerhafte  Fassung  den  Anlass  zu 
zahlreichen  und  schwierigen  Streitfragen  gegeben  haben“. 

§ 218  dieses  Strafgesetzbuches  bedroht  „eine  Schwangere,  welche 
ihre  Frucht  vorsätzlich  abtreibt  oder  im  Mutterleibe  tötet“;  § 219  den- 
jenigen, welcher  „einer  Schwangeren,  welche  ihre  Frucht  abgetrieben 
oder  getötet  hat,  gegen  Entgelt  die  Mittel  hiezu  verschafft,  bei  ihr  an- 


2ä3)  Yergl.  oben  Fussnote  200. 
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gewendet  oder  ihr  beigebracht  hat“.  Nach  § 220  endlich  ist  der  zu 
bestrafen,  der  „die  Leibesfrucht  einer  Schwangeren  ohne  deren  Wissen 
oder  Willen  vorsätzlich  ahtreibt  oder  tötet“. 

In  der  Literatur  finden  wir  darüber  drei  verschiedene  Ansichten. 


I. 


§ 78. 

Die  herrschende  Meinung  nimmt  an,  dass  nach  dem  Deutschen 
Reichs-St.-G.-B.  die  Abtreibung  stets  cds  Tötung  der  Frucht  in  Betracht 
komme,  als  Gefährdung  derselben  nur  insoferne,  als  auch  der  Versuch 
strafbar  ist.  Nach  dieser  Ansicht  muss  sowohl  der  Vorsatz  auf  Tötung 
der  Frucht  gerichtet  (der  dolus  also  Tötungs vorsatz)  als  auch  — damit 
das  vollbrachte  Verbrechen  vorliege  — der  Tod  der  Frucht  wirklich 
eingetreten  sein.  Bleibt  das  abgetriebene  Kind  am  Leben,  so  läge  nach 
dieser  Auffassung  nur  Versuch  des  Verbrechens  vor. 

Als  Vertreter  dieser  Ansicht  nenne  ich:  Berner  S.  522,  528,  524; 
Binding,  Lehrbuch,  S.  37,  38;  B inding , Normen,  II,  S.  514,  515; 
Birkmeyer  S.  1161  224);  R.  Frank  S.  346;  Geyer  S.  10;  Hälschner  S.  67 ; 
Henle-Schierlinger  S.  220 ; v.  Holtzendorff  S.  458  225) ; v.  Holtzendorff \ 
Atreibung,  S.  32;  Horch  S.  41,  43,  46  u.  passim  ; Hrehorowicz  S.  41  226); 
Jungmann  S.  19/20;  v.  Lilienthal , Grundriss,  S.  60;  Lueder  S.  5 8 227); 
Olshausen  S.  803,  804,  805 ; Oppenhoff- Delius  S.  516;  Radbruch  S.  165, 
175;  Rüdorff-Stenglein  S.  476;  Schneickert  S.  124;  Schütze  S.  389, 
390,  391;  Schultzenstein  S.  399;  v.  Schwarze  S.  606 228),  608;  Sontag 
S.  30  — 32;  Teichmann  S.  95 ; Temme  S.  310;  ebenso  das  Reichsgericht 
in  den  Entscheidungen  vom  9.  7.  81,  IV,  380,  vom  30.  3.  83,  VIII, 

224)  § 34,  1.  Die  Verbrechen  gegen  das  Leben.  „Das  Rechtsgut  des  mensch- 
lichen Lebens  ist  strafrechtlich  geschützt  . . . gegen  Abtreibung,  die  es  in  der  Leibes- 
frucht angreift“. 

226)  ^Tötung  im  Mutterleibe  (caedes  in  utero),  auf  welche  die  Ausstossung  folgt, 
und  Abtreibung  im  engeren  Sinne,  bei  welcher  vorzeitige  Lostrennung  aus  dem  Mutter- 
leibe als  tötlicli  wirkende  Ursache  vorausgesetzt  wird.“ 

226)  S.  41  auch:  „Die  Herbeiführung  einer  vorzeitigen  Geburt  ist  so  sehr  für 
den  Begriff  der  Abtreibung  gloichgiltig,  dass  wenn,  trotz  der  beschleunigten  Geburt, 
das  Kind  lebendig  zur  Welt  kommt,  die  Abtreibung  unmöglich  als  vollendet  betrachtet 
worden  kann“. 

227)  Andrer  Meinung  ist  er  bezüglich  des  gemeinen  deutschen  Rechtes. 

228)  „Sowohl  die  Tötung  der  Frucht  im  Mutterleibe,  als  die  Abtreibung  vor  direr 
lebensfähigen  Reife.“ 
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198  und  verschiedenen  anderen;  ferner  betreffs  des  Strafgesetzbuches 
für  den  Norddeutschen  Bund  Blum  S.  284  und  287. 

Die  Tötung  kann  nun  sein: 

1.  Tötung  im  Mutterleibe  oder 

2.  Tötung  durch  Abtreibung,  so  dass  der  Tod  ausserhalb  des  Mutter- 
leibes eintritt.  Dies  kann  geschehen 

a)  weil  die  Frucht  noch  nicht  lebensfähig  ist,  oder 

b)  trotz  Lebensfähigkeit  infolge  der  angewendeten  Abortivmittel. 

Nach  der  von  dieser  Anschauung  angenommenen  Ausdrucksweise 

ergeben  sich  folgende  zwei  Möglichkeiten: 

1.  Die  Tötung  im  Mutterleibe , 

2.  (Bq  Abtreibung  im  engeren  Sinnem),  worunter  sie  Tötung  durch 
Abtreibung  versteht,  worunter  im  Gegensätze  zu  der  unter  1.  genannten 
Tötung  lediglich  die  Tötung  — bezw.  der  Eintritt  des  Todes  — ausser- 
halb des  Mutterleibes  verstanden  werden  kann. 

Bezüglich  des  letzteren  Falles  meint  nun  Badbruch  S.  165:  „Da 
aber  das  menschliche  Lebewesen  ausserhalb  des  Mutterleibes  (auch  bei 
völliger  Unreife?)  230)  nicht  mehr  «Frucht»,  sondern  schon  «Kind»  ist, 
ist  der  vom  Gesetz  aufgestellte  Tatbestand  der  Tötung  einer  Frucht 
durch  Abtreibung  undenkbar.  Theorie  und  Praxis  nehmen  deshalb  fast 
einstimmig  an,  dass  das  Gesetz  hier  die  Tötung  des  Kindes  durch  Herbei- 
führung vorzeitiger  Geburt  meint,  also  ausnahmsweise  die  Tötung  als 
Abtreibung  behandelt  wissen  wolle.“  Radbruch  leitet  daraus  die  „wichtige 
Konsequenz“  ab,  dass  „die  fahrlässige  Tötung  eines  Kindes  durch  Herbei- 
führung seiner  vorzeitigen  Geburt  weder  als  Tötung  noch  als  Abtreibung 
strafbar  ist“. 

Ich  möchte  glauben,  dass  diese  Art  der  Deutung  eines  Gesetzes 
doch  eine  zu  ausgesprochene  Wortauslegung  ist.  Gewiss  ist  die  „Tötung 
einer  Frucht  durch  Abtreibung“  denkbar.  Dabei  wäre  es  theoretisch 
selbst  möglich,  dass  der  Eintritt  des  Todes  der  Frucht  erst  für  einen 
späteren  Zeitpunkt  geplant  ist  und  erfolgt.  Es  ist  sogar,  wenn  man 
nicht  in  unfruchtbare  Wortklauberei  verfallen  will,  kaum  eine  andere 
Ausdrucksweise  möglich.  Sowohl  der  Vorsatz  als  die  Handlung  richten 
sich  gegen  die  „Frucht“,  und  es  bedarf  kaum  einer  gekünstelten  Aus- 
legung,  um  auf  das  Richtige  zu  kommen. 

m)  Vgl.  jedoch  oben  Fussnote  200. 

2S0)  Auch  die  in  Parenthese  stehenden  Worte  sind  Zitat. 
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II. 


§ 79. 

Dieser  Ansicht  steht  eine  andere  gegenüber,  nach  welcher  das  (voll- 
brachte) Verbrechen  nicht  nur  durch  die  Tötung  der  Frucht,  sondern 
auch  durch  die  Bewirkung  ihres  vorzeitigen  Abganges  (Abtreibung  im 
engeren  Sinne)  in  lebendem  Zustande  verwirklicht  werde,  gleichviel,  ob 
dieser  Abgang  den  Tod  der  Frucht  nach  sich  zieht  oder  nicht.  Nach 
dieser  Ansicht  genügt  die  Richtung  des  Vorsatzes  auf  die  Bewirkung  des 
vorzeitigen  Abganges  der  lebenden  Leibesfrucht  und  der  Eintritt  eines 
solchen  ohne  den  Tod  dieser.  Das  Verbrechen  besteht  in  der  Gefährdung 
(des  Lebens  sowie  der  Gesundheit)  der  Frucht.  Der  Erfolg  kann  sein : 

1.  Der  Abgang  der  lebenden  Frucht,  worauf  diese  entweder 

a)  am  Leben  bleibt  oder 

b)  stirbt ; 

2.  Der  Tod  der  Frucht  im  Mutterleibe,  der  selbstverständlich  auch 
ihren  Abgang  nach  sich  ziehen  wird. 

Ich  habe  in  Abschnitt  1 dieses  Kapitels  dargelegt,  dass  diese  Aus- 
legung von  einer  dem  praktischen  Leben  dienenden  Erwägung  ge- 
bieterisch erheischt  wird.  Trotzdem  wird  sie  nur  von  einer  sehr  kleinen 
Heerschar  vertreten. 

Quae  volumus,  credimus  libenter.  Auch  vom  Deutschen  Reichs- 
St.-G.-B.  behauptet  die  überwiegende  Majorität,  es  bedrohe  nur  die 
Abtreibung  in  Tötungsabsicht.  Gegenteiliger  Ansicht  sind: 

v.  Fabrice-Weber  S.  32;  v.  Liszt  S.  330;  Merkel  S.  309;  Meyer- 
Allfeld  S.  388;  Ortloff,  Schuldarten  S.  445/446;  Thomsen  S.  336; 
v.  Wächter,  Tatbestand. 

Ich  muss  mich  entschieden  der  hier  dargelegten  Ansicht  anschliessen. 
Es  heisst  geradezu,  dem  klaren  Wortlaute  des  Gesetzes  „abtreibt  oder 
im  Mutterleibe  tötet“  Gewalt  antun,  wenn  man  einen  anderen  Sinn  des- 
selben herauslesen  will.  Dass  das  Wort  „abtreiben“  „im  gewöhnlichen 
Leben 231)  die  vorzeitige  Bewirkung  des  Abganges  der  Leibesfrucht  mit 
tötlichem  Erfolge  bedeutet"  ( Olshausen  S.  803;  ebenso  B inding,  Normen, 
II.  S.  516;  R.  Frank  S.  346;  Schneickert  S.  125),  ist  gewiss  unrichtig. 

231)  Temme  (preussisches  Strafrecht  S.  813)  beruft  sich  gar  auf  die  „Auffassung 
des  Verbrechens  im  allgemeinen  Rechtsbewusstsein“.  Diese  Berufung  Temme’s  auf 
das  allgemeine  Rechtsbewusstsein  ist  ebenso  unrichtig  wie  eine  andere  (Glossen  S.  242), 
auf  die  ich  zurückkommen  werde. 
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Solche  Vergewaltigungen  sind  unerlaubt  und  können  höchstens  in  einem 
Falle  passieren,  in  welchem  man  damit  ein  dem  praktischen  Bedürf- 
nisse entsprechendes  Resultat  erzielen  will.  Dass  dies  hier  nicht  der 
Fall  wäre,  wurde  bereits  ausführlich  dargelegt. 

Die  gewöhnlich  gegen  diese  Auffassung  geltend  gemachten  Gründe 
sind  nicht  stichhaltig.  Es  sind  dies  „die  Entstehungsgeschichte  des 
wesentlich  gleichlautenden  § 181  des  preussischen  St.-G.-B.  1851, 232) 
die  Auslegung,  welche  derselbe  gefunden  hat,  ferner  die  Entstehungs- 
geschichte der  Paragraphen  des  Reichs-Strafgesetzbuches  selbst,  indem 
die  Motive  eine  veränderte  Auffassung  in  keiner  Weise  andeuten,  233) 
Reichstagsverhandlungen  über  jene  aber  gar  nicht  stattgefunden  haben, 
die  Aufnahme  der  Bestimmungen  der  §§  218 — 220  in  diesen  Abschnitt;234) 
endlich  der  innere  Grund,  dass  bei  Annahme  eines  Generalverbotes 
« der  Bewirkung  des  Abganges  der  Frucht  > Handlungen  des  verschieden- 
artigsten Charakters  zusammenfasst  und  mit  derselben  Strafe  bedroht 
sein  würden“  ( Olshausen  S.  803). 

Wie  wir  bereits  gesehen  haben,  ist  die  Berufung  auf  das  preussische 
St.-G.-B.  vom  Jahre  1851  keine  glückliche.  Aber  selbst  davon  abgesehen 
ist  hier  Sontag  S.  30  beizustimmen,  dass  dem  ehemaligen  gemeinen  Rechte 
und  den  Partikularrechten  „kein  Einfluss  irgend  einer  Art  zukomme“. 

Klarer  als  alle  diese  Umwege  scheint  mir  die  Betrachtung  des  Ge- 
setzes selbst  zu  zeigen,  was  es  will.  Was  die  inkriminierte  Tat  betrifft, 
so  wird  kaum  zu  leugnen  sein,  dass  § 218,  3.  Absatz,  § 219  und  § 220 
genau  dieselbe  Tat  im  Auge  haben,  wie  § 218,  1.  Absatz.  — § 218,  3.  Ab- 
satz, § 219  und  § 220  nun  lassen  die  Bestimmung  „im  Mutterleibe“  weg 
und  sagen  einfach:  „Abtreibung  oder  Tötung“,  „abgetrieben  oder  getötet“, 
bezw.  „abtreibt  oder  tötet“.  Was  soll  diese  Diktion,  wenn  unter  „ab- 
getrieben“ dasselbe  verstanden  werden  sollte,  wie  unter  „getötet“? 

232)  Ich  kann  nicht  finden,  dass  diese  Entstehungsgeschichte  die  ihr  heute  zu- 
geschriebene Beweisführung  enthält.  Ausserdem  möchte  ich  bemerken,  dass  bei  der 
Entstehung  des  preussischen  St.-G.-B.  von  1851  gerade  unsere  Materie  ungemein 
nachlässig  behandelt  wurde.  Bei  den  Beratungen  des  vereinigten  ständischen  Aus- 
schusses im  Jahre  1848  wurde  der  erste  Redner  nach  46  Worten  durch  den  Ruf  zur 
Abstimmung  unterbrochen  ( Bleich  S.  41),  der  Antrag  des  Korreferenten  einfach  ohne 
einWort  der  Debatte  durch  Nichtunterstützung  zu  Fall  gebracht  ( Bleich  S.  42).  Der  ganze 
Gegenstand  ist  auf  weniger  als  einer  Oktavseite  erledigt,  während  die  Verhandlungen 
über  recht  nebensächliche  Dinge  viele  Seiten  ausfüllen.  Und  die  Motive  von  1851 
übergehen  die  Abtreibungsparagraphen  völlig  mit  Stillschweigen. 

28S)  Auch  diese  Entstehungsgeschichte  ist  sehr  dürftig. 

230  Vergl.  oben  Fussnote  218. 
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Olshausen  S.  808  und  809  hält  dies  nur  für  eine  ungenaue  Fassung. 
Nach  v.  Holtzendorff  S.  460  hätte  der  Gesetzgeber  es  bloss  für  über- 
flüssig gehalten,  „des  Yorsatzes  der  Abtreibung  im  engeren  Sinne  wie 
für  Tötung  der  Leibesfrucht  noch  einmal  zu  gedenken“.  Man  wird  aber 
wohl  zugeben,  dass  ein  „für  überflüssig  halten“  einer  Wiederholung  in 
einem  wichtigen  Falle  sonst  nicht  eben  Sache  des  Deutschen  Reichs- 
St.-G.-B.  ist.  Gewiss  hat  das  Gesetz  die  Wiederholung  der  Worte  „im 
Mutterleibe“  für  überflüssig  gehalten,  aber  gerade  aus  dem  entgegen- 
gesetzten Grunde  als  dem,  den  Olshausen  und  v.  Holtzendorff  annehmen. 
Nämlich  deshalb,  weil  man  die  „blosse“  Abtreibung  der  Tötung  entgegen- 
stellte und  den  Ort  des  Eintrittes  des  Todes  für  nebensächlich  hielt. 

§ 80. 

Nach  der  Auslegung  Schütze' s S.  391  und  Anderer  sollen  die  in  Rede 
stehenden  Worte  des  Deutschen  Reichs-St.-G.-B.  bedeuten:  „Durch  Abtrei- 
bung oder  schon  im  Mutterleibe  töten“,  und  Sontcig  S.  32  will  sie  mit  den 
Worten  „durch  Abtreibung  oder  durch  andere  Mittel  töten“  umschreiben. 
Diese  Auslegungen  sind  willkürlich.  Auf  diese  Art  kann  man  nach  Belieben 
den  Sinn  der  meisten  Gesetze  ändern  und  selbst  in  sein  Gegenteil  verkehren. 

Doch  davon  abgesehen  ist  die  dem  Deutschen  Reichs-St.-G.-B.  von 
Schütze  imputierte  Absicht  auch  ganz  unwahrscheinlich.  Es  ist  überflüssig, 
hervorzuheben,  dass  den  Redaktoren  desselben  — beziehungsweise  des 
Strafgesetzbuches  für  den  Norddeutschen  Bund  — die  Deutsche  Parti- 
/cMfor-Gesetzgebung  zur  Verfügung  stand  und  von  ihnen  auch  zu  Rate 
gezogen  wurde.  Hätte  die  von  Schütze  angenommene  Fassung  den  Ab- 
sichten der  Redaktoren  entsprochen,  so  hätten  sie  sie  lediglich  aus  dem 
Strafgesetzbliche  für  Braunschweig  1840  zu  übernehmen  gebraucht, 
dessen  § 155  sagt:  „Wer  die  Frucht  einer  Schwangeren  in  deren  Leibe 
oder  durch  vorzeitige  Abtreibung  tödtet“. 

Vielmehr  müsste  es  klar  sein,  dass  die  Wendung  des  § 218, 
Abs.  1 „abtreibt  oder  im  Mutterleibe  tötet“  die  Tötung  im  Mutterleibe 
der  Abtreibung  direkt  entgegenstellt.  Was  unter  „Abtreibung“  ohne 
Künstelei  zu  verstehen  ist,  ist  klar:  Die  Bewirkung  des  vorzeitigen 

(S.  160)  Abganges  der  Frucht  aus  dem  Uterus.  Also,  soferne  nicht  geburts- 
hilfliche Massnahmen  in  Betracht  kommen,  jede  „Bewirkung“  des  Ab- 
ganges einer  Frucht.  Zweifellos  ist  es,  dass  durch  den  als  Folge  der 
Abtreibung  eintretenden  Tod  des  Kindes  das  Vorliegendes  Verbrechens 
nicht  beseitigt  wird.  Aber  ebenso  zweifellos  müsste  es  sein,  dass  das 
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abgetriebene  Kind  abgetrieben  bleibt , auch  wenn  die  Abtreibung  nicht 
seinen  Tod  zur  Folge  hat.  235) 

Diese  natürliche  und  der  Sachlage  gerecht  werdende  Auslegung 
findet  ihre  völlig  ungezwungene  Bestätigung  in  § 218,  Abs.  3,  §§219 
und  220.  Es  ist  nicht  einzusehen,  warum  durchaus  gegen  den  Wortlaut 
und  logischen  Zweck  des  Gesetzes  eine  andere  Auslegung  herausinter- 
pretiert werden  soll,  und  unklar  ist  es,  wie  Sontag,  nach  dessen 
eigenen  Worten  (S.  31)  „nur  die  Worte  des  Gesetzes  massgebend“  sind, 
gerade  aus  diesen  Whrten  eine  andere  Auslegung  herausfinden  will. 

Interessant  ist  es,  dass  auch  Hefter , der  ganz  entschieden  auch 
die  „blosse“  Abtreibung,  also  die  Bewirkung  des  zu  frühen  Abganges 
der  Frucht  ohne  tötlichen  Erfolg,  mit  Strafe  belegen  will,  schon  im 
Jahre  1854,  also  lange  bevor  von  einer  Auslegung  des  Deutschen 
Reichs-St.-G.-B.  oder  von  Opposition  gegen  dasselbe  die  Rede  sein 
konnte,  die  Kapitel  „Abtreibung  der  Leibesfrucht“  (S.  207)  und  „Tötung 
des  Kindes  im  Mutterleibe“  (S.  210)  einander  entgegenstellte. 

Wenn  Sontag  S.  31  in  Verteidigung  seiner  Ansicht  findet,  es  sei 
„völlig  unmöglich,  dass  das  Gesetz  zwei  so  heterogene  Fälle,  wie  sie 
Wächter  und  Meyer  aus  dem  Gesetze  herauskonstruieren,  unter  die 

gleichen,  sehr  harten  Strafdrohungen gestellt  haben  sollte,“  womit 

er  an  Binding,  Geyer,  Olshausen  und  v.  Schwarze  (vergl.  oben  § 67) 
anklingt,  so  ist  das  aus  der  weitaus  vorherrschenden  Betrachtungsweise 
heraus  zu  erklären,  die  die  schmerzlose  Beseitigung  eines  erst  vor  2 
Wochen  befruchteten  ovulum’s  — dessen  eigener  grösster  Vorteil  viel- 
leicht durch  diese  Entfernung  gewahrt  wird  — als  „Tötung“  schlimmer 
und  strafbarer  findet,  als  die  Verursachung  eines  jammervollen  Daseins. 

Binding  (Normen,  II,  516)  will  auch  aus  der  Stellung  der  Ab- 
treibungsparagraphen unter  den  „Verbrechen  und  Vergehen  wider  das 
Leben“  deduzieren,  dass  das  Gesetz  unter  Abtreibung  stets  die  Tötimg 
der  Frucht  verstehe.  Aber  auch  dieses  Argument  ist  nicht  beweisend. 
Denn  auch  die  Gefährdung  hilfloser  Personen  durch  Aussetzung  ist  im 
selben  Abschnitte  behandelt.  236) 

235)  So  heisst  es  völlig  natürlich  und  ungesucht  bei  Janka  S.  220:  „Hienach  ist  die 
Absicht,  die  Leibesfrucht  zu  töten,  nicht  begriffliches  Requisit,  es  genügt  die  Absicht,  ab- 
zutreiben“. Inhaltlich  gleich  v.  Wächter,  Tatbestand  S.  8.  — Yergl.  auch  die  preussische 
Hebammenordnung  1693,  Punkt  8 ( Mi/lius  S.  55):  „Dadurch  eine  Frucht  in  Mutterleibe 
könne  gefähret,  getödtet,  früh  oder  spät,  lebendig  oder  todt,  abgetrieben  werden“. 

236)  Es  ist  derselbe  Fall,  den  wir  schon  bei  der  C C C hatten;  vergl.  S.  169. 
Dass  derlei  Stellungen  im  System  und  Überschriften  überhaupt  zumeist  nichts  beweisen, 
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Sontag’ s Ansicht  über  die  Beweiskraft  der  Wortstellung  des  Gesetzes 
(S.  31 : „Es  stellt  die  Abtreibung  voran,  erklärt  sie  dadurch  für  den 

Hauptfall  und  erwähnt  nur  daneben  der  Tötung“)  ist  gleichfalls  nicht  stich- 
haltig. Wenn  ich  überhaupt  der  Reihenfolge  der  Worte  in  diesem  Falle 
beweisende  Kraft  für  diese  oder  jene  Ansicht  zuerkennen  könnte,  so  müsste 
ich  diese  beweisende  Kraft  zugunsten  meiner  Anschauung  annehmen. 
Denn  „Abtreibung“  ist  nach  meiner  Ansicht  der  weitere  Begriff,  da  er 
sowohl  die  Abtreibung  mit  Tötungsabsicht  und  tötlichem  Erfolge  als 
auch  die  Abtreibung  ohne  diese  beiden  Requisite  in  sich  schliesst,  wäh- 
rend die  „Tötung“,  als  welche  ergänzend  die  „Tötung  im  Mutterleibe“ 
pönalisiert  wird,  der  engere  Begriff  ist. 

Es  möchte  also  Teichmann’ s Ausspruch  S.  95,  seine  Ansicht  (dass 
das  Gesetz  zum  Tatbestände  des  Verbrechens  unbedingt  die  Tötung  der 
Frucht  verlange)  sei  „zweifellos  richtig“,  sich  betreffs  seiner  Richtigkeit 
mit  Recht  anzweifeln  lassen,  während  seine  Behauptung  S.  96,  die  ent- 
gegengesetzte Meinung  sei  „heutzutage  allgemein  verworfen“,  zweifellos 
unrichtig  ist. 

§ 81. 

Nach  dem  Vorgesagten  stimme  ich  der  Ansicht  v.  Wächter' dass 
zum  vollendeten  Verbrechen  bloss  die  Bewirkung  des  vorzeitigen  Ab- 
ganges der  Frucht  gehöre,  auch  für  das  Deutsche  Reichs- St.-G.-B.  voll- 
kommen zu  und  schliesse  mich  seinen  Worten  an:  „Es  genügt  nach 

ihm“  (sc.  dem  Gesetze)  „lediglich  die  Tatsache  der  vorsätzlich  bewirkten 
Abtreibung  der  menschlichen  Frucht“  (Tatbestand  S.  8)  und  „Sollten 
je  Fälle  Vorkommen,  in  welchen  mit  der  auf  widerrechtliche,  gewaltsame 
Ausstossung  gerichteten  Absicht  der  Wille,  das  Kind  zu  erhalten,  ver- 
bunden ist,  uud  nicht  einmal  ein  eventueller  Dolus  in  Beziehung  auf 
Tötung  vorliegt  (Fälle,  welche  wohl  nie  vollkommen  werden)  so  würden 
auch  sie  unter  den  § 218  fallen“  (ibidem  S.  9). 

Wenn  aber  v.  Wächter  (S.  8)  so  weit  geht,  zu  behaupten,  vom 
Gesetze  werde  zum  Tatbestände  des  vollbrachten  Verbrechens  „nicht 

ist  eine  alte  Erfahrung.  Ein  Gegenstück  zu  unserem  Falle  bietet  das  preussische  Land- 
recht im  II.  Abschnitte  des  II.  Buches,  20.  Titel,  der  die  Überschrift  führt  „von  körper- 
lichen Verletzungen“.  Der  Abschnitt  handelt  unter  anderem  auch  vom  Mord,  und  wie 
ich  bereits  dargelegt  habe,  verlangt  er  zum  Tatbestände  des  vollbrachten  Verbrechens 
der  Abtreibung  den  Tod  der  Frucht.  — Vergl.  übrigens  Schweiz , Vorentwurf  1908, 
Art.  70,  der  unter  der  Aufschrift  „Herausforderung  zum  Zweikampf“  auch  den  be- 
droht, der  die  Herausforderung  annimmt. 
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ein  lebendiger  Embryo erfordert“,  so  muss  ich  dem  widersprechen. 

Über  diese  Frage  wird  bei  Behandlung  der  Lehre  vom  Versuche  aus- 
führlich zu  sprechen  sein. 

Ich  kann  nach  dem  bisher  Entwickelten  also  auch  dem  Deutschen 
Reichsgerichte  nicht  zustimmen,  wenn  es  (Entscheidung  vom  9.  7.  81, 
IV.  380)  findet,  es  könne  über  unsere  Frage  „kein  Zweifel  obwalten; 
es  ist  hier  das  Tötungsverbrechen  an  der  Frucht  im  Gegensätze  zum 
Tötungsverbrechen  am  Menschen  aufgestellt“. 

Interessante  praktische  Konsequenzen  ergeben  sich  für  jene,  welche 
das  Verbrechen  der  Abtreibung  nur  bei  auf  Tötung  der  Frucht  gerich- 
tetem Vorsatze  annehmen. 

Treibe  ich  einen  Fötus  in  der  angeblichen  Absicht  ab , nicht 
seinen  Tod  sondern  „nur“  eine  Frühgeburt  zu  bewirken,  derselbe  ist 
aber  noch  nicht  lebensfähig  oder  stirbt  infolge  der  angewendeten  Mittel, 
so  kann  ich  wegen  meiner  Tat  gar  nicht  bestraft  werden. 

Treibe  ich  einen  Fötus  ohne  Wissen  oder  Willen  der  Schwangeren 
lebend  ab  und  die  Schwangere  stirbt  an  den  Folgen  der  Abtreibung, 
so  ist  der  Eintritt  ihres  Todes  nicht  die  Folge  einer  strafbaren  Ab- 
treibung und  also  auch  die  Bestrafung  des  Täters  nach  dem  auf  den 
Tod  der  Schwangeren  als  Folge  der  Abtreibung  gesetzten  besonders 
hohen  Strafmasse  nicht  möglich.  Auch  dann  nicht,  wenn  der  Fötus  tot 
abgegangen,  mir  aber  die  Tötungsabsicht  nicht  nachweisbar  ist.  Ledig- 
lich wegen  fahrlässiger  Tötung  der  Schwangeren  kann  ich  in  solchem 
Falle  bestraft  werden;  also  nur  mit  Gefängnis  bis  zu  3 Jahren  statt  mit 
Zuchthaus  nicht  unter  10  Jahren  oder  selbst  lebenslänglichem  Zuchthaus. 

Hrehorowicz  S.  41/41  meint  für  die  Fälle,  in  welchen  das  Kind 
lebend  aber  nicht  lebensfähig  abgegangen  ist,  es  werde  „die  Mutter  weder 
wegen  vollendeter  Abtreibung  noch  wegen  Kindesmordes  bestraft  werden 
können“  

III. 

§ 82. 

Eine  Mittelmeinung  [Rubo  S.  755/756  und  757)  fordert,  dass  der 
Vorsatz  zwar  auf  Tötung  der  Leibesfrucht  gerichtet  sei,  will  aber  zur 
\ ollendung  „die  vorzeitige  Ausstossung  der  Frucht  aus  der  Gebär- 
mutter“ genügen  lassen. 

Die  von  ihm  dafür  gegebene  Begründung  ist  nicht  sticldialtig.  Unter 
Berufung  auf  Büchner  (Lehrbuch  der  gerichtlichen  Medizin),  nach  welchem 
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der  Tod  der  Leibesfrucht  leichter  als  durch  Tötung  im  Mutterleibe  durch 
vorzeitige  Ausstossung  aus  der  Gebärmutter  herbeigefülu-t  wird,  meint 
er,  „hienach“  seien  die  Worte  „eine  Schwangere,  welche  ihre  Frucht 
vorsätzlich  abtreibt“  „medizinisch  und  sprachlich  gleichbedeutend  mit: 
Eine  Schwangere,  welche  in  der  Absicht,  den  Tod  der  Leibesfrucht  her- 
beizuführen, vorsätzlich  eine  vorzeitige  Ausstossung  derselben  aus  der 
Gebärmutter  bewirkt“.  Es  springt  in  die  Augen,  dass  der  unter  „hie- 
nach“ mit  dem  letzten  verbundene  erste  Satz  für  jenen  nichts  beweist, 
ja  logisch  mit  ihm  gar  keinen  Zusammenhang  bietet.  Und  dadurch,  dass 
der  Tod  der  Frucht  am  leichtesten  durch  ihre  vorzeitige  Ausstossung 
aus  der  Gebärmutter  bewirkt  wird  — falls  Büchner  recht  hat  — ist 
noch  nicht  bewiesen,  dass  die  Bewirkung  dieser  vorzeitigen  Ausstossung 
stets  den  Tod  der  Frucht  nach  sich  ziehen  müsse,  und  erst  recht  nicht, 
dass  sie  stets  in  dieser  Absicht  vorgenommen  werde.  Nur  dies  aber 
könnte  die  von  Bubo  behauptete  „sprachlich  gleiche  Bedeutung“  ergeben. 

§ 83. 

Der  Deutsche  Vorentwurf  1909  behandelt  die  Abtreibung  im  3.  Buch 
(„Verbrechen  und  Vergehen  gegen  die  Person“),  16.  Abschnitt  („Ver- 
brechen und  Vergehen  gegen  das  Leben“),  § 217.  Dieser  lautet: 

„Eine  Schwangere,  welche  vorsätzlich  ihre  Frucht  abtreibt  oder  im 
Mutterleibe  tötet,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  drei  Jahren  oder  mit  Ge- 
fängnis von  drei  Monaten  bis  zu  drei  Jahren  bestraft. 

Ebenso  wird  bestraft,  wer  an  der  Schwangeren  mit  ihrer  Einwilli- 
gung die  Abtreibung  oder  Tötung  vornimmt,  oder  ihr  die  Mittel  hierzu 
verschafft  hat.  Handelt  er  gegen  Entgelt,  so  ist  die  Strafe  Zuchthaus 
bis  zu  fünf  Jahren  oder  Gefängnis  nicht  unter  sechs  Monaten. 

Wer  die  Leibesfrucht  einer  Schwangeren  ohne  deren  Wissen  oder 
Willen  vorsätzlich  abtreibt  oder  im  Mutterleibe  tötet,  wird  mit  Zuchthaus 
nicht  unter  zwei  Jahren,  bei  mildernden  Umständen  mit  Gefängnis  nicht 
unter  einem  Jahr  und,  wenn  durch  die  Handlung  der  Tod  der  Schwan- 
geren verursacht  ist,  mit  Zuchthaus  nicht  unter  fünf  Jahren  bestraft.“ 
Es  hat  also  auch  Deutschland  die  in  Rede  stehende  Wendung  trotz 
aller  durch  sie  verursachten  Zweifel  und  trotzdem  bessere  Fassungen 
längst  bekannt  sind,  abermals  wörtlich  beibehalten. 
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5.  Abschnitt. 

Die  Schweiz. 

§ 84. 

A.  Auch  in  der  Schweizer  Ptfr^'&wforgesetzgebung  sind  verschiedene 
Gruppen  zu  unterscheiden. 

I.  Jene,  welche  fraglos  die  Tötung  der  Frucht  zum  Tatbestände 
des  Yerbrechens  voraussetzen.  Diese  sind: 

a)  Schaffhausen  1859,  § 156:  „Um  eine  Fehlgeburt  oder  den  Tod 

des  Kindes  im  Mutterleibe  zu  bewirken, wenn  sie  darauf  mit  einem 

toten  oder  wegen  Mangel  der  Reife  nicht  lebensfälligen  Kinde  nieder- 
gekommen ist“. 

b)  Bern  1866,  Art.  135:  „In  der  rechtswidrigen  Absicht,  eine  Fehl- 
geburt oder  den  Tod  der  Frucht  im  Mutterleibe  zu  bewirken wenn 

sie  mit  einem  toten  oder  wegen  Mangels  an  Reife  nicht  lebensfähigen 
Kinde  niedergekommen  ist“.  237) 

c)  Thurgau  1868,  § 74:  „ den  Tod  ihrer  Frucht  im  Mutter- 

leibe oder  die  zu  frühe  Entbindung  bewirkt  imd  in  letzterem  Falle  mit 
einem  nicht  lebensfähigen  oder  toten  Kinde  niederkommt“. 

d)  Appenzell  A.-Bh.  1878,  § 87 : „Die  noch  unzeitige  Leibesfrucht 
abzutreiben  oder  im  Mutterleibe  selbst  zu  töten“.  — Das  Wort  „selbst“ 
ist  den  Worten  „im  Mutterleibe“  gewiss  nicht  ohne  Absicht  beigesetzt. 

II.  Jene,  welche  auch  in  der  Abtreibung  im  engeren  Sinne  den  Tat- 
bestand gegeben  sehen. 

Zweifelfrei  scheint  mir  dies  nur  Appenzell  I.-Bh.  1899  festzustellen, 
dessen  Art.  77  die  einfache  Wendung  „tötet  oder  abtreibt“  gebraucht. 

III.  Jene,  deren  Fassung  zu  Zweifeln  Anlass  geben  kann.  Auch 
hier  sind  einige  Gruppen  zu  unterscheiden. 

1.  Die  Strafgesetzbücher  der  romanischen  Kantone,  deren  Bestimm- 
ungen das  nicht  präzise  Wort  „avorter“  oder  ähnliche  Y/endungen  ge- 
brauchen. Es  sind  dies 

237)  Allerdings  gilt  dies  nicht  auch  für  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der 
Schwangeren.  Art.  136,  der  diese  behandelt,  kennt  auch  — als  mildesten  — den  Fall, 

„wenn  das  Kind  am  Leben  geblieben  ist u.  Es  wird  nicht  behauptet  werden 

können,  dass  diese  Unterscheidung  eine  konsequente  Auffassung  verrate  oder  auf 
einer  Bachlicli-logischen  Würdigung  beruhe. 
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a)  Die  Gesetzbücher  der  französischen  Kantone  Waadt  1843  (Art. 
226,  227,  228);  Wallis  1858  (Art.  234,  235,  236);  Freiburg  1868  (Art. 
137,  138,  139),  Genf  1874  (Art.  269,  270,  271)  und  Neuenburg  1891 
(Art.  308,  309,  312)  mit  den  Worten  „faire  avorter“,  „pro eurer  1’  (oder 
un)  avortement“,  „provoquer  l’avortement“. 

h)  Das  Strafgesetzbuch  des  italienischen  Kantons  Tessin  1873,  Art. 
324  und  325  mit  der  Wendung  „procurar  l’aborto“. 

2.  Jene  Strafgesetzbücher  deutscher  Kantone,  welche  die  uns  schon 
bekannte  Wendung  „abtreiben  oder  im  Mutterleibe  töten“  gebrauchen. 

Dies  sind  Basel  1872  (1873),  § 104;  Zug  1876,  § 72;  Schwyz 
1881,  § 59;  Solothurn  1885,  § 112. 

Die  genannten  vier  Gesetze  gebrauchen  die  eingangs  wiedergegebene 
Wendung  nur  betreffs  der  ihre  eigene  Frucht  abtreibenden  Schwangeren; 
für  alle  anderen  Fälle  gebrauchen  sie  einfach  die  Worte  „abtreiben  oder 
töten“.  Es  ist  dies  genau  dieselbe  Ausdrucksweise,  die  wir  beim  Deut- 
schen i?e*cA-St.-G.-B.  kennen  gelernt  haben,  imd  ich  kann  deshalb  auf 
das  über  dieses  Gesagte  verweisen.  Ich  bin  der  Ansicht,  dass  die  hier 
genannten  vier  Gesetze  ebenso  wie  Appenzell  I.-Rh.  1899  (siehe  sub  II) 
auch  in  der  Abtreibung  im  engeren  Sinne  das  vollbrachte  Verbrechen  sehen. 

Besonders  nennen  möchte  ich  als  das  neueste  der  schweizerischen 
Strafgesetzbücher 

Luzern  1906.  Die  Abtreibung  wird  in  den  §§  162  und  163  behan- 
delt. Diese  sind  im  6.  Titel,  „Verbrechen  gegen  das  Leben“,  eingereiht, 
während  der  7.  Titel  die  „Verbrechen  gegen  die  Gesundheit“  behandelt. 
Aber  auch  die  Aussetzung  (§  164)  steht  unter  den  Verbrechen  gegen 
das  Leben,  trotzdem  sie  auch  den  Fall  einbegreift,  dass  „für  Leben  oder 
Gesundheit  des  Ausgesetzten  weder  irgend  eine  Gefahr  vorhanden,  noch 
auch  nachteilige  Folgen  wirklich  eingetreten  waren“.  Aus  der  Stellung 
im  System  können  wir  also  auch  hier  keine  Aufklärung  erhalten.  Nach- 
dem aber  § 162  die  Wendung  „vorsätzlich  abtreibt  oder  im  Mutterleibe 
tötet“  wörtlich  aus  dem  Strafgesetzbuche  für  das  Deutsche  Reich  über- 
nommen hat  und  § 163  wieder  von  „vorsätzlich  abtreibt  oder  tötet“ 
spricht,  glaube  ich  aus  ähnlichen  Gründen  wie  bei  den  vorigen  vier 
Gesetzbüchern  annehmen  zu  müssen , dass  auch  die  Abtreibung  im 
engern  Sinne  unter  die  Strafdrohung  der  Paragraphen  fällt. 

3.  Jene  Strafgesetzbücher  deutscher  Kantone,  deren  Text  ausserdem 
dieWendung  „vor  der  gehörigen  Reife“  oder  eine  ähnliche  Wendung  enthält. 
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a)  Glarus  1867,  § 97 : „Im  Mutterleibe  tötet  oder  vor  der  gehörigen 
Reife  abtreibt“. 

b)  Zürich  1871,  §§  140  und  141.  — Diese  stehen  im  Y.  Titel: 
„Verbrechen  gegen  Leben  imd  Gesundheit“.  § 140  definiert  das  Ver- 
brechen mit  „vorsätzlich  im  Mutterleibe  töten  oder  vor  der  gehörigen 
Reife  abtreiben“.  Benz-Zürcher  S.  125  meinen,  das  Verbrechen  sei  dann 
vollendet,  „wenn  das  Kind  im  Mutterleibe  getötet  worden  oder  infolge  der 
Fehlgeburt  gestorben  ist“,  andernfalls  läge  nach  ihnen  nur  Versuch  vor. 

Wie  die  sub  2 genannten,  so  gebrauchen  auch  diese  beiden  Gesetze  den 
Zusatz  „im  Mutterleibe“  nur  bei  Bedrohung  der  selbsttätigen  Schwangeren, 
während  sie  für  die  übrigen  Fälle  in  den  §§  97  bezw.  141  einfach  „tötet 
oder  abtreibt“  sagen.  Betreffs  beider  Gesetze  muss  ich  annehmen,  dass  sie 
auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  bedrohen,  und  verweise  diesbezüglich 
auf  das,  was  über  die  Fassung  einiger  von  den  Deutschen  Partikularstr&f- 
gesetzbiichern  und  des  St.-G.-B.  für  das  DeutscheReich  gesagt  wurde. 

4.  Eine  ähnliche  Wendung  gebrauchen  die  folgenden  drei  Kantons- 
strafgesetzbücher : 

a)  Graubünden  1851,  § 108:  „ den  Tod  ihrer  Leibesfrucht  im 

Mutterleibe  oder  den  zu  frühzeitigen  Abgang“. 

b)  Obwalden  1864,  § 77 : „Eine  zu  frühzeitige  Entbindung  oder 

den  Tod  der  Frucht  im  Mutterleibe“. 

c)  St.  Gallen  1885,  Art.  137 : „Den  Tod  ihres  Kindes  im  Mutter- 
leibe oder  eine  zu  frühzeitige  Absonderung  ihrer  Leibesfrucht“. 

Die  Worte  „zu  frühzeitige  Entbindung“,  „zu  frühzeitiger  Abgang“, 
„zu  frühzeitige  Absonderung“  können  gewiss  in  dem  Sinne  „zu  früh, 
um  am  Leben  zu  bleiben“,  gedeutet  werden.  Ob  dies  auch  die  Absicht 
der  Gesetzgeber  ist,  scheint  mir  nicht  feststehend.  Die  Fassungen 
von  Graubünden  und  St.  Gallen  würden  durch  die  gewiss  leicht  zu 
findende  Wendung  „oder  durch  zu  frühzeitigen  Abgang“  jeden  Zweifel 
vermeiden.  Dass  dies  nicht  geschah,  scheint  mir  ein  Beleg  für  die 
Absicht,  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  unter  Strafe  zu  stellen. 

5.  Vereinzelt  steht  die  Fassung  des  Strafgesetzbuches  für  Aargau 

1857,  § 120:  „ wodurch  die  Abtreibung  der  Leibesfrucht  bewirkt, 

oder  ihre  Entbindung  auf  solche  Art  befördert  wird,  dass  das  Kind  tot  zur 
Welt  kommt,  oder  infolge  der  angewendeten  Mittel  nach  der  Geburt  stirbt“. 

Diese  Fassung  scheint  mir  unverkennbar  aus  dem  Strafgesetz- 
buche für  Oesterreich  1852  übernommen  zu  sein,  weshalb  ich  hier  auf 
das  über  dieses  Gesagte  verweise. 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung:.  o 
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§ 85. 

B.  Die  Schweizer  Vor  ent  würfe  1903  und  1908. 

Vorentwurf  1903,  I.  Buch,  besondrer  Teil,  1.  Abschnitt:  „Ver- 
brechen gegen  Leib  und  Leben“.  Art.  64:  „Abtreibung“.  § 1:  „Eine 

Schwangere,  welche  ihre  Frucht  vorsätzlich  tötet “.  Es  soll  also 

nur  die  Tötung  der  Frucht  das  Verbrechen  herstellen. 

Der  Vorentwurf  1908  behandelt  die  Abtreibung  im  Art.  68  des  gleichen 
Abschnittes.  Nach  ihm  ist  Tötungsabsicht  Voraussetzung  des  Verbrechens, 
da  durchwegs  von  Abtreiben  der  Frucht  „um  sie  zu  töten“  gesprochen  ist. 

Mir  scheint  diese  Fassung  nicht  nur  in  der  bereits  erörterten  son- 
dern in  noch  andrer  Richtung  unglücklich.  Nach  ihrem  Wortlaute  und 
Art.  1 des  Vorentwurfs  („Keine  Strafe  ohne  Gesetz“)  dürfte  der  nicht 
bestraft  werden,  der  eine  Frucht  im  Mutterleibe  tötete.  Denn  dann  hat 
er  nicht  „abgetrieben,  um  zu  töten“,  sondern  getötet;  und  das  sohin 
Abgegangene  beabsichtigt  er  nicht  mehr  zu  töten,  da  es  ohnehin  schon 
tot  ist.  Gewiss  würden  die  Richter  auch  nach  dieser  Fassung  das  vom 
Gesetz  Gewollte  finden.  Doch  ist  wirklich  nicht  recht  einzusehen,  wes- 
halb als  Resultat  über  hundertjähriger  Stilisierungsversuche  gerade  ein 
Gesetzestext  gewählt  werden  sollte,  der  der  formellen  Logik  ebensowenig 
wie  der  sachlichen  gerecht  wird. 


6.  Abschnitt. 

Die  übrige  Gesetzgebung. 

§ 86. 

Was  die  übrigen  Gesetzgebungen  betrifft,  so  ist  deren  Auffassung- 
selbstverständlich  verschieden. 

Es  kann  nicht  meine  Absicht  sein,  hier  eine  vollständige  Revue 
der  ganzen  ausländischen  Strafgesetze  zu  geben.  Nur  eine  Auswahl 
mag  Platz  finden,  um  die  Verschiedenheit  der  Auffassung  zu  zeigen. 

A.  Gesetzgebungen,  welche  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne 

mit  Strafe  bedrohen. 

Frankreich  1810. 

Livre  III,  Titre  II,  Chap.  I,  Section  II : „Blessures  et  Coups  volon- 
taires  non  qualifies  Meurtre,  et  autres  Crimes  et  Delits  volontaires“. 
— Art.  317  spricht  einfach  vom  „procurer  l’avortement“.  Goltdawmer 
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S.  389  („Ist  das  Kind  am  Leben  geblieben,  so  wird  kein  avortement 
angenommen“),  Horch  S.  26  und  Andere  interpretieren  in  das  Wort 
„avortement“  genau  so  wie  in  das  Wort  „Abtreibung“  die  Tötungs- 
absicht und  den  Tötungseffekt  hinein.  Dies  halte  ich  jedoch  nicht 
für  richtig.  "Vielmehr  bedeutet  das  Wort  „avortement“  ebenso  wie  das 
deutsche  Wort  „Abtreibung“  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne. 
Betreffs  dieser  Auslegung  und  ihrer  Konsequenzen  verweise  ich  auf 
meine  Ausführungen  im  4.  Abschnitte  dieses  Kapitels.  Gleicher  Ansicht 
Montier  S.  7/8  und  Gargon  S.  765;  letzterer  mit  dem  Beisatze:  „Cette 
opinion  semble  bien  celle  qui  est,  au  fond,  admise  par  tous  les  auteurs 
modernes“.  Noch  weitergehend  Schultzenstein  S.  402:  „Demnach  wird 
zum  Tatbestände  des  vollendeten  Verbrechens  lediglich  eine  vorsätzlich 
bewirkte  rechtswidrige  Ausstossung  der  Frucht  aus  dem  Mutterleibe 
erfordert,  einerlei,  ob  in  der  Absicht  zu  töten,  oder  in  der  Absicht  zu 
gefährden,  oder  in  keiner  von  beiden  Absichten,  einerlei,  ob  mit  dem 
Erfolge  der  Tötung  oder  mit  dem  Erfolge  der  Lebensgefährdung,  oder 
mit  keinem  von  beiden  Erfolgen,  einerlei,  ob  die  Frucht  lebte  oder  nicht 
lebte,  oder  überhaupt  nur  eine  Mole  war“. 

Haiti  1835. 

Code  penal,  Art.  262.  Wörtlich  gleichlautend  dem  Art.  317  des 
Code  penal  für  Frankreich  1810. 

Ostindien  1860. 

Chapter  XYI,  „Of  offences  affecting  the  human  body“,  sect.  312 — 316. 
Aus  den  gebrauchten  Worten  „causing  miscarriage“  ist  über  unsere  Frage 
keine  Aufklärung  zu  erhalten.  Nelson  S.  471  versteht  unter  Abtreibung 
die  „expulsion  of  the  child  before  the  period  of  gestation  is  complet“ 
und  meint,  das  hier  behandelte  Verbrechen  könne  „at  any  stage,  in  fact, 
of  the  pregnancy  of  the  woman“  begangen  werden ; wenn  aber  das  Kind 
„full  grown“  sei,  dann  sei  nur  mehr  Versuch  möglich.  Da  nun  aber 
zwischen  dem  Beginn  der  Schwangerschaft  und  dem  „full  grown“-Sein 
des  Kindes  eine  Zeit  liegt,  in  welcher  das  Kind  zwar  nicht  full  grown, 
aber  doch  schon  ausserhalb  des  Mutterleibes  lebensfähig  ist,  so  ist,  wenn 
Nelson’ s Ausführungen  wirklich  den  Sinn  des  Gesetzes  treffen,  auch 
die  vollbrachte  Abtreibung  im  engeren  Sinne  als  vollbrachtes  Verbrechen 
anzunehmen. 

Schiveden  1864. 

Kap.  14,  § 26  spricht  von  der  Frau  mit  dem  „dessein  de  tuer  son 
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fruit  ou  de  «e  faire  avorter“,  und  unterscheidet  dann  mit  verschiedenen 
Strafausmasson  die  Fälle,  dass  die  Frucht  „sans  vie  ou  avant  terme“ 
geboren  wurde,  und  dem  „autre  cas“,  der  also  nur  den  Gegensatz  zu 
dem  ersteren  bilden  kann.  Sohin  spricht  § 27  desselben  Kapitels  von 
dem  „Dritten“,  der  „aura  cherche  ä tuer  son“  (=  de  la  femme)  „fruit 
ou  ä lui  procurer  un  avortement,  ainsi  qu’il  est  dit  au  § 26“ ; und  § 28 
von  dem  „Dritten“,  der  ohne  ihre  Zustimmung  „aura  cherche  ä tuer 
son  fruit  ou  ä la  faire  avorter“.  Ich  halte  diese  Ausdrucksweise  für 
klar.  § 29,  welcher  offenbar  dasselbe  Resultat  als  Folge  von  Miss- 
handlung der  Schwangeren  im  Auge  hat,  spricht  von  „ä  faire  perir  le  fruit 
ou  ä produire  sa  venue  avant  terme“.  Die  Wendung  „faire  perir“  scheint 
mir  unwiderleglich  zu  ergeben,  dass  die  „venue  avant  terme“  die  Fälle 
in  sich  begreift,  in  welchen  das  Kind  am  Leben  bleibt;  denn  andern- 
falls würde  das  Kind  ja  auch  durch  diese  „perir“.  Und  die  „venue 
avant  terme“  soll  gewiss  nichts  anderes  bezeichnen,  als  das  avorter  und 
avortement  der  §§  26,  27  und  28. 

Russland  1845  und  1866. 

Der  10.  Titel  des  russischen  „Gesetzbuch  der  Kriminal-  und  Kor- 
rektionsstrafen“ 1845  führt  allerdings  die  allgemeine  Überschrift:  „Yon 
Verbrechen  wider  Leben,  Gesundheit,  Freiheit  und  Ehre  von  Privat- 
personen“. Darunter  Messe  sich  selbstverständlich  jederlei  Ansicht  ein- 
ordnen.  Das  erste  Hauptstück  dieses  Titels  aber,  das  die  Abtreibung 
(Art.  1932  und  1933)  behandelt,  führt  die  besondere  Überschrift:  „Yon 
Tötung“.  Wir  wissen,  wie  wenig  beweisend  gerade  diese  Einordnung  ist 
(vgl.  Note  218  und  236).  Trotzdem  bedroht  Art.  1932  den,  der  vorsätzlich 
„die  Leibesfrucht  desselben“  (sc.  des  „schwangeren  Frauenzimmers“) 
„abtreibt“,  und  Art.  1933  denjenigen,  der  — auch  die  Schwangere  selbst, 
die  — „ein  Mittel  anwendet,  um  die  Leibesfrucht  abzutreiben.“ 

Ich  muss  sonach  auch  für  dieses  Strafgesetzbuch  annehmen,  dass 
unter  „abtreiben“  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  zu  verstehen  ist. 
Dies  um  so  mehr,  als  das  Strafgesetzbuch  bei  Bedrohung  der  fahrlässigen 
Abtreibung  durch  eine  Hebamme  auch  den  Fall  des  Abortus  und  den  Fall 
des  Abortus  mit  erfolgendem  Tod  des  Kindes  unterscheidet  (Art.  1090). 

Die  obigen  Bestimmungen  sind  mit  Ausnahme  der  durch  Abschaf- 
fung der  Körperstrafen  und  der  Brandmarkung  bedingten  Abänderungen 
wörtlich  in  das  Strafgesetzbuch  von  1866  übergegangen  (Art.  1461  und 
1462,  bezw.  878). 
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Rumänien  1867. 

Buch  II,  Titel  IY,  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Einzelne“. 
Kapitel  I,  „Verbrechen  und  Vergehen  gegen  Personen“.  Sektion  II, 
„Verletzungen,  Schläge  und  andere  absichtlich  begangene  Verbrechen 
und  Vergehen“. 

In  dieser  Sektion  steht  auch  der  die  Abtreibung  behandelnde  § 246. 
Sein  Wortlaut  ist:  „Wer die  unzeitige  Entbindung  einer  Frauens- 
person   wissentlich  befördert“.  Nach  dem  S.  171  Dargelegten  scheint 

mir  dies  zu  ergeben,  dass  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne  bedroht  ist. 

Mexiko  1871. 

Das  die  Abtreibung  behandelnde  Kapitel  IX  steht  im  II.  Abschnitte 
des  III.  Buches,  welcher  die  „von  Privaten  begangenen  Vergehen  gegen 
die  Person“  behandelt.  Das  Kapitel  steht  allerdings  zwischen  „Vater- 
mord“ und  „Kindesmord“.  Art.  569  definiert  aber  die  Abtreibung  als 
„die  Entfernung  des  Produktes  der  Empfängnis  und  dessen  durch  irgend- 
welche Mittel  bewirktes  Heraustreiben“.  Zeigt  schon  diese  Definition,  dass 
es  sich  nicht  nur  um  Tötung  der  Frucht  handelt,  so  wird  dies  unwiderleg- 
lich erwiesen  durch  Art.  577/11,  welcher  es  als  strafmindernden  Umstand 
bezeichnet,  wenn  das  abgetriebene  Kind  am  Leben  erhalten  wurde. 

Monaco  1874: 

Code  penal,  Art.  305.  In  seinem  ersten  Teile  wörtlich  gleich  dem 
Art.  317  des  Code  penal  für  Frankreich  1810.  Der  zweite  Teil  handelt 
von  der  Beibringung  gesundheitsgefährlicher  Substanzen. 

Ungarn  1878. 

UnserVerbrechen  wird  behandelt  im  18.  Hauptstück.  Dieses  führt 
die  Überschrift:  „Verbrechen  und  Vergehen  wider  das  Leben“.  Die 
§§  285  und  286  aber  lassen  auch  den  vorzeitigen  Abgang  der  Frucht 
zur  Vollendung  des  Verbrechens  genügen.  § 285:  „Eine  schwangere 
Frauensperson,  welche  ihre  Leibesfrucht  vorsätzlich  abtreibt,  tötet,  oder 
solches  durch  einen  Anderen  bewerkstelligen  lässt“  ; § 286 : „Wer  die 
Leibesfrucht  einer  Schwangeren  ohne  deren  Einwilligung  vorsätzlich  ab- 
treibt oder  tötet“. 

Meines  Erachtens  bedrohen  diese  Bestimmungen  nicht  nur  die  Tötung 
durch  Abtreibung  sondern  auch  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne.  Dies 
stimmt  mit  der  Überschrift  des  Hauptstückes  allerdings  nicht  überein, 
doch  genügt  diesbezüglich  der  Hinweis  auf  bereits  Gesagtes. 
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Niederlande  1881. 

Das  niederländische  Strafgesetzbuch  begeht  genau  denselben  logi- 
schen Fehler  wie  das  ungarische.  Die  Überschrift  des  Tit.  19  des  2. 
Buches,  der  das  Verbrechen  der  Abtreibung  behandelt,  lautet:-  „Ver- 
brechen gegen  das  Leben“.  Und  die  Art.  295 — 298  finden  den  Tat- 
bestand darin,  dass  der  Täter  „vorsätzlich  die  Abtreibung  oder  den  Tod 
der  Leibesfrucht  verursacht“. 

Ich  meine,  dass  auch  hier  kein  begründeter  Zweifel  möglich  ist. 
Auch  hier  ist  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne,  die  nicht  ärztlich  er- 
forderte Beschleunigung  der  Geburt,  mit  Strafe  bedroht.  Wenn  Rad- 
bruch S.  175  sich  gegen  eine  solche  Bestimmung  ausspricht,  so  muss 
ich  dies  als  verfehlt  bezeichnen  und  verweise  diesbezüglich  auf  das 
oben  S.  162  mit  Bezug  auf  Radbruch’s  Bemerkung  gegen  die  gleiche 
Auslegung  des  Deutschen  Reichs-St.-G.-B.  Gesagte. 

In  der  Literatur  ist  die  Frage  bestritten.  Simons  S.  13  vertritt 
die  hier  angenommene  Ansicht:  „De  artikelen  zijn  ook  toepasselijk  bij 
het  verwekken  van  eene  vroegtijdige  baring,  welke  niet  den  dood  van 
de  vrucht  ten  gevolge  heeft  gehad,  bij  den  zoogenamden  partus  prae- 
maturus“. 

Italien  1889. 

Die  Überschrift  des  Capo  IV  (libro  II)  „del  procurato  aborto“ 
ebenso  wie  die  die  Abtreibung  behandelnden  Artikel  381  — 385  sprechen 
immer  nur  von  „procurare  l’aborto“  und  geben  also  keinen  Anhalt  zur 
Entscheidung  unsrer  Frage,  soferne  man  nicht  das  Wort  „aborto“  als 
auch  die  Abtreibimg  im  engeren  Sinne  bezeichnend  auslegt.  236)  Doch 
scheint  mir  Art.  372  die  Ansicht  zu  bestätigen,  dass  das  Gesetzbuch 
auch  die  „blosse“  Abtreibimg  mit  seiner  Strafdrohung  treffen  will.  Dieser 
Artikel  bedroht  nämlich  wegen  fahrlässiger  Abtreibung  denjenigen,  welcher 
durch  eine  Körperverletzung  der  Schwangeren  „ne  acceleri  il  parto“. 

Sudan  1899. 

Chapter  XIX,  sect.  239—243,  sind  den  vorerwähnten  sections  des 
ostindischen  Strafgesetzbuches  fast  wörtlich  gleichlautend.  Es  ist  betreffs 
ihrer  Bestimmungen  dasselbe  anzunehmen,  was  über  die  Bestimmungen 
des  Strafgesetzbuches  für  Ostindien  1860  gesagt  wurde. 

288)  Yergl.  das  Wort  „Abtreibung“  in  der  deutschen  Sprache,  ausserdem  aber  den 
Gebrauch  des  Wortes  „avorsus“  in  der  lex  Visigothorum , YI,  3,  c.  1 : „ad  avorsum 
aut  pro  necando“. 
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Japan. 

Vorentwurf  1899.  In  Betracht  kommen  für  uns  die  Art.  271—275 
des  II.  Teiles,  11.  Abschnittes,  Kapitel  4. 

Abschnitt  11  führt  die  Überschrift  „Strafbare  Handlungen  gegen 
Leib  imd  Leben“.  Das  4.  Kapitel  ist  der  Behandlung  der  „Abtreibung“ 
gewidmet.  Die  betretfenden  Artikel  bedrohen  kurzweg  den,  der  (die- 
jenige, die)  eine  Leibesfrucht  abtreibt. 

Der  Entwurf  1903  und  das  Gesetz  1907  haben  die  Abschnitt- 
bezeichnung fallen  lassen,  stellen  die  Abtreibung  jedoch  zwischen  die 
Körperverletzung  und  die  Yerlassung  hülfloser  Personen. 

Montenegro  1906. 

§ 168  (Tit.  XYII)  bedroht  die  Schwangere,  „welche  äussere  oder 
innere  Mittel  anwendet,  um  ihre  Frucht  zu  töten  oder  abzutreiben“ • 
Mir  scheint  daraus  hervorzugehen,  dass  auch  die  Abtreibung  im  engeren 
Sinne  hier  unter  Strafdrohung  gestellt  ist. 

§ 87. 

B.  Gesetzgebungen,  welche  nur  die  Tötung  der  Frucht  (durch  Abtreibung 
oder  im  Mutterleibe)  bedrohen. 

San  Marino  1865. 

Zwar  behandelt  der  Codice  penale  von  San  Marino  die  Verbrechen 
gegen  das  Leben  in  der  IV.  classe  di  misfatti,  „che  ledono  immecliata- 
mente  l’individuo“,  unter  Titolo  I:  „Dei  misfatti  contro  la  vita“,  während 
die  Abtreibung  in  der  III.  classe  der  misfatti  steht,  „che  ledono  im- 
mediatamente  la  famiglia“,  und  dort  das  erste  Kapitel  des  VI.  Titels 
(„Misfatti  che  distruggono  o mettono  in  pericolo  l’esistenza  della  prole“) 
bilden.  Doch  die  im  Art.  432  gegebene  Definition  des  Verbrechens  macht 
jeden  Zweifel  daran  unmöglich,  dass  nur  die  Tötung  der  Frucht  den  Tat- 
bestand herstellt.  Sie  lautet:  „E  reo  di  procurato  aborto  tanto  colui  che 
con  alimenti,  o con  bevande,  o con  medicinali,  o con  altro  mezzo  qual- 
unque  tolga  la  vita  al feto  nell’  utero  senza  distinzione  di  periodi  di  gravi- 
danza,  quanto  colui  che  faccia  seguire  lo  sgravamento  di  un  parto  immaturo, 
il  quak  venga  a niorire  in  conseguenza  dell’  abortivo  mezzo  adoperato“. 

Newyork  1881. 

Die  Abtreibung  ist  in  zwei  Partien  behandelt,  je  nachdem  es  sich 
um  ein  quick  child  oder  um  eine  noch  nicht  so  weit  gediehene  Frucht 
handelt.  Über  letzteren  Fall  — er  ist  in  Chapter  IV  behandelt  — ist 
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eine  Untersuchung  wohl  nicht  notwendig.  Die  Abtreibung  des  quick  child 
wird  im  Chapter  II  bedroht,  welches  die  Überschrift  „Homicide“  führt.  § 1 90 
spricht  vom  „willful  killing  of  an  unborn  quick  child“;  die  §§  191  und  194 
bedrohen  die  Abtreibung  dann,  wenn  der  Tod  des  Kindes  durch  sie  erfolgte. 
Bulgarien  1896. 

II.  Buch,  I.  Teil,  Kap.  16  behandelt  die  „Tötung“,  wie  Krüger,  die 
„Verbrechen  gegen  das  menschliche  Leben“,  wie  Teichmann  übersetzt. 
Der  darin  enthaltene  Art.  259  bedroht  die  Schwangere  selbst,  die  ihre, 
Art.  260  den  „Dritten“,  der  eine  „noch  ungeborene  Leibesfrucht  tötet“. 

Die  Fassung  ist,  soferne  das  Gesetz  schon  auf  dem  unrichtigen 
Standpunkte  steht,  dass  die  „blosse“  Abtreibung  nicht  zu  bestrafen 
sei,  kurz,  bündig  und  logisch.  Denn  die  „Abtreibung“,  d.  h.  die  Ent- 
fernung der  — eventuell  bereits  toten  — Frucht  aus  dem  Mutterleibe, 
ist  dabei  lediglich  entweder  Mittel  zur  Tötung  oder  — irrelevante  und 
selbstverständliche  — Folge  derselben. 

Nordamerika. 

Entwurf  1901.  Die  die  Abtreibung  behandelnden  sections  277 — 279 
stehen  im  Chapter  11,  subchapter  A:  „Offences  against  the  person“.  Die 
ersteren  beiden  setzen  ausdrücklich  zum  vollbrachten  Verbrechen  voraus, 
dass  „the  deatli  of  such  child“  aus  der  Tat  erfolgt  ist,  während  sect.  279 
denjenigen  bedroht,  der  „kills  an  unborn  quick  child“. 

Für  das  amerikanische  common  law  nimmt  Wharton  S.  563  eben- 
falls den  Tod  der  Frucht  — u.  z.,  wie  mich  dünkt,  schon  vor  der 
Geburt  („supposing  the  child  to  liave  been  born  dead“)  — als  Voraus- 
setzung des  misdemeanor  an. 

Norwegen  1902. 

II.  Teil,  Kapitel  22  behandelt  die  „Verbrechen  wider  das  Leben, 
den  Leib  und  die  Gesundheit“.  Darunter  hätte  auch  die  Abtreibung  im 
engeren  Sinne  Raum.  Aber  § 245  (der  einzige  die  Abtreibung  behandelnde 
Paragraph)  verlangt  die  Tötung  der  Frucht  zur  Vollendung  des  Verbrechens. 

Die  schwere  Beschädigung  der  Gesundheit  des  eventuell  am  Leben 
bleibenden  abgetriebenen  Menschen  wird  nicht  mit  Strafe  bedroht,  hin- 
gegen ist  der  Tod  der  Schwangeren  ein  Straferhöhungsgrund. 

Russland  1903. 

Die  Abtreibung  ist  behandelt  in  den  Art.  465  und  466. 

Ich  bin  der  russischen  Sprache  nicht  mächtig  und  daher  auf  Über- 
setzungen angewiesen. 
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Eberlin  übersetzt  die  betreffenden  Stellen  der  obigen  Artikel  mit 
den  Worten:  „Toute  mere  qui  se  sera  procure  l’avortement“  und  „qui- 
conque  aura  procure  l’avortement“.  Nach  Bernstein  lauten  die  Worte 
hingegen:  „Eine  Mutter,  welche  ihre  Frucht  tötet“  und  „der  die  Frucht 
einer  Schwangeren  tötet“.  Nach  der  mir  von  Herrn  Dr.  Tscherwonetzky 
freundlichst  erteilten  Auskunft  ist  die  Bernstein’ sehe  Übersetzung  die 
richtige. 

§ 88. 

C.  Viele  Gesetze  geben  keinen  Anhaltspunkt  in  dieser  Richtung. 

Die  meisten  ausländischen  Gesetze  sprechen  nur  von  avortement, 
abortion,  miscarriage,  aborto  und  enthalten  keinen  Anhaltspunkt  dafür, 
ob  damit  nur  die  Tötung  der  Frucht  durch  Abtreibung  oder  auch  die 
Abtreibung  im  engeren  Sinne  gemeint  ist.  — 

Als  Beispiele  nenne  ich  bloss : 

Spanien  1870 , Titulo  VIII:  Delitos  contra  las  personas.  Capitulo  VI : 
Aborto.  Auch  die  Art.  425 — 428  sprechen  immer  nur  von  „aborto“, 
ohne  einen  Anhaltspunkt  zu  geben,  was  darunter  zu  verstehen  sei. 

Chile  1889,  Art.  342 — 345,  welche  immer  nur  vom.  Verursachen 
eines  Abortus  sprechen.  Vielleicht  aber  soll  die  Stellung  des  Ver- 
brechens im  System  — unter  „Verbrechen  gegen  die  Familienordnung 
und  öffentliche  Sittlichkeit“  — zeigen,  dass  auch  die  „blosse“  Abtreibung 
das  Verbrechen  herstellt.  Eine  andere  Auffassung  würde  einen  Verstoss 
gegen  die  Logik  im  System  voraussetzen.  Daraus  allein  kann  allerdings 
keine  bestimmte  Ansicht  über  den  Willen  des  Gesetzes  abgeleitet  werden. 


Anhang. 


I. 

Tod  des  lebend  abgegangenen  Kindes  infolge  der  an- 
gewandten Abtreibungsmittel. 

§ 89. 

Anhangsweise  möchte  ich  den  Fall  besonders  besprechen,  dass  das  lebend 
aus  dem  Mutterleibe  abgegangene  Kind  infolge  der  angewendeten  Abortiv- 
mittel  nach  der  Geburt  stirbt.237) 

~37)  Bei  der  bezüglichen  Feststellung  darf  nicht  übersehen  werden,  dass  „vor 
der  Geburt  (ist)  der  Mensch  gewissermassen  unempfindlich  gegen  manche  Gifte“  ist, 
wie  Strassmann  8.  955  bemerkt. 
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Dies  kann  sich  ereignen  sowohl  1.)  bei  der  mit  Tötungsabsicht  als  auch 
2.)  bei  der  ohne  solche  borbeigefübrten  Abtreibung. 

ad  1.)  In  diesem  Falle  haben  wir  die  bereits  besprochene  „Tötung  der 
Frucht  durch  Abtreibung“.  Bezüglich  ihrer  verweise  ich  auf  das  im  Vor- 
stehenden Ausgeführte. 

Ilrehorowicz  S.  42  möchte  Konkurrenz  zwischen  versuchter  Abtreibung 
und  fahrlässiger  Tötung  annehmen.  Ich  halte  dies  für  eine  überflüssige  theo- 
retische Konstruktion.  Von  meinem  Standpunkte  aus  muss  ich  sie  überdies 
als  unrichtig  bezeichnen ; danach  ist  vollbrachte  Abtreibung  mit  tötlichem 
Fjrfolg  gegeben. 

ad  2.)  Der  zweite  Fall  ist  der,  dass  das  ohne  Tötungsabsicht  abgetriebene 
Kind  infolge  der  angewendeten  Mittel  ausserhalb  des  Mutterleibes  stirbt.  In 
diesem  Falle  ergibt  sich  ein  ähnliches  Raisonnement,  als  jenes,  welches  wir 
ad  1 gefunden  haben.  Auch  hier  haben  wir  „Tötung  der  Frucht  durch  Ab- 
treibung“. Nach  meiner  ausführlich  entwickelten  und  begründeten  Ansicht 
ist  ebenfalls  vollbrachte  Abtreibung  anzunehmen. 

Für  das  geltende  österreichische  St.-G.-B.  macht  die  Lösung  der  Frage 
keine  Schwierigkeit.  Sein  § 144  sieht  m.  E.  auch  in  der  blossen  Abtreibung  der 
Leibesfrucht  ohne  Eintritt  ihres  Todes  das  vollbrachte  Verbrechen  der  Ab- 
treibung. Auch  anerkennt  sein  § 1 den  bösen  Vorsatz  mit  dolus  indirectus. 
Dabei  verantwortet  nach  wiederholten  Entscheidungen  des  österreichischen 
Obersten  Gerichtshofes 238)  der  Täter  für  alle  Folgen,  die  aus  seiner  Tat  als 
der  fortwirkenden  Ursache  entspringen,  auch  wenn  er  dieselben  nicht  voraus- 
sehen konnte,  da  die  Worte  des  genannten  Paragraphen : „wenn  aus  einer 
anderen  bösen  Absicht  etwas  unternommen  oder  unterlassen  worden,  woraus 
das  Übel,  welches  dadurch  entstanden  ist,  gemeiniglich  erfolgt,  oder  doch 
leicht  erfolgen  kann“  keine  subjektive  sondern  eine  objektive  Voraussetzung 

für  die  Annahme  des  indirekten  bösen  Vorsatzes  bezeichnen. 

* * 

* 

Von  Gesetzen  erinnere  ich  zunächst  an  die  leg  es  Alamannorum , Salica  und 
Ripuariorum , deren  Texte  man  S.  143  nachsehe.  Durch  Aufstellung  eines 
kurzen  Zeitraumes  nach  der  Geburt  für  den  Eintritt  des  Todes  des  Kindes 
ausserhalb  des  Mutterleibes  wird  von  ihnen  die  Untersuchung  über  die  Frage 
vermieden,  ob  der  Tod  gerade  „infolge  der  angewendeten  Mittel“  erfolgte. 
Das  „factum  alterius“  in  Titel  77  der  lex  Alamannorum  kann  auch  auf  culpa 
levissima  beruhen. 

Auch  neuere  Gesetze  gedenken  des  Falles  besonders.  Man  vergl.  dies- 
bezüglich die  Texte  der  Strafgesetzbücher  für  Hessen  1841,  Baden  1845, 
Nassau  1849  (oben  S.  173),  Aargau  1857  (oben  S.  193). 

238)  10.  11.79,  Z.  6557,  III.  211;  1.10.86,  Z.  7878,  IX.  966 ; 18.1.90,  Z.  10.927, 
XT.  1294. 
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Der  englische  Entwurf  1879  erklärt  in  sect.  166  die  Tat  für  komicide, 
wenn  das  Kind  nach  der  Geburt  stirbt  infolge  von  Verletzungen,  „die  ihm 
vor,  während  oder  nach  der  Geburt  zugefügt  sind“. 

Schliesslich  sei  hier  noch  erwähnt,  dass  laut  Radbruch  S.  165  die  nord- 
amerikanische  Rechtsprechung  in  unserem  Falle  merkwürdigerweise  Tötung 
annimmt. 

De  lege  ferenda  erachte  ich  eine  Sonderverfügung  für  den  hier  behandelten 
Fall  aus  den  dargelegten  Gründen  für  völlig  entbehrlich. 

II. 

Verheimlichung  von  Schwangerschaft  und  Niederkunft. 

§ 89  a. 

Dass  mit  der  Pönalisierung  gewisser  nicht  als  Abtreibung  qualifizierbarer 
Handlungen  durch  manche  Gesetze  die  Gefährdung  der  Frucht  in  dem  vor- 
stehend dargelegten  Sinne  geholfen  und  verhindert  werden  solle,  wird  sich 
bezweifeln  lassen. 

Derlei  Strafdrohungen  finden  wir  in  verschiedenen  Modifikationen. 

I.  Wegen  Todes  der  Frucht  infolge  von  Verheimlichung  der  Schwanger- 
schaft oder  der  Geburt,  die  sich  in  einer  Reihe  von  Deutschen  Partikular- 
strafgesetzbüchern  (z.  B.  Hamburg  1869,  Art.  131)  findet.  Weitere  Beispiele 
dafür  sind:  Appenzell  l.-Rh.  1899,  Art.  76  ; wohl  auch  Dänemark  1866,  § 194.239) 

II.  In  anderen  Gesetzen  finden  wir  die  Bedrohung  von  Verheimlichung 
der  Schwangerschaft  und  Geburt,  wenn  das  heimlich  geborene  Kind  nachher 
tot  gefunden  wird.  Als  Beispiele  seien  genannt  die  C C C Art.  131,  das  Edikt 
des  Königs  Heinrich  H.  von  Frankreich  vom  Jahre  1556  und  das  rhain- 
pfälzisclie  Landrecht  1700,  Articul  22,  welch’  letzteres  in  solchem  Falle  die 
schuldige  Frauensperson240)  „als  eine  Kinds-Mörderin  vom  Leben  zum  Todt 
verdampt  und  gebracht“,  auch  „dieselbe  Straff,  nach  gelegenheit  der  Sachen 
Umbstände,  ernstlich  geschärpfft“  wissen  will,  jedoch  den  Gegenbeweis,  dass 
das  Kind  wirklich  tot  geboren  wurde,  zulässt.  Von  neuen  Gesetzen  ist  zu 
nennen  Finnland  1889,  Kap.  22,  § 4:  „Wenn  ...  es  nicht  bewiesen  werden 
kann,  ob  sie  oder  ein  Anderer  den  Tod  derselben“  (sc.  der  Leibesfrucht)  „ver- 

239)  Vgl.  Dänemark  § 195:  „Zeigt  eine  ausserehelich  geschwängerte  Frauens- 
person sonst  ein  unverantwortliches  Benehmen  bei  der  Gebeut,  und  wird  das  Kind 
nachher  tot  gefunden,  ohne  dass  nachgewiesen  werden  kann,  dass  der  Tod  vor  der 
Geburt  eingetreten  ist “ 

24°)  Der  Articul  22  spricht  nur  von  „Weibs-Persolinen“,  die  „in  Unzucht  ge- 
schwängert werden“,  scheint  also  für  eheliche  Schwängerung  nicht  zu  gelten.  Solche 
und  ähnliche  Wendungen  begegnen  uns  mehrfach. 
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ursacht  hat“;  also  eine  Verdachtsstrafe,  wie  sie  schon  durch  das  Edikt  König 
Heinrich’s  II.  von  Frankreich  eingeführt  war. 

Das  St.-G.-B.  für  Bayern  1813  bestimmt  in  seinem  Art.  1G4:  „Hat  eine 
Weihsperson  bei  verheimlichter  Schwangerschaft  ein  erwiesenermassen  todtes, 
unreifes  Kind  geboren,  und  die  Leibesfrucht  verborgen,  oder  auf  die  Seite 
geschafft,  so  hat  sie,  wenn  nicht  das  Gegenteil  aus  aktenmässigen  Thatsachen 
sich  ergiebt,  die  Wahrscheinlichkeit  der  absichtlichen  Abtreibung  ihrer  Leibes- 
frucht wider  sich,  und  soll  zu  ein-  bis  zweijährigem  Arbeitshaus  verurtheilt 
werden“.  241) 

Norwegen  1902,  § 239,  bedroht  jene  Frauensperson,  die  vorsätzlich  bewirkt 
hat,  dass  ihr  die  notwendige  Hilfe  bei  ihrer  Niederkunft  mit  einem  unehe- 
lichen Kunde  mangelt,  das  bei  der  Geburt  oder  kurz  danach  gestorben  ist, 
ohne  dass  eine  andere  Todesursache  als  wahrscheinlich  nachgewiesen  werden 
kann.  242)  Die  Verursachung  lebenslänglichen  Siechtums  durch  Bewirkung  einer 
„blossen“  Frühgeburt  sowie  die  fahrlässige  Schädigung  des  künftigen  Menschen 
durch  strafwürdigen  Leichtsinn  findet  es  keiner  Repression  würdig,  und  den 
Fall  ehelicher  Schwangerschaft  ignoriert  es  völlig. 

III.  Die  Verheimlichung  der  Niederkunft  und  Beiseiteschaffung  des  Leich- 
nams eines  neugeborenen  Kindes  wird  mit  Strafe  bedroht  durch  das  St.-  G.-  B. 
für  Ostindien  1860,  Art.  312  ( Philipps  S.  248).  Ferner  nenne  ich  als  Beispiele 
den  englischen  Entwurf  1880,  sect.  522;  die  Strafgesetzbücher  für  Neivyork 
1881,  § 296;  Victoria  1890,  sect.  57;  Neuseeland  1893,  Tit.  V.  sect.  163 — 174; 
Queensland  1899,  sect.  314;  Sudan  1899,  sect.  245;  Appenzell  I.-Rli.  1899, 
Art.  76,  Abs.  2;  Westaustralien  1902,  sect.  289. 

Lübeck  1863,  § 154,  bedroht  die  Beerdigung  oder  Beiseiteschaffung  eines 
Leichnams  ohne  Vorwissen  der  Behörde,  und  im  Abs.  2 besonders  streng  den 
Fall,  in  welchem  dies  eine  Mutter  mit  dem  Leichnam  ihres  ausserehelichen 
Kindes  tut. 

IV.  Zürich  1871,  § 139  : „Wenn  eine  Person,  welche  erwiesenermassen  ge- 
boren hat,  sich  beharrlich  weigert  anzugeben,  wohin  sie  das  Kind  gebracht 
habe,  oder  wenn  sie  absichtlich  den  Körper  vertilgt,  oder  sonst  der  richter- 
lichen Untersuchung  entzogen  hat,  so  ist  dieselbe,  wenn  nicht  ein  schwereres 
Verbrechen  vorliegt,  wegen  Beseitigung  des  Kindes  mit  Gefängnis  oder  Arbeits- 
haus bis  zu  5 Jahren  zu  bestrafen“.  Benz,  der  Redaktor  des  Gesetzes,  be- 
merkt dazu,  dieser  Paragraph  finde  auch  in  dem  Falle  Anwendung,  wenn 
das  Kind  lebt  {Benz- Zürcher  S.  124). 

241)  „Die  Anmerkungen  zum  Bayerischen  St.-G.-B.,  II,  44  sagen:  Volle  man  die 
Gewissheit  der  obgedachten  Momente  fordern,  so  müsste  das  Verbrechen  dem  Kinds- 
morde gleich  gestraft  werden;  nur  eben  die  Ungewissheit  rechtfertige  die  geringere 
Strafe“  ( Goltdammer  S.  389). 

Ähnlich  Schweden  1864,  Kap.  14,  § 24. 
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Y.  Auch  Württemberg  1839  und  Hannover  1840  stellen  in  Art.  252  bezw 
238  Bestimmungen  über  die  Verheimlichung  der  Geburt  auf.  Sie  unterscheiden, 
ob  das  Kind  infolge  der  Verheimlichung  der  Geburt  tot  geboren  wurde  oder 
nach  der  Geburt  starb  oder  am  Leben  blieb,  und  ausserdem  nach  dem  Fehlen 
oder  Vorliegen  der  Absicht  der  Schwangeren,  das  Kind  zu  töten  oder  aus- 
zusetzen. Sachsen  1868,  Art.  162,  auch  mit  Unterscheidung  nach  der  Absicht, 
das  Kind  zu  töten  oder  nicht. 

VI.  Auch  die  Straf drohungen  gegen  blosse  Verheimlichung  von  Schwanger- 
schaft und  Niederkunft  oder  letzterer  allein  gehören  hieher.  Solche  Bestim- 
mungen finden  sich  im  St.-G.-B.  für  Bayern  1813,  Art.  164 — 170;  Hessen  1841  - 
Art.  261;  Nassau  1849,  Art.  254;  Österreich  1852,  § 339  ; 243)  Luzern  1906, 
§ 161.  244) 

Betreffs  des  englischen  common  law  finde  ich  bei  v.  Liszt,  Tötungs- 
delikte S.  106,  folgende  Bemerkung:  „In  zahlreichen  Fällen  wird  seit  der 
OPA  von  1861  die  wegen  Kindesmord  Freigesprochene  wegen  Verheimlichung 
der  Geburt  verurteilt“. 

VII.  Das  preussische  Landrecht , II.  Buch,  Titel  20  enthält  in  einem  Wust 
von  etwa  80  Paragraphen  die  eingehendsten  Bestimmungen  gegen  die  Verheim- 
lichung der  Schwangerschaft  und  Geburt.  Sie  hier  auch  nur  auszugsweise 
wiederzugeben,  würde  zu  weit  führen. 


in.  Kapitel. 

Der  Kausalzusammenhang 

1.  Abschnitt. 

Allgemeines. 

§ 90. 

Ausserst  schwierig  gestaltet  sich  in  der  Praxis  häufig  der  zur  Ver- 
urteilung wegen  vollbrachter  doloser  Abtreibung  erforderliche  Beweis, 
dass  eine  Abtreibungshandlung  vorsätzlich243)  und  speziell  mit  Abtreibungs- 

243)  «Di0  im  § 339  St.-G.-B.  gegebene  Vorschrift  ist  auch  im  Falle  einer  Molen- 
schwangerschaft beim  Abgang  der  Mole  verbindlich“  laut  Entsch.  des  Obersten  Gerichts- 
hofes vom  10.  6.07,  Z.  305  („Juristische  Blätter“,  XXXVIII.  Jahrgang,  1909,  Nr.  29). 

2<4)  «Die  Verheimlichung  der  Niederkunft,  wenn  nicht  der  Begriff  eines  schweren 
Verbrechens  zur  Anwendung  kommt,  ist  korrektioneil  zu  bestrafen.“ 

245)  Über  die  fahrlässige  Fruchtabtreibung  wird  ein  eigenes  Kapitel  dieser  Arbeit 
handeln. 
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vorsatz  vorgenommen  wurde.  Man  denke  an  einen  Sturz,  an  das  Tragen 
einer  schweren  Last,  an  starkes  Schnüren  und  ähnliches.  Auch  an  die 
unter  dem  Vorwand  einer  Untersuchung  oder  eines  therapeutischen  Ein- 
griffs vorsätzlich  von  sachverständiger  Seite  vorgenommene  Abtreibung. 

Ist  nun  aber  auch  die  Vornahme  der  Handlung  mit  Abtreibungsvorsatz 
bewiesen,  so  sind  damit  noch  immer  die  Schwierigkeiten  nicht  beseitigt, 
die  sich  aus  der  Frage  ergeben,  ob  der  sohin  erfolgte  Abgang  der  Frucht 
— nicht  nur  deren  Tod,  wie  bekanntlich  die  herrschende  Meinung  von 
ihrem  Standpunkte  aus  annimmt  — auch  wirklich  auf  jener  Handlung 
als  Ursache  beruhe ; mit  anderen  Worten,  ob  zwischen  Handlung  und 
Fruchtabgang  ein  Kausalzusammenhang  bestehe.  — Für  jene,  welche 
nur  in  der  vorsätzlichen  Tötung  der  Frucht  das  vollbrachte  Verbrechen 
erblicken  wollen,  kommen  dazu  noch  die  Schwierigkeiten  aus  der  weiteren 
Frage,  ob  Tötungsvorsatz  vorlag  und  erweislich  ist. 

Hie  Frage  des  Beweises  darüber,  ob  die  tot  zur  Welt  gekommene 
Frucht  bei  Beginn  der  Abtreibungshandlung  noch  gelebt  habe,  kann  in 
doppelter  Weise  erledigt  werden:  Entweder  man  präsumiert,  dass  sie 
gelebt  habe,  und  verlangt  gegebenenfalls  den  Nachweis,  dass  sie  schon 
vor  der  Abtreibungshandlung  tot  war;  oder  man  verlangt  den  Nachweis 
ihres  Lebens  bis  zur  Abtreibungshandlung.  246) 

In  den  Fällen,  in  welchen  die  abgetriebene  Frucht  aufgefunden 
werden  konnte,  wird  dieser  Beweis  — selbst  bei  schon  eingetretener 
Fäulnis  — in  vielen  Fällen  möglich  sein.  247)  Nach  v.  Fabrice- Weber 
S.  105  ist  sogar  ein  — allerdings  nur  annähernder  — Schluss  darauf 
möglich,  "wie  lange  die  Frucht  bereits  abgestorben  im  Uterus  gelegen 
haben  möge.  Wie  aber,  wenn  die  Verwesung  bereits  zu  weit  vorge- 
schritten ist  oder  die  Frucht  überhaupt  nicht  aufgefunden  werden  kann  ? 

Man  könnte  versucht  sein,  hier  dasselbe  wie  betreffs  des  Zusammen- 
hanges zwischen  Abtreibungshandlung  und  Abgang  der  Frucht  zu  sagen; 
nämlich,  dass  eine  Präsumption  unmöglich  mit  der  Gerechtigkeit  ver- 
einigt werden  könnte.  Allein  es  ist  nicht  zu  verkennen,  dass  die  Dinge 
hier  wesentlich  anders  liegen.  Es  ist  ganz  gewiss  keine  gewagte 

2<6)  Letzteren  Nachweis  verlangt  z.  B Goltdnmmer  S.  389.  Dagegen  v.  Wächter , 
Vorlesungen  S.  335  und  336;  nach  ihm  ist  „konsummierte  Abtreibung  vorhanden“ 
auch  dann,  „wenn  erwiesen  ist,  dass  das  Kind  schon  zur  Zeit  der  Abtreibung  tot  war“. 

24r)  Die  Konstatierung  ist  möglich  im  allgemeinen  aus  der  Beschaffenheit  der 
Oberfläche  der  Frucht,  aber  auch  histologisch  aus  den  Geweben.  Selbst  der  blosse 
Geruch  kann  eventuell  zur  Unterscheidung  genügen. 
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Präsumption,  das  Leben  der  Frucht  bis  zur  Abtreibungshandhrng248)  und, 
wenn  der  Zusammenhang  zwischen  Abtreibungshandlung  und  Abgang 
einer  toten  Frucht  anzunehmen  ist,  auch  die  Tötung  der  Frucht  durch 
die  Abtreibungshandlung  anzunelnnen.  Andernfalls  müsste  eine  dem 
gewöhnlichen  Verlaufe  widersprechende  Entwicklung,  also  ein  besondrer 
Zufall  vorliegen,  dessen  Nachweis  zur  Entkräftung  der  Vermutung  hin- 
reichen würde;  doch  kann  der  Strafjustiz  nicht  zugemutet  werden,  in 
allen  derlei  Fällen  stets  das  Vorliegen  eines  Zufalls  anzunehmen  oder 
dessen  Nichtvorliegen  zu  beweisen.  — 

Der  Nachweis  des  Kausalzusammenhanges  zwischen  Abtreibungs- 
handlung und  Abgang  der  Frucht  wird  von  den  Meisten  verlangt.  Aber 
auch  andere  Meinungen  finden  wir  in  der  Literatur.  So  will  z.  B. 
Spangenberg  S.  174/175  und  186  eine  praesumtio  iuris  et  de  iure  für 
den  Kausalzusammenhang  aufstellen. 

Der  Nachweis  des  Kausalzusammenhanges  ist  gerade  in  unserem 
Thema  ein  sehr  schwieriger.  Man  denke  einerseits  an  die  Unverläss- 
lichkeit so  vieler  als  Abortiva  bekannter  Medikamente  selbst  in  grossen 
Dosen  ebensowie  der  oft  angewendeten  mechanischen  Mittel,  mit  ein- 
ziger Ausnahme  von  gewissen  ganz  direkten  mechanischen  Eingriffen, 
wie  Eihautstich  und  Exkochleation.  Sind  doch  in  zahlreichen  Fällen 
Schwangeren  selbst  schwere  Verletzungen  und  Erschütterungen  zuge- 
stossen,  ohne  dass  ihre  Frucht  dadurch  im  mindesten  beeinflusst  wurde. 
Andrerseits  erwäge  man  die  Häufigkeit  spontanen  Abortus, Z49)  oft  ohne 
den  mindesten  wahrnehmbaren  Grund  oder  aus  Gründen,  denen  niemand 
eine  ursächliche  Wirkung  zuschreiben  würde.  25°) 

Ein  strikter,  „todsicherer“  Beweis  wird  also  hier  selten  oder  eigent- 
lich nur  bei  direkten  mechanischen  Einwirkungen  auf  die  Frucht  möglich 
sein.251)  Es  wird  aber  genügen,  zur  Beurteilung  des  einzelnen  Falles 
den  Satz  „post  hoc,  ergo  propter  hoc“  anzuwenden,  wenn  1.  das  ange- 

248)  So  auch  Kornfeld  S.  20 : „Zu  präsumieren  ist  immer  das  Leben  der  Frucht 
und  das  Gegenteil  zu  beweisen“. 

249)  Nacli  Whitehead  (laut  v.  Fabrice- Weber  S.  47/48)  17%  aller  Geburten. 

25°)  Yergl.  Fielitz  S.  35,  „.  . . . dass  eine  zärtliche  Frau  von  dem  Gerüche  der 
weissen  Lilie  so  stark  angegriffen  wurde,  dass  ihr  schlimm  wurde  und  sie  sogleich 
abortierte,  ohne  dass  ihr  vorher  das  Geringste  fehlte“. 

2ai)  Vorgl.  v.  Feuerbach  S.  359:  „Wegen  der  Schwierigkeit,  den  Tatbestand  zur 
Gewissheit  zu  bringen,  kann  die  ordentliche  Strafo  wohl  nie  ausgeübt  werden“.  Diese 
Meinung  geht  allerdings  zu  weit,  da  man  schon  im  alten  Rom  den  direkten  mecha- 
nischen Eingriff  kannte. 
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wendete  Mittel  im  allgemeinen  zur  Abtreibung  der  Frucht  geeignet  war, 
2.  der  Abgang  der  Frucht  innerhalb  der  der  Wirkungsweise  des  Mittels 
entsprechenden  Zeit  und  unter  den  ihr  entsprechenden  Umständen  er- 
folgt ist,  und  3.  keinerlei  Umstand  nachgewiesen  wird,  der  sonst  als  die 
Ursache  des  erfolgten  Abganges  der  Frucht  angesehen  werden  könnte.252) 

Von  seinem  Standpunkt  aus  — welcher  Tötungsvorsatz  und  Tod 
der  Frucht  für  das  vollbrachte  Verbrechen  voraussetzt  — stellt  Tittmann 
S.  102/103  folgende  Erwägung  an:  „Es  ist  aber  zu  dem  Wesen  des 
hier  in  Frage  stehenden  Verbrechens  nicht  nötig,  dass  der  Tod  auf  der 
Stelle  (d.  i.  gleich  mit  oder  nach  der  Geburt)  erfolge,  genug,  wenn  er 
nur  in  einem  Zeiträume  erfolgte,  in  welchem  er  ebenso  gut  als  Wirkung 
der  zur  Hervorbringung  einer  unzeitigen  Geburt  angewendeten  Mittel 
betrachtet  werden  kann,  als  der  Tod  bei  einem  Totschlage  als  Folge 
der  beigebrachten  Wunde  angesehen  werden  muss.  Diesen  Zeitraum 
kann  man  bis  dahin  bestimmen,  wo  ein  Kind  ins  Leben  ausser  der 
Mutter  eingewohnt  ist.  Erfolgt  also  der  Tod  vor  Ablauf  dieser  Zeit,  so 
kann  er  füglich  als  Wirkung  der  angewendeten  Mittel  angesehen 
werden.“ 

§ 91. 

Um  den  schwierigen  Beweis  zu  erleichtern,  griffen  einige  Gesetz- 
gebungen zu  einem  sehr  einfachen  253)  Mittel:  Sie  verzichteten  auf  den 
Nachweis  des  Kausalzusammenhanges  völlig  und  setzten  an  seine  Stelle 
eine  Präsumption , nach  welcher  bei  doloser  Anwendung  von  Abtreibungs- 
mitteln und  sohin  eingetretenem  Abgänge  der  Frucht  immer  angenommen 
werden  musste,  dass  letzterer  auf  der  ersteren  beruhe,  mithin  dem  Täter 
zur  Schuld  zuzurechnen  sei.  Dass  damit  jeder  juristische  Grundsatz 
verleugnet  wurde,  war  kein  genügender  Grund  gegen  solche  Bestim- 
mungen. 

Ebensowenig  hinderte  der  Vergleich  mit  der  C C O,  welche,  ebenso 
wie  das  römische  und  das  kanonische  Recht,  den  Nachweis  des  Kausal- 

252)  Bei  der  Unzulänglichkeit  menschlichen  Erkennens  ist  ein  grosser  Teil  der 
Straf-  wie  Ziviljustiz  (man  bedenke  den  „Nachweis“  der  Vaterschaft  zu  einem  Kinde) 
auf  derartige  Beweise  angewiesen,  ohne  welche  überhaupt  fast  jede  Justiz  unmög- 
lich wäre. 

2M)  Jungmami  8.  15  findet  das  Mittel  „sehr  praktisch“.  Praktisch  im  Sinne 
der  Erleichterung  des  Richters  ist  es  gewiss;  ungefähr  iu  demselben  Sinne  praktisch, 
in  welchem  die  Folter  praktisch  genannt  werden  kann.  Die  Form  der  Überweisung 
ist  da;  der  Angeklagte  kann  verurteilt  werden. 
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Zusammenhanges  verlangte.254)  Es  scheint  im  Gegenteil,  dass  man  das 
neue  Auskunftsmittel  als  einen  „Fortschritt“  betrachtete. 

Dabei  ist  es  allerdings  kaum  mehr  als  selbstverständlich,  dass  die 
betreffenden  Gesetze  für  eine  Yerurteilung  voraussetzen,  dass  zwischen 
der  inkriminierten  Abtreibungshandlung  und  dem  Abgänge  dei  Flucht 
wenigstens  die  Möglichkeit  eines  Kausalzusammenhanges  bestehe,  dass 
also  insbesondre  der  zwischen  beiden  liegende  Zeitraum  kein  allzu 
grosser  sei.  Deshalb  ist  es  auch  ganz  entschieden  falsch,  wenn  die 
preussischen  Motive  1830,  III.  Band,  S.  210  glauben,  nach  einer  solchen 
Bestimmung  könnte  es  Vorkommen,  dass  „eine  Frau  mit  der  vollen 
Strafe  belegt  würde,  welche  im  ersten  Monate  ihrer  Schwangerschaft 
ein  Abortivmittel  gebrauchte,  des  mangelnden  Erfolges  halber  aber  dessen 
Gebrauch  wiedereinstellte  und  nach  einem  ganz  regelmässigen  Verlaufe 
ihrer  Schwangerschaft  endlich  im  neunten  Monate  von  einem  toten  Kinde 
entbimden  wurde“. 

Anders  läge  der  Fall  selbstverständlich,  wenn  die  Frucht  infolge 
jener  Abtreibungshandlung  wirklich  zugrunde  gegangen  und  dann  monate- 
lang (vergl.  v.  Fabrice-  Weber  S.  53  und  Kornfeld  S.  29)  tot  im  Uterus 
liegen  geblieben  wäre. 

Aber  man  ging  noch  weiter.  Am  weitesten  wohl  das  Statut  König 
Jakob ’s  I.  von  England  vom  Jahre  1524  und  in  seinem  unchristlichen 
Fanatismus  das  schon  erwähnte  (S.  203)  Edikt  des  „Tres-Chretien  Roi 
de  France“  Heinrich  II.  vom  Jahre  1556.  Nach  dem  letzteren  sollte 
jede  unehelich  Schwangere  ihre  Schwangerschaft  der  Behörde  zur  An- 
zeige bringen;  hatte  sie  das  versäumt  und  abortierte,  gebar  ein  totes 
Kind  oder  ein  solches,  das  gleich  nach  der  Geburt  ungetauft  verstarb, 
so  verfiel  sie  der  Todesstrafe,  auch  wenn  sie  gar  kein  Abortivmittel 
angewendet  hatte.  In  solchen  Fällen  wurde  eigentlich  die  blosse  Nicht- 
anzeige der  Schwangerschaft  mit  dem  Tode  bestraft.  Mit  Recht  erhoben 
sich  schon  damals  gewichtige  Stimmen255)  in  voller  Entrüstung  gegen 
dieses  schändliche  Gesetz,  das  vom  Moral-,  wie  vom  Rechts-,  vom 
kriminal-  wie  vom  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  gleich  verwerflich 
war.  Nach  dem  genannten  englischen  Statut  wieder  wurde  „rechtlich“ 
vermutet,  dass  ein  uneheliches  totes  Kind  lebend  geboren  und  dann 

i!54)  So  z.  B.  auch  Leonhardt  S.  235,  Wächter  S.  177  und  178.  Andrer  Ansicht 
Spangenberg  S.  174  und  186. 

255)  Yergl.  Schultzenstein  S.  379  ff. 

y.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung'. 
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von  der  Mutter  getötet  worden  sei,  wenn  die  Geburt  verheimlicht 
worden  war.  256)  — 

Eine  Reihe  von  Deutschen  Partikularstrafgesetzen  steht  auf  dem 
Standpunkte  der  Präsumption  des  Kausalzusammenhanges. 

So  Württemberg  1839,  Art.  253,  Abs.  1.  Doch  lässt  es  ausdrücklich 
den  Gegenbeweis  zu:  Abs.  2 desselben  Artikels  bestimmt:  „Wäre  jedoch 
zur  Gewissheit  gebracht,  dass  die  vorzeitige  Niederkunft  oder  der  Tod 
der  Frucht  im  Mutterleibe  nicht  durch  jene  Mittel  herbeigeführt  worden 
ist,  so  kommt  Art.  64“  (beendigter  Yersuch)  „zur  Anwendung“. 

Auch  Baden  1845,  § 251,  präsumiert  den  Kausalzusammenhang. 
Sein  § 253  lässt  jedoch  ebenfalls  den  Gegenbeweis  zu. 

Noch  andere  Deutsche  Partikularstrafgesetzbücher  haben  die  Prä- 
sumption des  Kausalzusammenhanges  aufgestellt,  wobei  einige  aber  nicht 
einmal  den  Gegenbeweis  zulassen. 

So  Bayern  1813  mit  seinem  Art.  172  : 257)  „Wenn  eine  Mutter, 
welche  mit  einem  unzeitigen  oder  toten  Kinde  niedergekommen  ist,  zuvor 
äussere  oder  innere  Mittel,  welche  eine  zu  frühzeitige  Entbindung  oder 
den  Tod  der  Frucht  im  Mutterleibe  bewirken  können,  in  rechtswidrigem 
Yorsaze  angewendet  hat,  so  ist  dieselbe  der  Strafe  vier-  bis  achtjährigen 
Arbeitshauses  unterworfen“. 

Ferner  ist  als  Gesetz,  welches  die  Präsumption  mit  Ausschliessung  des 
Gegenbeweises  aufstellt,  aus  der  Deutschen  Partikulargesetzgebung  zu 
nennen  Hannover  1840,  Art.236  und  237,  ebenso  Oldenburg  1814,  Art.  177. 

Das  noch  aus  dem  Jahre  1834  stammende,  dem  bayerischen  vom 
Jahre  1813  nachgebildete  griechische  St.-G.-B.  stellt  (Art.  330)  gleich- 
falls die  Präsumption  des  Kausalzusammenhanges  auf,  und  ebenso  war 
es  noch  in  Norwegen  nach  dem  Strafgesetzbuche  v.  J.  1842,  Kap.  14,  § 22. 

Auch  Schaffhausen  1859,  § 156,  präsumiert  den  Kausalzusammen- 
hang, jedoch  nur  dann,  wenn  ein  zur  Abtreibung  überhaupt  geeignetes 
Mittel  angewendet  wurde.  Hervorzuheben  ist  dabei,  dass  es  nach  § 158 
die  Strafe  steigen  lässt,  „je  gefährlicher  die  Mittel  waren,  und  je  rascher 
sie  wirkten“. 

Obwalden  1864,  § 77,  und  zwar  ebenfalls  nur  dann,  wenn  ein  zur 
Abtreibung  wirklich  taugliches  Mittel  angewendet  wurde.  Und  § 78, 
Abs.  2,  lässt  bei  Ausmessung  der  Strafe  berücksichtigen,  ob  die  Ab- 
treibungsmittel „mehr  oder  weniger  gefährlich  waren“. 

25G)  Nach  Schultzenstein  S.  377. 

257)  im  Gegensatz  zu  Art.  164  (siehe  S.  204),  welcher  den  Gegenbeweis  zulässt. 
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§ 92. 

Aber  eine  derartige  Regelung  der  Frage,  so  bequem  sie  auch  sein 
mag,  widerstrebt  doch  zu  sehr  allen  strafrechtlichen  Grundsätzen,  als 
dass  sie  von  allen  Gesetzgebungen  anerkannt  worden  wäre.  Eine  ganze 
Reihe  derselben  fordert  den  Nachweis  des  Kausalzusammenhanges.  So 
selbst  das  preussische  allgemeine  Landrecht  1794  (§§  986  und  987);  ferner 
Österreich  1852,  § 144258)  (allerdings  nur  für  Abtreibung  mit  Zustimmung 
der  Schwangeren);  dann  Hessen  1840,  § 281 ; Braunschweig  1840,  Art.  155; 
Thüringen  1850,  § 127;  Preussen  1851,  § 181;  Sachsen  1855,  Art.  160; 
Bayern  1861,  Art.  243;  Lübeck  1863,  § 149;  Hamburg  1869,  Art.  128. 

Es  ist  wohl  nur  selbstverständlich,  dass  das  St.-G.-B.  für  das 
Deutsche  Reich  1871  die  Präsumption  gleichfalls  verworfen  hat  und  den 
Nachweis  des  Kausalzusammenhanges  zwischen  Handlung  und  Erfolg 
verlangt.  Dies  ist  auch  anerkannt  in  der  Entscheidung  des  Deutschen 
Reichsgerichts  vom  9.  7.  81,  IY,  380. 

Dabei  verlangt  das  Reichsgericht  von  seinem  Standpunkte  aus  den 
Kausalzusammenhang  zwischen  Handlung  und  Tod.  Wenn  z.  B.  die 
Frucht  infolge  der  Abtreibungshandlung  abgeht  aber  durch  Vorfall  der 
Nabelschnur  stirbt,  oder  wenn  ihre  Tötung  durch  Perforation  notwendig 
ist,  die  auch  ohne  die  Abtreibungshandlung  notwendig  gewesen  wäre,  so 
nimmt  es  nicht  vollbrachtes  Verbrechen  an,  sondern  nur  Versuch.  Die 
Frage  bleibt  offen,  was  nach  dieser  Ansicht  rechtens  ist,  wenn  die  Per- 
foration gerade  infolge  der  Abtreibung  notwendig  wird.  Dies  kann  der 
Fall  sein,  wenn  z.  B.  ein  Tumor  die  Entbindung  hindert,  der  bis  zur 
normalzeitigen  Entbindimg  bereits  beseitigt  wäre.  Jedenfalls  ist  dabei 
für  reine  Erfolghaftung  breiter  Raum. 

Im  § 219  des  St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich  privilegiert  der 
Satz  „ . . . . wer  einer  Schwangeren,  welche  ihre  Frucht  abgetrieben 
oder  getötet  hat,  gegen  Entgelt  die  Mittel  hiezu  verschafft,  bei  ihr  an- 
gewendet oder  ihr  beigebracht  hat“,  den  Täter  gegen  Entgelt  in  der  Art, 
dass  er,  wenn  die  Abtreibung  zwar  erfolgte,  jedoch  mit  anderen  als 
den  von  ihm  verschafften  oder  angewendeten  Mitteln  bewerkstelligt  wurde, 
nicht  nach  § 219  bestraft  werden  kann. 

Der  Deutsche  Vorentwurf  1909,  § 217,  verlangt  selbstverständlich 
gleichfalls  den  Nachweis  des  Kausalzusammenhanges.  Ebenso  der  öster- 
reichische Vorentwurf  1909,  § 292 — 293. 


25S)  Ebenso  wie  schon  Österreich  1803,  § 128. 
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Auch  fast  alle  Schweizer  Partikularrechte  verwerfen  die  Prä- 
sumption.  Es  sind  als  solche  zu  nennen:  Waadt  1843,  Art.  226; 
Graubünden  1851,  § 108;  Aargau  1857,  § 120;  Wallis  1858,  Art.  234; 
Bern  1866,  Art.  135  ; 259)  Glarus  1867,  § 97;  Thurgau  1868,  § 74; 
Freiburg  1868,  § 137;  Zürich  1871,  § 140;  Basel  1872  (1873),  § 104; 
Tessin  1873,  Art.  323,  § 1;  Genf  1874,  Art.  269;  Zug  1876,  § 72; 
Appenzell  A.-Ilh.  1878,  § 87 ; 26°)  Schwyz  1881,  § 59;  Solothurn  1885, 
§ 112;  St.  Gallen  1885,  Art.  137;  Neuenburg  1891,  Art.  308; 
Appenzell  I.-Rh.  1899,  Art.  77;  Luzern  1906,  Art.  162. 

Ebenso  die  schweizerischen  Vorentwürfe  1903,  Art.  64,  und  1908, 
Art.  68. 

Auch  die  weitaus  meisten  übrigen  Gesetzgebungen  verlangen  den 
Nachweis  des  Zusammenhanges.  Dahin  gehören  Frankreich  1810, 
Art.  317;  Türkei  1858,  Art.  192  und  193;  Ostindien  1860,  sect.  312;  San 
Marino  1865,  Art.  432 — 435;  Belgien  1867,  Art.  348 — 353;  Rumänien 
1867,  § 246;  Spanien  1870,  Art.  425 — 428;  Mexiko  1871,  Art.  569; 
Niederlande  1881,  §§  295 — 298;  Newyork  1881,  §§  190,  191,  194  ;261) 
Italien  1889,  Art.  381 — 383;  Portugal  1889,  Art.  358;  Chile  1889, 
Art.  342  ff.;  Argentinien  1889,  Art.  102,  103,  104;  Texas  1895,  Art.  641 ; 
Bulgarien  1896,  Art.  259  und  260;  Kongo  1896,  Art.  69,  70;  Sudan  1899, 
sect.  239  ff;  Nordamerika,  Entwurf  1901,  sect.  277,  278,  279;  Norwegen 
1902,  § 245;  Argentinien,  ley  de  reformas  1903,  Art.  17,  7°,  8°,  9°,  und 
Entwurf  1904,  Art.  89,  92;  Venezuela  1904,  Art.  385 — 389;  Aegtjpten 
1904,  Art.  224 — 227;  Montenegro  1906,  § 168. 

Die  weitaus  meisten  Gesetzgebungen  der  neueren  Zeit  sind  also  zu 
jenem  unjuristischen  Kniff  nicht  zurückgekehrt. 

2.  Abschnitt. 

Die  Zurückschiebung  des  Tatbestandes  in  das 
Stadium  des  Versuchs. 

§ 93. 

Doch  bot  sich  „ein  modernes  Mittel  zu  gleichem  Zwecke“,  nämlich 
die  „Zurückschiebung  der  Verbrechensvollendung  in  das  Stadium  des 
erst  versuchten  Deliktes“  ( Radbruch  S.  163).  Eine  auf  diesem  Stand- 


2B9)  „...Mittel  angewendet  hat  und  wenn  sie  infolgedessen...“. 

2G0)  „...  infolge  der  angewendeten  Mittel.“ 

üsi)  Yergl.  jedoch  §§  294  und  295  (unten  S.  215). 
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punkte  stellende  Gesetzgebung  lässt  mit  dem  beendeten  Versuche  be- 
reits das  Verbrechen  vollbracht  sein.  Der  Modus  ist  ebenso  „praktisch“ 
wie  die  Präsumption  des  Kausalzusammenhanges,  nur  wahrt  er  die 
juristische  Form. 

v.  Holtzenclorff  S.  459  hat  die  Annahme  einer  solchen  Bestimmung 
für  Deutschland  gewünscht,  und  zwar  wollte  er  schon  das  blosse  Bei- 
bringen oder  Gebrauchen  von  Abortivmitteln  ohne  Rücksicht  auf  den 
Erfolg  selbständig  bestraft  wissen,  nach  Analogie  der  Vergiftung.  Diese 
Analogie  hält  v.  Holtzendorff  für  „umso  zutreffender,  als  erweislich 
Abortivmittel  die  Gesundheit  einer  Schwangeren  zu  zerstören  sehr  ge- 
eignet sind“.  Über  die  Gefährlichkeit  der  Abortivmittel  und  die  Wirkung 
von  Strafdrohungen  in  dieser  Beziehung  werde  ich  noch  zu  sprechen 
Gelegenheit  haben.  Hier  genügt  die  Bemerkung,  dass  nach  der  ge- 
gebenen Begründung  ein  solches  „Beibringen“  von  Abortivmitteln  nur 
als  Gesundheitsgefährdung,  das  „Gebrauchen“  derselben  überhaupt 
nicht  strafbar  sein  könnte.  Die  mögliche  Gefährdung  der  Schwangeren 
als  Abtreibung  zu  bestrafen  aber  wäre  kaum  als  logisch  zu  bezeichnen. 

Die  Commission  vaudoise  schlug  in  ihrem  im  Jahre  1904  erstatteten 
rapport  zum  schweizerischen  Vorentwurfe  1903  (laut  TIafler  S.  93)  die 
Bedrohung  der  „femme  enceinte  qui  se  sera  fait  intentionnellement 
avorter,  ou  qui  aura  fait  pratiquer  sur  eile  des  manoeuvres  aijant  pour 
hui  l’avortement“  mit  demselben  Strafrahmen  — „reclusion  jusqu’ä  cinq 
ans“  — im  Art.  64,  § 1 vor.  Den  sinngemäss  gleichen  Zusatz  wünschte 
sie  auch  zu  den  anderen  Strafdrohungen  dieses  Artikels.  — 

Neues  bietet  dieser  Modus  nicht. 

Ohne  selbstverständlich  dem  Zend-Avesta  Erwägungen  wie  die  die 
neuen  Gesetzgebungen  bestimmenden  imputieren  zu  wollen,  möchte  ich 
des  historischen  Interesses  halber  die  Aufschrift  des  XV.  Fargard,  II, 
9 — 10  aus  demVendidäd  (Darmesteter  S.  174)  hier  verzeichnen,  welche 
lautet:  „On  unlawfull  unions  and  attempts  to  procure  miscarriage“  ; also 
in  den  entscheidenden  Worten  des  zweiten  Teiles  genau  gleichlautend 
den  Überschriften  zu  den  einschlägigen  Bestimmungen  der  neuen  eng- 
lischen Tochterrechte.  262) 

Ferner  sei  mir  gestattet,  auf  die  lex  Bajuvariorum,  Tit.  VII,  cap.  18 
(„Si  qua  midier  alii  potionem  dederit,  ut  avorsum  faceret“)  und  auf  die 
lex  Visigothorum,  Lib.  VI,  Tit.  III,  cap.  1 („Si  quis  mulieri  praegnanti 


262)  Siehe  die  Texte  auf  S.  215  und  216. 
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potionem  ad  avorsuin  aut  pro  necando  infante  dederit“)  hinzuweisen, 
selbstverständlich  unter  der  gleichen  Reserve  wie  betreffs  des  Zend- 
Avestfi. 

Auch  der  Fleta  bedroht  im  Lib.  I,  cap.  23,  § 10  den,  „qui  etiam 
mulierem  praegnantem  oppresserit  vel  percusserit,  ut  faciat  abortivum... 
(si  foetus  erat  jam  formatus  et  animatus,  recte  homicida  est)“. 

Speziell  für  die  österreichische  Strafgesetzgebung  ist  dieses  „moderne 
Mittel“  nichts  Neues. 

Nachdem  noch  der  Keess’ sehe  Entwurf  1781  und  der  Bericht  der 
Kompilationskommission  1783  ebenso  wie  die  vorausgegangenen  Gesetze 
den  Kausalzusammenhang  strikte  verlangt  hatten,  heisst  es  im  Entwürfe 
Keess-Sonnenfels  § 129  wie  folgt:  „Eine  Weibsperson,  welche  (weiss, 

dass  sie  schwanger  ist  und  geflissentlich)  was  immer  für  eine  Handlung 
unternimmt,  welche  die  Abtreibung  der  Frucht  verursachen  oder  ihre 
Entbindung  auf  eine  solche  Art  bewirken  kann,  dass  das  Kind  tot  zur 
Welt  kommt,  macht  sich  eines  Kriminalverbrechens  schuldig“. 

Das  Strafgesetzbuch  Kaiser  Josefs  II.  vom  13.  1.  1787,  § 112,  än- 
derte an  diesem  Wortlaute  nichts. 

Die  beiden  Haan  'sehen  Entwürfe  1793  und  1794  blieben  betreffs 
des  Tatbestandes  ungeachtet  einer  kleinen  stilistischen  Änderung  bei 
demselben  Prinzipe.  Der  zweitgenannte  Entwurf  unterscheidet  im  näch- 
sten Paragraphen  (§  96)  betreffs  des  Strafausmasses,  ob  die  Abtreibung 
wirklich  erfolgt  sei  oder  nicht,  und  setzt  für  letzteren  Fall  gelinderes 
Gefängnis  von  3 Monaten  bis  zu  1 Jahr,  für  vollbrachte  Abtreibung 
jedoch  hartes  Gefängnis  von  1 — 5 Jahren. 

Auch  die  Beratungen  des  Jahres  1802  änderten  daran  nichts,  als  dass 
statt  „gelinderes“  und  „hartes  Gefängnis“  „Kerker  des  ersten“  und  „des 
zweiten  Grades“  gesetzt  wurde. 

Erst  das  Strafgesetzbuch  von  1803  kehrte  für  den  Normalfall  der 
Abtreibung  zur  Bedingung  des  Nachweises  des  Kausalzusammenhanges 
zurück.  (Der  Umstand,  dass  § 129  auch  die  Strafe  für  den  Versuch  des 
Verbrechens  festsetzt,  kann  — zumal  im  Hinblicke  auf  § 7 desselben 
Gesetzes  — in  bezug  auf  die  Festsetzung  des  Tatbestandes  in  § 128 
nichts  ändern.)  Die  „Zurückschiebung“  wurde  für  den  Fall  der  Ab- 
treibung ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  reserviert.  Das  St.-G.-B. 
von  1852  behielt  diese  Bestimmungen  wörtlich  bei. 

Der  Entwurf  1891  verwirft  auch  jene  Sonderbestimmung  und  bringt 
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den  allein  richtigen  Grundsatz  des  Nachweises  des  Kausalzusammen- 
hanges wieder  ausnahmslos  zur  Anwendung.  Ebenso  der  J orentwurf 
1909. 

Weitere  Beispiele  für  die  besprochene  Art  der  Behandlung  liefern 
für  die  Deutsche  Partikulargesetzgebung  263)  Württemberg  1839,  Art.  255  ; 
für  das  Ausland  das  geltende  englische , schottische 264)  und  nordameri- 
Tcanische  (Wharton  S.  568)  Recht,  das  St.-G.-B.  für  Schweden  1864, 
Kap.  14,  Art.  26  und  27. 

Die  englische  Offences  against  the  Person  Act  1861  bedroht  in 
ihrem  § 58  bereits  die  Anwendung  von  „any  poison  or  noxious  thing, 
or  to  use  any  instrument  with  intent  to  procure  her  own  abortion  or 
miscarriage“  durch  ein  schwangeres  Weib;  ja,  der  anwendende  „Dritte“ 
wird  in  solchem  Falle  mit  Strafe  bedroht,  „whether  the  woman  is  with 
child  or  not“  265)  {Disney -Gundry  S.  108). 

Dasselbe  Prinzip  befolgt  auch  Newyorlc  1881,  jedoch  nur  in  den 
§§  294  und  295  (abortion),  wärend  die  manslaughter-Paragraphen  190 
und  192  den  Tod  des  Kindes  (bei  Yeriibung  durch  einen  „Dritten“  den 
Tod  der  Schwangeren)  und  Kausalzusammenhang  verlangen. 

Yon  englischen  Tochterrechten  seien  noch  genannt: 

Kanada  1892.  Es  verlangt  den  Kausalzusammenhang  nur  bei  tuer 
un  enfant  non  encore  ne  im  Art.  271.  Beim  provoquer  l’avortement 
(Art.  272,  273)  findet  Zurückschiebung  ins  Stadium  des  Versuches  statt; 
dabei  wird  Yollendung  selbst  dann  angenommen,  wenn  das  Weib  gar 
nicht  schwanger  war. 

Queensland  1899,  sect.  313,  killing  unborn  child,  Kausalzusammen- 
hang; sect.  224,  225,  attempts  to  procure  abortion,  Zurückschiebung. 

Ebenso  Westaustralien  1902,  sect.  288,  bezw.  199  und  200. 

26S)  Die  Fassung  des  Absatzes  2 des  § 181  des  St.-GK-B.  für  die  preussischen 
Staaten  1851  („Derjenige,  welcher  mit  Einwilligung  der  Schwangeren  die  Mittel  an- 
gewendet oder  verabreicht  hat“)  könnte  zu  Missverständnissen  Anlass  geben.  Es  sind 
aber  gewiss  unter  „die  Mittel“  jene  Mittel  gemeint,  mit  welchen  dio  im  Absätze  1 
bezeiclinete  Handlung  vollbracht  wurde,  während  andernfalls  Versuch  anzunehmen  ist. 

261)  Ein  „ schottisches  Strafgesetz “ gegen  Abtreibung  — so  Lewin  S.  125  und 
nach  ihm  Guttzeit  S.  153  — gibt  es  nicht.  Die  von  Beiden  als  solches  zitierte  Stelle 
stammt  aus  der  Darstellung  Ernst  Schuster’s  S.  686. 

265)  n'Whcther  she  be  or  be  not  with  child“  ( Stephen  S.  197).  Ebenso  der  eng- 
lische Entwurf  1879,  Art.  213  und  214  für  den  „Dritten“  sowie  für  die  selbsttätige 
Schwangere;  der  englische  Entwurf  1880  Art.  520  Abs.  2 für  den  „Dritten“  allein. 
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Queensland  1899,  Ch.  22,  und  Westaustralien  1902,  Ch.  22,  ebenso 
Victoria  1890,  Cb.  9,  bedrohen  schon  in  ihren  Überschriften  die  „ At - 
tempts  to  procure  abortion“. 

§ 94. 

Wird  bereits  die  Anwendung  der  Abtreibungsmittel  mit  Abtreibungs- 
vorsatz für  das  vollendete  Verbrechen  erklärt,  so  kann  die  sonach  wirk- 
lich erfolgte  Abtreibung  als  erschwerender  Umstand  in  Betracht  kommen. 

Diese  Bestimmung  enthält,  wie  wir  S.  214  gesehen  haben,  bereits 
der  II.  Haan’ sehe  Entwurf  eines  Strafgesetzbuches  für  Österreich  1794 
in  seinem  § 96;  ferner  enthält  sie  z.  B.  das  Württemberg' sehe  St.-G.-B. 
1839  im  Art.  255/3.  Auch  in  der  schweizerischen  jParfo'fa^argesetzgebung 
findet  sie  sich,  nämlich  in  den  Strafgesetzbüchern  für  Graubünden  1851, 
§ 110/3  und  4;  Aargau  1857,  § 123/b  und  c;  Schaphausen  1859, 
§ 157 ; Thurgau  1868,  §§  77,  78.  Ebenso  ist  der  bezeichnete  Modus 
in  aussereuropäischen  Gesetzen  angewendet  worden,  so  im  Strafgesetz- 
buch für  Kolumbia  1890,  Art.  638  und  642. 266) 

Auch  für  Deutschland  ist  diese  Art  der  Regelung  der  Frage  ge- 
wünscht worden.  267) 

Es  ist  nicht  abzusehen,  was  damit  gewonnen  wäre.  In  den  Fällen, 
in  welchen  jetzt  wegen  Versuches  verurteilt  wird,  würde  dann  wegen 
des  vollendeten  Verbrechens  verurteilt  werden.  Für  die  Fälle  aber,  in 
welchen  schon  jetzt  Verurteilung  wegen  des  vollendeten  Verbrechens 
erfolgt,  müsste  auch  nach  der  vorgeschlagenen  Regelung  die  Prüfung  des 
Kausalzusammenhanges  genau  so  wie  bisher  erfolgen,  um  entscheiden 
zu  können,  ob  der  qualifizierte  Fall  vorliegt.  Es  würde  also  die  Prüfung 
des  Kausalzusammenhanges  auch  nicht  für  einen  einzigen  Fall  erspart 
werden. 

Übrigens  ist  auch  der  gegenteilige  Weg  schon  eingeschlagen  worden: 
Zurückschiebung  des  Tatbestandes  in  das  Stadium  der  blossen  Anwen- 

266)  Art.  638:  „El  que procura  que  aborte  alguna  mujer  embarazada“,  wobei 

„procurar“  mit  „versuchen“  übersetzt  werden  muss  (vergl.  „Neues  spanisch-deutsches 
Wörterbuch“  von  Louis  Tolhausen,  1888,  welches  neben  den  Bedeutungen  besorgen, 
verschaffen  u.  s.  w.  auch  trachten,  sich  bemühen,  etwas  zu  tun  suchen  anführt) ; dem 
wird  dann  der  Fall  mit  bedeutend  strengerer  Strafdrohung  gegenüberstellt,  „si  risulta 
efectivamento  ol  aborto“.  Ebenso  Art.  642,  die  selbsttätige  Schwangere  im  Falle  des 
Ehrennotstandes  betreffend. 

267)  So  z.  B.  von  Strassmann  (Wünsche  S.  25  und  26),  der  auch  nur  vermeint- 
liche Schwangerschaft  zur  Bestrafung  genügen  lassen  möchte. 
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düng  der  Mittel  und  mildere  Strafdrohung  für  den  Fall,  dass  der  Erfolg 
nicht  eintritt.  So  Appenzell  A.-Rh.  1878,  § 88,  betreffs  des  ohne  Zu- 
stimmung der  Schwangeren  abtreibenden  „Dritten  ; ebenso  Brasilien 
1890,  Art.  300;  Kolumbia  1890,  Art.  641,  betreffs  der  selbsttätigen 
Schwangeren  im  Normal  falle. 

§ 95. 

Eine  Anzahl  von  Gesetzbüchern  verlangen  den  Kausalzusammenhang 
für  den  Normalfall  und  reservieren  die  „Zurückschiebung  der  Yerbrechens- 
vollendung  in  das  Stadium  des  erst  versuchten  Delikts“  für  besondere 
Fälle. 

Folgende  Fälle  kommen  in  Betracht. 

1.  „Zurückschiebung“  im  Falle  der  Abtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren. 

Bayern  1813,  Art.  173,  II;  Oldenburg  1814,  Art.  178,  Abs.  2 ; 268) 
Württemberg  1839,  Art.  255 ; Hessen  1841,  Art.  284/4 ; Baden  1845, 
§ 254/3;  Nassau  1849,  Art.  277/4;  Österreich  1852,  § 147 ; 269)  Italien 
1889,  Art.  383;  Uruguay  1889,  Art.  343;  Brasilien  1890,  Art.  300. 

In  gewisser  Beziehung  — insoferne  die  Abtreibung  im  engeren  Sinne 
nach  ihm  als  Versuch  der  Abtreibung  sich  darstellt  — ist  hier  auch  das 
St.-G.-B.  für  Bern  1866  zu  nennen.  Es  verlangt  in  Art.  135  prinzipiell 
die  Tötung  der  Frucht  zur  Herstellung  des  Tatbestandes ; bei  Abtreibung 
ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  aber  genügt  nach  Art.  136  auch  die 
Abtreibung  im  engeren  Sinne ; dieser  pönalisiert  als  mildesten  Fall 
der  Abtreibung  den,  „3.  wenn  das  Kind  am  Leben  geblieben  ist“. 

Im  Strafgesetzbuche  für  Russland  1866  finden  wir  das  entgegen- 
gesetzte Prinzip:  Es  wendet  die  „Zurückschiebung“  nur  für  die  Fälle 
an,  in  welchen  entweder  die  Schwangere  selbst  oder  ein  Anderer  mit 

268)  Da  Abs.  2 die  „blosse  Anwendung  abtreibender  Mittel  ohne  Erfolg“  beson- 
ders hervorliebt,  scheint  die  „Zurückschiebung“  nicht  auch  auf  den  wenig  präzise  ge- 
fassten Abs.  1 zuzutreffen. 

26s)  Ebenso  wie  Österreich  1803,  § 131.  — Jenull  S.  134  meint  bezüglich  des 
letzteren,  es  habe  diese  Bestimmung  getroffen,  „weil,  wenn  die  Abtreibung  der  Leibes- 
frucht auch  nicht  bewirkt  wird,  doch  die  Verletzung  der  Person  der  Mutter  vollbracht 
ist.  Daher  ist  dieses  Verbrechen  vorhanden,  wenn  auch  das  angewendete  Mittel,  die 
Abtreibung  zu  bewirken,  ganz  untauglich,  aber  die  Gesundheit  der  Mutter  zu  verletzen, 
geeignet  ist“.  Abgesehen  von  den  prinzipiellen  Fragen  wird  zugegeben  werden  müssen, 
dass  ein  Abtreibungsversuch  durchaus  nicht  immer  eine  Verletzung  der  Gesundheit  der 
Schwangeren  nach  sich  zu  ziehen  braucht. 
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ihrer  Einwilligung  Täter  Bind.  Sein  Art.  1462  bestimmt:  „Wer,  mit 
Wissen  und  Willen  eines  schwangeren  Frauenzimmers  selbst,  vorsätz- 
lich irgend  ein  Mittel  anwendet,  um  dessen  Leibesfrucht  abzutreiben“, 
und  „Ein  schwangeres  Frauenzimmer,  welches  selbst,  aus  eigenem  An- 
triebe oder  nach  Übereinkunft  mit  einem  Anderen,  irgend  ein  Mittel  an- 
wendet, um  sich  seine  Leibesfrucht  abzutreiben“.  Für  die  Abtreibung 
ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  wird  im  Gegensätze  dazu  der  Kausal- 
zusammenhang beziehungsweise  der  Eintritt  des  Erfolges  verlangt. 
Art.  1461:  „Wer,  ohne  Wissen  und  Willen  eines  schwangeren  Frauen- 
zimmers, vorsätzlich  durch  irgendwelche  Mittel  die  Leibesfrucht  desselben 
abtreibt“. 

2.  Im  Falle  der  gewerbsmässigen  Abtreibung. 

Baden  1845,  § 253,  Abs.  2;  Bayern  1861,  Art.  244. 

3.  Im  Falle  der  Abtreibung  durch  Medizinalpersonen. 

Gesetze,  welche  die  „Zurückschiebung“  nur  für  Medizinalpersonen 
verfügen,  sind  mir  nicht  bekannt.  Russland  1866,  Art.  1463,  bedroht 
ausdrücklich  Ärzte  und  diesen  gleichzuhaltende  Personen,  wenn  sie  „über- 
wiesen worden,  Mittel  angewendet  zu  haben,  um  bei  einem  schwangeren 
Frauenzimmer  die  Leibesfrucht  abzutreiben“.  Doch  ist  dies,  wie  wir 
bereits  sahen,  keine  nur  auf  diese  Personen  angewendete  Besonderheit. 

4.  Bei  Abtreibung  im  Rückfalle. 

Auch  bezüglich  dieses  Falles  ist  mir  kein  Gesetz  bekannt,  das  die 
„Zurückschiebung“  nur  hier  anwenden  würde.  Russland  1866,  Art.  1463, 
bedroht  allerdings  wegen  der  sub  3 genannten  Tätigkeit  auch  jene, 
„welche  sich  schon  früher  dieses  selben  Verbrechens  schuldig  gemacht 
haben,“  doch  ist  dies  kein  specificum  für  diese  Fälle. 

5.  Eine  Reihe  von  Gesetzen,  welche  für  den  Normalfall  den  er- 
folgten Abgang  der  Frucht  und  Kausalzusammenhang  voraussetzen, 
lassen  für  den  höher  pönalisierten  Fall  bösen  Erfolges  der  lat  für  Beben 
oder  Gesundheit  der  Schwangeren  bereits  die  Anwendung  der  Mittel 
genügen.  Vergl.  darüber  im  VIII.  Teile  dieser  Arbeit. 

Zweifelhaft  erscheint  es  mir,  ob  die  Bestimmung  des  § 220  Abs.  2 
des  Deutschen  Reichs- St.-G.-B.  (Eintritt  des  Todes  der  Schwangeien 
im  Falle  der  ohne  deren  Wissen  oder  Willen  unternommenen  Abtreibung) 
hieher  gehört.  Horch  S.  54  meint:  „Übrigens  ist  keineswegs  der  Eintritt 
der  Abtreibung,  wie  Pfizer  meint,  Voraussetzung  der  Bestrafung  nach 
§ 220/2.  Das  Gesetz  setzt  nur  voraus,  dass  durch  die  «Handlung»  , keines- 
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wegs  erst  durch  den  «Erfolg»  der  Tod  der  Schwangeren  verursacht  worden 
sei.“  Es  ist  aber  sehr  wohl  möglich,  dass  das  Wort  „Handlung“  des  2.  Ab- 
satzes einfach  den  im  1.  Absätze  dargelegten  Tatbestand  kurz  bezeichnen 
will,  der  in  vorsätzlichem  Abtreiben  oder  Töten  besteht.  Das  Wort 
„Handlung“  würde  dann  nichts  anderes  bedeuten  als  z.  B.  mit  dem  Worte 
„dadurch“  des  fast  wörtlich  gleichlautenden  ungarischen  Strafgesetzbuches 
1878,  § 286,  Abs.  2,  oder  mit  der  Wendung  „durch  das  Yerbrechen“ 
des  österreichischen  St.- GL- B.  1852,  § 148,  ausgedrückt  werden  soll. 

* * 

* 

Auch  die  im  Vorstehenden  gezeigten  Bestimmungen  entbehren  des 
praktischen  Wertes.  Was  dadurch  erzielt  werden  soll,  ist  ein  strengeres 
Vorgehen  in  den  bezcichneten  Fällen.  Und  dies  kann  genau  so  durch 
Aufstellung  eines  höheren  Strafrahmens  erreicht  werden.  Dass  aber  auch 
die  Gefahr  gänzlich  überflüssiger  Komplikationen  sich  aus  derlei  „ver- 
kümmerten oder  verunreinigten  Abformen  des  Verbrechenstatbestandes“ 
ergibt,  hat  bereits  Radbruch  S.  164  richtig  hervorgehoben. 

Die  Umkehrung  dieses  Prinzips  läge  darin,  die  gezeigte  „Zurück- 
schiebung“ als  Regel  aufzustellen  und  nur  manche  Fälle  gewissermassen 
zu  „privilegieren“.  Diese  Tendenz  scheint  der  schweizerische  Vor- 
entwurf  1903  zu  haben,  dessen  Art.  64,  § 2 jede  von  einem  Andern 
als  der  Schwangeren  selbst  vorgenommene  „Abtreibungshandlung“  mit 
Strafe  bedroht,  zur  Bestrafung  der  selbsttätigen  Schwangeren  aber 
Tötung  der  Frucht  voraussetzt.  Allerdings  wäre  es  auch  möglich,  dass 
mit  dem  Ausdrucke  „Abtreibungshandlung“  einfach  die  im  § 1 bezeich- 
nte Handlung  („Eine  Schwangere,  die  ihre  Frucht  vorsätzlich  tötet“) 
kurz  bezeichnet  sein  soll,  zumal  die  Marginalrubrik  des  § 1 ebenfalls 
„Abtreibung“  lautet.  Der  Vorentwurf  1908  hat  diese  Unklarheit  ver- 
mieden. 

§ 96. 

Im  Anschlüsse  an  diese  Ausführimgen  möchte  ich  kurz  jene  Gesetze 
erwähnen,  welche  schon  in  dem  blossen  Verschaffen  der  Abtreibungs- 
mittel natürlich  in  Kenntnis  von  ihrer  Bestimmung  — das  Verbrechen 
sehen. 

Die  Bedrohung  dieser  Tat  kann  unter  der  Voraussetzung  erfolgen, 
dass  dann  auch  wirklich  eine  Abtreibung  stattgefunden  hat,  oder  auch 
ohne  eine  solche  Voraussetzung. 
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Ein  Beispiel  für  letztere  Bestimmung  bietet  England,  für  welches 
die  Offences  against  the  Person  Act  § 59  die  rechtswidrige  Lieferung 
oder  Beschaffung  von  Gift  oder  gesundheitsgefährlichen  Mitteln  oder 
Instrumenten  in  Kenntnis  ihrer  Bestimmung  als  Mittel  zur  Bewirkung 
einer  Abtreibung  für  misdemeanor  erklärt,  sogar  gleichviel  ob  das 
Weib,  bei  welchem  diese  Mittel  oder  Instrumente  angewendet  werden 
sollen,  tatsächlich  schwanger  ist,  oder  nicht.  Die  englischen  Entwürfe  1879 
(Art.  215)  und  1880  (Art.  521)  erklären  denselben  Tatbestand  für  strafbar. 

Andere  Gesetze  machen  die  Bestrafung  davon  abhängig,  dass  mit 
den  gelieferten  Mitteln  auch  wirklich  eine  Abtreibung  bewirkt  wurde. 

Das  geltende  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  § 219  enthält 
diese  Bestimmung,  jedoch  nur  für  den  Fall,  dass  das  Verschaffen  der 
Abtreibungsmittel  gegen  Entgelt  stattgefunden  hat. 

Die  Fassung  dieses  Paragraphen,  insbesondre  die  Anwendung  der 
Perfektform,  hat  zu  mehrfachen  Kontroversen  Anlass  gegeben,  auf  die 
einzugehen  jedoch  der  Raum  verbietet. 

Einen  anderen  Zweifel  möchte  ich  aber  hier  andeuten.  Der  Para- 
graph besagt:  „ wer  einer  Schwangeren,  welche  ihre  Frucht  ab- 

getrieben oder  getötet  hat,  gegen  Entgelt  die  Mittel  hiezu  verschafft, 
bei  ihr  angewendet  oder  ihr  beigebracht  hat“.  Das  ist  ganz  klar  für 
den  Fall,  in  welchem  der  die  Mittel  Verschaffende  oder  die  Schwangere 
selbst  die  Abtreibungshandlung  mit  diesen  Mitteln  vorgenommen  haben. 
Wie  aber,  wenn  ein  Dritter  die  Abtreibung  vorgenommen  hatP  (Z.  B. : 
Ein  Instrumentenmacher  liefert  gegen  Entgelt  das  Instrument  für  den 
Eihautstich  und  der  Gatte  der  Schwangeren  vollführt  die  Operation.) 
Jedenfalls  ist  anzunehmen,  dass  die  Wendung,  „welche  ...  abgetrieben  ... 
hat“,  als  gleichbedeutend  zu  verstehen  ist  wie  „welcher  ...  abgetrieben 
...  wurde.“ 

Das  bayerische  Strafgesetzbuch  vom  Jahre  1861  hatte  im  Art.  243 
die  gleiche  Bestimmung,  ohne  jedoch  Entgeltlichkeit  des  Verschaffens 
im  engsten  Sinn  vorauszusetzen;  es  genügte  ihm  „eigennützige  Absicht.“ 
Nach  diesem  Artikel  hat  der  bayerische  Oberste  Gerichtshof  am  28.8. 1869 
entschieden:  „Als  Versuch  der  Kindsabtreibung  ist  strafbar,  wenn  eine 
Person  einer  Schwangeren  Mittel  zur  Abtreibung  gibt,  wenn  auch  diese 
dieselben  nicht  anwendet,  die  Anwendung  nicht  beabsichtigt  und  das 
Geben  der  Mittel  nicht  veranlasst  hat.“  27 °) 


27°)  Stenglein’ü  Zeitschrift  S.  454. 
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Der  österreichische  Vorentwurf  1909  bedroht  in  seinem  § 294  jenen, 
der  in  einer  Druckschrift  eine  Ankündigung  veranlasst  oder  veröffent- 
licht’1 * * * S. die  in  offener  oder  verhüllter  Form  eine  Anbietung  zur  Abtreibung 
enthält.“  Es  scheint  mir  zweifellos,  dass  damit  auch  das  Anerbieten  zur 
Beschaffung  eines  Abortivmittels  bedroht  werden  soll.  Über  diesen  Fall 
wird  noch  im  IX.  Teile  vorliegender  Arbeit  zu  sprechen  sein. 


IY.  Kapitel. 

Besondere  Fälle. 

1.  Abschnitt. 

Die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der 
Schwangeren. 


1.  Unterabschnitt : Allgemeines. 

§ 97. 

Eine  ganz  besondere  Stellung  — sowohl  betreffs  der  Einreihung 
im  System  als  auch  bezüglich  der  Strafbarkeit  und  andrer  Fragen  — 
nimmt  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  ein. 

Dabei  kann  zunächst  die  Frage  gestellt  werden : Ist  die  Abtreibung 
mit  Zustimmung  der  Schwangeren  sozusagen  als  das  „Grunddelikt“ 
anzusehen  und  das  Fehlen  dieser  Zustimmung  als  erschwerend  zu  be- 
trachten, oder  ist  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren 
als  das  Primäre  anzunehmen  und  die  Abtreibung  mit  ihrer  Zustimmung 
milder  zu  behandeln? 

Oppenhof -Delius  S.  519  nimmt  die  Einwilligung  der  Schwangeren 
als  strafmindernden  Umstand,  den  § 218,  Abs.  3 des  Deutschen  Eeichs- 
St.-G.-B.  also  als  Milderung  des  § 220  an,  nicht  umgekehrt  diesen  als 
Erschwerung  des  § 218/3.  Entgegengesetzter  Ansicht  Rüdorff-Stenglein 

S.  478,  von  Ausländern  Nelson  S.  472.  Nicht  ganz  klar  Binding , Hand- 
buch S.  721,  der  sowohl  die  Nichtzustimmung  als  „bedeutenden  Schär- 
fungsgrund“ als  auch  die  Zustimmung  als  „strafmildernd“  betrachtet. 
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Im  Lehrbuch  S.  38  nimmt  er  jedoch  die  „Missachtung  des  Willens 
der  Mutter“  als  schärfend  an. 

Für  das  geltende  Deutsche  lleichs-St.-G.-B.  ist  wohl  durch  die  Motive 
zu  § 215  des  Entwurfes  III  eines  Strafgesetzbuches  für  den  Nord- 
deutschen Bund  1870  ein  Zweifel  daran  ausgeschlossen,  dass  das  Fehlen 
der  Zustimmung  der  Schwangeren  als  erschwerender  Umstand  gegenüber 
dem  Normalfalle  — Abtreibung  mit  dieser  Zustimmung  — gedacht  ist. 

Ob  die  Reihenfolge  der  Strafdrohungen  in  § 155  des  braunschweig’ 
sehen  St.-G.-B.  1840;  ferner  in  den  Art.  369 — 372  des  St.-G.-B.  für 
Ecuador  1890;  Art.  638  des  St.-G.-B.  für  Kolumbia  1890;  Art.  300 
und  301  des  St.-G.-B.  für  Brasilien  1890,  271)  oder  in  den  Art.  271 — 275 
des  japanischen  Vorentumrfes  1899  gleiche  Ansichten  wie  die  Oppenhoff 's, 
zum  Ausdrucke  bringen  wollte,  wage  ich  nicht  zu  entscheiden;  der 
japanische  Entwurf  1903  und  das  japanische  Strafgesetzbuch  1907  sind 
davon  abgegangen  und  bedrohen  zuerst  die  Abtreibung  mit  Zustimmung 
der  Schwangeren,  dann  erst  die  ohne  ihre  Zustimmung  vorgenommene. 
Zu  erwähnen  ist,  dass  auch  die  drei  Vorentivürfe  Schweiz  1908, 
Deutschland  und  Österreich  1909  (Art.  68,  bezw.  § 217  und  § 292) 
zuerst  die  Abtreibung  mit  Zustimmung  der  Schwangeren  und  erst  nachher 
die  ohne  diese  behandeln. 

Die  Frage  ist  nicht  ganz  müssig  wegen  der  Stellung  der  Beweis- 
frage im  Prozess.  Nimmt  man  die  Abtreibung  mit  Zustimmung  der 
Schwangeren  als  Grunddelikt  an,  so  muss  für  Annahme  des  qualifizierten 
Falles  das  Fehlen  dieser  Zustimmung  ausdrücklich  festgestellt  werden. 
Bei  der  entgegengesetzten  Annahme  hingegen  wäre  immer  wegen  Ab- 
treibung ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  anzuklagen  und  eventuell 
zu  verurteilen,  „falls  die  vorsätzliche  Handlung  selbst  und  nicht  gleich- 
zeitig die  Einwilligung  der  Schwangeren  festgestellt  wird“.  272) 

Für  das  materielle  Recht  scheint  mir  die  Frage  nicht  von  Wichtig- 
keit, da  es  dasselbe  ist,  ob  A strenger  als  B oder  B milder  als  A be- 
straft wird.  Immerhin  halte  ich  es  für  so  naheliegend,  dass  man  in  erster 
Linie  die  Tätigkeit  der  Schwangeren  selbst  und  dessen  betrachtet,  der 
ihr  auf  ihren  Wunsch  hin  Beistand  leistet,  dass  mir  die  gegenteilige  Art 
der  Betrachtung  unnatürlich  erscheint. 

271)  Art.  300  bedroht  die  Abtreibung  ohne  Zusatz,  § 301  die  Abtreibung  mit 
Einwilligung  und  Zustimmung  der  Schwangeren. 

272)  So  für  das  Deutsche  Beichs-St.-G.-M.  Oppenhoff-Delius  S.  519.  Gegen  ihn 
Friedr.  Meyer  S.  168;  ebenso  mit  treffender  Begründung  Blum  S.  286/287. 
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Doch  selbst  davon  abgesehen  schreitet  wohl  jede  Betrachtung  vom 
Einfachen  zum  Mehrfachen  fort,  nicht  umgekehrt.  Auch  daraus  ergibt 
sich,  dass  die  Selbstabtreibung  und  die  Abtreibung  mit  Zustimmung  der 
Schwangeren,  die  bloss  ein  Objekt  hat,  der  Abtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren  vorausgeht,  bei  welcher  noch  die  Verletzung  bezw. 
der  Schutz  der  Schwangeren  und  ihres  Rechtes  zur  ersteren  Tat  hinzu- 
tritt, also  zwei  Objekte  gegeben  sind.  27a) 

Das  sächsische  St.-G.-B.  1868  steht  offenbar  nicht  auf  dem  Stand- 
punkte Oppenhoff' s.  Im  Art.  160  bedroht  es  die  Abtreibung  durch  die 
Schwangere  selbst  (betreffs  des  „Dritten“  siehe  imten  im  VII.  Teile) 
und  sohin  im  Art.  161  unter  der  Marginalrubrik  „schwererer  Fall“  die 
Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren. 

§ 98. 

Der  Vorsatz  des  Täters  muss  auf  Abtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren  gerichtet  sein.  Die  Kenntnis  des  Mangels  dieser  Zu- 
stimmung gehört  zum  dolus.  So  auch  v.  Buri  S.  201 ; R.  Frank  S.  348 ; 
Horch  S.  53;  Olshausen  S.  810;  Oppenhoff-Delius  S.  517.  Andrer  An- 
sicht Rinding,  Normen  II,  S.  517,  und  Lehrbuch  S.  40  (an  dieser  Stelle 
durch  das  Wörtchen  „wohl“  abgeschwächt). 

Andernfalls  — bei  Nichtkenntnis  des  Mangels  der  Zustimmung  — 
wären  die  allgemeinen  Grundsätze  über  den  Irrtum  in  Anwendung  zu 
bringen  und  der  Täter  wegen  Abtreibung  mit  Zustimmung  der  Schwangeren 
zu  bestrafen.  So  auch  R.  Frank  S.  348 ; Olshausen  S.  805 ; v.  Schwarze 
S.  610.  Auch  die  Entscheidung  des  Deutschen  Reichsgerichtes  vom 
13.  7.  87,  XVI,  184  besagt,  dass  der,  der  irrtümlich  das  Einverständnis 
der  Schwangeren  angenommen  hat,  aus  § 218/3  oder  § 219  Deutsches 
Reichs-St.-Qt.-B.  strafbar  sei.  Andrer  Ansicht  Thomsen  S.  336/337. 

Die  blosse  Annahme,  dass  die  Schwangere  nachträglich  einver- 
standen sein  werde,  schliesst  jedoch  die  Anwendung  des  § 220  R.-St.- 
G.-B.  nicht  aus.  So  auch  R.  Frank  S.  348. 

„Zustimmung“  darf  mit  „Verlangen“  nicht  identifiziert  werden.  Es 
genügt  die  blosse  Zustimmung. 

21B)  Dazu  meint  Temme  S.  310:  „Objekt  ist  immer  nur  die  Leibesfrucht;  die 
nichteinwilligende  Mutter  kann  immer  nur  Objekt  einer  Körperverletzung  sein,  so 
dass  Yerbrechenskonkurrenz  (ideale)  vorläge“.  Yergl.  darüber  unten  Y.  Teil,  I.  Kapitel. 
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Klar  ist  es,  dass  die  Zustimmung  seitens  der  Schwangeren  nicht 
nur  expressis  verbis  sondern  auch  durch  Zeichen  oder  konkludente 
Handlungen  — etwa  durch  Überreichung  des  zur  Ausführung  dienenden 
Apparates,  durch  Zurechtlegen  oder  Stillehalten,  soferne  dies  ohne  Zwang 
oder  Drohung  geschieht  — erfolgen  kann.  Dabei  muss  ihr  selbstver- 
ständlich bekannt  sein,  dass  die  nun  folgende  Handlung  die  Abtreibung 
ihrer  Frucht  bezweckt.  Ein  offenbar  nicht  ernst  gemeinter  Protest  hat 
auf  die  Beurteilung  keinen  Einfluss. 

Ja,  schon  das  blosse  Vorhandensein  der  Zustimmung  der  Schwangeren, 
auch  ohne  deren  ausdrückliche  Erklärung,  genügt,  um  den  objektiven 
Tatbestand  der  „Abtreibung  ohne  Zustimmung“  und  also  auch  den  für 
diese  angedrohten  höheren  Strafsatz  auszuschliessen.  So  auch  Binding , 
Handbuch  S.  722. 

Es  ist  also  nicht  erforderlich,  dass  der  Täter  von  der  vorhandenen 
Zustimmung  der  Schwangeren  Kenntnis  hat.  „Wenn  auf  Grund  einer 
mit  der  Schwangeren  A getroffenen  Abrede  B den  C anstiftet,  der  A 
die  Frucht  abzutreiben,  und  C ohne  Kenntnis  dessen,  dass  die  A dies 
wolle,  die  Abtreibung  bewirkt“  ( Iiubo  S.  757),  so  liegt  keine  als  Ab- 
treibung ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  strafbare  Abtreibung  vor. 
Andrer  Meinung  v.  Liszt  S.  332 ; im  Sinne  des  Textes  Bubo  a.  a.  0. 

Meines  Erachtens  ist  der  Fall  nach  Analogie  des  Putativdeliktes 
zu  beurteilen. 

§ 99. 

Der  Umstand,  dass  die  Schwangere,  deren  Leibesfrucht  abgetrieben 
werden  soll,  zu  dieser  Handlung  ihre  Zustimmung  nicht  erteilt  oder 
überhaupt  davon  nicht  gewusst  hat,  ist  nach  Verschiedenheit  von  Zeit 
und  Ort  sehr  verschieden  beurteilt  worden. 

Es  dürfte  sich  nicht  leugnen  lassen,  dass  für  die  weit  überwiegende 
Mehrzahl  der  Fälle  diesem  Umstande  bedeutender  Einfluss  zugestanden 
werden  muss. 

Im  Falle  der  nicht  ärztlich  indizierten  Perforation  wird  sich  die  lat 
unter  die  den  Schutz  für  „Leib  und  Leben“  bezweckenden  Bestimmungen 
einreihon  lassen,  und  zwar  in  verstärktem  Grade  vom  Standpunkte  des 
Schutzes  der  Schwangeren  aus,  deren  Leben  und  Gesundheit  in  aller 
Regel  durch  solche  Handlungen  mehr  als  im  Normalfalle  gefährdet  werden. 

Es  sind  bei  dieser  Handlung  also  zwei  Objekte  Frucht  und 
Schwangere  — und  betreffs  der  letzteren  wieder  zwei  Momente  zu  unter- 
scheiden, nämlich 
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1.  die  Gefährdung  der  Schwangeren,274) 

2.  die  Verletzung  des  Rechtes  der  Schwangeren  auf  das  Kind. 

Beide  Punkte  sind  in  gleicherweise  bei  ehelicher  wie  bei  unehelicher 

Schwangerschaft  von  Bedeutung. 

Zweifellos  hat  die  Schwangere  ein  Recht  darauf,  in  beiden  Be- 
ziehungen geschützt  zu  werden,  und  die  Mehrheit  der  Rechtsverletzungen 
durch  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  rechtfertigt 
gewiss  eine  besonders  strenge  Behandlung  des  Täters.  275)  Es  entspricht 
also  prinzipiell  die  härtere  Bestrafung  des  ohne  Zustimmung  der 
Schwangeren  als  des  mit  dieser  Zustimmung,  vielleicht  sogar  infolge 
ihrer  Bitte  abtreibenden  „Dritten“  dem  Rechte. 

Doch  drängt  sich  immerhin  die  Frage  auf,  ob  diese  härtere  Be- 
strafung auch  durchwegs,  in  allen  Fällen,  am  Platze  ist. 

Bezüglich  der  Gefährdung  der  Schwangeren  ist  prinzipiell  an  das 
Yorgesagte  zu  erinnern.  Aber  wir  dürfen  darüber  nicht  übersehen,  dass 
der  Fall  auch  anders,  auch  gerade  umgekehrt  hegen  kann. 

Denken  wir  an  den  Fall,  dass  nach  sachverständigem  Gutachten 
die  Entbindung  die  Schwangere  zwar  nicht  eben  in  imminente  schwere 
Gefahr  für  ihr  Leben276)  bringen  würde,  immerhin  aber  Schädigung 
ihrer  Gesundheit  und  Lebenskraft  voraussehen  lässt.  Da  die  Schwangere 
die  Abtreibung  nicht  zugeben  will,  handelt  der  Gatte  aus  Liebe  zu  ihr 
ohne  ihre  Zustimmung.  Eine  solche  optima  mente  bewirkte  oder  ver- 
suchte Abtreibung  ist  wohl  ceteris  paribus  nicht  schwerer  strafbar  als  eine 
aus  Eigennutz  vorgenommene,  bei  welcher  die  Schwangere  ihre  Zustim- 
mung erteilt  hatte.  Es  ist  doch  auch  nicht  mit  Strafe  bedroht,  den  Plan  des 
Selbstmörders  — selbst  mit  Anwendung  von  rohester  Gewalt  oder  von 
Betrug  — zu  durchkreuzen,277)  und  die  Bestrittenheit  der  Frage  ist  gewiss 
nur  eine  theoretische. 

274)  Dass  der  Vorsatz  des  Täters  sich  stets  gegen  die  Körperintegrität  der 
Schwangeren  richte,  wie  JungmannS.  30  annimmt,  ist  nicht  richtig.  Richtig  Bindin g S.  40. 

275)  Nicht  auch  rechtfertigt  sie  es,  dass  in  solchem  Falle,  abweichend  von  den 
allgemeinen  Prinzipien,  der  Versuch  dem  vollbrachten  Verbrechen  gleichgestellt  wird. 
(Der  österreichische  Oberste  Gerichtshof  in  der  Entscheidung  vom  15.  12.  79,  Z.  9429, 
EU.  219  scheint  die  hier  bekämpfte  Ansicht  zu  teilen,  trotzdem  er  nicht  das  Wort 
„rechtfertigt“,  sondern  das  Wort  „erklärt“  gebraucht.) 

-76)  Die  Fälle  der  Nothilfe  bleiben  ja  hier  ausser  Betracht. 

277)  Gareis  (Autorrechte  S.  190)  sieht  darin  keinen  Eingriff  in  die  Persönlichkeits- 
rechte des  Selbstinordkandidaton ; jeder  Mensch  nehme  nämlich  an,  dass  er  es  in  einem 
solchen  Falle  mit  oinem  Menschen  zu  tun  habe,  der  nicht  im  vollen  Gebrauche  seiner 
geistigen  Kräfte  stehe.  Diese  Ausführungen  passen  auf  unsorn  Fall  wohl  oft  ebenfalls. 

Y.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung. 
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Es  scheint  mir  deshalb  auch  die  Folgerung  Herbst' s S.  321  für  den 
§ 148  des  geltenden  österreichischen  St.-G.-B.  nicht  für  alle  Fälle  zu- 
zutreffen, dass  bei  Eintritt  des  Todes  der  Schwangeren  das  Yerbrechen 
des  Totschlages  mit  dem  der  Abtreibung  zusammentreffe,  „da  die  Ab- 
sicht, wider  Wissen  und  Willen  der  Mutter  die  mit  ihrem  Körper  in 
organischem  Zusammenhänge  stehende  Leibesfrucht  abzutreiben,  ganz 
gewiss  als  eine  auch  gegen  die  Person  der  Mutter  feindselige  bezeichnet 
werden  muss“. 

Dass  auch  andere  Beweggründe  existieren,  wird  eben  zumeist  über- 
sehen. Konnte  doch  Benz , der  Redaktor  des  Zürcher  St.-G.-B.  von 
1871/1897,  zu  § 141  bemerken,  mit  Rücksicht  auf  das  Yorliegen  zweier 
Objekte  „und  auf  die  Motive  zur  Tat,  z.  B.  um  einen  Konkurrenten  in 
der  Erbschaft  zu  beseitigen,  musste  Zuchthausstrafe  angedroht  werden“ 
( Benz-Zürcher  S.  125). 

Einige  Strafgesetzbücher  anerkennen  sogar  ausdrücklich  eine  recht- 
mässige Abtreibung  „ohne  oder  wider  den  Willen“  der  Schwangeren, 
wodurch  übrigens  vor  allem  der  in  Ausübung  seiner  Pflicht  handelnde 
Arzt  geschützt  wird. 

Damit  sind  wir  bereits  zum  Übergang  auf  das  Recht  der  Nothilfe, 
aber  auch  auf  den  zweiten  Punkt  gekommen. 

Der  zweite  Punkt  berücksichtigt  jenes  Recht,  welches  wir  auf  Seite 
des  Mannes  bereits  eingehend  betrachtet  haben , auf  Seite  der 
Schwangeren:  Es  soll  nicht  geschehen,  impune  eam  liberis  fraudari. 
Freilich  könnte  auch  dies  bona  mente  geschehen ; das  der  Schwangeren 
zugefügte  Unrecht  wird  dadurch  aber  nicht  beseitigt.  Nur  die  Frage 
drängt  sich  wieder  auf,  ob  wirklich  ausnahmslos  eine  um  so  viel  schärfere 
Behandlung  als  bei  den  andern  Fällen  am  Platze  ist. 

Das  oben  Gesagte  gilt  auch  von  der  unehelich  Schwangeren.  Auch 
sie  kann  verlangen,  dass  sie  nicht  ohne  ihre  Zustimmung  oder  gar  gegen 
ihren  Willen  ihrer  Frucht  beraubt  werde.  Nicht  nur  ihres  Rechtes  auf 
die  Frucht  halber,  sondern  auch  wegen  der  mit  einer  solchen  Handlung 
verknüpften  Gefährdung  ihrer  Gesundheit,  ja  ihres  Lebens.  Aber  auch 
wegen  Erhaltung  jener  Rechte,  welche  so  manches  Gesetz  einer  ausser- 
ehelichen  Mutter  zuspricht278). 

278)  Vielleicht  rechnet  sie  je  nach  dem  in  Betracht  kommenden  Staate  bereits 
mit  Bestimmtheit  auf  die  ihr  für  den  Fall  der  Geburt  eines  unehelichen  Kindes 
gesetzlich  zustehenden  oder  doch  erreichbaren  Einkünfte.  Vorgl.  unten  Fussnote 
326.  (Die  mir  von  gewisser  Seite  imputierte  Behauptung,  jede  uneheliche  Mutter 
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Auch  im  Falle  unehelicher  Schwängerung  können  sich  für  die  Ab- 
treibung ohne  Zustimmung,  ja  selbst  gegen  den  Willen  der  Schwangeren, 
bedeutende  Milderungsgründe  ergeben.  Es  ist  nicht  schwer,  hiefür  eine 
Reihe  von  Beispielen  zu  bringen.  Ganz  rein  altruistische  Motive  können 
solcher  Tat  zugrunde  liegen.  Aber  denken  wir  auch  an  den  von  weiter 
Reise  zurückkehrenden  Gatten,  der  seine  Frau  von  einem  Andern  ge- 
schwängert findet.  Dabei  möchte  sogar  der  Hinweis  auf  jene  Ge- 
setze am  Platze  sein,  die  dem  Manne  das  Recht  gaben,  die  im  Ehe- 
bruch ertappte  Gattin  samt  dem  Ehebrecher  zu  töten.  Ich  glaube,  die 
entschuldigende  Entrüstung  kann  im  letzteren  Falle  nicht  grösser  sein 
als  im  ersteren,  wo  nicht  nur  die  moralische  Schuld  offenkundig  ist  son- 
dern auch  die  Folgen  derselben  schon  existent  sind.  Auch  käme  im  Ver- 
gleich zu  jener  Tat  hier  die  Mässigung  in  der  Auswahl  des  Objekts  in 
Betracht. 

§ 100. 

Nach  meiner  Auffassung  der  Abtreibung  wird  diese  gegebenenfalls 
durch  das  Nichtvorliegen  der  Zustimmung  seitens  der  Schwangeren  und 
gerade  durch  dieses  zum  Verbrechen. 

Dabei  möchte  ich  betonen,  dass  die  so  oft  wiederkehrende  Fassung 
„ toider  Wissen  und  Willen  der  Schwangeren“  unrichtig  ist.  Schon 

beziehe  von  dem  Yater  — oder  mehreren  „Vätern“  — ihres  Kindes  Kenten,  habe 
ich  selbstverständlich  nie  aufgestellt  und  muss  die  Rechtfertigung  solcher  Art  der 
„Kritik“  jenen  Besprechern  selbst  überlassen.)  Wenn  eine  solche  Spekulation  auch 
nicht  anständig  genannt  werden  kann,  im  Gesetze  begründet  ist  der  Anspruch  und 
also  wie  jedes  andere  Recht  zu  behandeln.  — Ofner  wirft  mir  vor,  dies  sei  „der 
Grundfall,  von  dem  der  Verfasser  ausgeht“.  Nun,  wer  mit  der  ausdrücklich  ausge- 
sprochenen Absicht  schreibt,  gegen  übliche  Einseitigkeiten  aufzutreten,  der  kann  doch 
nicht  gut  nur  jene  Fälle  hervorheben,  deren  unbegrenzte  Verallgemeinerung  durch 
die  Gegner  er  bekämpft.  Im  übrigen  habe  ich  das  Existieren  gegenteüiger  Fälle 
ausdrücklich  zugegeben,  trotzdem  ich  es  eigentlich  für  überflüssig  hätte  halten  können, 
das  Vorkommen  solcher  niemals  geleugneten  Fälle  hervorzuheben.  Wenn  es  Ofner 
um  eine  objektiv  sachliche  Kritik  meiner  „Pflichten“  zu  tun  war,  hätte  er  dies  nicht 
übersehen  oder  verschweigen  sollen.  Jedenfalls  kann  ich  die  schon  von  andern  Seiten 
erfolgte  Feststellung  wiederholen,  dass  ich  in  meiner  von  Ofner  angegriffenen  Arbeit 
redlich  bestrebt  war,  allen  Fällen  gerecht  zu  werden,  während  Ofner  und  seine  Ge- 
sinnungsgenossen meist  nur  die  — auch  von  mir  anerkannte  und  besprochene  — 
eine  Art  von  Fällen  hervorheben,  die  gar  nicht  seltenen  andersartigen  Fälle  aber  mit 
Stillschweigen  übergehen  und  ihre  Berücksichtigung  im  Gesetze  ausschliessen  zu 
wollen  scheinen.  Es  ist  wohl  bezeichnend,  dass  meine  Betonung  beider  Standpunkte 
seitens  jener,  die  nur  einen  Standpunkt  zulassen  wollen,  für  einseitig  erklärt  wurde. 
(Dies  hebt  auch  Anne  van  den  Eken  S.  90  hervor.) 
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die  ohne  Willen2'9)  der  Schwangeren  vorgenommene  Handlung  genügt, 
während  die  Vornahme  wider  (den  ausdrücklich  ausgesprochenen  oder 
konkludent  kundgegebenen)  Willen  noch  als  weitere  Erschwerung  in 
Betracht  zu  ziehen  wäre. 

Wenn  trotzdem  manche  Strafgesetzbücher  — z.  B.  Hessen  1841 
(Art.  284),  Bremsen  1851  (§  182),  Sachsen  1868  (Art.  161),  Kolumbia 
1890  (Art.  638),  die  Tat  „ohne  oder  wider  den  Willen“  der  Schwangeren; 
oder  das  Strafgesetzbuch  für  Baden  1845  (§  254)  die  Tat  „ohne  Wissen 
oder  wider  Willen  der  Schwangeren“;  oder  für  Aargau  1857  (§  123) 
„ohne  Wissen  und  gegen  den  Willen  der  Schwangeren“;  oder  sachlich 
gleich  das  für  Thüringen  1850  (§  128)  „wider  den  Willen  oder  ohne 
Wissen“  — in  denselben  Strafrahmen  stellen,  so  ist  dies  prinzipiell 
verfehlt,  wenn  auch  allerdings  bei  hinreichender  Spannweite  der  Straf- 
rahmen praktisch  kaum  gefährlich. 

Unrichtig  ist  es  auch,  wenn  ein  Gesetz  die  Abtreibung  „ohne  Wissen 
und  Willen“  der  Schwangeren  als  erschwerten  Fall  hervorhebt.  Un- 
genau280) ist  die  Fassung  „ohne  Wissen  oder  Willen  der  Schwangeren“.281) 

Für  die  zweckmässigste  Fassung  halte  ich  die  kurze  Wendung 
„ohne  Zustimmung  der  Schwangeren“  oder  eine  gleichbedeutende,  282) 
unter  besondrer  Hervorhebung  der  Abtreibung  gegen  den  Willen  der 
Schwangeren  als  erschwerend.  Andrerseits  könnte  die  Abtreibung  auf 
dringendes  Verlangen  der  Schwangeren  milder  als  die  Abtreibung  bloss 
mit  ihrer  Zustimmung  behandelt  werden. 

Allerdings  hätte  die  Berücksichtigung  in  diesem  wie  im  vorigen  Falle 
nicht  durch  Kasuistik  in  den  gesetzlichen  Bestimmungen  zu  erfolgen 
sondern  wäre  unter  Aufstellung  eines  entsprechend  weiten  Strafrahmens 
in  die  Hand  des  Richters  zu  legen. 

Besonders  zu  nennen  ist  hier  Peru  1862,  welches  zwar  die  Ab- 
treibung mit  Wissen  der  Schwangeren  vor  der  Abtreibung  ohne  Zu- 
stimmung an  sich  nicht  privilegiert,  hingegen  bei  Abtreibung  auf  Ver- 
langen der  Schwangeren  Strafermässigung  eintreten  lässt  (Art.  244,  Abs.  2: 

279)  Vergl.  die  Entscheidung  des  österreichischen  Obersten  Gerichtshofes  vom 
15.  12.  79,  Z.  9429,  III.  219. 

28°)  So  auch  Geyer  S.  10. 

281)  So  z.  B.  § 220  des  St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Beich;  der  Deutsche  Vorentwurf 
1909,  § 217,  Abs.  3. 

288)  Z.  B.  „ohne  Einwilligung  der  Schwangeren“;  so  Braunschweig  1840, 
§ 155,  1;  der  österr.  Vorentwurf  1909,  § 292/2.  Ygl.  den  schweizerischenVorentwurf 
1908,  Art.  68/3:  „ohne  ihren  Willen“. 
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„Si  la  muger  hubiere  solicitado  el  aborto“).  Ebenso  Paraguay  1880, 
Art.  217,  Abs.  2. 

Andrerseits  hob  Bayern  1813  im  Art.  173,  Abs.  2 nur  die  Ab- 
treibung wider  Willen  der  Schwangeren  hervor,  ohne  der  Abtreibung 
ohne  ihren  Willen  und  ohne  ihr  Wissen  Erwähnung  zu  tun.283) 

Eine  Reihe  von  Gesetzen  bedroht  mit  besonders  hohen  Strafsätzen 
die  Abtreibung  unter  Anwendung  von  Gewalt  (oder  „unterV  ergewaltigung“). 
Darüber  wird  im  YI.  Teile  zu  sprechen  sein. 

Ein  blosser  Pleonasmus  ist  die  Ausdrucksweise  des  Strafgesetz- 
buches für  Brasilien  1890,  Art.  301 : „com  annuencia  e accordo  da 
gestante“  („mit  Einwilligung  und  Zustimmung  der  Schwangeren“). 

Was  speziell  die  Yornahme  nicht  nur  ohne  sondern  gegen  den 
Willen  der  Schwangeren  betrifft,  so  kann  sie  sowohl  vi  als  auch  clam 
geschehen.  Bezüglich  der  Yornahme  mit  Gewalt  meint  Horch  S.  53, 
„dass  das  Widerstreben  der  Schwangeren  nicht  so  weit  zu  gehen  braucht, 
wie  bei  der  Notzucht;  284)  es  genügt,  dass  sie  ihre  Nichteinwilligung 
ernstlich  zu  erkennen  gab“.  Jedenfalls  genügt  dieser  Tatbestand  zum 
Yorliegen  einer  Abtreibung  gegen  den  Willen  der  Schwangeren.  Wo 
aber  wirkliche  Gewalt  beginnt,  ist  stets  quaestio  facti.  Eine  im  letzten 
Stadium  der  Schwangerschaft  Befindliche  wird  ausserdem  zu  starkem 
und  länger  dauerndem  körperlichen  Widerstand  regelmässig  gar  nicht 
imstande  sein;  aber  es  handelt  sich  auch  nicht  immer  um  eine  solche 
Schwangere  und  eine  langdauernde  Anstrengung. 

Übrigens  wird  die  Abtreibung  wider  Willen  der  Schwangeren 
durchaus  nicht  immer,  ja  im  Gegenteil  wohl  nur  ausnahmsweise  durch 
Einwirkung  von  Gewalt  erfolgen,  sondern  zumeist285)  durch  innerliche 
Mittel.  Und  das  Beibringen  eines  Medikaments  wird  überhaupt  kaum 
je  „per  vim“,  286)  sodern  eher  unauffällig,  etwa  durch  Beibringung  ohne 

283)  Auch  Janka  S.  220  spricht  sonderbarerweise  nur  von  der  Abtreibung  „ gegen 
den  Willen  der  Schwangeren“  und  schweigt  über  die  Abtreibung  ohne  ihren  Willen, 
bezw.  ohne  ihr  Wissen  vollständig. 

m)  Yergl.  übrigens  Theresiana  Art.  76  („von  der  Notlizucht“),  § 8 : „Milderende 
Umstände  hingegen  sind,  und  ist  die  Straffe  leichter:  ....  Viertens : Wenn  die  vor 
nothgezüchtigt  sich  angehende  Person  der  vorgeschützten  Gewalt  wohl  hätte  wider- 
stehen können,  und  nach  einer  kleinen  Gegenwehr  die  Unzucht  mit  ihr  hat  vollbringen 

lassen“.  (Strafe:  Zucht-  oder  Arbeitshaus  oder  Festungsbau ) 

285)  Denkbar  wäre  auch  die  Anwendung  von  Betäubungsmitteln,  Aufhebung  der 
Bewegungsfreiheit.  Über  die  Gefährlichkeit  der  angewendoten  Mittel  wird  noch  aus- 
führlich gesprochen  werden. 

286)  L.  9 §.  1 Dig.  ad  legem  Aquiliam,  9,  2:  „Si  quis  per  vim  vel  suasum 
medicamentum  alieni  infudit  vel  ore,  vel  elystero,  vel  si  cum  unxit  malo  veneno“. 
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Kenntnis  der  Schwangeren  von  der  Wirkung  des  Mittels  oder  durch 
Beibringung  in  einer  Speise  ohne  Wissen  der  Schwangeren  geschehen, 
oder  durch  eine  betrügerische  Handlung,  wie  z.  B.  Vornahme  des 
Eihautstiches  mittels  einer  Sonde  unter  dem  Vorgeben  einer  harmlosen 
ärztlichen  Untersuchung.  Für  die,  welche  auch  psychische  Mittel  (vergl. 
im  VI.  Teile  dieser  Arbeit)  als  zur  Begehung  des  Verbrechens  geeignet 
anerkennen,  wird  deren  Anwendbarkeit  ohne  oder  gegen  den  Willen 
der  Schwangeren  ebenfalls  anzunehmen  sein. 

§ 101. 

Falsch  ist  es,  wenn  v.  Holtzendorff  S.  462  meint,  „ ohne  den  Willen 
der  Schwangeren  würde  die  Abtreibung  auch  dann  geschehen,  wenn  sie 
unter  betrügerischer  Vorspiegelung  einer  sie  in  der  Geburt  bedrohenden 
Lebensgefahr  die  an  sich  medizinisch  nicht  notwendige  Abtreibung  zu- 
lässt, ferner  wenn  sie  von  dem  die  Abtreibung  verlangenden  Ehemanne 
oder  Liebhaber  mit  Misshandlung  oder  Desertion  bedroht  wird“.  In  jedem 
dieser  Fälle  wird  die  Abtreibung  mit  Willen  der  Schwangeren  zugelassen 
und  also  vorgenommen.  Für  die  Schwangere  selbst  kann  dabei  nach 
Lage  des  Falles  die  „Bedrohung  mit  Desertion“  als  mildernder  Um- 
stand, die  Bedrohung  mit  Misshandlung  als  Strafausschliessungsgrund  in 
Betracht  kommen,  während  beim  Glauben  an  die  vorgespiegelte  Lebens- 
gefahr für  sie  von  vorneherein  gar  keine  strafbare  Handlung  sondern 
erlaubte  Perforation  in  Betracht  käme.  Für  den  „Dritten“  liegt  in  allen 
drei  Fällen  Abtreibung  mit  Wissen  und  Willen  der  Schwangeren  vor. 
Im  Falle  der  Drohung  mit  Desertion  ohne  weitere  Komplikation;  bei 
Bedrohung  mit  Misshandlung  in  Konkurrenz  mit  Erpressung  (§  98 
österreichisches  St.-G.-B.),  bezw.  Nötigung  (§  241  Deutsches  Reichs- 
St.-G.-B);  bei  Vorspiegelung  der  Lebensgefahr  endlich  in  Konkurrenz 
mit  Betrug;  dies  zwar  nicht  nach  dem  Deutschen  Reichs  -St.-  G.-B., 
welches  für  Betrug  (§  263)  eine  Vermögensbeschädigung  verlangt,  wohl 
aber  nach  dem  geltenden  österreichischen  St.-G.-B.,  welches  (§  197)  zum 
Tatbestände  des  Betruges  einen  Schaden  am  „Eigentume  oder  anderen 
Rechten“  genügen  lässt. 

Im  Anschlüsse  an  diesen  Fall  wäre  der  zu  nennen,  dass  die 
Schwangere  die  Abtreibung  von  dem  „Dritten“  begehrt,  jedoch  im 
Momente  der  Vornahme  von  ihr  keine  Kenntnis  hat.  Sie  kann  sogar 
die  Abtreibung  bestellen  mit  dem  Beifügen,  sie  möchte  von  der  Vor- 
nahme der  Abtrcibungshandlung  im  betreffenden  Momente  selbst  nicht 
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wissen.  Auch  hier  hegt  Abtreibung  mit  Zustimmung  der  Schwangeren 
vor,  auch  wenn  sie  im  Momente,  in  welchem  sie  die  mit  dem  Abortivum 
vermengte  Speise  zu  sich  nimmt,  gar  nicht  an  ihren  Wunsch  denken 
sollte.  287)  Ebenso  liegt  der  Pall,  wenn  die  von  der  Schwangeren  ge- 
wünschte Abtreibung  Verabredetermassen  durch  Erregung  eines  unver- 
muteten Schrecks  erfolgen  soll  und  erfolgt.  Und  gerade  so  ist  es  zu 
beurteilen,  wenn  die  Schwangere  die  gewünschte  Abtreibung  — etwa 
durch  Eihautstich  — in  der  Narkose  an  sich  vornehmen  Hesse. 

Ich  kann  deshalb  Olshausen  nicht  zustimmen,  wenn  er  S.  810 
meint,  die  Bestrafung  wegen  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren 
finde  „sogar  dann  Anwendung,  wenn  die  Schwangere  zwar  die  Abtreibung 
wollte,  dennoch  aber  von  der  die  Tötung  verursachenden  Handlung 
selbst  keine  Kenntnis  hatte“.288) 

Mir  scheint  diese  Ansicht  das  rein  formale  Moment  zu  viel  vor 
das  Wesentliche  des  Falles  — das  Bewusstsein  des  Täters  vom  Vorliegen 
der  Einwilligung  — zu  stellen. 

Dass  eine  widerrufene  Zustimmung  keine  Zustimmung  mehr  ist, 
bedarf  keiner  Ausführung.  Schwierigkeit  möchten  aber  folgende  Fälle 
bieten. 

Die  Schwangere  A hat  den  B um  Abtreibung  ihrer  Frucht  ersucht. 
Es  wurde  ein  Mittel  dazu  vereinbart;  B wendet  jedoch  ein  anderes 
(nicht  gefährlicheres ; vergl.  weiter  unten)  Mittel  an.  Ich  bin  der  Ansicht, 
dass  auch  da  von  Abtreibung  ohne  Zustimmung  nicht  gesprochen  werden 
kann. 

Daraus  ergibt  sich  logisch  Folgendes.  Die  zur  Abtreibung  ihrer 
Frucht  fest  entschlossene  A hat  den  B um  die  Vornahme  der  Abtreibung 
ersucht.  Die  Durchführung  der  Abtreibung  ist  etwa  durch  die  Verur- 
sachung eines  heftigen  Schrecks  vereinbart.  In  einem  gegebenen  Momente 
wünscht  die  Schwangei’e,  etwa  wegen  momentaner  Irritation  der  Herz- 
nerven, nicht  aber  wegen  beabsichtigter  Vermeidung  der  Abtreibung,  das 
Erschrecken  zu  vermeiden,  und  teilt  dies  dem  B unter  Angabe  des 
Grundes  und  ausdrücklicher  Hervorhebung  des  trotzdem  bestehenden 
Willens  zur  Abtreibung  mit.  B erregt  dennoch  den  Schreck  in  ihr.  Auch 
hier  könnte  ich  Abtreibung  ohne  Zustimmung  nicht  annehmen.  — 

287)  Es  ist  hier  genau  so,  wie  beim  bestellten  Mord. 

288)  Ebenso  wie  Olshausen  auch  R.  Frank  S.  348,  Thomsen  S.  338.  Und  wohl 
auch  v.  Liszt  8.  332,  nach  welchem  „Mangel  des  Wissens  bei  erfolgter  Einwilligung“ 
Strafbarkeit  nach  § 220  des  Deutschen  Reichs- St.-Q-.-B.  begründet.  Yergl.  oben  S.  224. 
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Hätte  die  Schwangere  zur  „blossen“  Abtreibung  der  Frucht  ohne 
deren  Tötung  zugestimmt,  der  „Dritte“  würde  jedoch  die  Frucht  mit 
Tötungsvorsatz  töten,  so  wird  der  Fall  je  nach  Verschiedenheit  der  Grund- 
auffassung des  Tatbestandes  der  Abtreibung  verschieden  zu  beurteilen 
sein.  Jene,  welche  nur  in  der  Tötung  der  Frucht  das  vollbrachte  Ver- 
brechen sehen,  werden  in  solchem  Falle  Abtreibung  ohne  Zustimmung,289) 
eventuell  sogar  gegen  den  Willen  der  Schwangeren  erblicken  müssen. 
Für  die  Anderen  stellt  sich  die  Tat  als  Abtreibung  mit  Zustimmung  der 
Schwangeren  dar,  und  die  Überschreitung  der  Befugnis  könnte  lediglich 
als  Strafzumessungsgrund  in  Betracht  kommen.  Jedenfalls  ist  aber  bei 
solcher  Differenzierung  nicht  nur  der  Wunsch  der  Schwangeren,  sondern 
auch  der  Gedanke  an  das  Wohl  des  Kindes  massgebend. 

Da  der  eine  Grund  für  die  härtere  Bedrohung  der  Abtreibung 
ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  in  der  Gefährdung  dieser  selbst 
liegt,  kann  auch  die  Anwendung  gefährlicherer  Mittel  als  der  verein- 
barten unter  die  hier  besprochene  strengere  Bedrohung  gezogen  werden. 
Dies  wäre  jedoch  eine  rein  äusserliche  Regelung  der  Sache,  da  doch 
das  innerliche  und  in  erster  Linie  massgebende  Moment,  das  Fehlen  der 
Zustimmung,  ausgeschlossen  ist.  Hingegen  ist  es  wohl  gerechtfertigt,  in 
einem  solchen  Falle  strengere  Bestrafung  des  Täters  eintreten  zu  lassen. 
Darüber  wird  noch  im  VI.  Teile  gesprochen  werden. 

Nachdem  es  sich  bei  der  Einwilligung  der  Schwangeren  um  ihren 
Willen  handelt,  kommt  auch  ihre  'WiWensfähigkeit  im  Sinne  von  Zurech- 
nungsfähigkeit in  Betracht.  Die  Frage,  ob  auch  die  Einwilligung  einer 
Unzurechnungsfähigen  als  Einwilligung  rechtlich  in  Betracht  komme, 
ist  bestritten. 

Meines  Erachtens  werden  wir  die  Willensfähigkeit  der  Schwangeren 
unbedingt  verlangen  müssen,  um  den  Tatbestand  der  Abtreibung  ohne 
Zustimmung  auszuschliessen.  So  auch  B inding,  Lehrbuch  I,  S.  39 ; 

R.  Frank  S.  346/347;  Geyer  S.  10;  v.  Liszt  S.  331;  Olshausen  S.  805, 
810;  Thomsen  S.  336;  ferner  das  Deutsche  Reichsgericht  in  der  Ent- 
scheidung vom  10.  6.  90,  XXI,  14. 

Allerdings  ist  nicht  gerade  strafrechtliche  Zurechnungsfähigkeit  der 
Schwangeren  zu  verlangen.  Es  genügt  Willensfähigkeit.  So  auch 
Hctlschner , Auslegung  S.  595 ; Meyer-Allfeld  S.  387 ; Oppenhoff-Delius 

S.  519. 


289)  So  Horch  8.  43;  Oppenhoff- Delius  8.  519;  Olshausen  S.  810. 


233 


Gewiss  ist  der  Täter  wegen  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der 
Schwangeren  strafbar,  wenn  er  ihre  Unzurechnungsfähigkeit  kannte. 
Hat  er  aber  diese  Unzurechnungsfähigkeit  nicht  gekannt,  so  sind  die 
allgemeinen  Grundsätze  über  Irrtum  in  Anwendung  zu  bringen.  So  auch 
Horch  S.  48,  Olshausen  S.  805. 

Kurz  zu  erwähnen  ist  hier  noch  die  Abtreibung  unter  Missbrauch 
eines  Gewaltverhältnisses.  Wir  finden  sie  ausdrücklich  bedroht  im 
russischen  St.-G.-B.  1866,  Art.  1464. 

§ 102. 

De  lege  ferenda  möchte  ich  sagen:  Die  Abtreibung  durch  die 
Schwangere  selbst  ist,  wenn  den  auf  S.  22/23  dieser  Arbeit  skizzierten 
Bedingungen  entsprochen  ist,  straflos.  Ebenso  und  unter  denselben  Voraus- 
setzungen straflos  ist  die  Abtreibung  durch  einen  „Dritten“  mit  Zu- 
stimmung der  Schwangeren,  soferne  ihn  nicht  Strafbarkeit  aus  einem 
andern  Grunde  — Übertretung  oder  Vergehen  gegen  die  körperliche 
Sicherheit  der  Schwangeren,  ärztlicher  Kunstfehler,  Kurpfuscherei  — 
trifft.  Hingegen  ist  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren 
als  delictum  sui  generis  zu  bestrafen.  Die  Abtreibung  gegen  den  Willen 
der  Schwangeren  unterliegt  besonders  harter  Bestrafung,  soferne  nicht 
besondere  Gründe  (vergl.  oben  § 99)  gegen  eine  solche  sprechen.  Doch 
genügt  diesbezüglich  die  Aufstellung  weiter  Strafrahmen  ohne  kasuistische 
Weitläufigkeit. 

Im  übrigen  ist  der  ohne  Zustimmung  oder  gegen  den  Willen  der 
Schwangeren  abtreibende  „Dritte“  um  so  härter  zu  bestrafen,  je  mehr 
Rechte  er  verletzt,  je  mehr  von  den  aufgestellten  Forderungen  er  nicht 
beachtet  hat. 

Selbstverständlich  ist,  dass  auch  hier  die  Grundsätze  über  Gesetzes- 
konkurrenz zur  Anwendung  zu  bringen  sind. 

2.  Unterabschnitt:  Geschichte  und  Gesetzgebung. 

§ 103. 

Betreffs  der  Vorschriften  des  römischen  Rechts  erinnere  ich  zunächst 
an  das  oben  § 53  Gesagte. 

Die  obstetrix  ist  speziell  genannt  in  U.  9 pr.  Dig.  ad  legem  Aqui- 
liam  9,  2.  Diese  Stelle  bespricht  den  Fall  in  folgender  Weise.:  „Item 
si  obstetrix  medicamentum  dederit,  et  inde  mulier  perierit,  Labeo  di- 
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still guit  ut,  si  quideni  suis  manibus  supposuit,  videatur  occidisse,  sin 
vero  dedit,  ut  sibi  mulier  offerret,  in  factum  actionem  dandam ; quae 
sententia  vera  est,  magis  enim  causam  mortis  praestitit,  quam  occidit“ . 29°) 
Aber  weder  ist  dabei  von  einer  Abtreibung  überhaupt  noch  von  einem 
„dare“  ohne  Zustimmung  die  Rede;  der  zweite  Fall  schliesst  ein  solches 
sogar  direkt  aus.  In  gleicher  Weise,  „quemadmodum  obstetrix  supponens 
tenetur,“  haftet  nach  § 1 ibidem  jeder,  der  „per  vim  vel  suasum  medi- 
camentum  alicui  infudit.“ 

Hingegen  enthalten  die  Digesten  allerdings  eine  Stelle,  welche  mir 
die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  mit  zu  umfassen 
scheint.  Es  ist  dies  die  L.  38  § 5 Dig.  de  poenis  48,  19:  „Qui  abortionis 
aut  amatorium  poculum  dant,  etsi  dolo  non  faciant,  tarnen,  quia  mali 
exempli  res  est,  humiliores  in  metallum,  honestiores  in  iusulam  amissa 
parte  bonorum  relegantur ; quodsi  eo  mulier,  aut  homo 291)  perierit, 
summo  supplicio  afficiuntur.“ 

Über  die  Worte  „etsi  dolo  non  faciant“  hat  sich  ein  lebhafter 
Streit  erhoben.  Horch  S.  7 führt  über  die  Stelle  aus,  sie  bedrohe  jenen, 
der  ein  Abtreibungsmittel  verschaffe,  und  zwar  „etsi  dolo  non  faciant, 
d.  h.  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  er  mit  der  Yerschaffung  des  Abortiv- 
mittels Beihülfe  zur  Abtreibung  leisten  wollte  oder  nicht“.  S.  8/9  pole- 
misiert er  sodann  gegen  jene,  welche  unter  „dolus“  einen  Tötungs- 
versuch verstehen  wollen. 

Ich  schliesse  mich  der  Polemik  an,  muss  dagegen  aber  die  Stelle 
von  S.  7 bekämpfen.  Fürs  erste  bin  ich  der  Ansicht,  dass  unter  „dare“ 
nicht  nur  ein  „Verschaffen“,  sondern  unter  Umständen  ein  direktes 
„Eingeben“  zu  verstehen  ist.  Man  erinnere  sich  der  Stelle,  welche  von 
der  obstetrix  spricht.  Dieselbe  gebraucht  zuerst  den  Ausdruck  „medica- 
mentum  dederit“  und  unterscheidet  dann  2 Fälle:  1.  suis  manibus  sup- 


29°)  Über  den  Gegensatz  von  mortis  causam  praestare  und  oocidere  vergl.  Rein 
S.  416  ff. 

291)  Dieses  Wort  „homo“  — wio  es  geschehen  ist  — auf  die  Leibesfrucht,  den 
künftigen  Menschen  (eventuell  mit  der  Spezialbedeutung  „foetus  animatus“  im  Gegen- 
satz zum  foetus  non  animatus)  zu  beziehen,  halte  ich  für  verfehlt.  Man  wolle  an 
L.  1 § 15  in  fine  Dig.  de  inspic.  ventro  25,  4 denken,  in  welcher  sogar  partus  und 
infans  genau  unterschieden  werden.  Vielmehr  ist  unter  „homo“  ganz  ungezwungen  der 
Maun  zu  verstehen,  der  das  poculum  amatorium  genommen  hat.  Die  Stilisierung 
„mulier  aut  homo“  entspricht  dabei  auch  in  der  Reihenfolge  dem  „abortionis  aut  ama- 
torium“ und  lässt  kaum  eine  andere  Deutung  zu. 
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posuit,  2.  dedit,  ut  sibi  mulier  ofFerret.  — Der  erstere  Fall  steht  zu 
dem  „ut  sibi  mulier  ofFerret“  in  klarem  Gegensätze  und  kann  also  wohl 
nur  bedeuten,  dass  die  obstetrix  selbst  das  medicamentum  dedit,  d.  h. 
also  „eingab“  ; „dedit“  im  engeren  Sinne. 

Dass  „dolus“  die  Yerletzungs-  oder  Tötuugsabsicht  bezeichnen  solle, 
ist  unmöglich.  Ein  solcher  dolus  begründet  in  jedem  Fall  ein  Verbrechen, 
auch  wenn  er  bei  der  Reichung  der  gewöhnlichsten  Speise  vorhanden 
ist,  und  fällt  dann  unter  andere  Gesetzesvorschriften.  Es  ist  also  nicht 
gut  denkbar,  dass  man  in  dieser  Hinsicht  gerade  einen  vergifteten 
Liebes-  oder  Abtreibungstrank  besonders  hervorgehoben  hätte. 

Manche  Autoren  wollen  darunter  Zauberei  — artes  magicae  — 
verstehen,  auf  welche  ja  allerdings  „der  Gesetzgeber  stets  ein  wachsames 
und  besorgtes  Auge  gerichtet  hielt“  {Hrehorowicz  S.  58),  und  zwar 
nicht  nur  damals,  sondern  selbst  noch  zur  Zeit  Maria  Theresia ;s  (vergl. 
Theresiana,  Art.  58).  Aber  auch  diese  Annahme  lässt  sich  nicht  halten, 
denn  nach  ihr  wäre  der  dolus  ja  in  jedem  Falle  gegeben,  und  ein  „etsi 
non“  dabei  gar  nicht  denkbar. 

Unter  „dolus“  im  Sinne  der  L.  38  de  poenis  würde  ich  also  ein- 
fach das  Eingeben  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  292)  verstehen. 

Die  Ansicht,  dass  die  Stelle  besagen  wolle:  „Wenn  sie  es  auch 

ohne  die  Absicht  tut,  schaden  zu  wollen,  z.  B.  durch  Bitten  Anderer 
bewogen“  {Rein  S.  448),  scheint  mir  nicht  völlig  klar  zu  sein. 

§ 104. 

Hier  sei  daran  erinnert  (vergl.  oben  S.  121),  dass  Köhler  (Statuten 
S.  334)  betreffs  des  Edictus  Rothari  643  aus  der  Strafdrohung  gegen 
fahrlässige  Abtreibung  schliessen  will,  „dass  die  Abtreibung,  wenigstens 
die  von  Dritten  gegen  den  Willen  der  Mutter  verübte,  strafbar  war;“ 
welcher  Folgerung  ich  nicht  zustimmen  kann. 

Im  übrigen  enthalten  die  Deutschen  Volksrechte  keine  speziell  die 
Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  betreffende  Bestimmung. 

Von  den  Deutschen  Volksrechten  bis  zur  C C C sind  die  Quellen 
bezüglich  der  Fruchtabtreibung,  wie  ich  ebenfalls  schon  S.  121  konsta- 
tierte, äusserst  dürftig.  Dies  gilt  betreffs  der  Abtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren  speziell  umsomehr. 

Auch  die  C C C enthält  über  unsere  Frage  keinen  Anhaltspunkt. 
Es  müsste  denn  in  dem  Worte  „Bezwang“  ein  solcher  zu  finden  sein, 

m)  So  auch  Binding , Lehrbuch  S.  37. 
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für  welche  Annahme  aber  kein  Grund  vorliegt.  Auch  E.  F.  Klein  S.  281, 
Rosshirt  S.  355  und  Andere  nehmen  keinen  Unterschied  an  in  der  Be- 
handlung der  Abtreibung  mit  oder  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren. 

Der  Theresiana  Art.  88,  der  Abtreibung  und  Unfruchtbarmachung 

unter  Einem  behandelt,  sagt  im  § 1 : „Wenn andertens:  eine  andere 

Person  einem  schwangeren  Weibsbild  durch  und  dgl.  eine  lebendige 

Frucht  vorsetzlich  abtreibet;  oder  aber  drittens:  da  wer  eine  Manns-  oder 

Weibsperson  mit-  oder  ohne  ihren  Willen, unfruchtbar  machet“.  Der 

Fall  der  Tat  ohne  den  Willen  der  Person,  an  welcher  die  Handlung  vorge- 
nommen wurde,  ist  also  nur  bezüglich  der  Unfruchtbarmachung  erwähnt, 
und  auch  da  ohne  Unterscheidung.  § 3,  der  die  „Fragstücke“  aufzählt,  sagt 
allerdings  unter  „Andertens:  die  Personen,  welche  zur  Fruchtabtreibung 
mit-  oder  wider  Willen  der  schwangeren  Weibsperson  beygewirket“.  Unter 
den  „beschwerenden  Umständen“  ist  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren  aber  nicht  aufgeführt. 

Das  preussische  Landrecht  (II,  20),  das  im  § 988  den  „Dritten“ 
mit  derselben  Strafe  wie  die  Schwangere  selbst  — also  im  strengsten 
Falle  mit  8 — 10  jährigem  Zuchthaus  — bedroht,  bestimmt  im  § 990  für 
Abtreibung  „ohne  Wissen  und  Willen  der  Mutter“  10  jährige  bis  lebens- 
wierige  Zuchthausstrafe.  293) 

§ 105. 

Yon  den  späteren  Strafgesetzbüchern  räumen  einige  vereinzelte  der 
Vornahme  der  Abtreibung  ohne  die  Zustimmung  der  Schwangeren  keinen 
Einfluss  ein.  Dahin  gehören  der  französische  Code  penal  1810  und  nach 
seinem  Vorgänge  der  Code  penal  von  Haiti  1835,  San  Marino  1865  und 
Monaco  1874  ; laut  Horch  S.  30  auch  ein  Gesetz  Georg’ s IV.  (1820 — 1830) 
von  England ; ferner  folgende  Strafgesetze:  Wallis  1858,  Türkei  1858, 
Rumänien  1867,  Newyork  1881,  Portugal  1886,  Victoria  1890,  Kanada 
1892,  Kongo  1896,  Queensland  1899,  Westaustralien  1902,  294)  Ägypten 
1904.  Ebenso  der  nordamerikanische  Entwurf  1901  und  das  geltende 
englische  Recht,  295)  welches  allerdings  auch  schon  den  mit  Einwilligung 

•293)  irrig  diesbezüglich  Temme,  Glossen  S.  242. 

294)  Dieses  enthält,  abgesehen  davon,  dass  es  keine  Unterscheidung  in  dem  an- 
gedeuteten Sinne  macht,  in  sect.  202  noch  den  Passus:  „The  consent  of  the  girl  or 
woman  is  no  defence  to  any  Charge  defined  in  this  chapter.“ 

29r>)  Für  die  Ansicht  v.  Holtzendorff’s  S.  457 : „Nach  englischem  common  law 

ist  Abtreibung  nur  dann  ein  Verbrechen,  (wenn  sie  von  der  Mutter  after  quickening 
oder)  wenn  sie  gegen  den  Willen  der  Schwangeren  vorgenommen  wird,“  habe  ich 
keinen  Beleg  zu  finden  vermocht. 
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der  Schwangeren  abtreibenden  „Dritten“,  und  selbst  diesen  schon  für 
den  blossen  Versuch,  mit  penal  servitude  for  life  bedroht  (Disney-Gundry 
S.  108).  Auch  die  beiden  englischen  Entwürfe  von  1879  und  1880  ent- 
halten keine  Unterscheidung  zwischen  Abtreibung  mit  oder  ohne  Ein- 
willigung der  (schwangeren  oder  nichtschwangeren)  Frau. 

Dahin  gehören  auch  die  österreichischen  Strafgesetze  und  Entwürfe 
bis  zum  Jahre  1793,  einschliesslich  der  bereits  besprochenen  Theresiana 
und  des  St.-G.-B.  Kaiser  Josefs,  II.  vom  13.  1.  1787. 296)  Sie  ent- 
halten seit  dem  Zeess'schen  Entwürfe  1781  regelmässig  den  Passus, 
es  sei  gleichgiltig,  ob  die  Tat  auf  Verlangen  der  Schwangeren  oder 
ohne  solches  erfolgt  sei. 

Die  Haan' sehen  Entwürfe  1793  und  1794  (§97  bezw.  § 99)  heben 
den  Fall  der  Abtreibung  „wider  Wissen  und  Willen“  bezw.  wider  „Wissen 
und  Wollen  der  Mutter“  zum  erstenmale  in  Österreich  mit  besondrer 
Behandlung  hervor.  Der  erstere  setzt  dafür  gleiche  Strafe  wie  für  die 
Schwangere,  die  nach  dem  4.  Monate  der  Schwangerschaft  abgetrieben 
hat,  297)  und  statuiert  gleichzeitig  strenge  Erfolghaftung ; der  zweite  lässt 
bei  der  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  bereits  den  Versuch 
zur  Vollendung  genügen  und  setzt  ausserdem  auch  Erfolghaftung  fest. 

§ 106. 

Die  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der  neueren  und  neuen  Gesetze 
bedroht  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  härter  als 
die  Abtreibung  mit  dieser  Zustimmung.  Teils  nur  durch  Bedrohung  mit 
höheren  Strafsätzen,  gewöhnlich  auch  durch  Verknüpfung  dieser  mit 
strenger  Erfolghaftung  für  Beschädigung  oder  Tod  der  Schwangeren, 
teils  auf  andere  Weise. 

So  Österreich  1803,  §§  131,  132,  und  nach  ihm  Österreich  1852, 
§§  1^7,  148.  Ebenso  der  österreichische  Vorentwurf  1909,  § 292. 

Ferner  ist  lüer  zu  nennen  die  Deutsche  Parfo7«</argesetzgebung. 
Oldenburg  1814,  Art.  178,  2.  Abs. ; Braunschweig  18 40,  § 155/1;  Würt- 
temberg 1839,  Art.  255;  Hannover  1840,  Art.  237;  Thüringen  1850, 

29C)  Ober  das  sonderbare  Ergebnis,  dass  nach  dem  Josefinischen  Strafgesetzbuch 
1887  der  ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  abtreibende  „Dritte“  nur  als  „ Mitschul - 
digeru  zu  betrachten  ist,  siehe  unten  im  VII.  Teile. 

97)  Die  Abtreibung  bis  zum  4.  Monate  inklusive  durch  die  Schwangere  selbst 
oder  mit  ihrer  Zustimmung  wird  milder  bestraft  als  die  nach  diesem  Zeitpunkte  vor- 
genommene. 
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§128;  Preussen  1851,  §182;  Bayern  1861,  Art.  245 ; Lübeck  1863, 
§ 150;  Sachsen  1868,  Art.  161;  Hamburg  1869,  Art.  128/1. 

Ebenso  das  Deutsche.  Reichs- St.-G.-B.  1871,  § 220,  und  der  Deutsche 
Vorentwurf  1909,  § 217. 

Auch  die  schweizerische  Partikula, rgesetzgehung  gehört  hieher.  Es 
sind  zu  nennen:  Waadt  1843,  Art.  229/b ; Graubünden  1851,  §110; 
Aargau  1857,  § 123;  Schaffhausen  1859,  § 157;  Obwalden  1864,  §78; 
Bern  1866,  Art.  136;  Glarus  1867,  §98;  Thurgau  1868,  §76;  Frei- 
burg 1868,  § 139;  Zürich  1871,  § 141  ; Basel  1872  (1873),  § 105;  lessin 
1873,  Art.  324;  Genf  1874,  Art.  269;  Zug  1876,  § 72,  Abs.  3;  Appen- 
zell A.-Rh.  1878,  §88;  Schwyz  1881,  §60;  Solothurn  1885,  §113; 
St.  Gallen  1885,  Art.  138;  Heuenburg  1891,  Art.  310;  Appenzell  I.-Rh. 
1899,  Art.  77;  Luzern  1906,  § 163. 

Ebenso  der  schweizerische  Vorentwurf  1908,  Art.  68/3. 

Von  sonstigen  Gesetzen  nenne  ich  als  hieher  gehörig: 
Griechenland  1834,  Art.  305;  Ostindien  1860,  sect.  313;  298)  Schweden 
1864,  Kap.  14,  § 28;  Belgien  1867,  Art.  348;  Russland  1866,  Art. 
1461  ; 299)  Spanien  1870,  Art.  425/2;  Ungarn  1878,  § 286;  Niederlande 
1881,  Art.  296;  Argentinien  1886,  Art.  102/2  (ebenso  die  ley  de  re- 
formas  1903,  Art.  17/7°,  Abs.  1,  und  der  Entwurf  1904,  Art.  89/1°); 
Italien  1889,  Art.  383;  Uruguay  1889,  Art.  343;  Finnland  1889,  Kap. 
22,  6;  Kolumbia  1890,  Art.  638;  Ecuador  1890,  Art.  369;  Brasilien 
1890,  Art.  300;  Texas  1895,  Art.  641;  Bulgarien  1896,  Art.  260; 
Sudan  1899,  sect.  240 ; 300)  Norwegen  1902,  § 245;  Russland  1903, 
Art.  466,  Abs.  3;  Venezuela  1904,  Art.  387;  Montenegro  1906,  § 170; 
Japan  1907,  Art.  215. 

298)  Wobei  der  Indian  penal  Code  bei  der  härteren  Bedrohung  der  Tat  auch 
die  ihm  sonst  eigentümliche  Unterscheidung  nach  dem  Alter  der  Frucht  (vergl.  unten 
im  Y.  Teile)  fallen  lässt. 

299)  Allerdings  bietet  das  russische  „Gesetzbuch  der  Kriminal-  und  Korrektions- 
Strafen“  1866  die  Anomalie,  dass  es  für  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung  der  Schwan- 
geren (ausser  im  Falle  der  Yerübung  durch  Medizinalpersonen)  Vollendung  und 
Kausalzusammenhang  fordert,  während  es  bei  der  Abtreibung  durch  die  Schwangere 
selbst  oder  mit  ihrer  Zustimmung  den  Versuch  hinreichen  lässt.  Doch  ist  die  Be- 
strafung des  Täters  im  ersten  Falle  eine  schwerere  als  in  den  beiden  letzteren 
Fällen. 

30°)  Wobei  der  Sudan  penal  code  bei  der  härteren  Bedrohung  der  Tat  auch 
die  ihm  sonst  eigentümliche  Unterscheidung  nach  dem  Alter  der  Frucht  fallen  lässt. 
Vergl.  Fussnote  298. 
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Ein  weiteres  Mittel  zur  schärferen  Bestrafung  der  Abtreibung  ohne 
Zustimmung  der  Schwangeren  ist  die  Versagung  mildernder  Umstände, 
wie  wir  sie  z.  B.  im  St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich  1871  (§  220) 
finden.  Darüber  soll  an  andrer  Stelle  (im  VIII.  Teile)  noch  gesprochen 
werden. 

Über  jene  Gesetzgebungen,  welche  die  Abtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren  dadurch  odios  privilegieren,  dass  sie  schon  den  Ver- 
such der  Tat  als  vollendetes  Verbrechen  bedrohen,  habe  ich  mich  be- 
reits ausgesprochen  und  kann  hier  auf  das  dort  Gesagte  verweisen. 


2.  Abschnitt. 

Die  Lohnabtreibung. 


1.  Unterabschnitt:  Begriff  und  lex  ferenda. 

§ 107. 

Lohnahtreibung  liegt  vor,  wenn  die  Abtreibung  um  Lohn,  d.  i.  gegen 
Entgelt,  vorgenommen  wird. 

Die  Motive  zum  § 219  des  geltenden  Deutschen  Reichs- St.-G.-B. 
bezw.  zum  § 214  des  Entwurfes  111  (1870)  des  St.-G.-B.  für  den  Nord- 
deutschen Bund  verstehen  unter  „Entgelt“  die  „Gewährung  irgend  eines 
Vermögensvorteiles“.  301)  Olshausen  S.  807  bemerkt  hiezu:  „Seiner  Be- 
deutung nach  braucht  ein  Entgelt  nicht  gerade  ein  Vermögens  vorteil  zu 
sein  und  wird  darunter  jeder  materielle  Vorteil,  sei  es  Gewinn  oder 
Nutzen,  zu  verstehen  sein“;  und  Rubo  S.  759  will  unter  „Entgelt“ 
„einen  Ersatz,  einen  Preis  irgend  welcher  Art“  verstehen.  Theoretisch 
wird  dem  zuzustimmen  sein,  praktisch  aber  ist  kaum  einzusehen,  warum  ein 
„Entgelt“  ohne  Vermögensvorteil  den  besonderen  Unwillen  eines  Gesetz- 
gebers erregen  sollte.  Das  bayerische  St.-G.-B.  von  1861  stellt  (Art.  244) 
allerdings  bloss  „eigennützige  Absicht“  als  Requisit  auf;802)  ob  damit 

301)  Gleicher  Ansicht  Binding,  Lehrbuch  S.  40;  R.  Frank  S.  347;  v.  Holtzen- 
dorff  8.  463  („Geld-  oder  Vermögensvorteil“) ; v.  Liszt  8.  331;  Meyer-Allfeld  S.  387; 
v.  Schwarze  8.  609;  Thomsen  S.  337. 

®°*)  Stenglein  8.  347  will  auch  hier  die  Absicht,  „um  für  den  Täter  selbst  einen 
VermögensYorteil  zu  erhalten“,  voraussotzen. 
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indirekt  auch  der  „Vater“  der  abgetriebenen  Frucht  getroffen  werden 
konnte,  ist  hier  nicht  zu  untersuchen. 

Die  Gewährung  dieses  Entgelts  muss  vor  Begehung  oder  Versuch 
der  Tat  expressis  verbis  oder  durch  konkludente  Handlung  wenigstens 
im  Prinzip  festgesetzt  worden  sein.  303)  Nachträgliche  Annahme  eines 
nicht  wenigstens  im  Prinzip  vereinbarten304)  wenn  auch  vielleicht 
erhofften  Entgelts  stellt  die  „Abtreibung  gegen  Entgelt“  nicht  her.  305) 

Mit  der  Bezeichnung  „gegen  Entgelt“  wird  gewöhnlich  der  Aus- 
druck „aus  Gewinnsucht“  als  gleichbedeutend  angesehen.  Doch  trifft 
diese  Gleichstellung  in  doppelter  Beziehung  nicht  zu. 

Einmal  kann  auch  die  Vornahme  der  Abtreibung  um  Geld  ohne 
gewinnsüchtige  Absicht  stattfinden.  Auch  der,  der  aus  purer  Hilfs- 
bereitschaft die  Tat  begeht,  opfert  dafür  Zeit,  die  ihm  vielleicht  kostbar 
ist,  deren  normale  Vergütung  ihm  daher  nicht  als  tadelnswerte  Befriedi- 
gung der  Gewinnsucht  ausgelegt  werden  kann.  Oder  er  gibt  Medika- 
mente aus  seinem  eigenen  Vorrat  dazu.  Soll  die  Annahme  einer  Ver- 
gütung für  diese  Werte  Strafbarkeit  oder  erhöhte  Strafbarkeit  be- 
gründen? Und  macht  es  dabei  einen  Unterschied,  wenn  der  Täter 
Händler  mit  solchen  Substanzen  ist?  Soll  auch  er,  der  ohne  jeden  Be- 
darf seinerseits  das  Risiko  — eventuell  sogar  allein  — übernimmt,  dies 
ohne  jede  Vergütung  für  dieses  Risiko  tun,  wo  doch  sonst  bei  Übernahme 
einer  Gefahr  selbst  sehr  hohe  Vergütungen  einem  Geschäfte  noch  kein 
odium  anheften? 

Zweitens  kann  eine  Abtreibung  ohne  Entgelt  noch  viel  grösserer 
Gewinnsucht  entspringen  als  eine  solche  gegen  selbst  hohe  Bezahlung, 
soferne  durch  sie  die  Geburt  oder  lebende  Geburt  eines  im  Wege 
stehenden  Erben  hintangehalten  werden  soll. 

Es  würde  also  die  „ eigennützige  Absicht“  den  Fall  besser  be- 
zeichnen. Aber  dann  ist  überhaupt  kaum  mehr  eine  Grenze  abzusehen. 
Denn  der  sozusagen  „normale“  Fall  der  Abtreibung  hat  zum  Grund  die 
Vermeidung  von  Schande,  von  Familienzerwürfnissen,  von  überschweren 

80S)  Andrer  Ansicht  wohl  Olshausen  S.  807,  unter  Bezugnahme  auf  Horch: 
„Gleichgiltig  ist  es,  ob  das  Entgelt  vorher  versprochen  war  oder  nicht.“  Ausdrück- 
liches „Versprechen“  kann  freilich  nicht  gefordert  werden. 

30<)  Eine  solche  Vereinbarung  würde  z.  B.  gewiss  darin  zu  finden  sein,  dass 
die  Schwangere  zum  Arzt  oder  zur  Hebamme  — ohne  dass  private  Bekanntschaft 
mit  denselben  vorliegt  — kommt  und  deren  Hilfe  in  Anspruch  nimmt. 

80B)  So  auch  v.  lloltzendorff  S.  463. 
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Auslagen  und  Aufwendungen,  von  vermeidbarer  Mühe,  Schönheitsverlust 
usw..  Genau  genommen  ist  auch  der  Wunsch,  diese  Nachteile  zu  ver- 
meiden, ein  eigennütziger.  Erst  dort,  wo  abgetrieben  wird  etwa  weil 
das  zu  erwartende  Kind  wahrscheinlich  eine  Krankheit  ererben  würde 
oder  weil  die  Eltern  es  selbst  oder  schon  vorhandene  Kinder  nicht 
gegen  Not  schützen  könnten,  würde  der  „Eigennutz“  wegfallen.  So 
weit  aber  kann  sich  wohl  kein  Gesetz  der  Welt  versteigen. 

Auch  wäre  dann  nicht  die  Erschwerung  des  Normalfalles  unter 
einem  eigenen  Namen  logisch,  sondern  es  müsste  der  Ausnahmsfall 
unter  einer  eigenen  Bezeichnung  als  milder  zu  behandeln  erklärt  werden. 
Was  freilich  im  Ergebnis  auf  dasselbe  hinauskäme  und  höchstens  etwa 
betreffs  der  prozessualen  Fragestellung  Bedeutung  haben  könnte. 

Die  Lohnabtreibung  hat  die  besondere  Aufmerksamkeit  eines  Teiles 
der  neueren  Gesetzgebung  sowie  der  Literatur  erregt  insoferne,  als  sie 
vielfach  für  ganz  besonders  strafwürdig  erklärt  wird. 

Mehrfach  erörtert  wurde  die  Frage,  ob  die  Lohnabtreibung  als 
selbständiges  Yerbrechen  anzusehen  oder  nur  ein  durch  schärfere  Straf- 
androhung hervorgehobener  Fall  des  „gewöhnlichen“  Verbrechens  der 
Abtreibung  sei.  Ich  muss  mich  der  letzteren  Ansicht  anschliessen,  u.  z. 
aus  den  schon  von  Pfizer  S.  37  ff.  dargelegten  Gründen.  Nicht  durch 
die  Bedrohung  in  einem  eigenen  Paragraphen  eines  Gesetzes  wird  ein 
selbständiges  Yerbrechen  geschaffen;  denn  „für  die  wissenschaftliche  Be- 
trachtung ist  offenbar  nicht  die  auf  die  Tat  gesetzte  Strafe,  sondern 
das  Wesen  der  Tat  massgebend“.  Ob  besondere  Nebenumstände  gerade 
den  Unwillen  des  Gesetzgebers  mehr  erregen  oder  aber  dämpfen,  hat 
mit  dieser  Grundfrage  nichts  zu  schaffen.806) 

Meritorisch  im  Sinne  der  hier  vertretenen  Anschauung  auch  Ols- 
hausen  S.  808,  v.  Schivarze  S.  609.  Dagegen  Berner  S.  525. 307) 

§ 108. 

Es  drängt  sich  naturgemäss  die  Frage  auf:  Aus  welchem  Grunde 
wäre  die  Abtreibung  gegen  Entgelt  besonders  strafwürdig  ? 

806)  Die  ganzen  Streitfragen,  welche  sich  aus  der  wenig  glücklichen  Fassung 
des  § 219  Deutsches  I?.-St.-G.-B.  ergeben  — dessen  Verhältnis  zu  § 218,  die  Be- 
handlung von  Versuch,  Teilnahme  usw.  — in  dieser  Arbeit  zu  behandeln,  würde 
zu  weit  führen.  Ich  muss  betreffs  ihrer  auf  die  speziell  dem  Deutschen  R.-St.-G.-B. 
gewidmeten  Werke  verweisen. 

807)  Dass,  wie  Berner  ibid.  meint,  das  Deutsche  R.-St.-G.-B.  mit  seinem  § 219 

v.  L i « z t , Kriminelle  Fruohtnbtreibunjf. 
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Dabei  können  wir  mehrere  Fälle  unterscheiden.  Den  Fall  des 
Verbotes  jeder  Abtreibung  mit  schärferer  Bedrohung  der  Abtreibung 
gegen  Entgelt ; den  Fall,  dass  gewisse  Fälle  der  Abtreibung  milder  be- 
droht sind  als  andere,  jedoch  diese  mildere  Behandlung  bei  Vornahme 
gegen  Lohn  zessiert;  den  Fall  der  regelmässigen  Straflosigkeit  der 
Abtreibung  mit  Pönalisierung  der  Lohnabtreibung.  Die  Grundlagen 
für  alle  drei  Fälle  sollen  durch  die  folgenden  Erörterungen  festgestellt 
werden. 

Ist  Gewinnsucht  an  sich  etwas,  das  die  Bedrohung  durch  das  Straf- 
gesetz verdient?  Wird  eine  an  sich  erlaubte  Handlung  dadurch  strafbar, 
dass  sie  aus  Gewinnsucht  oder  gegen  Entgelt  vorgenommen  wird?  Ich 
glaube  nicht.  308)  Fast  der  ganze  Handel  und  damit  ein  grosser  Teil  der 
Staatsbilanzen  beruht  schliesslich  doch  auf  der  Gewinnsucht  Einzelner. 

Muss  ich  jede  andere,  noch  so  unwichtige  und  folgenlose  Verrich- 
tung, um  so  mehr  aber  wichtigere  und  schwierigere  Vornahmen  bezahlen, 
warum  soll  ich  gerade  eine  so  hochwichtige  und  eventuell  folgenschwere 
Dienstleistung  umsonst  beanspruchen  können?  Dazu  wird  sich  kaum 
jemand  hergeben,  und  gerade  der  infolge  seiner  Geschicklichkeit  Begehr- 
teste am  wenigsten.  Es  ist  bei  jeder  gewöhnlichen  ärztlichen  und  advoka- 
torischen  Hilfe  ebenso.309) 

Anders  liegt  die  Sache,  wenn  eine  verbotene,  an  sich  strafbare 
Handlung  gegen  Entgelt  vorgenommen  wird.  Dann  wird  die  wegen  des 
niedrigen  Motivs  vorgenommene  Handlung  im  einzelnen  Falle  durch 
den  Richter  strenger  beurteilt  werden  können  als  ceteris  paribus  eine 
andere.  Sie  a priori  gesetzlich  für  ein  Verbrechen  schwererer  Art  zu 
erklären,  entspricht  kaum  der  Gerechtigkeit,  da  wir  Moral  und  Straf- 
recht nicht  verwechseln  dürfen.  „Wir  wissen,  was  wir  moralisch  von 

gerade  „eine  besondere  Bestimmung  über  die  gewerbsmässige  Beihilfe  zur  Abtreibung 
überflüssig  zu  machen  gesucht“  habe,  möchte  ich  doch  nicht  ohnewoiteres  an- 
nehmen, zumal  ja  auch  Handlung  gegen  Entgelt  und  gewerbsmässige  Handlung  nicht 
dasselbe  sind. 

808)  Sollte  zur  Widerlegung  meiner  Worte  der  Hinweis  auf  die  Prostitution 
gemacht  werden,  so  wäre  dies  verfehlt.  Abgesehen  von  dem  allbekannten  Haupt- 
grund, weshalb  die  Prostitution  verurteilt  wird,  genügt  betreffs  der  Hintanhaltung 
öffentlichen  Ärgernisses,  der  gesundheitlichen  Prophylaxe  und  des  Zuhältertums  wohl 
der  blosse  Hinweis.  Dass  aber  liier  nicht  um  der  Gewerbsmässigkeit  willen  gestraft 
wird,  ergibt  sich  aus  der  behördlichen  „Konzessionierung“  gerade  der  eingeschriebenen 
gewerbsmässigen  Prostituierten. 

803)  Yergl.  übrigens  § 879/2  und  3 des  österreichischen  b.  G.-B. 
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dem  zu  halten  haben,  der  Geld  und  Geldeswert  höher  stellt,  als  das 
Leben  seines  Mitmenschen.  Aber  auf  dem  Rechtsgebiete  muss  doch 
Recht  Recht  bleiben,“  sagt  sehr  richtig  Glaser  S.  204.  Dieser  Satz 
beansprucht  ganz  allgemeine  Geltung,  und  überflüssig  wäre  die  Beto- 
nung, dass  das,  was  Glaser  über  die  Tötung  eines  Menschen  sagt,  nach 
dem  Schlüsse  a majori  ad  minus  auch  für  die  Beseitigung  einer  Frucht 
zutrifft.  310) 

Tritt  zu  dieser  niedrigen  Gesinnung  des  Täters  noch  die  gewerbs- 
mässige Yerübung  des  Verbrechens,  seine  Begehung  aus  Gewinnsucht 
in  von  vorneherein  gewolltem  Rückfalle  also,  so  wird  die  Strafausmessung 
durch  den  Richter  eine  noch  strengere  sein;  das  Gesetz  wird  diesem 
vielleicht  auch  zur  Berücksichtigung  solcher  Fälle  einen  besonders  hoch 
ansteigenden  Strafrahmen  zur  Verfügung  stellen.311) 

In  unserem  Falle  aber  sind  solche  Spezialbestimmungen  wohl  auch 
aus  einem  andern  Grunde  überflüssig.  Zur  Abtreibung  ohne  Entgelt 
werden  sich  doch  wohl  — ausser  der  Schwangeren  selbst  — nur  Ange- 
hörige oder  besonders  gute  Freunde  der  Schwangeren  verstehen.  Lauter 
Personen  also,  denen  ohnedies  mildernde  Umstände  zuzubilligen  sind, 
welche  bei  dem  gegen  Lohn  Abtreibenden  wegfallen. 

Übrigens  möchte  ich  es  nicht  unterlassen,  zu  betonen,  dass  es  noch 
niedrigere  Motive  gibt,  als  die  Gewinnsucht  eines  mehr  oder  minder 
Not  leidenden  Menschen, 312)  welche  aber  von  der  Gesetzgebung  in 
keiner  Weise  berücksichtigt  werden.  So  spricht  Geyer  S.  10  von  dem 
„niederträchtigen  Motiv“  des  Täters,  der  aus  Gewinnsucht  handelt.  Ist 
Abtreibung  aus  Rachsucht,  Neid  oder  purer  Bosheit  etwa  weniger  nieder- 
trächtig ? 

Überdies  wird  man  zugeben,  dass  dies  alles  keine  Spezifika  der  Abtrei- 
bung sind.  Und  „es  geht  nicht  an,  einen  legislativen  Gedanken,  der  all- 
gemeine Bedeutung  für  die  verschiedensten  Deliktsgruppen  hat,  bloss  bei 
einem  Sonderdelikt  zu  berücksichtigen“  {v.  Liszt,  Tötungsdelikte  S.  123). 

91°)  Damit  erachte  ich  auch  die  Bemerkung  Pflzer's  S.  49  für  erledigt,  wonach 
die  Sonderbestimmung  des  § 219  Deutsches  Reichs-Sht.-Qr.-B.  „wegen  der  durch  das 
gewinnsüchtige  Handeln  bekundeten  besonderen  Immoralität“  getroffen  worden  sei. 

311)  Es  ist  daher  in  dieser  Richtung  Hrehorowicz  beizupflichten,  wenn  er  S.  16 
meint:  „Die  Verletzung  einer  Berufspflicht,  Gewolinheitsmiissigkeit  und  gewinn- 
süchtige Absicht  sind  ...  mehr  akzessorische  Strafbarkeitsgründe  der  Abtreibung  und 
können  daher  nicht  eine  besondere  Art  dieses  Verbrechens  begründen.“ 

312)  Damit  soll  selbstverständlich  nicht  gesagt  sein,  dass  jeder  aus  Gewinnsucht 
Abtreibende  Not  leidet. 
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Ebenso  ist  es  zu  beurteilen,  wenn  eine  an  sich  straf/ose,  bei  Hintan- 
setzung gewisser  Kautelen  aber  strafbare  Handlung  unter  Missachtung 
dieser  Kautelen  gegen  Entgelt  vorgenommen  wird. 

§ 109. 

Durch  Wiederholung  kann  die  entgeltliche  Abtreibung  zur  gewerbs- 
mässigen werden,  wenn  die  Absicht  des  Täters  vorliegt,  „sich  durch  die 
wiederholte  Yornahme  eine  Einnahmequelle  zu  verschaffen“  ( v . Liszt 
S.  238). 

Wie  oftmalige  Wiederholung  die  „Gewerbsmässigkeit“  herstellt, 
wird  quaestio  facti  sein.  Schon  zweimalige  Yornahme  kann  dazu  aus- 
reichen. Selbstverständlich  wird  die  geringe  Zahl  der  Wiederholungen 
als  Milderungsgrund  in  Betracht  kommen,  ebenso  wie  die  Fortsetzung 
durch  lange  Zeit  oder  besonders  häufige  Yornahme  binnen  kurzer  Frist 
als  erschwerend  berücksichtigt  werden  wird.  Übrigens  ist  es  zur  Annahme 
der  gewerbsmässigen  Yerübung  hier  ebenso  wie  bei  anderen  Delikten 
begrifflich  nicht  erforderlich,  dass  der  Täter  schon  wegen  vorhergegan- 
gener Fakten  bestraft  wurde. 

Dass  solche  gewerbsmässige  Abtreibungen  an  manchen  Orten  im 
grossen  Stil  vorgenommen  werden,  haben  wir  bereits  (§  4)  gesehen. 

Durch  gesetzliche  Bestimmungen  kann  der  Begriff  der  Gewerbs- 
mässigkeit selbstverständlich  auch  unabhängig  vom  gewöhnlichen  Sprach- 
gebrauche  und  der  Logik  fixiert  werden.  Ob  derartige  Abweichungen 
immer  glücklich  sind,  ist  eine  andere  Frage. 

So  bestimmt  Bayern  1861,  Art.  244:  „Wer  aus  eigennütziger 
Absicht  in  mehr  als  zwei  Fällen  schwangeren  Personen  Mittel  zur  Ab- 
treibung der  Frucht  verschafft  oder  mit  ihrer  Einwilligung  solche  Mittel 
an  ihnen  angewendet  hat,  ist  wegen  gewerbsmässiger  Kindesabtreibung 
mit  Zuchthaus  bis  zu  12  Jahren  zu  bestrafen.“  Es  fallt  bei  dieser 
Fassung  auf,  dass  kein  Zeitintervall  bestimmt  ist,  welches  die  Gewerbs- 
mässigkeit ausschliessen  würde.  Dass  der  Täter  wegen  der  ersten  zwei 
Fälle  bereits  bestraft  sei,  ist  nicht  erfordert.  Die  „Gewerbsmässigkeit“  ist 
danach  gegeben,  auch  wenn  der  Täter  zum  erstenmale  vor  Gericht  steht 
aber  wegen  mindestens  drei  Fällen  angeklagt  ist313)  oder  zwei  Fälle  ver- 
jährt sind.  Auch  FerswcÄshandlungen  genügen  als  „Fall“  (so  auch  Stenglein 
S.  347,  Kommentar  S.  290).  — Dass  die  Voraussetzung  „schwangeren  Per- 


3I3)  Yergl.  auch  das  preussische  Landrecht,  II,  20,  § 989. 
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sonen“  auch  dann  erfüllt  ist,  wenn  in  mehr  als  zwei  Fällen  mit  Bezug 
auf  dieselbe  Person  gehandelt  wurde,  dürfte  nicht  zu  bezweifeln  sein. 

Gerade  bei  Handlungen  wie  die  Abtreibung,  zu  welcher  ganz  be- 
sondere Geschicklichkeit  oder  Kenntnisse  erforderlich  sind,  wird  aus 
der  Yornahme  um  Lohn  leicht  die  gewerbsmässige  Vornahme  hervor- 
gehen. Es  ist  selbstverständlich,  dass  eine  Persönlichkeit,  bei  welcher 
man  diese  Kenntnisse  und  Geschicklichkeit  gegeben  weiss,  auch  im 
Bedarfsfälle  gerne  herangezogen  werden  und  auch  ihrerseits  diese  gerne 
immer  wieder  fruktifizieren,  ja  zur  Grundlage  einer  Einnahmequelle 
machen  wird,  woraus  sich  dann  die  Gewerbsmässigkeit  von  selbst  ergibt. 

Auch  spricht  in  diesen  Fällen  noch  ein  anderes  Moment  mit:  Ist 
eine  Handlung  bei  Strafe  verboten,  so  wird  jeder  auch  nur  einiger- 
massen  vorsichtige  Mensch,  den  nicht  besondere  Umstände  zu  ihrer 
Yornahme  bewegen,  diese  vermeiden.  Daraus  ergibt  sich,  dass  sich  zu 
solchen  Handlungen  zumeist  nur  solche  Menschen  entschliessen  werden, 
die  wenig  oder  nichts  zu  verlieren  haben  und  für  Geld  zu  allem  zu  haben 
sind.314)  Diese  aber  sind  dann  bei  Bedarf  immer  wieder  gerne  bereit. 

Dies  ist  offenbar  auch  der  Gedanke,  welcher  die  Landgerichts- 
ordnung Ferdinand 's  III.  (1656)  und  Leopold' s I.  (1675)  in  ihren 
Art.  70,  § 7/3,  bezw.  III,  12,  § 7/3  und  sohin  auch  die  Theresiana  bei 
ihrer  Bestimmung  Art.  91,  § 7/5  geleitet  hat:  Als  beschwerender  Um- 
stand für  den  bestellten  Mord  wird  erklärt,  „wenn  der  Bestellte  die 
Mordthat  um  ein  geringes  Geld,  und  solche  öfters  leichtfertig  vollbracht 
hätte.“  — 

Radbruch , der  (S.  168)  die  Qualifizierung  der  Medizinalpersonen 
bedenklich  findet,  wünscht  (ibidem)  allgemeine  Bedrohung  der  gewerbs- 
mässigen Abtreibung. 

Damit  wird  man  sich  eher  befreunden  können,  zumal  der  gewerbs- 
mässige Betrieb  leicht  auch  zur  gewerbsmässigen  Anstiftung  führen 
kann.  Jeder,  der  ein  • erlaubtes  oder  unerlaubtes,  anständiges  oder  nicht 
anständiges  Gewerbe  ausübt,  ist  auf  Kundschaft  angewiesen,  und 
gerade  bei  der  Abtreibung  führt  das  Bestreben  zur  Erlangung  solcher 
erfahrungsgemäss  mitunter  zu  weit  verzweigten  Verbindungen.  Das 
Verbot  solcher  Tätigkeit  würde  sich  leicht  rechtfertigen  lassen. 

Gerade  diesen  Fall  nimmt  übrigens  das  St.-G.-B.  für  Baden  1845, 

§ 2 52,  von  der  höheren  Bestrafung  aus.  Der  genannte  Paragraph  nennt  sub  1 

3U)  Yergl.  «.  Holtzendorff  S.  463  über  das  „an  den  Banditenmord  erinnernde 
Motiv  der  Gewinnsucht“. 
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den  Mitschuldigen  (Gehilfen),  sub  2 den  Anstifter.  Bei  Bedrohung  des 
gewerbsmässig  handelnden  Mitschuldigen  wird  sohin  die  Ziffer  1 be- 
zogen: „Im  Falle  Nr.  1“.  Damit  ist  wohl  der  Fall  Nr.  2 ausgeschlossen. 

Hafter  will  S.  93  mit  der  Bedrohung  der  Lohnabtreibung  „nament- 
lich auch  jeden  gewerbsmässigen  Betrieb“  treffen.  Dem  ist  gewiss  bei- 
zustimmen, soweit  es  die  Richtigkeit  seiner  Ansicht  betrifft.  Ob  es  auch 
gerecht  ist,  zum  Zwecke  der  stärkeren  Bedrohung  der  gewerbsmässigen 
Abtreibung  oder  gar  eines  „Betriebes“  mit  Anstiftung  schon  jede  ein- 
zelne Lohnabtreibung  strenger  zu  strafen,  ist  eine  andere  Frage.  Ebenso 
ist  in  Abrede  zu  stellen,  dass  der  „öfters  gewerbsmässige  Betrieb  der 
hier  in  Betracht  kommenden  Verbreckenshandlungen“  (i>.  Holtzendorff 
S.  463)  die  hohe  Strafe  auch  dort  rechtfertige,  wo  keine  gewerbsmässige 
Verübung  vorliegt. 

Nicht  ebenso  treffen  jene  Gesetze,  welche  die  gewerbsmässige  Ab- 
treibung ausdrücklich  besonders  streng  bedrohen,  damit  auch  jede  ein- 
zelne Lohnabtreibung  mit  besondrer  Strenge. 

Auch  Schneickert  will  die  gewerbsmässige  Abtreibung  besonders 
scharf  bedroht  wissen.  So  will  er  z.  B.  S.  132  zwar  die  ihre  eigene 
Frucht  abtreibende  unehelich  Schwangere  mit  Strafe  verschonen  und 
hebt  ausdrücklich  hervor,  dass  daun  die  Beihilfe  zu  ihrer  Handlung 
ebenfalls  straflos  sein  müsste,  „wenn  sie  nicht  als  delictum  sui  generis 
normiert  wird,  wie  im  geltenden  Recht“.  Als  delictum  sui  generis  aber 
will  er  die  Abtreibung  durch  den  „Dritten“  ohne  Zustimmung  der 
Schwangeren  und  die  gewerbsmässige  Abtreibung  normieren.  In  seinen 
Gesetzesvorschlägen  S.  139/140  schlägt  er  für  die  entgeltliche  Beihilfe 
Zuchthausstrafe,  jedoch  ohne  Statuierung  eines  Strafminimums,  vor. 

§ HO. 

De  lege  ferenda  möchte  ich  Bedrohung  der  Lohnabtreibung  mit 
einem  erhöhten  Strafrahmen  aus  den  entwickelten  Gründen  ablehnen. 

Ist  ein  niedriges  Motiv  der  Beweggrund  eines  Verbrechens  gewesen, 
so  kann  dasselbe  als  erschwerender  Umstand  innerhalb  des  für  die  Tat 
angedrohten  Strafrahmens  durch  den  Richter  berücksichtigt  werden. 
Deshalb  über  diesen  Strafrahmen  hinauszugehen  und  ein  delictum  sui 
generis  zu  konstruieren,  dazu  ist  genügender  Grund  nicht  vorhanden. 

Für  Rückfall  und  gewerbsmässige  Arerübung  von  Verbrechen  hat 
der  allgemeine  Teil  des  Strafgesetzbuches  die  erforderlichen  Bestim- 
mungen zu  enthalten. 
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Will  man  aber  schon  die  Abtreibung  gegen  Lohn  besonders  quali- 
fizieren, so  müsste  sich  diese  Qualifizierung  auch  auf  die  Schwangei  e 
selbst  erstrecken,  soferne  sie  an  dem  Vermögensvorteil  teilnimmt;  auch 
dann,  wenn  ein  „Dritter“  die  Abtreibungshandlung  ausführt.  Die 
odiose  Privilegierung  der  gewerbsmässigen  Abtreibung  hingegen  kann 
wenigstens  als  solche  — wohl  niemals  auf  die  Schwangere  selbst  er- 
streckt werden.  Höchstens  als  Lohnabtreibung  könnte  sie  dieser  zuge- 
rechnet werden. 

Ernste  Erwägung  verdient  die  besonders  hohe  Bestrafung  der  ge- 
werbsmässigen Anstiftung. 

2.  Unterabschnitt:  Die  gesetzliche  Behandlung  der  Lohnabtreibung. 

§ 111. 

Die  weitaus  meisten  Strafgesetze  finden  die  Lohnabtreibung  nicht 
odios  zu  privilegieren. 

So  Österreich  (1803  und)  1852  und  wieder  der  Vorentwurf  1909. 

Ebenso  ein  Teil  der  Deutschen  Parfr'&w/ar-Strafgesetzgebung : Bayern 
1813;  Oldenburg  1814;  Braunschweig  1840  (jedoch  gewerbsmässige 
Beihilfe!);  Thüringen  1850;  Preussen  1851;  Lübeck  1863;  Sachsen  1868. 

Auch  der  bei  weitem  grössere  Teil  der  schweizerischen  Partikular- 
Strafgesetze  betrachtet  die  Yornahme  der  Abtreibung  gegen  Entgelt 
nicht  als  erschwerend.  Als  hieher  gehörig  sind  zu  nennen : Graubünden 
1851;  Aargau  1857;  Wallis  1858;  Obwcdden  1864;  Glarus  1867; 
Freiburg  1868;  Zürich  1871;  Basel  1872  (1973);  Tessin  1873;  Genf 
1874 ; Zug  1876  ; Appenzell  A.-Rli.  1878  ; Schwyz  1881 ; Solothurn  1885  ; 
St.  Gallen  1885;  Appenzell  I.-Rh.  1899;  Luzern  1906. 

Yon  sonstigen  Rechten  nenne  ich  als  Beispiele  im  gleichen  Sinne! 
Frankreich  1810;  Griechenland  1834;  Türkei  1858;  Ostindien  1860: 
Peru  1862;  San  Marino  1865;  Russland  1866;  Spanien  1870;  Monaco 
1874;  Paraguay  1880;  Niederlande  1881  ; Newyork  1881;  Italien  1889  i 
Portugal  1889;  Chile  1889;  Uruguay  1889;  Kolumbia  1890;  Ecuador 
1890;  Brasilien  1890;  Viktoria  1890;  Kanada  1892;  Texas  1895! 
Bulgarien  1896;  Kongo  1896;  Sudan  1899;  Queensland  1899;  Nord- 
amerika, Entwurf  1901 ; Norwegen  1902  ; Westaustralien  1902 ; Russland 
1903;  Argentinien,  geltendes  Recht  1903  und  Entwurf  1904;  Ägypten 
1904;  Venezuela  1904;  Japan  1907 ; ebenso  das  geltende  englische  Recht 
sowie  die  beiden  englischen  Entwürfe  von  1879  und  1880. 
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§ 112. 

Eine  Reihe  von  Gesetzen  bedroht  hingegen  die  Lohnabtreibung 
besonders  streng.  Sie  bestimmen  dafür  einen  besonders  hohen  Strafsatz 
oder  rechnen  die  Vornahme  gegen  Lohn  unter  die  erschwerenden  Um- 
stände. Auch  andere  Verschärfungen  in  der  Behandlung  der  Tat  finden  wir. 

Die  Begründung  für  diese  Auszeichnung  ist  nicht  immer  eine  ein- 
gehende. So  begnügen  sich  z.  B.  die  Motive  (Entwurf  III,  1870)  des 
St.-G.-B.  für  den  Norddeutschen  Bund  damit,  zu  bemerken:  „Alseinen 
besonders  strafwürdigen  Fall  hebt  der  § 214  hervor,  wenn  der  Dritte 
die  Handlung  gegen  Entgelt begangen  hat“. 

Die  Theresiana  bestimmt  im  Art.  88,  § 5,  als  beschwerenden  Umstand, 
„wenn  wer  um  Geld,  und  Gewinnst  willen  sich  behandlen  lassen,  Jemanden 
unfruchtbar  zu  machen,  oder  die  Leibesfrucht  abzutreiben.“ 

Die  Reformvorschläge,  welche  die  Kompilationskommission  1781 
zur  Theresiana  erstattete,  berühren  diesen  Punkt  nicht.  Die  folgenden 
österreichischen  Entwürfe  und  Gesetze  einschliesslich  des  geltenden 
Strafgesetzbuches  v.  J.  1852  enthalten  keine  Bestimmung,  welche  die 
Lohnabtreibung  einer  besonders  strengen  Strafe  unterwürfe.  315) 

Hingegen  kehrte  der  österreichische  Entwurf  1891  zur  Theresiana 
zurück,  indem  er  (§  233)  den,  der  „dies  gegen  Entgelt“  getan  hat, 
mit  Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  (statt  bis  zu  5 Jahren  oder  mit  Gefängnis 
von  6 Monaten  bis  zu  5 Jahren)  bedroht.  Übrigens  wird  die  Abtreibung 
gegen  Lohn  im  Entwurf  nicht  nur  als  erschwerender  Umstand  be- 
zeichnet sondern  unter  einen  eigenen  Strafrahmen  gestellt. 

Über  das  merkwürdige  Verhältnis  von  schärferer  Bedrohung  des 
an  der  Abtreibung  mitschuldigen  „Vaters  des  abgetriebenen  Kindes“ 
und  Bedrohung  der  Lohnabtreibung  in  der  österreichischen  Gesetzgebung 
vgl.  unten  im  IV.  Teile. 

Der  österreichische  Vorentwurf  1909  hat  keine  dieser  beiden  Be- 
stimmungen aufgenommen.  316) 

Weitere  Beispiele  für  höhere  Bestrafung  der  Lohnabtreibung  geben : 
Deutsches  Reich  1871,  § 219  („gegen  Entgelt“)  mit  Ausdehnung  auf 

315)  Die  Lohnabtreibung  mit  Zustimmung  der  Schwangeren  wird  gar  nicht  erwähnt, 
die  Lohnabtreibung  ohne  diese  Zustimmung  nicht  besonders  bedroht.  Hieher  gehört 

auch  das  St.-G.-B.  für  Westgallizien  1796,  § 128. 

316)  Hingegen  lässt  er  (im  § 292)  neben  der  Freiheitsstrafe  Geldstrafe  bis  zu 
10,000  Kronen  zu,  „da  die  Abtreibung  häufig  gewinnsüchtigen  Motiven  entspringt 

( österr . Erläuterungen  1910,  S.  259). 
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daa  Verschaffen,  Anwenden  oder  Beibringen  der  Mittel,  jedoch  Forderung 
von  Erfolg  und  Kausalzusammenhang;  der  Deutsche  Vorentwurf  1909, 
§217  („gegen  Entgelt“);  Ungarn  1878,  § 285/2  („aus  Gewinnsucht“); 
Finnland  1889,  Kap.  22,  § 5 („gegen  Vergütung“);  Japan , Vorent- 
wurf  1899,  Art.  274/2  („auf  Verlangen  und  gegen  Entgelt“);  Schweiz, 
Vorentwurf  1903,  Art  64,  § 2 („gegen  Entgelt“). 

§ 113. 

Speziell  die  gewerbsmässige  Abtreibung  wird  besonders  streng  bedroht 
von  folgenden  Strafgesetzen,  deren  einige  — so  Braunschweig  1840  — 
die  einfache  Lohnabtreibung  nicht  härter  als  jede  andere  Abtreibung 
mit  Einwilligung  der  Schwangeren  behandeln. 

Württemberg  1839,  Art.  254;  Braunschweig  1840,  § 155;  Hannover 
1840,  Art.  236,  Abs.  4;  Hessen  1841,  § 283;  Baden  1845,  § 252;317) 
Bayern  1861,  Art.  244;  Hamburg  1869,  Art.  128. 

Ebenso  Waadt  1843,  Art.  229/a  („Si  le  delinquant  se  livre  habi- 
tuellement  ä ce  genre  de  delit.  “ Stooss  — Schweiz  S.  24  — übersetzt  „habi- 
tuellement“  mit  „gewerbsmässig“). 

Aargau  1857,  § 124  („ so  darf  nicht  unter  die  mittlere  Straf- 

dauer hinabgegangen  werden“);  Schaffhausen  1859,  § 158,  Absatz  3; 
Bern  1866,  Art.  135  („gewerbsmässige  Beihilfe“) ; Thurgau  1868,  § 75. 

Neuenburg  1891,  Art.  310.  Es  unterscheidet  ausdrücklich : 

„2°  Si  la  personne  coupable  fait  metier  de  pratiques  abortives  ; 
3°  Si  l’avortement  a ete  procure  dans  un  but  de  lucre“, 
stellt  aber  für  beide  Fälle  denselben  Strafrahmen  auf. 

Schweiz,  Vorentivurf  1908,  Art.  68,  bedroht  in  Punkt  2 die  Hand- 
lung gegen  Entgelt  besonders  streng  (Zuchthaus  bis  zu  10  Jahren  gegen- 
über Zuchthaus  oder  Gefängnis  bis  zu  5 Jahren  für  den  Normalfall), 
in  Punkt  4 Abtreibung  als  Gewerbe  noch  strenger  (Zuchthaus  nicht 
unter  3 Jahren;  d.  i.  nach  Art.  28  bis  zu  15  Jahren.) 

Montenegro  1906  hat  keine  verschärfte  Strafdrohung  gegen  Lohn- 
abtreibung, wohl  aber  droht  es  im  § 169  besonders  scharf,  wenn  die 
Tat  „gewerbsmässig  oder  mehreremale“  geschah. 

§ 114. 

Dass  die  Androhung  besonders  strenger  Strafen  gegen  Lohn- 
abtreibung immer  in  logisch  richtiger  und  konsequenter  Weise  erfolgt, 


817)  Betreffs  des  Anstifters  vergl.  S.  245/246  dieser  Arbeit. 
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kann  nicht  behauptet  werden.  Das  geltende  St.-G.-B.  für  das  Deutsche 
Reich  z.  B.  bedroht  in  seinem  § 219  denjenigen  besonders  streng,  der 
„einer  Schwangeren,  welche  ihre  Frucht  abgetrieben  oder  getötet  hat, 
gegen  Entgelt  die  Mittel  hiezu  verschafft,  bei  ihr  angewendet  oder  ihr 
beigebracht  hat.“ 

Auf  die  aus  der  unklaren  Stilistik  dieses  Paragraphen  sich  er- 
gebenden Streitfragen  3|8)  einzugehen,  ist  nicht  im  Rahmen  dieser  Arbeit 
gelegen.  Hervorheben  möchte  ich  aber  folgende  Konsequenz  des  völlig 
zweifelfreien  Textes:  Beihilfe  durch  Rat  fällt  niemals  unter  den  stren- 
geren Strafsatz  des  § 219.319)  Wendet  sich  also  eine  Schwangere  an 
einen  Sachverständigen,  der  ihr  gegen  hohes  Entgelt  einen  raffinierten 
Rat  gibt,  wie  sie  trotz  bestehender  Schwierigkeiten  ihren  Plan  gefahrlos 
ausfübren  kann,  und  entlehnt  sie  dann  etwa  von  einer  Hebamme  (die 
um  ihre  Absicht  weiss)  gegen  geringe  Entlohnung  einen  zur  Ausführung 
dienlichen  Apparat,  so  fällt  zwar  die  Hebamme,  nicht  aber  der  sach- 
verständige Berater  unter  den  strengen  Strafsatz  des  § 219.  Und  doch 

— wessen  „soziale  Gefährlichkeit“  (R.  Frank  S.  347)  ist  die  grössere? 
Gewiss  wird  infolge  der  Fassung  des  § 219  das  Strafminimum  des 
§ 14  zulässig  und  also  ein  nicht  besonders  krasses  Missverhältnis  der 
Bestrafung  Beider  möglich  sein,  trotzdem  zwar  § 218,  nicht  aber  auch 
§ 219  mildernde  Umstände  zulässt.  Dass  das  Prinzip  ein  verfehltes 
ist,  bleibt  trotzdem  klar. 

Eine  Normierung  der  Abtreibung  gegen  Entgelt  als  delictum  sui 
generis  bei  Strafloslassung  des  nicht  gegen  Entgelt  handelnden  „Dritten“ 

— wie  Schneickert  S.  132  und  139  sie  wünscht  — ist  in  keinem  mir 
bekannten  Gesetz  oder  Entwürfe  zu  finden. 

Hingegen  wurde  mehrfach  dadurch  eine  schärfere  Behandlung  des 
gegen  Lohn  Abtreibenden  herbeigeführt,  dass  seine  Tat  kraft  positiver 
Bestimmung  schon  im  Stadium  des  Versuches  als  vollendetes  \ erbrechen 
bedroht  wird.  Betreffs  dieses  Punktes  kann  ich  auf  das  in  § 95  Ge- 
sagte verweisen. 

Auch  mit  Versagung  mildernder  Umstände  für  die  Lohnabtrei- 
bung wurde  diese  besonders  scharf  zu  treffen  versucht.  Ein  Beispiel 
dafür  bietet  das  geltende  St.-G.-B.  für  das  Deutsche  Reich , § 219. 

Interessanterweise  scheint  mir  für  die  Lohnabtreibung  von  dem 
gerade  bei  unserem  Verbrechen  sonst  so  beliebten  Mittel  der  "V  erschärfung 

SI8)  So  die  Frage,  ob  strafbarer  Versuch  möglich  sei. 

3lfl)  So  auch  Oppenhoff- Delius  S.  518. 
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durch  eine  besonders  strenge  Erfolghaftung  kein  Gebrauch  gemacht 
worden  zu  sein.  ^Venigstens  ist  mir  kein  Gesetz  bekannt,  das  für  den 
Fall  der  Lohnabtreibung  mit  Einwilligung  der  Schwangeren  eine  besonders 
strenge  Erfolghaftung  verfügt  hätte. 

Ganz  besonders  hervorgehoben  werden  muss,  dass  die  schärfere 
Bedrohung  der  Lohnabtreibung  sich  fast  durchwegs  (Beispiel : Bayern 
1861,  Art.  244)  nur  auf  die  Abtreibung  mit  Zustimmung  der  Schwangeren 
bezieht,  während  die  Abtreibung  ohne  diese  Einwilligung  durch  das  An- 
nehmen von  Entgelt  nicht  weiter  qualifiziert  wird.  Was  allerdings  zumeist 
dadurch  begründet  erscheint,  dass  die  Strafdrohung  gegen  Abtreibung 
ohne  Zustimmung  der  Schwangeren  ohnedies  schon  ausserordentlich  hoch 
ist  oder  sogar  schon  bis  zum  zulässigen  Maximum  geht. 

Die  beiden  Haan’ sehen  Entwürfe  zu  einem  österreichischen  St.-G-.B. 
1793  und  1794  deuten  den  Fall  der  Lohnabtreibung  ohne  Zustimmung 
der  Schwangeren  zwar  an,  stellen  ihn  aber  ausdrücklich  mit  der  gleichen 

Tat  aus  anderen  Motiven  gleich.  — Art.  97  des  ersteren  lautet:  „ wenn 

er  aus  eigennützigen  oder  was  immer  für  Absichten  wider  Wissen  und 
Willen  der  Mutter  die  Abtreibung  ihrer  Leibesfrucht  in  was  immer  für 
einer  Zeit  der  Schwangerschaft  bewirkt  oder  zu  bewirken  versucht“,  und 

Art.  99  des  zweiten  besagt:  „ der  aus  eigennütziger  oder  was  immer 

für  anderer  Absicht  wider  Wissen  und  Wollen  der  Mutter “ usw.. 

Dabei  erwähnen  die  beiden  genannten  Entwürfe  die  Annahme  von  Ent- 
gelt im  Palle  der  Abtreibung  mit  Zustimmung  der  Schwangeren  gar  nicht. 

Jungmann  S.  41  findet,  es  wäre  für  die  Fälle  der  Lohnabtreibung 
„neben  der  Freiheitsstrafe  eine  ausgibige  Geldstrafe  zuzulassen,  um  die 
Gewinnsucht  des  Täters  empfindlich  zu  treffen,  32°)  wie  schon  das  römische 
Recht  (L.  38  § 5 Dig.  48,  19)  mit  den  Worten  « amissa  parte  bonorum» 
anordnet.“ 

Ich  sehe  auch  zu  einer  solchen  Verfügung  keinen  Grund,  zumal 
ja  die  Abtreibung  gegen  Entgelt  gar  nicht  immer  auf  „Gewinnsucht“ 
zu  beruhen  braucht,  wie  ich  bereits  oben  S.  240  gezeigt  habe.  Und 
betreffs  der  Stelle  L.  38  § 5 de  peenis  irrt  Jungmann ; denn  von  „Gewinn- 
sucht“ oder  überhaupt  Entgelt  ist  in  der  zitierten  Stelle  gar  keine  Rede. 

Ich  werde  auf  die  Frage  der  Zweckmässigkeit  der  Androhung  von 
Geldstrafen  und  die  bezüglichen  gesetzlichen  Vorschriften  im  VIII.  Teile 
zurückkommen. 


82°)  Yergl.  oben  Note  316. 
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3.  Unterabschnitt : Lohnabtreibung  durch  die  Schwangere  selbst. 

§ 115. 

Ein  besondrer  Fall  der  Lohnabtreibung  ist  die  Abtreibung  der  Frucht 
durch  die  Schwangere  selbst  oder  mit  ihrer  Einwilligung  durch  einen 
Anderen  gegen  von  der  Schwangeren  genommenes  Entgelt. 

Sonstige  „eigennützige  Absicht“  ( Bayern  1861,  Art.  244),  z.  B.  die 
Absicht,  bei  Mangel  eines  zahlungsfähigen  „Täters  “ die  Erhaltung  des 
Kindes  durch  eigene  Arbeit  zu  ersparen,  scheidet  hier  aus  naheliegenden 
Gründen  aus.  Ja,  es  wird  in  solchen  Fällen  gewiss  die  Notlage  als 
Milderungsgrund  angenommen  werden. 

Der  Fall  weist  mehrfache  Unterschiede  gegenüber  den  sonstigen 
Fällen  der  Lohnabtreibung  auf.  Die  Tat  kann  hier  wohl  nie  gewerbs- 
mässig vorgenommen  werden;  das  Vorliegen  besondrer  Kenntnisse  der 
Abtreibenden  kommt  nicht  als  qualifizierend  in  Betracht;  der  Lohn  wird 
nicht  von  der  Abtreibenden  selbst  oder  in  ihrem  Namen  gegeben  sondern 
genommen. 

Aber  gemeinsam  ist  diesem  Falle  mit  den  anderen  Fällen  der  Um- 
stand, dass  nicht  der  Wunsch,  die  Schwangere  von  der  Frucht  zu  be- 
freien, sondern  der  Yermögensvorteil  primärer  Beweggrund  für  die  Ab- 
treibungshandlung ist. 

Das  Vorkommen  solcher  Fälle  ist  nichts  Neues. 

Bereits  in  den  Digesten  (L.  39  de  poenis  48,  19)  ist  bekanntlich 
im  Anschlüsse  an  Cicero  von  jener  Milesierin  die  Rede,  quae  ab  here- 
dibus  secundis  accepta  pecunia  partum  sibi  ipsa  abegit.  Die  poena 
capitalis  wird  ihr  dafür,  aber  nicht,  wie  Jungmann  S.  9 meint,  weil  sie 
gegen  Entgelt  gehandelt  hat.  Unter  all’  den  von  Cicero  für  ihre  „neque 
iniuria“  erfolgte  Verurteilung  angeführten  Gründen  fehlt  gerade  dieser 
eine.  Und  es  lässt  sich  für  das  römische  Recht  überhaupt  eine  schärfere 
Bedrohung  der  Lohnabtreibung,  auch  für  den  Gehilfen,  nicht  nach- 
weisen. 

Hingegen  erblickt  Berlich  (1693)  in  der  Abtreibung  gegen  Lohn 
durch  die  Schwangere  selbst  insoferne  einen  Qualifikationsgrund,  als  er, 
der  sonst  die  Todesstrafe  nur  bei  Abtreibung  eines  foetus  animatus  zu- 
lassen will,  in  seinen  Conclusiones,  4.  Teil,  VIII,  57,  S.  64  meint: 
„Observandum  autem  est,  si  mulier  accepta  pecunia  foetum  abigat,  quod 
poena  capitali  puniatur  non  solum  si  foetus  animatus,  sed  etiam  inani- 
matus  et  informatus  fuerit.“ 
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Hiemit  wäre  also  der  Fall  besonders  strenger  Behandlung  der  Lohn- 
abtreibung durch  die  Schwangere  selbst  gegeben. 

Die  Theresiana  321)  bedroht  den  gleichen  Fall,  den  die  eben  wieder- 
gegebene Stelle  der  Digesten  erwähnt,  im  Art.  91,  „Yon  der  bestellten 
Mordthat“,  dessen  § 1 zufolge  die  „Missethat“  begangen  wird  „sowohl  von 
jenem,  der  einen  mit  Geld  bestellet,  oder  durch  Geschank,  und  Yerheissung 
dahin  erhandlet,  dass  er  einen  anderen  ermorden  solle ; als  auch  von 
demjenigen,  so  sich  bestellen,  und  also  erhandlen  lassen“.  § 7/2  führt 
dazu  als  beschwerenden  Umstand  auf:  „Da  wer  ein  schwangeres  Weib 
durch  Geld  dahin  erhandelte,  dass  sie  mit  wirklicher  Abtreibung 
ihrer  lebendigen  Leibsfrucht  ihme  einen  Zugang  zur  Erbschaft  machete.“ 
Dass  dabei  schliesslich  für  die  Abtreibende  nach  § 6 eine  geringere  Art 
der  Todesstrafe  als  für  den  anstiftenden  Mann  abfallt,  liegt  nicht  in  der 
Behandlung  des  speziellen  Falles,  sondern  in  der  überhaupt  nach  der 
Theresiana  herrschenden  milderen  Tendenz  bei  der  Hinrichtung  „der 
Weibsbildern“  (Art.  5,  § 5). 

In  anderen  Gesetzen  als  den  oben  bezogenen  habe  ich  den  Fall 
der  Lohnabtreibung  durch  die  Schwangere  selbst  nicht  erwähnt  gefunden. 

Wohl  deshalb,  weil  die  gesetzgebenden  Faktoren  der  Ansicht  Geyer’ s 
waren,  welcher  (S.  10)  meint:  „Die  ratio  legis“  (=  des  § 219  Deutsches 

Aetc/ts- St.- G.-B.),  „das  niederträchtige  Motiv  des  Täters trifft  bei 

jener“  (=  der  Schwangeren)  „nicht  zu“.  Diese  Ansicht  beruht  auf  den- 
selben Gründen,  die  ich  auch  in  meinen  „Pflichten“  zu  zeigen  Gelegenheit 
hatte.  Dass  sie  nicht  immer  zutrifft,  war  schon  zu  Cicero' 8 Zeiten  bekannt. 

Oft  wird  bei  solcher  Lohnabtreibung  wohl  Konkurrenz  mit  dem 
Yerbrechen  des  Betruges  vorliegen. 

Das  geltende  österreichische  St.-G.-B.,  das  eine  besondere  Bedrohung 
der  Lohnabtreibung  überhaupt  nicht  kennt,  kennt  natürlich  auch  die 
Yerübung  dieser  durch  die  Schwangere  selbst  nicht. 

Betreffs  des  Deutschen  Ae/c/ts-St.-G.-B.  sind  die  Meinungen  geteilt. 
v.  Liszt  S.  332  meint,  der  Grundgedanke  des  Gesetzgebers  zwinge  zu 
der  Folgerung,  dass  die  Schwangere  selbst  unter  gar  keinen  Umständen 
nach  § 219  bestraft  werden  könnte.322)  Dem  Resultate  ist  de  lege 

32>)  Im  Anschlüsse  an  die  Ferdinanden  1656,  Art.  70,  § 7/2,  und  an  die  Leopoldina 
1675,  HI,  12,  § 7/2. 

822)  So  auch  Binding,  Lehrbuch  S.  40;  Ii.  Frank  S.  348;  v.  Kries  S.  537; 
Meyer-Allfeld  S.  389;  andrer  Ansicht  das  Deutsche  Reichsgericht,  10.4.80,  1.350; 
13.  7.  87,  XVI.  184;  Ilcilschner  S.  71;  Olshausen  S.  808. 


254 


lata  wohl  zuzustimmen,  de  lege  ferenda  aber  würde  ich  meinen,  dass 
gerade  dieser  Grundgedanke  des  Gesetzgebers  auch  die  Anwendbarkeit 
des  Paragraphen  auf  die  Schwangere  selbst  ergeben  würde,  soferne  sie 
selbst  einen  Vermögensvorteil  aus  der  Abtreibung  zieht.  Teilnahme 
Dritter  an  der  Lohnabtreibung  fällt  auch  nach  v.  Liszt  S.  332  selbst 
unter  den  § 219  des  Strafgesetzbuches,  und  es  ist  nicht  abzusehen, 
weshalb  die  Tat  der  an  der  Lohnabtreibung  gegen  Entgelt  teilnehmenden 
Schwangeren  de  lege  ferenda  nicht  analog  behandelt  werden  sollte. 


3.  Abschnitt. 

Die  Abtreibung  bei  unehelicher  Schwangerschaft. 

§ ne. 

Haben  wir  in  den  letzten  Abschnitten  zwei  Umstände  betrachtet, 
welche  vielfach  als  die  Tat  erschwerend  gelten,  so  will  ich  hier  ein 
Moment  ins  Auge  fassen,  welches  mehrfach  die  gegenteilige  Wirkung 
hat:  Den  Umstand,  dass  die  Schwangerschaft  der  Abtreibenden  eine 
uneheliche  ist. 

Bei  Gattzeit  S.  167  finde  ich  die  Stelle:  „Die  Unehelichkeit  oder 
genauer  die  Weigerung  des  Vaters  zur  Eheschliessung“.  Diese  Definition 
ist  nicht  „genauer“,  sondern  falsch , weil  sie  auf  eine  ganze  Reihe  von 
Fällen  verschiedener  Art  nicht  passt. 

Wie  ist  es  in  Fällen,  in  welchen  die  Eheschliessung  nicht  möglich 
ist,  weil  der  Vater  des  zu  erwartenden  Kindes  unbekannt  oder  unbe- 
kannten Aufenthaltes  ist?  In  einer  Anzahl  von  Fällen  könnte  man  dies 
freilich  als  durch  konkludente  Handlung  ausgedrückte  Weigerung  deuten  ; 
in  einer  grossen  Anzahl  derselben  aber  wird  diese  Konstruktion  nicht 
möglich  sein.  Ebenso  trifft  obige  Bemerkung  nicht  zu  in  dem  Falle, 
dass  der  Vater  des  Kindes  tot  ist  oder  die  Schwangere  nicht  hei- 
raten kann;  denken  wir  an  die  Militärpflicht,  Verweigerung  der  elter- 
lichen oder  vormundschaftlichen  Erlaubnis  bei  Minderjährigen,  an  die 
verschiedenen  Ehehindernisse  (Ehebruch,  Verwandtschaft,  geschiedene 
Gatten  nach  § 111  österr.  b.  G.-B.,  die  uneheliche  Vaterschaft  eines 
verheirateten  Mannes  usw.) , sowie  an  die  gewiss  nicht  unmöglichen 
Fälle,  in  denen  sie  ihn  nicht  heiraten  will  (weil  er  ihr  nicht  sympathisch 
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oder  zu  wenig  wohlhabend  ist,  weil  sie  einen  ihr  besser  zusagenden 
Mann  heiraten  will,  weil  sie  überhaupt  nicht  zu  heiraten  gesonnen  ist, 
oder  aus  anderen  Gründen). 

De  lege  ferenda  gelange  ich  betreffs  der  prinzipiellen  Frage  hin- 
sichtlich des  Abtreibungsrechtes  der  unehelich  Schwangeren  zu  dem- 
selben Resultate,  welches  ich  für  jede  Schwangere  überhaupt  aufgestellt 
habe.  Allerdings  wird  eine  Prämisse  für  dieses  Recht  entfallen : Die  Zu- 
stimmung des  Mannes. 

Einer  völlig  „bedingungslosen  Abtreibungsbefugnis  der  unehelich 
Geschwängerten“,  wie  sie  z.  B.  Schneickert  S.  133  fordert,  könnte  ich 
deshalb  auch  nicht  zustimmen,  da  nach  einem  gewissen  Zeitpunkte  der 
Schwangerschaft  die  Rücksicht  auf  das  schon  vorhandene  menschliche 
Leben  nicht  hintangesetzt  werden  darf  (vergl.  oben  § 36). 

Gerade  vom  Standpunkte  Schneickert’ s aus,  der  die  Abtreibung 
zum  Schutze  der  Sittlichkeit  pönalisiert  wissen  will,  lässt  sich  die  Straf- 
freiheit jeder  Abtreibung  wegen  Unehelichkeit  der  Schwangerschaft  nicht 
rechtfertigen.  Zwar  meint  Schneickert  S.  132:  „Dass  für  solche  Fälle 
viel  schwerer  wiegende  ethische  und  soziale  Gründe  als  bei  ehelichen 
Schwangerschaften  in  Betracht  kommen,  ist  so  bekannt,  dass  ich  auf 
die  Motive  der  Abtreibung  einer  unehelichen  Leibesfrucht  nicht  näher 
mehr  einzugehen  brauche.“  Doch  ist  dies  durchaus  nicht  für  alle  Fälle 
zutreffend.  Die  Abtreibung  der  ehelich  empfangenen  Frucht  mit  Ein- 
willigung des  Gatten,  damit  nicht  das  Gleichgewicht  des  Haushaltes  ins 
Schwanken  komme  und  vielleicht  die  Ausbildung  und  Ernährung  der 
schon  vorhandenen  Kinder  darunter  leide,  ist  um  nichts  unsittlicher,  als 
die  Abtreibung  der  unehelich  empfangenen  Frucht  zu  dem  Zwecke,  um 
sich  auch  weiterhin  durch  geheime  Prostitution  Geld  „verdienen“  zu 
können.  323)  324)  Aber  auch  bei  Yorliegen  der  von  Schneickert  ange- 
deuteten Gründe  könnten  diese  die  objektive  „Yerletzung  der  Sittlich- 
keit“ nicht  aufheben  sondern  lediglich  als  Strafmilderungsgründe  in  Be- 
tracht kommen. 

823)  Schon  den  Bussbüchern  war  die  Abtreibung  „fornicari  causa“  (allerdings 
ist  unter  diesem  Ausdrucke  nicht  immer  das  fornicari  der  meretrix  gemeint)  bekannt. 
Yergl.  das  Poenitentiale  des  Pseudo-Theodoras,  Cap.  YI,  §4  ( Wasser  schieben  S.  587) 
und  Regino,  lib  II,  cap.  LXVI. 

3-4)  Zur  Hintanhaltung  etwaiger  absichtlicher  „Missverständnisse“  bemerke  ich: 
Gewiss  gibt  es  auch  andere  Gründe  für  Abtreibung  unehelicher  Früchte ; auch  solche, 
die  Berücksichtigung  verdienen.  Hier  soll  nur  gezeigt  werden,  dass  die  Aufstellung 
verschiedener  Strafrahmen  verwerflich  ist. 
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Ebenso  verhält  es  sich  mit  dem  Schutze  des  Populationsinteresses. 
Über  die  Ansicht,  welche  die  Abtreibung  als  ein  Verbrechen  gegen  den 
Staat  betrachtet,  habe  ich  bereits  im  ersten  Teile  dieser  Arbeit  aus- 
führlich gesprochen  und  dabei  auch  der  Differenzierung  gedacht,  welche 
mehrfach  zwischen  der  Abtreibung  ehelicher  und  unehelicher  Früchte 
gemacht  wird.  Ich  möchte  hier  mit  Bezug  darauf  bemerken,  dass  der 
dem  staatlichen  Populationsinteresse  entgehende  uneheliche  designatus 
reipublicae  cives  ebensogut  der  Statistik  und  Militärpflicht  entzogen  ist, 
wie  der  eheliche. 

Vom  Standpunkte  des  Schutzes  des  werdenden  Menschen  selbst 
lässt  sich  allerdings  die  Vermeidung  des  „Makels  der  Unehelichkeit“ 
ins  Treffen  führen,  doch  erwäge  man,  ob  dieses  selten  hervortretende 
Moment  schon  von  vorneherein  wirklich  immer  umso  viel  schwerer  wiegt, 
als  eventuell  drückende  Not  bei  ehelich  geborenen  Individuen. 

Betrachtungen  über  ein  etwaiges  Recht  des  unehelichen  Vaters  auf 
das  Leben  der  von  ihm  erzeugten  Frucht  wären  beim  heutigen  Stande 
der  Gesetzgebung  ebenso  vom  strafrechtlichen  wie  vom  zivilrechtlichen 
Standpunkte  aus  müssig.  Ich  verweise  betreffs  ihrer  auf  das  oben  S.  38 
Gesagte. 

§ 117. 

Für  verfehlt  muss  ich  auch  dort,  wo  jede  Abtreibung  strafbar  ist, 
eine  zu  weitgehende  Berücksichtigung  des  Umstandes  halten,  dass  die 
abgetriebene  Frucht  eine  imeheliche  war.  Erstens  aus  sittlichen,  dann 
aus  sozialpolitischen  Gründen.  Endlich  auch  um  der  Gerechtigkeit  willen. 
Man  bedenke,  um  wieviel  mehr  gerade  Eheleute  durch  ihr  enges  Beiein- 
anderleben dem  Reiz  der  Sinne  ausgesetzt  sind,  um  wieviel  stürmischer 
diese  Befriedigung  heischen.  Auch  wird  das  mühsam  aufrechterhaltene 
Gleichgewicht  eines  Haushaltes  durch  unerwünschten  Familienzuwachs 
leicht  erschüttert,  während  mitunter326)  im  Falle  der  Unehelichkeit  bei 
Erreichbarkeit  eines  wohlhabenden  Zahlers  als  „Vater“  ausgiebige  Zu- 
schüsse zu  fliessen  anfangen,  andernfalls  aber  öffentliche  Anstalten  oder 
private  Wohltätigkeit  eintreten.  326) 

Um  nicht  wieder  zu  den  bekannten  Unterschiebungen  Anlass  zu 
geben,  sei  mir  die  eigentlich  überflüssige  Betonung  gestattet : Ich  wünsche 
keine  Benachteiligung  der  unehelich  Schwangeren,  doch  scheint  mir  eine 


325)  Siehe  Fussnote  278.  — Yergl.  auch  Makarewicz,  oben  Fussnote  75. 

326)  Yergl.  meine  „Pflichten“  S.  55,  57,  58,  59,  103,  117,  119. 
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gauz  allgemein  und  unterschiedslos  verfügte  besondere  Begünstigung 
derselben  vor  der  ehelich  Schwangeren  — eine  Zurücksetzung  also  dieser 
letzteren  für  alle  Fälle  und  bei  noch  so  rücksichtswerten  Umständen 
ebensowenig  begründet. 

Gewiss  entspricht  die  Berücksichtigung  der  Unehelichkeit  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  gerechten  Erwägungen,  da  in  vielen  Fällen  der 
„Ehrennotstand“  — nur  braucht  er  nicht  dort  in  sentimentaler  Weise 
berücksichtigt  zu  werden,  wo  er  nicht  vorhanden  ist  — eine  grosse  und 
oft  selbst  die  Hauptrolle  spielt.  Es  ist  schon  deshalb  verfehlt,  wenn  ein 
Gesetz  nur  327)  gegen  die  unehelich  Schwangere  seine  Drohung  richtet 
oder  wenn  die  abtreibende  ledige  Schwangere  für  besonders  strafbar 
erklärt  wird.  328)  Aber  auch  andere  Triebfedern  kommen  in  Betracht. 
Die  Not  kann  z.  B.  im  Einzelfalle  ganz  unvergleichlich  stärker  an  die 
Türe  der  verheirateten  Frau  pochen  als  an  jene  der  unverheirateten.  329) 

Ich  meine  deshalb,  dass  die  Berücksichtigung  all’  dieser  Momente 
lediglich  Sache  des  Richters  im  einzelnen  Falle  sein,  dass  also  nur  die 
Aufstellung  eines  weiten  u.  z.  beiden  Fällen  gemeinsamen  Strafrahmens 
den  wünschenswerten  Erfolg  ergeben  kann. 

Wenn  z.  B.  das  Deutsche  Reichs- St.-G.-B.  im  § 217  die  Privile- 
gierung des  Kindsmordes  nur  für  die  uneheliche  Mutter  zulässt,  so  ist 
das  verfehlt.  Ebenso  verfehlt  ist  im  Prinzip  z.  B.  die  Bestimmung  des 
§ 285  des  ungarischen  St.-G.-B.,  welcher  die  Abtreibung  im  Falle  ausser- 
ehelicher  Schwangerschaft  mit  Kerker  bis  zu  2 Jahren,  „im  entgegen- 
gesetzten Falle“  mit  Kerker  bis  zu  3 Jahren  bestraft.  Kann  die  Ver- 
fehlung der  ehelich  Schwangeren  in  3 Jahren  Kerker  ihr  Äquivalent 
finden,  so  muss  zugegeben  werden,  dass  auch  die  Verfehlung  der  ausser- 
ehelich  Schwangeren  diesen  Grad  erreichen  kann,  — soferne  man  über- 
haupt an  eine  derartige  Bestimmbarkeit  glaubt.  Praktisch  freilich  dürfte 


32i)  Yergl.  z.  B.  Art.  22  des  rheinpfälzischen  Landrechts  1700  über  die  Ver- 
heimlichung der  Geburt. 

32ä)  So  Lehmkuhl,  welcher  sogar  den  Fall  der  ex  crimine  Geschwängerten  nicht 
ausurmmt.  „Inter  causas  peccaminosas,  ob  quas  gravissimum  scelus  fuerit  abortuin 
procurare,  praecipue  habetur  causa  tegendae  famae  matris  ex  crimine  gravidae,  vel 
ut  liberius  libidine  fruatur.“  Grund  dafür  ist  ihm,  dass  die  Täterinnen  „baptizandum 
foetum  vix  curant“  und  die  Ehre  der  Schwangeren  ein  geringeres  Gut  sei  als  das 
durch  die  Tat  verlorene  ewige  Leben  der  Frucht  (I,  S.  503).  Ob  wohl  die  bei  ehe- 
licher Schwangerschaft  Abtreibenden  immer  baptizandum  foetum  curant? 

329)  Bloss  übelwollender  Auffassung  gegenüber  konstatiere  ich,  dass  ich  damit 
nicht  meine:  „...  als  sie  an  jene  der  unverheirateten  pochen  kann “. 

v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibungp.  17 
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diese  Aufstellung  von  Strafrahmen  ohne  Festsetzung  eines  Minimums 
nicht  besonders  böse  Folgen  zeitigen. 

Es  Hesse  sich  noch  eine  ganze  Reihe  von  Gesetzen  mit  der  gleichen 
Tendenz  aufzählen,  doch  würde  dies  hier  zu  weit  führen. 

Die  meisten  Gesetze  enthalten  keine  Bestimmungen  über  mildere 
Behandlung  der  unehelich  Schwangeren  im  Falle  der  Abtreibung.  Sachsen 
1868,  Art.  160,  sagt  ausdrücklich:  „Eine  Frauensperson,  verehelicht 
oder  unverehelicht“.  Auch  das  preussische  St.-G.-B.  vom  Jahre  1851 
enthält  keine  Unterscheidung,  und  die  Behauptung  eines  preussischen 
Gerichtshofes  (1857?  mitgeteilt  bei  Goltdammer , Tatbestand  S.  204): 
„Wenn  auch  der  Gesetzgeber  im  § 181  nicht  ausdrücklich  ausgesprochen 
hat,  dass  er  nur  eine  ausserehelich  konzipierte  Leibesfrucht  vor  Augen 
habe,  so  unterliegt  es  doch  wohl  kaum  einem  Zweifel,  dass  er  nur  an 
eine  solche  und  nicht  an  eine  in  der  Ehe  konzipierte  gedacht  hat“,  ist 
im  Gesetze  ebenso  unbegründet  wie  in  der  Sache. 

Ebonsowenig  enthält  das  geltende  Deutsche  Reichs- St.-G.-B.  eine 
Unterscheidung  zwischen  ehelicher  und  unehelicher  Schwangerschaft  bei 
Bedrohung  der  Abtreibung. 

§ 118. 

Die  Entwicklung  im  österreichischen  Strafrecht  war  die  folgende. 

Entwurf  Keess  1781,  § 144:  Obligatorische  Schärfung  der  Strafe 

„bei  verehelichten  Weibern“,  fakultative  Milderung  derselben  „bei  einer 
ledigen  Weibsperson“  wegen  des  Ehrennotstandes,  wenn  sie  „sonst  eines 
guten  Rufes  gewesen“,  und  „wenn  die  Abtreibung  zu  jener  Zeit,  wo 
ihre  Schwangerschaft  noch  unbekannt  gewesen,  und  zugleich  in  solchen 
Umständen  unternommen  worden,  wo  sie  keine  Mittel  hatte,  sich  zu 
Rettung  ihrer  Ehre  eine  geheime  Entbindung  zu  verschaffen“.330) 

Der  Entwurf  der  Kommission  1783  macht  hingegen  in  dieser  Rich- 
tung keinen  Unterschied. 

Entwurf  Keess- Sonnenfels  1783,  § 130:  „Diese  Strafe  ist  bei  ver- 
ehlichten  Weibern  stets  zu  schärfen“. 

Strafgesetzbuch  Josef’s  II.  1787,  §113:  „Diese  Strafe  ist  bei  ver- 
ehelichten Weibspersonen  stets  zu  schärfen“. 

330)  Wenn  aber  der  „Vater  der  abgetriebenen  Leibesfrucht"1  ihr  bei  dieser  straf- 
mildernden Rettung  ihrer  Ehre  behilflich  war,  so  ist  nach  § 146  seine  Strafe  zu  ver- 
schärfen. 
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I.  Haan’ scher  Entwurf  1793,  § 95:  „Bei  verehelichten  Weibsper- 
sonen ist  die  Strafe  im  einen  und  anderen  Falle  zu  verschärfen“. 

TL  Haan’ scher  Entwurf  1794,  §97:  „Bei  verehelichten  Weibs- 
personen ist  die  Strafe  allzeit  zu  verschärfen“. 

Bei  den  Beratungen  im  Jahre  1802  wurde  diese  Bestimmung  end- 
lich fallen  gelassen,  und  sie  fehlt  auch  — ebenso  wie  eine  Bestimmung 
der  Milderung  für  unehelich  Schwangere  — im  Strafgesetzbuch  vom 
Jahre  1852. 

Selbstverständlich  wird  aber  iu  der  Praxis  die  Unehelichkeit  der 
Schwangerschaft  häufig  ein  berechtigter  Milderungsgrund  sein  331)  und 
bei  dem  derzeit  meist  waltenden  verständig-humanen  Zuge  noch  häufiger 
wenigstens  als  solcher  angenommen  werden. 

§ 119- 

Manche  Gesetzgebungen  hingegen  haben  besondere  Rücksicht  auf 
die  unehelich  Schwangere  genommen.  Nach  der  Form  ihrer  diesbezüg- 
lichen Bestimmungen  können  wir  3 Gruppen  unterscheiden,  die  aber 
sachlich  keinerlei  Verschiedenheit  bieten. 

Besondere  Strenge  bei  ehelicher  Schwangerschaft  verfügen  z.  B. 
Hannover  1840,  Art.  236,  Abs.  2,  und  Hessen  1841,  Art.  281.  332)  Be- 
sonders milde  Strafe  bei  unehelicher  Schwangerschaft  verhängt  Bulgarien 
1896,  Art.  259.  Ganz  allgemein  lautet  die  Ausdrucksweise  des  St.-G.-B. 

für  Obwalden  1864,  § 78,  Abs.  2:  „Bei  Zumessung  der  Strafen 

ist  namentlich  zu  berücksichtigen,  ob  die  Schwangerschaft  eine  eheliche 
oder  uneheliche  war “. 

Die  gezeigte  Tendenz  herrscht  heute  vielfach.  Ich  muss  mich  hier 
mit  wenigen  Beispielen  begnügen.  So  möchte  z.  B.  Schneickert  (vergi. 
seine  Gesetzgebungsvorschläge  S.  139/140)  die  Abtreibung  einer  un- 
ehelichen Leibesfrucht  bis  zum  6.  Schwangerschaftsmonat  durch  die 
Schwangere  selbst  straflos  lassen,  die  einer  ehelichen  Frucht  hingegen 

3S1)  Auch  Herbst  S.  318  nimmt  für  den  Fall  unehelicher  Schwangerschaft  einen 
„sehr  erheblichen  Milderungsumstand“  an,  „aus  denselben  Gründen,  tun  deren  'Willen 
der  Kindesmord  an  einem  unehelichen  Kinde  so  sehr  geringer,  als  der  an  einem  ehe- 
lichen begangene  bestraft  wird.“  Letzterem  Satze  ist  freilich  nur  teilweise  zuzu- 
stimmen. Inhaltlich  gleich  wie  Herbst  Jenull  S.  131. 

S32)  Hessen  und  nach  ihm  gleichlautend  Nassau  haben  eine  logisch  unrichtige 

Diktion:  „Wenn  die  Zeugung  ausser  der  Ehe geschehen  war.“  Wie  ist  es,  wenn 

die  Zeugung  heute,  die  Elleschliessung  in  8 Tagen  und  die  Entbindung  in  9 Monaten 
erfolgt? 
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nicht.  Über  die,  abgesehen  von  der  Frage  der  prinzipiellen  Gerechtig- 
keit, sich  aus  einer  solchen  Unterscheidung  ergebenden  praktischen 
Schwierigkeiten  vergl.  oben  S.  47. 

Aber  auch  Gesetze  huldigen  dieser  Richtung  noch  bei  Behandlung 
anderer  Fragen.  Man  vergleiche  z.  B.  in  meinen  „Pflichten“  über  das 
b.  G.-B.  für  das  Deutsche  Reich.  S.113:  „So  ist  im  Falle  der  Eheschei- 
dung die  eheliche  Mutter  gegenüber  der  Maitresse  im  Nachteil,  denn  nach 
§ 1585  hat  sie  « aus  den  Einkünften  ihres  Yermögens  und  dem  Ertrage 
ihrer  Arbeit  oder  eines  von  ihr  selbständig  betriebenen  Erwerbsgeschäftes 
einen  angemessenen  Beitrag  zu  den  Kosten  des  Unterhaltes  zu  leisten  », 
während  die  uneheliche  Mutter  von  jeder  Leistungspflicht  frei  ist,  solange 
der  Vater  — wenn  auch  unter  schwersten  Entbehrungen  — zahlen  kann.“ 
Ferner  S.  114:  „Noch  eine  weitere  « wunderbare  » ( Dernburg ) Folge  ergibt 
sich:  Der  Mann,  der  einem  ehelichen  und  einem  unehelichen  Kinde  Unter- 
halt zu  gewähren  hat,  muss,  falls  seine  Mittel  nicht  für  Beide  reichen,  das 
uneheliche  Kind  alimentieren,  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  dann  für  das 
eheliche  Kind  noch  etwas  bleibt “.  Diese  Beispiele  Hessen  sich  ver- 

mehren : Der  unehelichen  Mutter  muss  der  „Vater“  ihres  Kindes  „die 
Kosten  des  Unterhaltes  für  die  ersten  6 Wochen  nach  der  Entbindung“, 
und  zwar  „nicht  bloss  innerhalb  der  Grenzen  der  Notdurft“  (Fischer-Hmle) 
leisten;  „die  Verpflichtung  des  Mannes  hängt  nicht  von  seiner  Leistungs- 
fähigkeit ab“  (Fischer-Heule).  Wie  oft  wird  wohl  in  den  Kreisen  der 
minder  Bemittelten  eine  eheliche  Mutter  in  der  gleichen  Lage  sein? 

Noch  andere  Gesetze  stossen  in  das  gleiche  Horn.  Das  finnlän- 
dische  St.- G.-B.  1889  z.  B.  verordnet  im  Kap.  22,  § 3:  „Wenn  ein 
Vater,  eine  Mutter,  ein  Hausherr  oder  eine  Hausfrau,  welche  Kenntnis 
davon  haben,  dass  eine  Frau,  die  bei  ihnen  wohnt  und  ihrem  Gehorsam 
untersteht,  infolge  unehelichen  Beischlafes  schwanger  geworden  ist,  es 
unterlassen,  ihr  bei  der  Niederkunft  die  Pflege  angedeihen  zu  lassen, 
die  ihr  Zustand  erfordert,  und  dadurch  den  Tod  des  Kindes  verschul- 
den, so  werden  sie  mit  Geldstrafe  bis  zu  300  Mark  oder  Gefängnis  bis 
zu  3 Monaten  bestraft.“  Der  Paragraph  ist,  wenn  ich  so  sagen  darf, 
typisch.  Sollte  eine  verheiratete  Dienerin  durch  ehelichen  Beischlaf 
schwanger  geworden  sein,  so  gebührt  ihr  vom  Standpunkte  dieses  Straf- 
gesetzbuches aus  solche  Rücksicht  nicht.  — Noch  ein  Beispiel : § 240  des 
norwegischen  „bürgerlichen  Strafgesetzes“  vom  22.  5.  1902  bestimmt: 
„Mit  Geldstrafe  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren  wird  der  Mann  be- 
straft, der  sich  böswillig  der  Pflicht  entzieht,  einer  von  ihm  ausserehe* 
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lieh  geschwängerten  Frauensperson  die  aus  Anlass  der  Schwangerschaft 
oder  Wiederkunft  notwendige  Hilfe  zu  leisten,  wenn  dies  zur  Folge 
hat,  dass  die  Frauensperson  in  einen  notleidenden  hilflosen  Zustand 
versetzt  wird,  in  dem  sie  ein  gegen  das  Leben  der  Leibesfrucht  oder 
des  Kindes  gerichtetes  oder  dasselbe  einer  Gefahr  aussetzendes  ’S  ei- 
brechen  begeht.  “ 

Was  ist  gegen  solche  Bestimmungen  die  schönste  Erfolghaftung! 
Ausserdem  wäre  würdiger  als  eine  solche  Spezialverfügung  wohl  eine 
allgemeine  Bestimmung  gegen  alle  jene  gewesen,  die  durch  böswillige 
Nichterfüllung  irgend  einer  Pflicht  irgend  jemanden  in  eine  unverschul- 
dete Notlage  bringen. 

Die  ehelich  Geschwängerte  geniesst  solchen  strafrechtlichen  Schutz 
nicht.  Ich  habe  dies  schon  in  meinen  „Pflichten“  betont.  Der  seither 
erschienene  Vorentwurf  zu  einem  österreichischen  St.-G.-B.  1909  hat  in 
seinem  sonst  inhaltlich  ähnlichen  § 25  7 333)  diesen  Fehler  vermieden.  ’34) 

§ 120. 

Gewiss  ist  die  Absicht  der  auf  S.  259  genannten  Gesetze  die,  jene 
Schwangere,  welche  die  Abtreibung  zur  Vermeidung  der  mit  dem  Offen- 
barwerden ihres  Zustandes  verbundenen  Schande  vornimmt,  wegen  dieses 
Beweggrundes  bezw.  wegen  des  durch  den  obigen  Umstand  gegebenen 
Zwanges  milder  zu  behandeln.  Die  blosse  Berücksichtigung  des  ledigen 

m)  Der  Paragraph  lautet:  „Wer  eine  von  ihm  geschwängerte  Person,  die  in- 

folge der  Schwangerschaft  oder  des  Wochenbettes  für  sich  nicht  zu  sorgen  vermag, 
der  Not  oder  Hilflosigkeit  preisgibt,  wird  mit  Gefängnis  oder  Haft  von  drei  Tagen 
bis  zu  sechs  Monaten  bestraft.“ 

834j  Immerhin  sei  es  erlaubt,  hier  die  Worte  Gruse'  (S.  296/297)  über  diesen 
§ 257  wiederzugeben:  „Meine  Herren,  wir  als  Ärzte  müssen  die  Hände  über  dem  Kopf 
zusammenschlagen,  wenn  wir  eine  solche  Bestimmung  lesen  ! Es  ist  mir  unfasslich,  dass 
ein  Jurist  einen  solchen  Paragraphen  zusammenbringt.  Im  b.  G.-B.  heisst  es,  dass  von 
demjenigen,  der  einer  Frauensperson  in  der  Zeit  zwischen  dem  abgelaufenen  sechsten 
und  vor  Beginn  des  elften  Monates  vor  ihrer  Entbindung  beigewohnt  hat,  vermutet 
wird,  dass  er  der  Yater  des  Kindes  sei.  Es  ist  Hmen  bekannt,  dass  auf  eine  blosse 
Vermutung  hin  niemand  strafrechtlich  verurteilt  werden  kann.  Etwas  derartiges  konnte 
nicht  einmal  nach  der  peinlichen  Halsgerichtsordnung  Karls  V.  geschehen.  Und  heute 
ist  für  die  strafrechtliche  Yerurteüung  der  volle  Beweis  notwendig  — nicht  einmal 
das  eigene  Geständnis  des  Beschuldigten  genügt  zur  Verurteilung.  Wenn  heute  jemand 
sagen  würde:  Ja,  ich  habe  gemordet!  — so  kann  er  auf  Grund  dieses  Geständnisses 

allein  nicht  verurteüt,  nicht  gehängt  werden.  Selbst  in  diesem  Falle  müsste  vom 
Staatsanwalt  der  Beweis  der  Schuld  orbracht  werden.  Wenn  nun  jemand  eine  Frauons- 


262 


Standes  der  Schwangeren  aber  verfehlt  diesen  Zweck  in  doppelter 
llichtung. 

Erstens  begreift  sie  unter  Umständen  den  Fall  nicht,  dass  eine 
verheiratete  Frau  unehelich  schwanger  ist. 

Dagegen  gewähren  sie  den  besonderen  Schutz  auch  jenen  unver- 
heirateten Schwangeren,  bei  denen  von  Vermeidung  einer  Schande  keine 
Rede  ist : Solchen,  deren  Schwangerschaft  ohnedies  schon  offenbar  war, 
ebenso  auch  Prostituierten.  335) 

Für  beide  Fälle  treffen  jene  Gesetze  besser  Vorsorge,  welche  den 
Ehrennotstand  anerkennen  und  ohne  Unterscheidung  zwischen  verheira- 
tetem oder  ledigem  Stande  der  Schwangeren  die  im  Ehrennotstande 
vorgenommene  Abtreibung  privilegieren. 

Der  Ehrennotstand  ist  nicht  nur  in  der  Literatur  sondern  auch  in 
der  Gesetzgebung  mehrfach  berücksichtigt,  indem  ihm  als  ausgiebigem 
Milderungsumstande  Rechnung  getragen  wird. 

person  in  zwei  Wochen  auch  300mal  koitiert  hat  (schallende  Heiterkeit),  so  ist  des- 
halb noch  nicht  nachgewiesen,  dass  einer  dieser  300  Koitusse  auch  wirklicli  den  Erfolg 
der  Schwängerung  gehabt  hat  — und  das  müsste  nachgewiesen  werden.  Ein  altes 
Rechtssprichwort  sagt:  «Pater  semper  incertus  est. » Wenn  der  Jurist  sich  dieses 

Rechtssprichwort  und  die  Vermutung  des  b.  G.-B.  vor  Augen  gehalten  hätte,  so 
würde  er  einen  solchen  lapsus  cerebri  nicht  begangen  haben.  Es  bleibt  nur  ein  ein- 
ziger Fall  übrig,  wo  dieser  Paragraph  angewendet  werden  könnte : Wenn  die  Schwan- 
gere beeidet,  dass  sie  sich  von  niemand  Anderem  als  von  dem  Betreifenden  hat  koi- 
tieren  lassen.  Das  wäre  aber  auch  der  einzige  Fall.  Wir  haben  schon  so  viele 
Paragraphen  im  Gesetzbuche,  bei  denen  die  Erpressung  floriert  — stellen  Sie  sich  nun 
die  Erpressungen  vor,  die  dann  Vorkommen  müssten,  wenn  dieser  Paragraph  zum 
Gesetz  wird.  Es  wäre  geradezu  ein  Eldorado  für  die  Erpresser.“  — Der  von  Gruss 
erwähnte  Eid  ist  selbstverständlich  auch  kein  Beweis.  Vergl.  diesbezüglich  Rosenberg 
sowie  Anhang  H meiner  „Pflichten“.  Aber  auch  Gruss  sieht  dies  vollkommen  ein. 
An  andrer  Stelle  (Reformzeitung  S.  190/191)  sagt  er  selbst:  „Dieser“  (sc.  Eid  der 
Geschwängerten)  „wäre  ein  Erpressungsinstrument  allergefährlichster  Natur.  Seine 
Gefährlichkeit  kann  nur  der  Zivilrichter“  (?)  „ganz  ermessen,  welcher  weiss,  was  schon 
zur  Herstellung  der  «Vermutung»  des  § 163  b.  G.-B.  alles  geschworen  wird;  der 
weiss,  icelche  Folgen  der  Reinigungseid  eines  auf  Vaterschaft  Geklagten  hat.  Wie 
gefährlich  wäre  aber  schon  die  Drohung  mit  § 257  V.-E.  allein  zum  Zwecke  einer 

Erpressung ! Dieser  Paragraph  muss  also  fallen,  wenn  sich  die  österreichischen 

Juristen  nicht  vor  ganz  Europa  blamieren  wollen.“ 

335)  Gre-wigg  ist  es  allerdings  möglich,  dass  selbst  eine  öffentliche  Prostituierte, 
deren  Lebenswandel  ihren  Bekannten,  ihren  Angehörigen,  ihrer  Heimatgemeindo  un- 
bekannt ist,  zur  Vermeidung  der  Schande  vor  diesen  ihre  Frucht  abtroibt.  — Ich 
werde  auf  den  Fall  der  Abtreibung  seitens  einor  meretrix  im  VIH.  Teile  dieser  Arbeit 
zurückkommeu. 
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Rach  Berlich  (VIII,  38—41,  S.  63)  fand  der  Ehrennotstand  schon 
zu  seiner  Zeit  Berücksichtigung.  Jedoch  nur  dann,  wenn  es  sich  um 
ein  minderjähriges  Mädchen  handelte,  das,  zum  erstenmale  schwanger, 
„suasionibus  matris  ad  vituperium  evitandum  partum  abegit“.  Treffen 
diese  3 Requisite  zu,  so  ist  das  Mädchen  nur  arbiträr  zu  strafen,  „rnater 
tarnen,  quae  filiam  ad  foetum  abigendum  suasionibus  impulit,  recte  poena 
mortis  punitur“.  (!) 

Von  Gesetzen  nenne  ich : 

Italien  1859,  Art.  503 : „Nel  caso  di  aborto  diretto  ad  occultare 

prole  illegittima“  werden  die  Strafen,  aber  nur  für  die  Schwangere 
selbst,  um  1 — 2 Grade  vermindert. 

Peru  1862,  Art.  243,  Abs.  2,  jedoch  nur  für  eine  muger  de  buena 
fama. 

San  Marino  1865,  Art.  433,  Abs.  2:  „Se  la  donna  abbia  commesso 
il  misfatto  per  conservare  la  buona  fama  occultando  la  gravidanza  ille- 
gittima“. 

Spanien  1870,  Art.  427,  Abs.  2. 

Mexiko  1871,  Art.  573,  jedoch  nur,  wenn  1.  das  Weib  nicht 
schlechten  Leumunds  ist;  2.  es  ihr  gelungen  ist,  ihre  Schwangerschaft 
zu  verbergen ; 3.  die  Schwangerschaft  die  Folge  einer  unehelichen  Ver- 
bindung ist. 

Tessin  1873,  Art.  327,  § 1:  „ ad  occultare,  per  cagione  di 

onore,  una  gravidanza  illegittima“.  § 2 schliesst  jedoch  diese  Milderung 
aus,  „quando  complice  fosse  il  marito,  ancorche  la  gravidanza  fosse 
illegittima“. 

Paraguay  1880,  Art.  216,  Abs.  2,  wie  Peru. 

Portugal  1886,  Art.  358,  § 3. 

Argentinien  1886,  Art.  104.  (Die  ley  de  reformas  1903  hat  diese 
Bestimmung  gestrichen,  und  auch  der  Entwurf  1904  enthält  keine 
solche.) 

Chile  1889,  Art.  344,  Abs.  2. 

Kolumbia  1890,  Art.  642,  jedoch  nur  für  eine  mujer  honrada  y de 
buena  fama  anterior,  wenn  nach  Ansicht  der  Richter  die  Abtreibung  ihr 
einziges  Motiv  in  der  Absicht  fand,  de  encubrir  su  fragilidad. 

Ecuador  1890,  Art.  372,  Abs.  2. 

Brasilien  1890,  Art.  301,  paragrapho  unico. 

Österreich,  Vorentwurf  1909,  § 293/3. 
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§ 121. 

Manche  Gesetze  lassen  in  besserer  Würdigung  der  Sachlage,  als 
wir  sie  bei  Bcrlich  finden,  die  für  die  Tat  der  Schwangeren  selbst  im 
Falle  des  Ehrennotstandes  zugelassene  Milderung  auch  dem  unter  der- 
selben Voraussetzung  handelnden  „Dritten“  zugutekommen.  Jedoch  wird 
diese  Privilegierung  nur  bestimmten  Personen  zugestanden.  Hieher  ge- 
hören Italien  1889,  Art.  385;  Uruguay  1889,  Art.  345;  Venezuela  1904, 
Art.  389  (Ehemann,  Kinder,  Verwandte  aufsteigender  Linie,  Adoptiv- 
eltern, Geschwister;  der  vielleicht  von  Gewissensbissen  gefolterte  „Ver- 
führer“ jedoch  nicht). 

Aber  wir  finden  auch  das  Gegenteil  von  den  eben  besprochenen 
Bestimmungen. 

So  erzählt  Schneickert  S.  113  von  den  Orang-Djäkun  auf  Malakka, 
dass  betreffs  der  Abtreibung  unverheiratete  Weiber  ungünstiger  gestellt 
waren  als  die  verheirateten.  Das  verheiratete  Weib,  das  mit  Einwilli- 
gung des  Ehemanns  abtrieb,  hatte  keine  schlimmen  Folgen  deshalb  zu 
gewärtigen.  „Dem  unverheirateten  aber  brachte  die  Abtreibung  grosse 
Nachteile,  sie  verlor  jeden  Platz  und  Halt  im  Stamme.“ 


4.  Abschnitt. 

Die  Tötung  einer  Schwangeren. 


1.  Unterabschnitt.  Die  widerrechtliche  Tötung. 

§ 122. 

Ich  habe  in  diesem  Abschnitte  nicht  von  jenen  Tötungen  Schwan- 
gerer zu  sprechen,  welche  sich  als  Folge  einer  Abtreibungshandlung 
ergeben,  sondern  von  Tötung  der  Schwangeren  durch  eine  nicht  auf 
Tötung  oder  Abtreibung  ihrer  Frucht  gerichtete  Handlung. 

Es  entfällt  deshalb  auch  die  Besprechung  der  vorsätzlichen  Tötung 
durch  Abtreibung,  wie  sie  das  Strafgesetzbuch  für  Mexiko  1871,  Art.  578 
(es  schreibt  Anwendung  der  Gesetze  über  Häufung  vor)  ausdrücklich 
erwähnt.  In  diesem  Falle  liegt  meines  Erachtens  einfach  Konkunenz 
zweier  Verbrechen  vor. 
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Die  Erörterungen  über  Tötung  einer  Schwangeren  gehören  meines 
Erachtens  eigentlich  nicht  in  den  Rahmen  dieser  Arbeit,  da  es  sich 
dabei  nach  meiner  Ansicht  um  keine  Abtreibung  handelt.  Immerhin, 
da  nach  mancher  Ansicht  eine  solche  Tötung  als  Abtreibung  zu  betrachten 
ist,  soll  die  Frage  in  Kürze  behandelt  werden. 

Dabei  werden  hier  nur  dolose  Handlungen  in  Betracht  kommen, 
bei  welchen  auch  dem  Täter  das  Vorhandensein  der  Schwangerschaft 
der  Getöteten  bekannt  war.  Wusste  er  die  Schwangerschaft  nicht,  so 
kann  ihm  auch  ihr  Vorliegen  nicht  zugerechnet  werden.  (Siehe  § 59  des 
Deutschen  Reichs- S t.  - G.  -B .) 

De  lege  lata  kann  der  Fall  verschieden  behandelt  werden.  Ent- 
weder trifft  das  Gesetz  expressis  verbis  eine  Bestimmung  über  den- 
selben ; dann  hat  es  dabei  sein  Bewenden.  Oder  es  trifft  eine  solche 
nicht ; dann  ist  die  Frage  nach  allgemeinen  Grundsätzen  zu  entscheiden. 

§ 123. 

Erstere  Art  der  Behandlung  des  Falles  finden  wir  z.  B.  schon  in 
der  lex  Salica  (XXIV,  4:  „Si  quis  feminam  genuinam  gravidam  tra- 

battit  et  ipsa  femina  fuerit  mortua  28  M.  den.,  qui  faciunt  sol.  700 
culpabilis  judicetur“)  und  lex  Ripuariorum  (XXXVI,  10:  „Quod  si 

matrem  cum  partu  interfecerit,  700  solidis  mulctetur“). 

Im  Kap.  IX  der  leges  Anglicae  heisst  es,  wenn  eine  Schwangere 
getötet  wurde:  „Solvatur  ipsa  pleno  gildo,  secundum  weram  patris,  et 
partus  dimidio  gildo,  secundum  weram  patris“  {Lewin  S.  77). 

Ebenso  finden  wir  diesbezüglich  besondere  Vorschriften  im  ostqoth- 
ländischen  und  uplandischen  Recht.  Nach  diesen  sollten,  wenn  eine 
schwangere  Frau  erschlagen  worden  war,  für  die  Tötung  der  Frucht  noch 
insbesondre  40  Mark  bezw.  18  Mark  bezahlt  werden  {Wilda  S.  719). 

Die  Graugans  enthält  folgende  Stelle:  „Si  foemina  partum  vitalem 
in  utero  ferens  occisa  fuerit,  duae  adsunt  causae  caedis.  De  partu  caeso 
actio  ita  moderetur  ac  de  caedis  causis  in  genere  praescriptum  est“ 
(Grägds,  Vigslodi,  Tit.  XXXV). 

Das  Wort  „vitalis“  lässt  hier  wohl  nicht  die  Deutung  zu,  als  sei 
damit  die  Unterscheidung  zwischen  beseelt  und  nicht  beseelt  im  Sinne 
des  kanonischen  Rechts  gemeint.  Vielmehr  müssen  wir  annehmen,  dass 
die  Graugans  jede  Vernichtung  des  werdenden  Menschen,  soferne  er 

nur  überhaupt  „lebte“  im  physiologischen  Sinne,  mit  gleicher  Strenge 
bedrohte. 
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Für  die  folgenden  Jahrhunderte  ergibt  sich  in  den  Quellen  betreffs 
unsrer  Frage  eine  grosse  Lücke. 

Die  Ferdinandea  1 656  bestimmt  im  48.  Articul,  § 2 : „ Vierthailen 
allein“.  Abs.  2:  „Dabey  zu  beobachten  / wenn  die  vmbständt  dess  Ver- 
brechens sehr  gross  / dass  man  (sonderlich  wider  die  Mörder  der 
schwangeren  Weiber)  das  Vierthailen  auff  ein  solche  weiss  in  dem  Vrtl 
anbefehle“  : Dass  vor  dem  Vierteilen  dem  Mörder  „sein  lebendiges  Herz 
herausgenommen  / vmb  das  Maul  geschlagen“  und  dann  erst  die  Vier- 
teilung vorgenommen  werde. 

Die  Theresiana,  Num.  Vtus  der  Beylagen,  § 6 kennt  ebenso  das 
„Urtheil  auf  Viertheilen  mit  Verschärffung,  wenn  die  Umstände  des  Ver- 
brechens sehr  gross,  zum  Beyspiel  ein  Hochverrat,  und  sonderlich  wider 
die  Mörder  der  schwangeren  Weiber.  — Der  N.  solle  auf  die  gewöhn- 
liche Richtstatt  geführet,  ilime  alldorten  anfangs  wegen  der  begangenen 
unbarmherzigen  That  sein  lebendiges  Herz  herausgenommen,  um  das 
Maul  geschlagen,  sodann  der  Leib  in  4.  Theile  zerschnitten,  und  die 
4.  Theile  an  4.  Strassen,  absonderlich  aber  das  Haupt,  Herz  und  rechte 
Hand  zusammen  männigiich  zum  Abscheu  aufgehenkt,  und  aufgestecket 
werden.“ 

Bayern  1813,  Art.  147:  „Die  Todesstrafe  ist  zu  schärfen,  wenn  die 

Mordtat  verübt  worden  ist:  III.  an  einer  schwangeren  Person“. 

Ob  diese  Schärfung  auch  dann  einzutreten  hatte,  wenn  dem  Täter  die 
Schwangerschaft  seines  Opfers  nicht  bekannt  gewesen  war,  besagt  das 
Gesetz  nicht;  doch  ist  es  nicht  anzunehmen. 

v.  Liszt  (Tötungsdelikte  S.  73)  über  die  „schweren  Fälle  des  Mordes“ 
entnehme  ich  folgende  Stelle:  „Den  letzten  Ausläufer  dieser  Richtung 

innerhalb  der  Deutschen  Landesgesetzgebung  bildet  Hamburg“  (1869  Art.) 
„118:  «Wird  der  Mord  verübt  an  einer  Schwangeren,  deren  Zu- 
stand der  Täter  kannte  » so  tritt  die  Todesstrafe  ein.“ 

Hingegen  finden  wir  dasselbe  Prinzip  noch  im  St.-G.-B.  für  Buss- 
land 1866,  dessen  Art.  1452  denjenigen  mit  schwerer  Zwangsarbeit  auf 
eine  Zeit  von  15  — 20  Jahren  bedroht,  der  „mit  Vorbedacht  ein  schwan- 
geres Frauenzimmer,  mit  Kenntnis  von  diesem  ihren  Zustand,  tötet“. 

Eine  Unterscheidung  darüber,  in  welchem  Stadium  der  Schwanger- 
schaft die  Getötete  sich  befand  und  ob  vielleicht  das  Kind  nach 
spontanem  Abgänge  oder  sachverständigem  Eingriff336)  — am  Leben 
erhalten  werden  kann,  vermissen  wir  in  allen  diesen  Gesetzen. 


336)  y ergl.  preuss.  Landrecht  II,  20,  § 737 ; Theresiana,  Art.  93,  § 5 (unten  § 126). 
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Eineu  eigentümlichen  Fall  der  Tötung  einer  Schwangeren,  hei  wel- 
chem übrigens  die  vorstehend  angedeutete  Unterscheidung  der  Sachlage 
nach  in  aller  Regel  gegenstandslos  wäre,  bedroht  die  Theresiana. 

„Art.  90,  von  dem  Strassen-  und  Meuchelmord. 

§ 1.  Ein  Strassenmord  wird  begangen,  da  wer  Jemanden  auf  treyen 
Strassen  um  Gewinns  halber  angreifft,  beraubt,  und  zugleich  um  das 
Leben  bringt.  Es  kommt  aber  in  diesem  greulichen  Laster  nicht  eben 
auf  den  Ort  der  verübten  Untliat  an,  sondern  es  sind  auch  jene  Bös- 
wichte, so  Jemanden  in  eigener  Wohnung,  oder  anderwärts  um  eines 
Gewinns  halber  ermorden,  den  Strasseumördern  in  der  Bestraffung  gleich 
zu  halten. 

§ 2.  Unter  dem  Wort  Gewinn  wird  all-  und  jede  Nutzbarkeit,  oder 
vortheilhaftes  Absehen  verstanden;  weshalben  unter  den  Mördern  auch 
nachfolgende  Todschläger  begriffen  sind. 

Fünftens:  Da  wer  eine  schwangere  Weibsperson  ertödtet,  um  der 
Gliedmassen  ihrer  Leibesfrucht  zu  abergläubischen  Dingen  sich  zu  ge- 
brauchen.“ 837) 

§ 124. 

Für  uns  in  erster  Linie  von  Interesse  sind  jene  Gesetze,  welche 
solche  Spezialbestimmungen  nicht  enthalten.  Nach  ihnen  hat  die  Tat 
verschiedene  Auslegung  gefunden. 

1.  Am  häufigsten  wurde  wohl  die  Ansicht  vertreten,  dass  derjenige, 
welcher  die  Schwangere  in  Kenntnis  ihres  Zustandes  tötet,  Mord  oder 
Totschlag  in  Konkurrenz  mit  dem  Verbrechen  der  Fruchtabtreibung 
begehe. 

Als  Vertreter  dieser  Ansicht  nenne  ich  Finger , österr.  Strafrecht,  II, 
S.  63,  und  besonderer  Teil  S.  142;  Horch  S.  42 ; 338)  Olshausen  S.  810; 
Thomsen  S.  335. 

337)  Yergl.  dazu  das  chinesische  Strafgesetzbuch  Ta-Tsing-Lü-Li  vom  Jahre 
1727,  lü  288:  „Tötung  zu  dem  Zwecke,  die  zerstückelten  Glieder  des  Getöteten  zu 
Zaubereien  zu  benützen“  ( Kreis  S.  379). 

Dieser  von  seinem  Standpunkte  aus,  der  die  Frucht  „als  eine  Persönlichkeit 
mit  selbständigem  Recht  auf  Leben“  auffasst:  „Die  Tötungshandlung  des  Dritten 

verletzt  also  sowohl  das  Rocht  der  Mutter  auf  Leben  als  das  Recht  des  Fötus  auf 
Leben,  und  da  derselbe  wissen  musste,  dass  mit  der  Tötung  der  Mutter  zugleich  das 
Leben  des  Embryo  zugrunde  gehe,  so  ist  auch  Ergebung  in  den  schlimmsten  Erfolg 
bezüglich  des  letzteren  gegeben,  es  liegt  sowohl  dolose  Tötung  der  Mutter  wie  dolose 
Tötung  dos  Fötus,  ideale  Konkurrenz  zwischen  §211  resp.  §212  und  § 220  vor.“ 
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2.  Oppenhoff- Delhis  unterscheiden  2 Fälle  und  sagen  mit  Bezug 
auf  das  Deutsche  Reichs- St.-G.-B. : 

a)  S.  516.  War  der  Vorsatz  des  Täters  auf  Abtreibung  nicht  ge- 
richtet, so  heisst  es:  Ebensowenig  ist  „ein  Dritter,  welcher  die  Schwan- 
gere vorsätzlich,  aber  ohne  jene  Willensrichtung  tötet,  gleichzeitig  aus 
Abs.  3 (des  § 218)  bezw.  aus  § 220  strafbar.“ 

b)  S.  520.  War  aber  der  Vorsatz  des  Täters  auf  Tötung  und  Ab- 
treibung gerichtet,  so  „scheidet  Abs.  2 (des  § 220)  aus,  wenn  der  Tod 
der  Schwangeren  gewollt  war;  hier  konkurriert  das  Verbrechen  des 
Absatzes  1 mit  vorsätzlicher  Tötung  beziehungsweise  Mord.“ 

v.  Holtzendorff  S.  459  findet  keine  Abtreibung  gegeben,  „wenn  die 
Handlung  nicht  unmittelbar  gegen  die  Frucht  gerichtet  war“.  339) 

Gleicher  Ansicht  v.  Fabrice-  Weber  S.  33. 

Binding , Lehrbuch  S.  39,  betont  von  seinem  Standpunkte  (dass 
nur  die  Tötung  der  Frucht  das  vollbrachte  Verbrechen  der  Abtreibung 
ergebe)  aus:  „Wer  die  Schwangere  vorsätzlich  tötet  mit  dem  Bewusstsein , 
dass  das  Kind  sterben  wird,  begeht  Mord  respektive  Totschlag  in  Ideal- 
konkurrenz mit  Abtreibung.“ 

Meyer- Allfeld  S.  388  bemerken,  dass  „auch  die  vorsätzliche  Tötung 
der  Schwangeren  durch  einen  Anderen  zugleich  Abtreibung  sein  kann.11 

3.  v.  Liszt  S.  330  findet  dagegen,  dass  „Tötung  der  Schwangeren 
durch  einen  Dritten  niemals  zugleich  als  Abtreibung  strafbar“  sei,  da  die 
Frucht  kein  vom  mütterlichen  Leben  trennbares340)  Dasein  hat. 

Nach  v.  Schwarze  S.  608  kommt  „der  abortus  als  Folge  einer  do- 
losen  Körperverletzung  ...  neben  der  letzteren  nicht  in  Betracht,  son- 
dern nur  als  Strafabmessungsgrund“. 

Ich  schliesse  mich  dieser  Ansicht  an. 

Übrigens  ist  natürlich  auch  wieder  zu  unterscheiden  zwischen  dem 
Standpunkte,  der  nur  in  der  Tötung  der  Frucht  den  Tatbestand  des 
Verbrechens  erblickt,  und  dem,  der  auch  die  Strafbarkeit  der  Abtreibung 
im  engeren  Sinne  anerkennt.  Für  den  ersteren  Standpunkt  Hesse  sich 
höchstens  Versuch  der  Abtreibung  (in  Konkurrenz  mit  Tötung  der 
Schwangeren)  annehmen,  wenn  das  Kind  lebend  aus  dem  Mutterleibe 
gelangt  und  auch  nicht  infolge  der  die  Mutter  tötenden  Handlung  stirbt. 

839)  Nach  ihm  S.  459  ist  „ein  Mordversuch  gegen  eine  Schwangere,  deren  Zu- 
stand man  kannte,  nicht  ein  Verbrechen  mit  einem  doppelten  Objekte“. 

o.  Liszt  meint  selbstverständlich  „trennbar“  im  Sinne  von  „unabhängig“. 
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Das  Gegenstück  dazu  wäre,  dass  zwar  die  Schwangere  am  Leben 
— vielleicht  sogar  unverletzt  — bleibt,  jedoch  infolge  des  Angriffes 
der  (vorzeitige)  Abgang  der  Frucht  erfolgt. 

Nach  Ansicht  derer,  die  in  der  vollbrachten  Tötung  der  Schwangeren 
niemals  auch  Abtreibung  erblicken,  kann  auch  hier  — beim  Versuch 
ihrer  Tötung  — keine  solche  angenommen  werden.  Es  bleibt  also  bei 
der  Bestrafung  wegen  Mordversuchs  unter  Berücksichtigung  des  Ab- 
ganges der  Frucht. 

Betreffs  des  geltenden  österreichischen  St.-G.-B.  genügt  der  Hinweis 
auf  seinen  § 1,  der  den  dolus  indirectus  anerkennt.341)  Danach  könnte 
in  unserem  Falle  allerdings  (dolose)  Abtreibung  angenommen  werden. 

Schliesst  man  sich  der  Ansicht  an,  dass  in  der  Tötung  einer 
Schwangeren  auch  das  Verbrechen  der  Abtreibung  zu  erblicken  sei,  so 
müsste  man  selbstverständlich  für  den  Regelfall  — d.  h.,  soferne  nicht 
Tötung  einer  dazu  Einwilligenden  vorliegt  — Abtreibung  ohne  Zu- 
stimmung der  Schwangeren  annehmen.  Anders,  wenn  die  Tötung  mit 
Einwilligung  der  Schwangeren  oder  gar  auf  ihr  Verlangen  stattfindet. 

Speziell  für  das  Deutsche  Reichs- St.-G.-B.  ergibt  sich  in  dieser 
Richtung  eine  interessante  Folgerung:  Wenn  jemand  die  Schwangere 

auf  ihr  „ausdrückliches  und  ernstliches  Verlangen“  tötet,  so  begeht  er 
mit  der  Tötung  der  Schwangeren  nur  ein  Vergehen,  während  die  nach 
obiger  Ansicht  angenommene  Abtreibung  ein  Verbrechen  im  engeren 
Sinne  wäre.  Bei  der  Beurteilung  wäre  also  zufolge  § 73  des  Deutschen 
Reichs- St.-G.-B.  die  Tat  nach  § 218,  nicht  nach  § 216  zu  bestrafen. 

2.  Unterabschnitt:  Die  Hinrichtung. 

§ 125. 

Ein  besondrer  Fall  der  Tötung  einer  Schwangeren  wäre  deren  Hin- 
richtung durch  die  staatlichen  Organe  auf  Grund  eines  rechtskräftigen 
Todesurteiles. 

In  diesem  Falle  ergibt  sich  die  Frage  nach  dem  Recht  — bezw. 
nach  der  Pflicht  — des  Staates,  durch  Verzicht  auf  das  ihm  zustehende 
Recht  auf  Vernichtung  der  schwangeren  Frau  deren  Frucht  zu  schonen. 

Dieses  Recht  des  Näheren  zu  untersuchen  und  zu  begründen,  wäre 
müssig.  Das  Begnadigungsrecht  des  Staates  steht  wohl  fest,  und  gewiss 


341)  Vergl.  oben  S.  202. 
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ist  zu  seiner  Ausübung  keineswegs  die  Zustimmung  des  zu  Begnadi- 
genden erforderlich. 

Auch  die  Beweggründe,  welche  den  Staat  zu  einer  solchen  Scho- 
nung bestimmen,  sind  für  das  Resultat  gleichgiltig.  Es  können  (theore- 
tisch) populationistische  Gründe  ebensogut  sein,  wie  die  Rücksicht  auf 
das  noch  ungeborene  Geschöpf  um  seiner  selbst  willen,  der  „eerbied“  342) 
vor  seinem  Leben  an  sich  oder  andere  Gründe. 

Dieses  Recht  kann  der  Staat  in  verschiedener  Weise  ausüben: 
Dadurch,  dass  er  ein  Todesurteil  über  eine  Schwangere  nicht  fällen 
lässt;  dadurch,  dass  er  eine  Schwangere  einem  bestimmten  prozessualen 
Yerfahren,  dessen  Ergebnis  mit  Wahrscheinlichkeit  die  — unaufschieb- 
bare — Todesstrafe  ist,  nicht  unterwirft ; durch  Begnadigung  einer  zum 
Tod  verurteilten  Schwangeren;  durch  Aufschiebung  ihrer  Hinrichtung. 

Dem  bezeichneten  Rechte  des  Staates  steht  meines  Erachtens  auch 
die  Pflicht  desselben  zur  Schonung  des  werdenden  Lebens  gegenüber  in 
jenen  Fällen,  in  welchen  die  Frucht  bereits  den  auf  S.  88  bezeichneten 
Entwicklungsgrad  erreicht  hat,  u.  z.  aus  den  dort  angegebenen  Gründen. 

Eine  solche  Schonung  der  Frucht  hätte  dann  auch  zur  Nachsicht 
der  Todesstrafe  für  die  Schwangere  zu  führen,  da  sonst  die  Verlängerung 
ihrer  Haft  eine  Verschärfung  der  Todesstrafe  bedeuten  würde. 

Bestimmungen  im  oben  angedeuteten  Sinne  hat  es  bereits  lange 
vor  Christi  Gebirrt  gegeben  und  lange  bevor  man  an  eine  Bestrafung 
der  Abtreibung  dachte ; sie  haben  sich  bis  in  die  neueste  Zeit  erhalten. 

Selbstverständlich  suchten  häufig  „Verbrecberinnen  durch  Vor- 
schützen der  Schwangerschaft  Begnadigung  zu  erlangen“  ( Knapp  S.  76), 
und  da  bekanntlich  ehedem  meist  Männer  und  Weiber  promiscue  die- 
selben Gefängnisse  bevölkerten,  mag  so  manche  Schwängerung  zum 
Zweck  der  Lebensrettung  erfolgt  sein. 

Diese  Frage  ist  heutzutage  wohl  nicht  mehr  akut.  Eine  andere 
jedoch  lässt  sich  nicht  von  der  Hand  weisen.  Es  ist  nicht  ausgeschlossen, 
dass  von  zwei  oder  mehreren  zum  Tode  Verurteilten  gerade  die  Haupt- 
schuldige schwanger  ist.  In  solchen  Fällen  würde  wohl  nur  die  Be- 
gnadigung der  minder  schuldigen  Mitverurteilten  der  Gerechtigkeit  ent- 
sprechen. — 

Schon  Dioclorus  Siculus  und  Plutarch  berichten  uns  von  einem 
Gesetz  der  Ägypter , wonach  mit  der  Hinrichtung  einer  Schwangeren 


M2)  Ycrgl.  oben  S.  88. 
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bis  zu  ihrer  Entbindung  gewartet  werden  musste.  Dieselbe  Bestimmung 
war  nach  Plutarch  auch  bei  den  Griechen  vorhanden,  die  doch  die  Frucht 
durchaus  als  pars  viscerum  betrachteten  und  ihre  Abtreibung  straflos 
Hessen  ( Horch  S.  1). 

Der  gleiche  Grundsatz  galt  bei  den  Römern.  Die  einschlägige  Stelle 
der  Digesten  ist  die  L.  3 de  poenis  48,  19.  Sie  lautet:  „Praegnantis 

mulieris  consumendae  damnatae  poena  differtur,  quoad  pariat.“ 

Die  Graugans  (1258 — 1271)  bestimmt:  „Nequis  foeminae,  quam 

partum  vitalem  in  utero  gerere  seit,  attentatum  mortis  inferat,  facta 
quamvis  securitatis  vitalis  dispendio  puniendas  jamjam  commisisset,  imo 
quamvis  condemnata  fuerit  jure  tarnen  non  caeditur“  ( Gragäs , Vigslodi, 
Tit.  XXXV). 

Der  Schwabenspiegel  (1275)  verfügt  im  Art.  211:  „Man  sol  über 

dehein  wip,  diu  lebendes  kint  treit,  niht  hoher  rihten  wan  ze  hut  und 
ze  hare.  Ob  man  ir  daz  niht  geloubet,  so  suln  si  zwo  biderbe  husfrowen 
besehen  an  einer  heimlichen  stat.  Sagen  die  bi  ir  eide,  daz  si  lebende 
kint  treit,  man  sol  sie  niht  töten,  swie  groz  diu  schulde  ist.  Man  sol  si 
halt  also  gefuge  slahen,  daz  ir  da  von  an  dem  kinde  iht  missege;  wan 
da  wurde  ein  schöniu  sele  verlorn  und  ein  lip.“  — Eine  Strafbestim- 
mung über  Abtreibung  kennt  der  Schioabenspiegel  jedoch  nicht. 

Auch  die  Theresiana  (Art.  41,  § 6)  lässt,  „nur  zeitweilig  aber,  und 
bis  zur  Behebung  der  unterlau ffenden  Behinderung“,  den  Vollzug  pein- 
licher Strafen  aussetzen,  „wenn  sich  die  verurteilte  Person  für  schwanger 
angibt,  und  dieses  Angeben  wahr,  oder  doch  zweifelhaft  befunden  wird.“ 

Die  österreichische  St.-P.-O.  vom  23.  5.  1873  (mit  Geltung  vom 
1.  1.  1874)  enthält  diesbezüglich  zwei  Vorschriften.  § 398:  „Wenn 
der  zum  Tode  oder  zu  einer  Freiheitsstrafe  Verurteilte  zur  Zeit, 
wo  das  Strafurteil  in  Vollzug  gesetzt  werden  soll,  geisteskrank 
oder  körperlich  schwer  krank,  oder  die  Verurteilte  schwanger  ist, 
hat  die  Vollziehung  so  lange  zu  unterbleiben,  bis  dieser  Zustand 
aufgehört  hat.“  Selbstverständlich  darf  auch  in  diesem  Falle  die 
Verkündung  an  die  Verurteilte,  dass  das  Urteil  vollstreckt  werden 
wird,  erst  am  Tage  vor  der  Hinrichtung  stattfinden.  Übrigens  wird 
praktisch  mit  Sicherheit  Begnadigung  erfolgen.  — § 437,  welcher 
das  Verfahren  vor  dem  Standgerichte  betrifft,  besagt  in  Absatz  2:  „Schwer 
Erkrankte  und  Schwangere  dürfen  nicht  vor  das  Standgericht  gestellt 
werden.“ 
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Die  St.-P.-O.  für  das  Deutsche  Reich  (1877,  mit  Geltung  vom  1.10. 
1879)  bestimmt  in  § 485,  Abs.  2:  „An  schwangeren  und  geisteskranken 
Personen  darf  ein  Todesurteil  nicht  vollstreckt  werden.“ 

Von  irgend  einem  Stadium  der  Schwangerschaft  ist  in  allen  diesen 
Bestimmungen  nichts  erwähnt.  Auch  wird  kein  Unterschied  darin  ge- 
macht, ob  die  Schwangerschaft  eine  eheliche  oder  uneheliche  ist. 

Auch  noch  andere  Gesetze  enthalten  solche  Bestimmungen.  Ich 
begnüge  mich  jedoch  damit,  hier  noch  auf  das  St.-G.-B.  für  Kolumbia 
1890,  Art.  53  hinzuweisen:  „Si  una  mujer  condenada  ä muerte  se  de- 
clara,  y se  comprueba  que  estä  en  cinta,  no  sufrirä  la  pena,  ni  aun  se 
le  notificara  la  sentencia,  basta  cuarenta  dias  despues  del  parto.“ 


Anhang. 

§ 126. 

Anhangsweise,  obwohl  eigentlich  nicht  hiekergehörig,  mögen  einige  Fälle 
erwähnt  werden,  in  denen  der  Staat  bei  Verfügungen  betreffs  einer  Schwangeren 
besondere  Rücksicht  auf  deren  Frucht  nimmt. 

Nicht  nur  die  Todesstrafe,  auch  andere  körperliche  Strafen  und  die  Tortur 
durften  nach  verschiedenen  Gesetzen  an  einer  Schwangeren  nicht  vollzogen 
werden. 

Dahin  gehört  das  römische  Recht,  und  dessen  Bestimmung  wurde  „admise 
par  tous  les  peuples  anciens“  ( Montier , Essai  S.  26).  Der  Grund  dazu  war 
wohl  nicht  überall  das  Mitleid  für  die  Schwangere,  sondern  der  Wunsch,  dem 
werdenden  Menschen  als  künftigem  Staatsbürger  kernen  Schaden  zu  tun. 

Hier  ist  auch  Art.  88,  § 11  der  Theresiana  zu  erwähnen,  demzufolge 
Schwangere  und  Kindbetterinnen  von  der  Tortur  befreit  sind;  „nach  der 
Kindbette  aber  solle  man  dem  Kind  eine  Amme  zustellen,  sodann  kann  man 
sie  auch,  doch  etwas  leichter  peinlich  fragen.“ 

Nur  kurz  möchte  ich  andeuten,  dass  manche  Gesetze  noch  weitergehen.  So 
verordnet  zwar  das  St.-G.-B.  für  Kolumbia  1890,  Art.  28,  dass  die  Komplizen 
eines  zum  Tode  Verurteilten  der  Exekution  beizuwohnen  haben;  schwer 
Kranke  und  Schwangere  aber  werden  von  dieser  Assistenz  enthoben.  Ob 
dabei  auch  die  Rücksicht  auf  das  bekannte  „Verschauen“  mitspielt,  entzieht 
sich  meiner  Kenntnis. 

Als  gleichfalls  von  Rücksicht  auf  die  Frucht  diktiert  sei  eine  Bestimmung 
der  dom  Numa  Pompilius  zugeschriebenen  leg  es  regiae  (§  12)  erwähnt,  welche 
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besagt:  „Mulierem,  si  praegnans  mortua  fuat,  nisi  cxciso  partu,  ne  humato: 
qui  86cus  faxit,  quasi  spem  animantis  peremerit  reus  esto.“ 

Diese  Bestimmung  ging  durch  Marcellus  mit  wenigen  textlichen  Ände- 
rungen in  die  Digesten  über.  343) 

Die  Bestimmung  blieb  aber  nicht  auf  das  alte  Rom  beschränkt.  Wir 
finden  sie  auch  anderwärts  und  zu  verschiedenen  Zeiten  bis  in  die  Gegenwart. 

Von  späteren  Vorschriften  z.  B.  verfügte  die  preussische  Hebammenord- 
nung vom  30.  8.  1693  in  Punkt  5:  „Insonderheit,  da  es  sich  begeben  solte, 
dass  etwa  die  Frucht  im  Mutterleibe  todt,  die  Mutter  aber  lebendig,  oder 
hingegen  die  Mutter  todt  und  das  Kind  im  Leben,  sollen  sie  gehalten  sein, 
alsofort,  wann  sie  solches  verspühren,  ohne  einigen  Verzug,  einen  verständigen 
Medicum  oder  Chirurgum  fordern  zu  lassen,  damit  die  todte  Frucht  ausge- 
trieben, oder  auf  andere  Weise  und  Wege  die  Mutter  davon  entlediget;  oder 
auch  im  Gegenteile  durch  zulängliche  Mittel,  der  noch  lebenden  Frucht  zur 
Welt  geholffen  und  sie  beym  Leben  erhalten  werde“  ( Mylius , V.  Teil,  IV.  Abt., 
I.  Kapitel,  S.  55). 

Das  preussische  allgemeine  LandrecM  konnte  auf  eine  solche  Bestimmung 
nicht  verzichten.  Sein  § 737  (H,  20)  verfügt:  „Personen,  die  während  ihrer 
Schwangerschaft  und  vor  der  Entbindung  gestorben  sind,  dürfen  nicht  eher 
beerdigt  werden,  als  bis  wegen  Rettung  des  im  Mutterleibe  befindlichen  Kindes 
die  erforderlichen  Anstalten  mit  der  nötigen  Vorsicht  getroffen  worden.“ 

Auch  die  kurhessische  Medizinalordnung  vom  10.  7.  1830  enthielt  in  ihrem 
§154  die  Anordnung,  das  Kind  aus  dem  Leibe  der  toten  Mutter  herauszu- 
schneiden. 

Das  St.-G.-B.  für  Griechenland  1834  bestimmt  im  Art.  302:  „Nach  den 
Bestimmungen  über  Tötung  aus  Fahrlässigkeit  wird  bestraft : 1.  Wer  wissent- 
lich eine  schwangere,  vor  ihrer  Entbindung  gestorbene  Person,  deren  Leibes- 
frucht mit  Rücksicht  auf  die  Zeit  der  Schwangerschaft  schon  lebensfähig  sein 
kann,  ohne  Untersuchung  durch  einen  öffenlich  angestellten  Arzt  oder  Ge- 
burtshelfer, oder  mit  Umgehung  der  von  demselben  zur  Rettung  des  Kindes 
dienlich  befundenen  Mittel,  beerdigt  oder  beerdigen  lässt.“ 

Nach  der  österreichischen  Dienstesvorschrift  für  Hebammen  vom  10.  9. 
1897,  § 29  b 13,  hat  die  Hebamme  bei  „allen  gefahrdrohenden  Zufällen,  sowie 
bei  Erkrankungen  oder  beim  plötzlichen  Tod  der  Gebärenden“  sofort  auf  die 
Herbeirufung  eines  Arztes  zu  dringen.  Ein  Hofdekret  vom  2.  4.  1757  ordnet 
an:  „Wenn  eine  schwangere  Frau  in  Kindesnöten  stirbt,  soll  die  Frucht  so- 
gleich durch  Operation  von  ihr  genommen  werden,  doch  mit  der  nämlichen 
Bescheidenheit  und  Vorsicht,  als  ob  die  Operation  an  einer  lebenden  Frau  zu 

343)  L.  2.  Dig.  de  mortuo  inferendo  et  sepulcro  aodificando  11,  8:  „Negat  lex 
Regia,  mulierem,  quae  praegnans  mortua  sit,  humari,  antequam  partus  ei  oxcidatur; 
qui  contra  fecerit,  Bpem  animantis  cum  gravida  peremisse  videtur.“ 
v.  Liszt,  Kriminelle  Fruchtabtreibung. 
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geschehen  hätte.“  Diese  Verordnung  besteht,  wie  Herr  Professor  Dr.  Albin 
Haberda  mir  freundlichst  mitteilte,  noch  zu  Recht.  Es  ist  jedoch  anzunehmen, 
dass  sie  nur  für  dio  letzten  drei  Lunarmonate  der  Schwangerschaft  Gültig- 
keit hat. 

Die  Dienstanweisung  für  die  preussischen  Hebammen  1904  verfügt  in 
§ 13:  „Hat  die  Hebamme  Grund  zu  vermuten,  dass  eine  Schwangere  in  den 
letzten  Monaten  ihrer  Schwangerschaft,  oder  eine  Gebärende  noch  vor  er- 
folgter Entbindung  sterben  werde,  so  hat  sie  es  dem  Kreisärzte  oder  dem 
nächsten  Arzte  rechtzeitig  anzuzeigen , damit  dieser  Anstalt  treffe , sofort 
nach  erfolgtem  Tode  der  Mutter  womöglich  noch  das  Kind  zu  retten.  Ist 
aber  dem  Anschein  nach  der  Tod  unerwartet  schon  eingetreten,  so  haben 
sie  darauf  zu  dringen,  dass  der  nächste  Arzt  sogleich  gerufen  werde,  und  bis 
zu  dessen  Ankunft  Wiederbelebungsversuche  nach  den  Vorschriften  des  Lehr- 
buches anzustellen.  Von  jedem  Todesfall  einer  Schwangeren,  Gebärenden  oder 
Wöchnerin  in  ihrer  Praxis  haben  die  Hebammen  dem  Kreisärzte  ungesäumt 
Anzeige  zu  erstatten.“ 

In  doppelter  Richtung  „sorgte“  die  Theresiana  (1768)  für  die  Leibes- 
frucht einer  schwangeren  Selbstmörderin.  Art.  93,  § 5 verordnet:  „So  ein 

schwangeres  Weib  sich  selbst  ertödtete,  solle  man  ihr  den  Leib,  so  viel  mög- 
lich, alsobald  aufschneiden,  und  die  Leibesfrucht  herausnehmen,  damit  das 
Kind  entweders  erhalten,  oder,  im  Falle  die  Selbstentleibung  boshaft  beschehen 
wäre,  nicht  zugleich  mit  der  schuldigen  Mutter  der  Bogräbniss  (wie  hienach 
folgen  wird)  beraubt  werde.“  844)  Die  Selbstmörderin  selbst  ist  nämlich  nach 
§ 7 ibidem  „wie  ein  Viehe  auf  einen  Karren  zu  legen“  und  „unter  das 
Hochgericht  oder  sonst  ein  schmähliches  Ort“  zu  verscharren. 

Am  Schlüsse  dieses  Abschnittes  möchte  ich  noch  J.  P.  Frank  zu  Worte 
kommen  lassen,  welcher  S.  575  erzählt,  dass  doch  noch  oft  genug  eine 
merkliche  Zeit  verfliesse,  in  welcher  das  verschlossene a45)  Kind,  auch  sogar 
die  deutlichsten  Zeichen  seines  noch  kräftigen  Lebens  von  sich  gibt:  und 
dass  man  zuweilen  in  Fällen,  wo  auch  diese  äusserlichen  Zeichen  fehlten; 
dennoch,  wider  alles  Vermuthen,  noch  lebende  Kinder  aus  der  todten  Bähr- 
mutter  gezogen  hat,“  ebenso  aber  auch  Diintzer,  welcher  (S.  6)  „die  höchst 
auffallende  Tatsache“  behauptet,  „dass  von  allen  auf  solche  Weise  gerotteten 
Kindern  keines  das  Alter  eines  erwachsenen  Menschen  erreicht  habe.“  Die 
Richtigkeit  des  letzteren  Satzes  dürfte  sich  allerdings  anzweifeln  lassen. 

344)  Vergl.  das  preussische  Landrecht,  H,  20,  §§  949  und  950,  in  welchem  der 
Umstand,  dass  das  verstorbene  Kind  „ohne  kirchliche  Begräbniss“  geblieben  ist,  als 
erschwerend  angenommen  wird. 

S45)  D.  h.  in  der  toten  Schwangeren  zurückgebliebene. 


:xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx: 


xxxxxxxxx 


xxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxxx 


Verlag  von  Wilhelm  Braumüller  in  Wien  . 

Die  Pflichten  des 
ansserehelichen  Konkumbenten 

Ein  Beitrag  zur  Revision  des  Österreichischen  allgemeinen 
bürgerlichen  Gesetzbuches,  mit  besonderer  Berücksichti- 
gung des  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das  Deutsche  Reich 
und  des  Entwurfes  eines  schweizerischen  Zivilgesetzbuches 

von  Dr.  Eduard  Ritter  v.  Liszt  in  Wien 
XII  und  156  S.,  gr.  8°  — Preis  4K.  = M.  3.40 

Ein  Wiener  Richter,  ohne  Zweifel  ein  hochbegabter,  durchwegs 
moderner  und  kühner  Mann,  der  sein  Dasein  nicht  mit  dem 
Singen  und  Sagen  yon  Gesetzesparagraphen  verbrachte,  sondern 
Leben  und  Mensohen  scharf  musterte,  die  seine  Gerichtsstube  be- 
traten, hat  dieses  Buch  geschrieben,  von  dem  man  sagen  kann,  es 
sei  ein  Wunder,  dass  hundert  Jahre  seit  dem  Bestände  des  bürger- 
lichen Gesetzbuches  vergehen  konnten,  ehe  es  verfasst  wurde.  . . . 
Verfasser  verlangt  Gerechtigkeit  und  billige  Berücksichtigung  der 
Interessen  aller  Beteiligten:  von  Mann,  Weib  und  Kind.  Schutz 
den  ausserehelichen  „Tätern“  gegen  erdichtete  Vaterschaft,  Schutz 
gegen  Erpressung,  Schutz  gegen  Übermass  von  Leistung!  Hier 
vernehmen  wir  einmal  mit  Recht  auch  den  Ruf:  „Schutz  dem 
Manne!“  An  dem  Buche  wird  eine  folgende  Gesetzgebung  nicht 
vorübergehen  können,  wie  es  unserer  Überzeugung  nach  schon  jetzt 
auf  die  Praxis  nicht  ohne  Einfluss  bleiben  wird,  da  es  kein  Akten- 
wurm, sondern  ein  Weltmann  geschrieben.  Wir  müssen  das  Buch 
nach  seiner  Anlage,  nach  der  Sohärfe,  mit  der  es  Vernunft  und 
Gerechtigkeit  vertritt,  nach  Stil  und  Logik  als  ein  bedeutendes 
Werk  bezeichnen,  das  uns  den  Verfasser  ganz  ausserhalb  und  über 
der  richterlichen  Schablone  zeigt.“ 

(Dr.  Kraszna,  Wien.  „Das  literar.  Deutsch-Österreich“,  Wien,  1.  Aug.  1907.) 

„ Noch  eine  kurze  Schlussbemerkung:  v.  Liszt,  der,  wie 

ioh  gezeigt  zu  haben  glaube,  Bich  bemüht  hat,  nach  Möglichkeit 
die  Rechte  aller  Beteiligten  — des  Weibes,  des  Mannes  und  des 
Kindes  — zu  wahren,  erfuhr  von  gewisser  Seite  den  Vorwurf  der 
„Einseitigkeit“.  Jene  Autoren  hingegen,  die  über  ihrer 
wirklich  einseitigen  Betrachtungsweise  der  einschlägigen  Fragen 
völlig  auf  jedes  noch  so  klare  Recht  des  Mannes  vergessen,  er- 
fahren den  Vorwurf  der  Einseitigkeit  nicht.  Das  verstehe,  wer  kann.“ 

( Anne  van  Ehen,  Münohen.  „Bielitz-Bialaer- Anzeiger“,  Bielitz,  30.  Okt.  1909.) 


Zu  beziehen  durch  jede  Buchhandlung 
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Weibliche  Erwerbsfähigkeit 
und  Prostitution 

Von  Dr.  Eduard  Ritter  von  Liszt 

15.  Heft  aus  dem  Verlage  „Ostara“  zu  Rodaun  bei  Wien. 

Zweite  Auflage. 

Preis  40  Heller,  40  Centimes  oder  35  Pfennige. 


Der  Verfasser,  wohlbekannt  durch  seine  „Pflichten  der  unehelichen 
Väter“  (Braumiiller,  Wien),  ist  einer  von  jenen  nicht  allzu  häufigen 
Schriftstellern,  bei  denen  jede  Zeile  von  Wort  und  voll  Genuss  für  jeden 
Freund  der  Wahrheit  ist.  Er  legt  dar,  wieviel  masslose  Übertreibung 
die  Frauenrechtlerinnen,  ihre  Anwälte  und  ihr  Tross  in  dem  Kampfe 
in  das  Treffen  führen,  der  angeblich  um  Rechte,  grösstenteils  aber  um 
Vorrechte  des  Weibes  geführt  wird.  Schlagend  weist  er  zum  Beispiel 
nach,  wie  das  von  diesen  geforderte  allgemeine  und  gleiche  Frauen- 
wahlrecht das  genaue  Gegenteil  von  Recht  und  Gerechtigkeit  gegenüber 
dem  Manne  wäre,  weil  es  diesen  erdrücken  würde,  der  doch  alles  ge- 
schaffen hat.  Zu  geschweigen  von  der  Ungerechtigkeit,  die  darin  gegen 
alle  aktiven  Offiziere  und  Soldaten  läge,  die  überall  vom  Wahlrechte 
ausgeschlossen  sind.  Auch  sonst  findet  der  Leser  hochinteressante  Hin- 
weise auf  stets  ängstlich  vertuschte  Wahrheiten;  z.  B.  die  statistische 
Aufzeichnung,  um  wie  unvergleichlich  viel  mehr  Männer  als  Frauen 
jährlich  aus  Erwerbslosigkeit  und  Not  Selbstmord  begehen.  Das  alles 
sollte  erwogen  werden.  Es  sollte  überhaupt  jeder  diese  Schrift  lesen, 
um  zu  erkennen,  wie  die  Frauenfrage  aussieht,  wenn  sie  nicht  im  mo- 
dernen Phrasonmeer  schwimmt,  sondern  von  einem  ernsten,  gründlichen 
Fachmann  auf  das  feste  Land  nüchterner  wahrhaftiger  Erwägung  ge- 
zogen wird.  Für  die  Bedeutung  der  Liszt’schen  Schrift  zeugt  der  Um- 
stand, dass  sie  binnen  drei  Monaten  zwei  Auflagen  erlebt  hat. 

„Gross-Österreich“ , Wien,  30.  Juli  1910. 
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